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[ PRÄISIDENT WEISS (um 9 Uhr): Ich er- 
öffne die Sitzung. Das Protokoll dar letzten 
Sitzung ist geschäftsordnungsmäßig auf gele- I gen; es ist unbeanstandet geblieben, demnach 
als genehmigt zu  betrachten. Wir gelangen 
zur Beratung der Tagesoirdnung. Wir setzen 
die Verhandlung zum Vorianschlag des Lan- 

t des Niederösterreich für das Jahr 19168 mit 
der Gruppe 6 fort. F 

Zum Wort kommt Herr Prssident Abgeord- 
neter Reiter. 

Abg. REITER: Herr Präsildent! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Schon in der 
Generaldebatte, aber auch in der Spezial- 
debiatte z w  Kapitel 0 haben Redner beider 
Fraktionen grundsätzliche Erklärungen zur 

Raumplanung in NiederÖsterreich abgegeben. 
Ich darf feststellen, daß in den letzten Jahren 
wieiderholt auf die Wichtigkeit und Notwen- 
idigkeit einer entsprechenden Raumplanung 
hingewiesen und ein Raumplanungsgesetz für 
Nieiderwsterreich gefordert wurde. Es h'aben 
die Landeshauptleute Figl, Hartmann und 
auch Maurer wiederholt eine Reihe von Auf- 
trägen an Fachleute des Hauses und an Fach- 
leube des Raumplanungcinstitutes gegeben. 
Inzwiischen ist nicht nur eine Reihe (sehr wert- 
voller Untenlagen geschaffen worden, sondern 
diese haben sich auch in einzelnen F5Nen be- 
reits ausgewirkt und bestens bewiihrt. Es 
haben die Landeshauptleute Figl, Hartmann 
und Maurer in ihren Regierungserklärun1gen 
grundsätzliche Feststellungen über Raum- 
planung und Raumordnung in Niederölster- 
reich getroffen. Ich (darf wohl sagen, nachdem 
dietce Regierungserklärungen mit beiden 
Fraktionen atbbesprochen wurden, daß diese 
Feststellungen auch die Zustimmung aller 
Parteien Mer im Hause gefunden haben. Im 
Jahre 1967 ist in  dieser Frage eine neue 
Situation entstanden. Ich bitte, mir das jetzt 
nicht falsch auszulegen, ich stelle nur sachlich 
fest, daß man irn Jahre 1967 versucht hat, die 
Fragen der Raumplanung und Raumordnung 
da und dort parteimmäßig auszurichten. Man 
hat auch den Versuch unternommen, die 
wenigen Fachleute, die wir auf diesem Gebiet 
haben, parteipoliti'sch festzulegen. Dieser 
Weg, meine sdhr geehrten Damen und Her- 
ren, glaube ich, ist nicht richtig. Wenn man 
versucht, diese wenigen Fachleute auf diesem 
Gebiet politisch festzulegen, dann, glaube ich, 
verlieren sie die Glaubwürdigkeit und schei- 
den als objektive Berater und Planer mehr 
oder weniger aus. Ich glaube, geraide wir in 
Niederösterreich können uns einen solchen 
Luxus nicht leisten, wei'l wir ja eine Menge 
von ungelösten Problemen und, wie ebenfalls 
auf beilden Seiten wiederholt fesbgelegt 
wupde, auch echter Sorgen haben. Ich möchte 
(daher, meine Damen und Herren, gerade in 
dieser sehr entscheildenden und wichtigen 
Frage für  Niederösterreich zur Vernunft 
mahnen. Ich darf vielleicht, um wieder zur 
Sachlichkeit zurückzufinden, eine Brücke 
bauen und hier einige grundsätzliche Fest- 
stellungen zur Raumplanung und Raumord- 
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nung machen. Ich darf es punkteweilse tun, 
damit es rascher und übersichtlicher geht. 

1. Die Raumplanung soll ein völlig neutra- 
les Werkzeug zur Schaffung der optimailen 
Voraussetzungen für die evolutionäre Ent- 
wicklung von Mensch, Gesellschaft und Wirt- 
schaft unter Berücksichtigung der natürlichen 
Gegebenheiten des Raumes sein. 

2. Die Raumplanung ermoglicht eine bes- 
sere Einsicht in die komplexen Zusammen- 
hänge zwischen Raum, Mensch und Gesell- 
schaft und wird damit in allen Bereichen des 
Lebens zur besseren Entscheidung führen. 

3. Geplant wird mit fremdem Geld und 
meist auch auf fremdem Besitz oder Grund- 
stücken. Dies ist aber nur mit Hilfe der Poli- 
tik überhaupt möglich. Die Planung muß 
daher aus dieser alleinigen Feststellung her- 
aus unpolitisch sein, wenn sie auch in stän- 
diger Konfrontation mit den gewählten Poli- 
tikern sein wird und sein muß, welche mit- 
unter die Planung als Hilfsmittel der Politik 
betrachten werden und betrachten müssen. 

4. Die Raumplanung muß nach meiner Auf- 
fassung üiber den Parteien stehen. Sie ist des- 
halb unbedingt aus der Parteipolitik heraus- 
zuhalten. Wo dies nicht gelingt, wird die Fla- 
nung parteipolitisch unterwandert, miß- 
braucht und verzerrt, womit ihr jede Chance 
genommten ist, die ihr zugedachte umfassende 
Ordnungsaufgabe zu erfüllen. 

5. Raumplanung und Wirtschafbsplanung 
sind bei uns, zum Unterschied von totalitären 
Systemen, getrennte Sachgebiete, aber mit 
vielen, vielen Berührungspunkten. Ich glaulbe 
daher, daß Raumplanung eine Angelegenheit 
der Gemeinden, der Lälnder und des Bundes 
ist, die Wirtschaftsplanung hingegen ist h f -  
gabe in erster Linie des Bundes und der Wirt- 
schaft (selbst. Ich glaube, sie wird um so bes- 
sere Ergebnisse erzielen, als es mit Hilfe der 
Raumplanung gelingt, optimlale Vorausset- 
zungen für die wirtschaftliche Entwicklung zu 
schaffen. 

6. Das geeignete Forum für Planungs- 
gespräche siad nach meiner Auffassung nicht 
einseitig orientierte Parte'iveranstaltungen, 
isondern können nur sein: das Padament, die 
Landtage, die Gemeindestuben, der Städte- 
bund, der Gemeindebund und einschlägige 
unpdlitische Fachtagungen, Seminare von 
Fachleuten und Politiikern. 

7. Die Land- und Forstwirtschaft kann die 
Frage der Entwicklung nicht vorbeigehen 
lassen. Daiher glaube ich, daß gerade die 
Landwirtschaft, weil sie am ehesten betroffen 
ist, an einer aktiven und umfassenden Raum- 
ordnungspolitik interessiert sein muß. Eine 
diesbezügliche ernste Feststellung hat der 
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derzeitige Landwirtschaftsminister Doktor 
Schleinzer bereits getroffen. 

8. Niederösterreich und die von diesem 
Bunidesland umschlossene Großstadt Wien 
haben zwangsläufig eine Vielzahl gemein- 
samer Proibleme. Der Prdblemerreger - so 
wage ich zu sagen - ist in Vielen Dingen die 
Bundeshauptskddt Wien, daher muß, wenn 
wir niederösterreichische Raumplanung ernst 
betreiben, der Kontakt gerade mit der Groß- 
stadt Wien aufrecht sein. Ich weiß nicht, ob 
es nicht da und dort notwendig sein wird, 
daß, wenn wir zur Finanzierung so mancher 
Probleme kommen, auch die Bundeshaupt- 
stadt bei manchen Sanierungsmaßnahmen 
auch finanziell wird beitragen müssen. Ich 
freue mich, daß dieser Kontakt mit der Bun- 
deshauptstaldt nicht nur bestanden hat, son- 
$dem gerade in jüngster Zeit wieder neu akti- 
viert wurde und daß gerade dieser Kontakt 
zwischen Wien und NiederListerreich dws ]her- 
ausstreicht, was ich eingangs gesagt habe, diaß 
nämlich Raumordnung und Raumplanung nie 
Sache einer Partei sein können, sondern daß 
diese Raumordnung und Raumplanung eben 
überparteilichen Charakter haben müssen. 

9. Der Baularndsanierungsbedarf der Ge- 
meinden Niederösterreiohs, aber auch Wiens 
ist besorgniserrelgend. Die Gemeinden 
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gegenüber und werden au6 eigener 
weder die bereits entstandenen En 
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13. Der Erfolg jeglicher Raumplanung 
hängt von den vorhandenen Geldmitteln ab, 
da es kaum eine Raumordnung geben wird, 
da es kaum ein Raumordnungsproblem geben 
kam, das sich nicht auch finanziell auswirkt. 

14. Daiher ist nach einem Gesetzeskschluß 
auf diesem Gebiete und einer Rangordnung 
zur Erledigung der echten Probleme Nieder- 
osterreichs sicherlich in Zukunft mehr Geld 
notwendig als in der Verigangenheit. Dieses 
GeLd muß zweckmäßig so verwenldet werden, 
daß ein maxiimaler Erfolg für  unser Land 
gewährleistet ist. 

Damiit bin ich am Ende der mir am wich- 
tigsten erscheinenden Fragen zur Raumoiid- 
nung unid Raumplanung in Niederösterreich. 
Die Verantwortung für die Verwendung der 
öffentlichen Mittel kann nur der Politiker 
tragen; hier ist im Gegensatz zum Experten 
und Fachmann eben der Politiker allein ent- 
scheiidend. 

Ich glaube, es werden sich die offenen Pro- 
bleme nur im Zusammenwirken mit Iden 
Fachleuten des Raumplanung, den Fachkräf- 
ten der Finanzverwaltung und den verant- 
wortlichen Politikern lösen lassen. 

Meine Damen unid Herren! Eine erfolg- 
reiche Landesplanung wird auch den Bund 
mit einschließen müssen, auch der Ehnd wird 
entsprechende gesetzliche Regelungen durch- 
fiihren müssen. Wenn Sie 'den OEEC-Be- 
richt für  Österreich vom 5. August 1965 lesen 
- seither ist i$ber die Raumordnung und 
Raumplanung in Österreich nichts mehr ver- 
öffentlicht worden -, ersehen Sie daraus die 
Problematik der Raumordnung in Osterreich. 
Sie geht vornehmlich in Richtung einer er- 
forderlichen Koordination, nicht nur in verti- 
kaler, sondern vor alleim auch in horizontaler 
Richtung. Dieser Bericht stellt zusammenfas- 
send folgendes fest: Er sagt, daß eine Ver- 
stärkung der regionalpolitischen Maßnahmen 
in Osterreich in der nächsten Zukunft zwei- 
fellos zwei Grunidprinzipien entsprechen muß. 
Ich zitiere nun wörtlich (liest): , ,l.  sind in der 
Forschung und in der Vorbereitung der Ar- 
beiten ephebliche Anstrengungen nötig, )die 
auf eine klarere, auf Grund eines Gesamt- 
konzepts für ganz Osterreich formulierte 
Regionalpolitik abzuzielen haben. Hier hat 
Österreich den Vorteil, daß es die ziemlich 
gut entwickelbe Methodologie unid For- 
schungserfahrung einiger Imtitution,en be- 
sitzt, die bereitis auf diesiean GeMete arbei- 
ten. Was hier geleistet wird, verdient Beach- 
tung seibens anderer Länder, die mit den 
gleichen Problemen käimpfen. 

2. besteht, während diese Arbeiten fort- 
schreiten, die Möglichkeit, ziemlich viel da- 
durch zu erreichen, daß man die bereits ver- 

fügbaren Geldmittel wirksam und rationell 
einsetzt. Dies ist vor allem eine Frage der 
besseren Koordinierung und müßte ohne 
radikale Änderungen in Österreichs gegen- 
wärtigem Verwaltungsapparat zu erreichen 
sein." 

Ich glaube - und damit komme ich zum 
Schluß -, wenn d i r  diese wichtigen Ge- 
zdchtspunkte, die ich versucht habe in ihren 
Grunidzügen herauszwstreichen, beachten 
und eine reale Einstellung zur Raumpla- 
nung, zur Rawmonldnung haben, wird uns 
die gemeinsame Verhandlung und das k m -  
mende Raumplanungsgesetz und ieine posii- 
tive Raumordnung in Niede,rösterreich er- 
leichtert weriden; wir weriden (dann die Vor- 
aussetzung für gemeinsame Erfolge um die 
Erhaltung der Zukunft unseres Lande; 
schaffen. 

Ich darf hier die Bitte aussprechen, daß wir 
von dieser Warte aus in Zukunft gemeinsam 
die Probleme Niedertisterreichs sehen, ge- 
meinsam um ein entsprechendes Gesetz im 
kommenden Jtahr Mngen und damit die Vor- 
aussetzung schaffen, ldaß wir für Niederöster- 
reichs Zukunft wirklich das Bestmögliche 
herausholen in gemeinsamer, verantwor- 
tungsvoller Apbeit um dieses Land. (Beifall 
bei der OVP.) 

PRÄSIDENT WEISS: Als nächster Redner 
kommt Herr Abgeordneter M a r s c h zum 
Wort. 

Abg. MARECH: Herr Präsident, Hohes 
Haus! Meine sehr geehrten Damen und Her- 
ren! Es imst nur eine ganz bescheildene Post 
der Gruppe 6 im Rahmen unseres Laades- 
budgets, diie uns Anlaß gibt, über Raumord- 
nung und Landesplanung zu sprechen. Der 
Katalog, der in Sachen Raumplanung ent- 
worfen wurde, ist lsehr umfangreich. Es hat 
nicht zuletzt (der Herr Landeshauptmann am 
27. April 1967 in einer Pressekonferenz in 
Baden darauf hingewiesen. Er hat hier sehr 
weit zufiüclrgegriffen, sozusagen als Bestands- 
aufnahme. Er hat bekanntgegeben, daß es im 
Land Niederöisterreich bereits 121 Gutachten 
der Raumplanung und 33 größere Arbeiten 
giibt. Diese Bestandsaufnahme, über die auch 
wir als Abgeoiidnete viel später informiert 
wurden, hat  gezeigt, daß fleißige und gute 
Experten am Werik sind. Der Herr Landes- 
hauptmann hat dabei auch einige Fragen er- 
wälhnt. Ich möchte mir erlauben, hier die- 
jenigen herauszugreifen, die uns besonders 
wichtiig erscheinen. Zunächst einmal die Aus- 
findigmlachung echter Mittelpunktorte, ein 
Problem, das uns in den letzten drei Jahren 
sehr berührt hat. Des weiteren Verkehrs- 
Untersuchungen im Hinblick auf den Straßen- 
bau, die Probleme der Industrialisierung, 
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veuhnden mit der Schaffung neuer Anbeits- meindezusammenlegungen erwähnen, iiber 
plätze und dar Brhaltung bestehender, 'die die hier im Rahmen des Budgets schon viel 
Föderung das Fremdenverkehrs; das sind gesprochen wurde. Dabei tmöchte ich aus- 

wlartenden und anzustrebenden regionalen uns von vornherein bejaht und schon 1ä 
Aufbau von Niiederästerreich. Es wurde hier als eiin Problem aufgezeigt wu 

daß ich hier offene Türen ainrenne - 
Hier möchte ich meinem Vorredner in wir auf der Basis der fnaiiwilligen Ge 

men können. (Zwischenruf Präs. Reiter.) Ich positiv begrüßen, um nicht mißversbanden 
habe mir aufgeschrieben ,,getrennte Stand- werden, auch wenn man es gerne henau 
punkte"; dann wären wir also einer Meinung. hören will. Ich glaube nur, daß wir die fr 
Ich möchte es aber so präzisieren, wie wir das willige Basis nicht verlassen dürfen. 
in umerer ersten Raumplainungskonferenz in Zur Frage der Schulbildung und Probl 
Nieiderösterreich mit den Fachleuten getan matik der Zu6amme~egung möchte ich f 

haben. Wir haben festgestellt, daß )sich die stellen, daß wir bei Zusaimmedesngen 
Probleme Niederösterreichs nicht mehr bloß Neugründungen von Pflichkchulen nicht 
durch ein Wirhchaftsprogramm lösen lassen, den geltenden objektiven Maßstä;ba 
sondern daß man diese Wirtschaftsfragen in weichen dürfen. E)s g$bt immer noch 
unserer Zeit in einen größeren Zusammen- 15.000 Schüler in NiederÖsterreich, für 
hang hineinstellen muß. Das heißt, nicht n w  noch keine Voraussetzungen Kr eine mder 

der gesamten Problematik. Wir haben das als 

Voraussetzung, um für das Morgen zu feststellen, daß auch bei der Vers 
schaffen, gienannt. gemeinbildender höherer Schulen 

räumlich geographisch gesehen, sondern in Gmndaugbildung geschaffen 

das heißt, er wurde abgelehnt. Der Bericht 
des zuständigen Amtes sagt sinngemäß dann 

Gmüd und Neunkirchen. 
Und jetzt noch ein wiahtiger Punkt: 

dies sozusagen ein überhörter Hilferuf. Wenn achten, sind wir Sozialist 
heute gesagt wurde, die Landwirtschaft darf nung, daß wir nur für glei 
dabei nicht unterschätzt wenden, sie muß sich gen an höheren Schulen 
geralde nach der Raumordnungspolitik olrien- Wir glauben vielmehr, da 
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gerne meinen Vorschlag auf diese und sogar 
auch auf die kleinen Beamten ausdehnen, so 
daß für alle Berufsschichten die Möglichkeit 
einer guten Schulausbildung gegeben ist. 

Als dritten Punkt hebe ich 'das Gesund- 
heitswesen hervor, in das die Krankenfür- 
sorge einzulbeziehen ist. Aas positives Beispiel 
haben wir den Landesjugendheimplan zu 
erwähnen. Der zuständige Landesrat Otto 
Rösch hat ja erzählt, was mit einem Patienten 
geschieht, der in ein Spital, das voll belegt 
ist, eingeliefert wird. Er hat auch darauf hin- 
gewiesen, welche Hindernisse der Realisie- 
rung einer Bettenzentrale noch entgegen- 
stehen. Diese bilidet ein Teilproblem auf dem 
Gebiete des Gesundheitswesens. Wenn er er- 
wähnt hat, daß wir Regionalspitäler brau- 
chen, dann weise ich darauf hin, daß uns eben 
noch jenes im Marchfeld fehlt. 

Ich betone noch, daß wir drei Einrichtungen 
im Gesundheits- unld Fürsorgewesen ben6ti- 
gen, die sich gegenseitig ergänzen müssen. 
Das sind die Fürsorgeheime, Spitäler, Alters- 
heime und vielleicht auch die Alterspflege- 
heime. Hier muß koordiniert werden, was 
eine sehr wichtige Aufgabe ist. Viertens ist 
noch die positive Zusammenarbeit zwischen 
Wien und Niederösterreich hervorzuheben. 
Ich möchte dazu ganz bescheitden, aber kri- 
tisch bemerken, daß es wenigstens ein schti- 
ner Beginn ist, nachdem man schon vor ein- 
einhalb Jahren davon gesprochen hat. Das 
Institut fiir Raumplanung als Geschäftsstelle 
ist gut gewählt. Ich hoffe, daß dais Kontakt- 
komitee auf Beamtenebene etwas leisten 
können wird. 

Wie mein Vorredner bereits sehr deublich 
erwähnt hat, müssen wir uns in der Frage 
der Raumplanung und Raumordnung immer 
vor Augen halten, daß eine niedertisterrei- 
chische Raumplanung nicht ohne Wien erfol- 
gen kann. Im Hinblick auf die finanzielilen 
Beiträlge können wir aber froh sein, daß es 
umgekehrt der f i l l  war und Wien zum Atus- 
bau der Schnellbahn einiges beigetragen hat. 
überlegen wir uns nun, wie wir die Schnell- 
bahn, deren Ausbau eigentlich Aufgabe des 
Eunides ist, noch weiter ausbauen können. Ich 
denke dabei ganz konkret an den Aulsbau 
nach Schwechat und vielleicht einmal später 
bis Preßburg sowie die Führung der Wiener 
Schnellbahn über Modling bis Wr. Neustadt. 

* 

In diesem Zusammenhang möchte ich nicht I das ,brennende Problem der Nebenbahnen 
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Strecken durchaus keine Folge eines zu gerin- 
gen Bedarfes sei, sondern bloß auf die unzu- 
reichende Verkehrsabwicklung durch die 
Bundesbahn zurücluufüihren sei. Bessere und 
schnellere Züge, etwa Schienenbusse, würden 
die Rentabilität dieser Bahnlinien erheblich 
vergrößern. Die Stillegung einer Reihe von 
Nebenbahnen würde nach Ansicht der Raum- 
planer die regional- und stnikturpolitischen 
Absichten des Landes durchkreuzen. Ich 
ho$fe, daß sich die Landesregierung und der 
Herr Landeshauptmann auch heute noch zu 
diesem Standpunkt bekennen, weil er gerade 
für unsere Gebiete nördlich der Donau wich- 
tig ist. Wir dürfen im Rahmen der Raum- 
planung - auch das ist noch zur Ergänzung 
des Katalogs zu erwähnen - aber die nie- 
derösterreichischen Landesgesellschaften Ne- 
wag und Niogas nicht vergessen. Wir alle 
müssen an ihrer Wiedergenesung interessiert 
sein. Ich kann Ihnen, meine Herren von der 
OVP, nicht den Vorwurf ersparen, daß Sie 
die Gesundung der beiden Landesgesell- 
schaften in bezug auf Finanaierungsumfang 
und Finanzieruagmethoden unzulänglich 
angepackt haben; sie wird daher wenig 
wirksam. Wir hoffen, daß wir Sie tim 
Laufe des nächsten Jahres durch gegebene 
Tatsachen noch davon überzeugen können. 
Leiider ist es uns heuer noch nicht gelungen, 
wie sich ja manches erst ein Jahr später zeigt. 

Nun noch einmal zurück zu den 121 Pla- 
nungsarbeiten. Dazu muß ich leider eine sehr 
harte Feststellung gegenüber dem Herrn 
Landeshauptmann treffen. Herr Landes- 
hauphann, Sie haben die Arbeiten erwähnt, 
aber es fehlt leider an der Realisierung. Nur 
für die Schreibtischlade zu arbeiten, ist eben 
zu wenig, wie sich eine Zeitung ausdrückte. 
Die Pläne wurden leider nicht verwinklicht. 
Ich zitiere nur ein Beispiel, das sich heute 
drastisch auswirkt. Eines aus der großen An- 
zahl der Gutachten aus dem Jahre 1956, also 
vor elf Jahren, beschäftigt sich mit den 
Dauerarbeitsplätzen im Raume von Wiener 
Neustedt. Was ist nun inzwischen geschehen? 
Dieses Projekt ist niem'als realisiert worden; 
aber es haben mittlerweile die Raxwenke zu- 
sperren müssen und, meine Herren, Sie 
waren hier, wo es immerhin darum gegangen 
ist, für die größte Industriehalle Europas 
einen Betrieb zu finden, manchmal zögernd 
und haben lieber Politik gemacht als tat- 
sächlich geholfen. Auch die Betriebe Grün- 
bach und Höflein mußten - ich glaube, das 

ingungen vorfinden übersehen und nur am Rande auf die Mei- heute ohne Bestrafung sagen zu können - 
ihngsreserven auch nung der Raumplaner hinweisen. Ich zitiere nach einer Wahnsinnsinvestition zugesperrt 

mobilisiert werden hier eine Aussendung der Landeskorrespon- werden. Im Zusammenhang mit Höflein hat 
henruf ,,kleine Ge- denz vom 11. Jänner 1967, in der gesagt wird, gerade mein Vorrednler noch am 1. März 1966 
hn ist, möchte ich daß die schwache Frequenz auf einigen dieser und auch später versucht, mich zu rügen. 
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(Dritter Präsident Abg. Reiter: Das habe ich bei unserer zweiten Raumplanungskonferenz 
damals auch nicht gewuflt!) Heute wissen Sie mit den Fachleuten besprochen. Diese 
es, Herr Präisident Reiter, genauso wie viele Schwerpunktorte - vielleicht gibt es Anlaß 
andere, daß Sie (dias Verbrechen mitbegangen zur Kritik, wenn ich das sage, aber wir kön- 
haben, aber wir haben 'es von Anfang an ge- nen darüber reden - müssen aber durch 
wußt. Das war ja der Zündstein der Conti- leistungsfähige Hauptverkehrslinien verbun- 
bank, meine Herren vom ÖAAB, die Sie jetzt den werden, wobei entlang dieser Entwick- 
an dem Aktienpaket, das da verkauft wird, lungsbänder eine weitere schrittweise Infdu- 
zum Teil mitbeteiligt sind. Hoffentlich schnei- strialisierung gefördert werden müßte. 
den Sie gut ab dabei. Aber das nur am Rande. 
(Heiterkeit bei der övp.) ist doch so, daß Soviel zu dem, was in idiieaem Jahre her- 
Sie 250,000.000 Schilling vergeudet, ver- vorg@hoben und vorbereitet wurde. In der 
schwendet haben und dmit zugleich mit- praktischen Durchführung befindien wir uns 
geholfen haben, auch den Betrieb Grünbach aber leider in Niiederösterreich (in einem 
zu sperren. ( ~ b g .  Stangler: War da ein Diliemma. Wir brauchen ein Raumplanungs- 
sozialistischer Vorstand dabei? - Abg. wü- gesetz. ES ist heute schon erwähnt worden, 
ger: Aber darüber darf man ja nicht reden!) und wir sind enidlich einer Meinung darüber. 
~~i~~ H ~ ~ ~ ~ ~ ,  wir können über meden, Ich darf daran erinnern, idaß wir dieses Ge- 

wenn sie  wollen, können wir im ~h~~~ setz schon 1962 gefordert haben. Daimals 
der Raumplanung auch eine Newag-Debatte hablen die Handelskalmmer unld die Land- 
abführen. I& bin gerne dazu bereit, nur wirtschaftskammer Bedenken gehabt; (dann 
glaube lieh nicht, daß sie ganz hiepher gehört. haben sie junktimiert und gesagt, <die Bau- 
(Abg. Dipl.-Img. Robl: Kriegst einen Orden ordnung zuerst und dann die Raumordnung; 
dafür!) Dort zuzusperren und in Höflein den dann hat Herr LandeshauPbann HartMlann 

ein wirtschaftliches Verbrechen. I& hoffe, und erst 1965 haben sie endlich dem 
daß wir uns heute endlich darüber einig sind. Antrag zuestimmt. 1966 ist das Gesetz dann 

sagen, es fehlt bei der Raumpla- eingebracht worden, nachdem Sich der vor- 
nung an manchem; es fehlt der ~ ~ ~ ~ ~ ~ l -  ganger ldes Finanzlandesreferenten mit dem 
verkeh,rsplan, der alle Verkehrsträger um- Herrn Landeshauptmannstellvertreter Dak- 
faßt und wien mit muß; es fehlt tor Tschadek so lange nicht einigen konnte. 
ein stnikturpolitisches Grundsatzkonzept. Die Wir hoffen genauso Wie Sie, daß wir 1968 
best@hen,den Strukturmängel können daher dieses Gesetz beschließen werden können. Ich 
nicht behoben werden. Es fehlt aber auch an möchte nur d a  Obmann #des zuständigen 
der Koordiniemng der regionalpol!itkhen Ausschusses sagen, daß Regierungsvorlagen 
Entscheidungen. Meine Herren, 'die Konse- - U d  in Fragen der Ramplanzmg handelt 
quenzen sind fühlbar, da muß ich auch in es sich um ein solche - bei der Behandlung 
diesem Punkt meinem Vorredner recht Vorrang haben. Ich möchte aber, damit wir 
geben, leider. Ich hoffe, daß wir es bei& be- um auch darüber einig werden, ausidriicklich 
dauern. & sind daher Abwanderungen, feststellen, das Rawplanungsgesietz selbst 
starke Pendelwanderungen und das Unver- ist die Basis, Um überhaupt Projekte realisie- 
mögen, diese in NiederÖsterreich einzudäm- ren zu können, Projekte, die ja in größerem 
men, zu verzeichnen. I& möchte dreimal Umfang im Entwurf vorliegen, weil ja das 
unterstreichen, auch wilr sinid der Meiinung, Ra~mPlan~ngsWSe~z nur das Verfahren 
daß wir raschest zu Erfol>gen kommen müs- regelt und damit noch keine Initiative eni- 
Sen, um den volksiwirtschaftlichen Schaden 
nicht noch zu vergrößern. 

Und die hohen saisonalen Arbeitslosenzif- 

nur  11 Pmz 

uf die in die 

iesen und die 
Betrieb mit Landesgeldern zu finanzieren ist gesagt, die Raumordnung die B a u d -  

fen werden so1 

Die Zusammenhänge zwischen Raum 
Planung und Bauordnung sind si&r da, e 

Inldustrieansiedlungen vermeitden und daß besonders betrifft, sehr wichtig. Auf Iden Kopf 
wir Industrieschwerpunkte in relativ wenigen umgerechnet heißt das, daß der &rud etwa 
Orten mit besonders günstigen Standortver- 1365 Schilling an Bruttoinvestitionen ge 
bindungen schaffen. Das erscheint uns als wäihrt. Im Lanide Steienmark sind es zusätz- 
zweckmaßilgste Lösung. Das 'haben wir auch lich 1330 Schiilling; das heißit, 40 Prozent der 
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Ausgaben des Bundeslandes 'Steiermark sind 
Ausgaben für Investitionen. Beim Bund sind 
es ja nur 11 Prozent. Wenn wir die Ziffer 
von 872,000.000 Schilling, die der General- 
debattenredner der Österreichischen Volks- 
partei am ersten Tag der Budgetdebatte als 
Impulse für die Wirtschaft genannt hat, als 
richtig annehmen dürfen, dann wären das 
etwa 26 Prozent. Das wirkt bescheiden im 
Gegensatz zu einem Land, mit dem wir uns 
nach Größe unld Einwohnerzahl annähernd 
vepgleichen können. Wir haben in Nieder- 
Österreich kein Investitionsprogramm auf 
mehrene Jahre, und das i6t das entscihei- 
denidste dabei. Wir haben aher eine Studie 
für ein Entiwicklungsprogramm. Dafür ist 
Landeshauptjmannstellveii.treter Hirsch zu- 
siänldig. Er hat uns schon 1965 etin großes 
Raumordnungsgutachten des Instituts für 
Raumplanung vorgielegt, in dem ein Ent- 
wicklungsprogramm für Niederölstierreich 
vorgeschlagen wurde. Er hat dabei - 
das war für  den Entwicklungsverein - auf die in diesen Arbeiten angeführten 
zahlreichen Empfehlungen und Vorschläge 
verwiesen und die Notwendigkeit betont, sie 
so bald wie möglich irm einzelnen zu pnifen 
untd gegebenenfalls in die Piraxis umzusetzen. 
Zu diesem Zweck ist die (Gründung mehrerer 
Arbeitsausschiisse des Landesentwicklungs- 
vereines für  Niederösterreich vorgesehen, in 
die Fachleute von vefiscbledenen Gebieten 
berufen werden sollen. 

Meine Herrn, das Raumordnungsgutachten 
im Auftrage des Entwicklungsvereines liegt 
also vor. Dabei ist es geblieben; es wurden 
nur Arbeitsausschüsse gebildet, die noch nie 
einberufen wurden. Landeshauptmannstell- 
Vertreter Birsch wird heute vielleicht sagen: 
Was sollen denn die Herren beschließen, 
wenn mir der F'inanzreferent dafür kein Geld 
gibt? Sehen Sie, das ist (das Dilemma, in dem 
wir uns in Nielderösterneich befinden. Das 
Raumplanungsgesetz - als Basis £ehlt uns 
das Industrieentwicklungsprogramm - soll 
perfekt gemacht werden. Es ist da, es liegt 
aber in der Schreibtischlade, und 'daher kann 
unser Burdget auch keine langfristigen Inve- 
stitionen, kein Invetstitionsprogramm zur Er- 
haltung bestehender und zur Förderung 
neuer Arbeitsplätze beinhalten. Hoffen wir 
nur, daß das Raumplanungsgesetz bald be- 
schlossen.wimd; aber fangen wir dort an, wo 
bereits ein breites Fundament der Raum- 
planung da  ist, nämlich beim Industrieent- 
wicklungsprogramm. Dazu bitte ich Sie, fol- 
gendem Antrag Ihre Zustimmung zu geben 
(liest): „Die Landesregierung wird aufgefor- 
dert, unter Bedachtnahme auf das im Auf- 
trage des Vereines für die Förderung der 

Wirtschaft in den unterentwickelten Gebieten 
Niederosterreichs vom Insbitut für Rauun- 
Planung im Juli 1965 ausgearbeitete Raum- 
ordnungsgwtachten für ein Industrieent- 
wicklungsprograman in Niederöstemeieh ein 
Konzept zu erarbeiten. 

Dieses Konzept, das unter Mitwiirkung der 
im Entwicklungsverein vertretenen Insti- 
tutionen und von Fachleuten zu erstellen 
wäre, soll zur Verwirklichung eines umfas- 
senden Industrieentwicklungsprogrammes 
dienen." 

Ich hoffe, daß wir damit ein wenig weiter- 
kommen und von den Plänen zur Verwirk- 
lichung schreiten können, wobei ich sagen 
möchte, hiler sind drei Auisscihüsse, und, Herr 
Landeshauptmann, es können einmal zehn 
Ausschüsse sein, aber arbeiten müssen sie 
etwas. Das haben wir eben versäiumt. Viel- 
leicht haben wir heute mit dazu beigetragen, 
daß diese Entwicklung im beiderseitigen 
Interesse beschleunigt wird. 

Ich möchte noch auf ein alarmierenides Zei- 
chen, und zwar auf eine Untersuchung hin- 
weisen, welche die Bevölkerungsprognose für 
Niederösterreich beinhaltet. Meine Damen 
und Herren, eJs ist diies ein Alarmzeichen für 
die Landesentwicklung; die Prognose ist 
schockierend. Die Zahl der Berufsfähigen 
wird in Niederösterreich bis zum JaIhre 1971 
voraussichtlich um 50.000 Menschen abneh- 
men. Der Anteil der Berufsfähigen wird 
daher im Jahre 1971 nur noch 56 Prozent, der 
der Nichtberufsfähigen daher 44 Prozent der 
Gesamtbevölkerung betragen. Das heißt aber, 
daß wir in Niederösterreich mit einer Zu- 
nahme des Pro-Kopf-Einkommens wahr- 
scheinlich nicht rechnen werden können; 
selbst dann nicht, wenn das Einkommen der 
verbleibenden Berufstätigen steigen sollte. 
Die Zahl der Berufsfähigen wird in den nörd- 
lichen und nordöstlichen Grenzgebieten am 
siärksten - unld zwar biis zu 20 Prozent - 
reduziert werden. Diese Untersuchung, die 
der Öffentlichkeit noch nicht bekannt ist, 
zeigt, daß wir unter Umständen in Holla- 
brunn bedauerlicherweise diese 20 Prozent 
von Berufsfähigen, die den Rezirk verlassen, 
erreichen werden. In Horn werden es 14 Pro- 
zent sein, in Mistelbach 17 Prozent und in 
Waidhofen a. d. Thaya 16 Prozent. Also ge- 
rade das Waldviertel ist davon besonders be- 
troffen. Ich kann Ihnen sagen, wenn hier 
nicht bald etwas geschieht, dann sind wir die 
Sorgen für dieses Gebiet los, dann brauchen 
wir für  das Waldviertel nichts mehr tun, 
denn #dann sind die Leute schon weg, dann 
menden die Probleme geringer, aber (das Land 
wird davon nicht mehr lebendig. Das ist keine 
Schwarzmalerei, sondern eine dringende 
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Warnung. Es ist notwendig, daß wir eben an Investitionsspielraum ersichtlich sind. Die nbaues bezie 
diese Gebiete besonders denken. 
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Investitionsplanung ist zugleich das Instru- 
Unbestritten ist, daß die Raumordnung ment zur konjunkturpolitischen Steuerung. 

Eu muß aber verhindert werden, eine Über- 
forderung der Öffentlichen Haushalte in ihrer 

ten Wirtschaftsplan herzustellen. Ein mehr- 

ist, daß eine Investitions- und 
Finanzplanung und Mittel für  modernere 
Gesellschaftspolitik uneilläßlich sind. Mein weitgreifenden Auswirkung auf den gesam- annten Wc 
Vorredner hat das mit Recht bestätigt. Dazu 

werden, neue Wege zu finden. 

PRÄSIDENT WEISS: Zum Worte komm 
Herr Abg. Bluchinger. 

einzubauen, aus dem die voraussichtlicheri Abg. BUCHINGER: Herr Präsident! Ho 
Einnahmen und auch die Ausgaben der näch- Haus! Sehr geehrte Damen und Herren! 
sten Jahre und der sich daraus ergebende die Gruppe 6 fallen auch die Maßnahmen des 
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Wdhnbaues beziehungsweise der Wohnbau- 
förderung. Auf diesem Gebiete stehen wir, 
vor allem was die Wohnbauförderung von 
seiten des Bundes betrifft, im kommenden 
Jahr vor Neueim: vor den Auswirkungen der 
sogenannten Wahnbaureform, vor dem 
Wohnbauforderungsgesetz 1968, das vom 
Nationalrat am 29. Juni 1967 mit den Stim- 
men der Regierungspartei im Parlament be- 
schlossen wurde. Dieses Gesetz, (das im Buri- 
desgesetzblatt vom 4. August verlautbart 
wurde, ist in Zukunft die Grundlage für die 
Wohnbauförlderung, mlit deren Durchführung 
ab 1. Jänner 1968 die Länder beauftragt sind. 

Durch idie Ubertragung der Durchführung 
der Förderung in die Hand der neun Bundes- 
länder wird auch dem Forderungsprogramm 
der Bundesländer vom 22. März 1963 ent- 
sprochen. Ich glaube aber auch, daß durch 
eine Zusammenlegung der drei Fonds zu 
einem Föriderungsinstrument eine wesent- 
liche Verwaltungsvereinf achung und eine 
dementsprechenfd sparsamere Abwicklung er- 
reioht weriden wird; hatben doch schon bisher 
die Länder wesentliche Vorarbeiten für die 
Fonds zu leisten. Da die Länder aber auch 
die Wohnbedürfnisse im eigenen Bereich viel 
besser kennen, ist in Zukunft ein bedarfs- 
gerechterer und dementsprechend wirk- 
samerer Wohnbau sichergestellt. 

Im Jahre 1968 stehen für die Zwecke der 
Wshnbaufördeilung von seiten des Bunides 
3.000,000.000 Schilling bis 3.500,000.000 Schil- 
ling zur Verfügung, die nach einem Schlüssel, 
der idurch das Gesetz festgelegt ist, zur Auf- 
tieilung gelangen. Niederösterreiich erhält auf 
Grund dieses Schlüssels 14,3 Prozent. Ich darf 
auch hier ein klares Wort an das Parlament 
und an die niederösterreichischen National- 
räte richten. Wir haben schon oft von dieser 
Stelle aus gesagt, daß wir uns bei dem Auf- 
teilungsschilüssel benachteiligt fühlen. Wir 
sind auch mit (diesen 14,3 Prozent keineswegs 
einverstanden unfd wären der Meinung, daß 
nach wie vor die Bevölkerungszahl die 
Grundlage für die Aufteilung der Wohnbau- 
förderungsmittel und für die Festsetzung des 
Schlüssels wäre. Wenn wir auch mit dem 
nunmehrigen Schlüssel nicht zufrieden sind, 
so bin ich doch der Vberzeugung, daß uns 

I nun - auf Sicht gesehen - mehr Mittel von 
~ seiten des Bundes fülr die Wohnbauföi.derung 
' zur Verfübgung stehen werden. Das ist vor 
' allem daidurch begründet, daß wir gerade 
' beim Wohnhauswiedemaufbaufonds uniCl beim 

Bundes-Wolhn- und Siedlungsfonids prozent- 
mäOiig niicht so gut herausgestiegen sind, wie 
dais in Zukunft der Fall sein wird. Das Bun- 
desgesetz über die Wohnbauförderung 1968 
stellt zweifellos einen revolutionären Schritt 

auf dem Gebiete des Wohnungswesens seit 
dem Jahre 1917 dar. Es erfüllt auch ein Ver- 
sprechen, (das die Österreichische Volkspartei 
vor den letzten Nationalratswahlen gegeben 
hat. Ich darf gerade als ein Vertreter der 
jungen Generation dieses Gesetz begrüßen, 
weil es zweifellos familienfördernd ist, weil 
es eine wesentliche Hilfe gerade für die jun- 
gen Ehepaare bringt. Es wurde auch von lhier 
aus sehr oft gesagt, daß die größte Sorge der 
jungen Elhepaare immer wieder das Problem 
der Wohnung ist; ich darf nochmals sagen, 
ich bin überzeugt, Idaß dieses Gesetz - eben- 
falls auf Sicht gesehen, da dieses Problem 
nicht von heute auf morgen gelöst werden 
kann - wesentliche Erleichterungen bringt. 
Dieses neue (Gesetz trägt weiter dazu bei, die 
ungerechten und unsozialen Verhältnisse in 
der Wohnungswirtschaft zu beseitigen. Die 
Vereinheitlichung der Wohnbaufonds und die 
Bestimmung, daß eir, Wohnungswerber nur 
noch eine Wohnung, die aus öffentlichen 
Mitteln gefördert wurde, haben darf, verhin- 
dern den Mißbrauch miit Wohnungen. Dic 
Schaffung von neuem Eigentum durch die 
besondere Förderung von Eigentumswohnun- 
gen sowie die gesetzlich verankerte Möglich- 
keit, in Zukunft auch Genossenschaftswoh- 
nungen im Eigentum zu erwerben, bringt 
eine weitere, sehr wesentliche Verbesserung 
unld trägt einem Grundgedanken meiner 
Partei Rechnung, nämlich der Schaffung von 
Eigentum vor allem in Aribeitnehmerhand. 

Die Wohnbauförderung 1968 ist vor allem 
in drei Punkten sehr bedeutsam. Diese drei 
Punkte sind 1. eine gezielte Förderung, 2. 
eine gerechte Verteilung und 3. soziale Hilfe 
für  sozial Schwächere, vor allem für Kinder- 
reiche. Es handelt )sich hiier um ein echtes, 
familienpolitisch notwendiges Gesetz, das den 
Wohnungsbau regelt. Gezielte Förderung, ge- 
rechte Verteilung, sie waren bisher auf 
Grunld der Gesetze nicht garantiert. Wie be- 
kannt ist, bestanden beziehungsweise beste- 
hen noch bis zum 1. Jänner 1968 drei staat- 
liche Wohnbauförderungseinrichtungen mit 
unterschiedlichen Bedingungen der För- 
derung, und zwar der Wohnhauswiederauf- 
blaufonds, der Bundes-Wohn- und Siedlungs- 
fonds und die Wohnbauförderung 1954. Sie 
förderten zu stark abweichenden und daher 
ungerechten Bedingungen gleichartige Woh- 
nungen. Das heißt mit anderen Worten: Wer 
das Gllück hatte, aus dem besseren Fonds ge- 
fördert zu werden, kam billiger und oft auch 
rascher zu einer Wohnung. Außerdem wurden 
oft Bewerber gefördert, die genügend Mittel 
hatten beziehungsweise sich diese hätten pri- 
vat beschaffen 'können. Diese Leute bauten 
nachweisbar nicht selten mit dem billigen 
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die Länder hat man, glaube ich, dem födera- 
listischen IGeidanken gedient und dar5ber tor, w u d e  bei Erfüllung bestimmter 

egal, ob kleiner Beamter ader Gener 

Bedürfnisse in den einzelnen Ländern ver- Bewerber, dessen Einkommen b 
schieden gelagert; durch die Vollziehung im weise Familieneinkcnnmen im 
Lanlde kann daher auf ein raumpolitisches 14fache der monatlichen Höch 

lösen venmögen. Die einheitlichen Start- ten ist für den Ehegatten diese Summe d 
bedinigungen durch die Vereinheitlichung der zuschlagen; sie erhaht sich damit auf 
Fonds sind ein weiterer Fortschritt. Doppelte; für jedes Kind wird ein wei 

Fünftel dazugezählt bis zu fünf Kindern; 
Die Länder haben zwecks Erfiüllung des entspricht dann einer Verdreifachung 

Bundesgesetzes je ein Landesgesetz und drei Summe. 
Verordnungen zu erlassen. Das diesbezügliche 

Ich glaube, daß dasdurch zweifellos ein Ladesgesetz wunde im Hohen Haus bereits 
nicht geringer Teil der Bevölkerung von verabschiedet. Die drei Verordnungen, und 

zwar eine iiber die Gesambbaukosten und die 
Ausstattung, also eine Bestimmung des 
Quadnatmeterpreises, die zweite über die 
10 Prozent Darlehen, die für Jungfamilien, 
kinderreiche Familien und soziale Fälle an 
Stelle dier 10 Prozent Eigenmittel gegeben 
wenden können, und eine dritte über die 
Wohmbauhilfe, sind noch durch die Landes- 
regierung zu regeln. 

und vor allem auch die Wohnungs 
wird bestimmt, daß in Zukunft W 
gefördert werden, die vor allem 
dauerndme Bewolhnung bestimmt Si 
keineswegs Acbsteigquartiere oder 
gelegentlich (benützte Unterkünfte. Gefö 
wifid auch nur eine Wohnung. Wer also 
geföaderte Wohnung besitzt, hat keinen 

Das Gesetz gibt auch darauf eine sehr spruch auf die Förderung eines zweiten 

eindeutig klar, tdaß vor allem förderungs- und zwar im 5 2 Abisatz 2, wo 
würdige Bevölkerungskreise berücksichtigt jede Wohnung eine Küche Ode 

fördert wird der Bewerber, der nachweisbar nung bis 130 Qualdratmeter und eine 
nicht die Mittel und Möglichkeit hat, aus nung bis zu 150 Quledratmeter für Fa 

jemand um ein1 
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der Wohnungssöße viel gesündi@ wurde, 
und daß vor allem auf die Familie keine 
Rücksicht genommen wurde. Den Vorteil er- 
kennen wir auch daraus, wenn wir die Sta- 
tistik über die Wohnungsgrößen betrachten. 
Ich halbe darüber schon einmal gesprochen 
und möchte (daher nur kurz in Erinnerung 
rufen, daß zum Beispiel 26 Prozent der Woh- 
nungen in Osterreich weniger als zwei Wohn- 
räume aufweisen, 33 Prozent bestehen nur 
aus zwei Wohnräumen, nur 40 Prozent be- 
sitzen mehr als zwei Wohnräume. Ich glaube, 
diese Ziffern beweisen, daß in der Vergan- 
genheit die Wcihnbaufönderung keineswegs 
familiengerecht war. Es steht daher fest, daß 
die neue Größenbestimmung einen Durch- 
bmch darstellt und damit endlich ein ent- 
scheidender Schritt gewagt wurde, um mit 
den für die heutigen Wohnvorstellungen nicht 
mehr in Einklang zu bringenden Minimalaus- . maßen Schluß zu machen. Es geht nicht nur 
darum, die sogenannte Bassenawohnung ver- 
schwinden zu lassen, sondern diarum, fiami- 
liengerechte Wohnräume zur Verfügung zu 
stellen. Die neue Größenordnung und die ge- 
foiiderte Standardlausstatbung der Wohnung 
bedeutet einen erskn echten Schritt. 

Nunmehr einige Bemerkungen zu den Bau- 
kosten. Das Gesetz sieht vor, daß bis zu 
60 Prozient der Baukosten aus öffentlichen 
Darleihen gef6ndert wenden können, die mit 
einem Prozent Zinsen jährlich auf die Dauer 
von 50 Jahren zu geben sind. Diese För- 
demngsmittel sollen aus den Rückflüssen 
der bereits gegebenen Wohnbaudarlehen 
sowie aus Beiträlgen des Bundes und der Län- 
der 'aufgebracht werden. Ich darf auch hier 
sagen, daß es zweifellos demagogisch ist, 
wenn in letzter Zeit immer wieder von Iden 
Sozialisten behauptet wird, daß sich in Zu- 
kunft die Ftirderungsmittel verringern. Das 
wird keineswegs (der Fall sein, es sei denn, 
daß die Steuereingänge in den nächsten Ja'h- 
ren um ein Beträchtliches zurückbleiben, was 
wir wohl alle nicht hoffen. Die Wahnbauför- 
demngsmittel werden auf Grund #der Pro- 
zentsätx, die im Gesetz festgelegt werden, an 
die Länder weitergegeben. Wie ich bereits 
ausgeführt halbe, ist es Aufgabe der Länder, 
daß sie in nächster Zeit eine Verordnung üjber 
die IGesamtbauhsten zu erlassen tha'ben. Das 
heißt, es muß der Quaidratmeterpreis für ein 
Land bestimmt werden, den der zu schaffende 
Wohnungsbeirat festzusetzen hat. 

Ich halbe erwähnt, daß 60 Prozent der 
Gesamtbauikosten durch die Förderung nicht 

i überstiegen werden dürfen. Darf ich nun- 
mehr ein Beispiel anführen, wie in Zukunft I die Förderung aussehen könnte. Es bewirbt 

1 sich jemand um eine 100 Quadratmeter große 
1 

Wohnung, der Qu\adratmeterpreis ;beläuft sich 
auf 3400 Schilling, 60 Prozent davon betragen 
204.000 Schililing; diese könnten von sei'ten 
des Sbaatjes beziehungsweise des Land,es in 
Zukunft gefördert werden. 30 Prozent kann 
der Betreffende auf Grund des Gesetzes 
durch Banklkredite, durch Diienstgeber- 
beiträge oder durch Verwandtendanlehen 
aufbringen, das sind rund 102.000 Schilling, 
so daß ihm an Eigenmitteln 34.000 Schilling 
verbleiben. Wenn man bedenkt, dlaß bisher 
die Fönderungsmaßnahmen pro Wohnungs- 
einheit im Durchschnitt bei rund 100.000 
Schilling gelegen sind, so ist das eine sehr 
wesentliche Verbesserung auf diesem Ge- 
biete. Eine Bestimmung in diesem Geset~ be- 
sagt auch, daß zwei Drittel der staatlichen 
Förderungsmittel auf den Eigenheimbau und 
das Wohnungseigentum entfallen müssen. 

Das Geseta #besagt ferner, daß bei Familien, 
deren Farnilienerhalter das 30. Lebensjahr 
i:och nicht überschritten hat, beaiehungswleise 
bei Familien mit mehr als drei Kindern, Eür 
die Familienbeihilfen bezogen werden, sowie 
in anderen sozilalen Härtefällen ein Darlehen 
aus Förderungsmitteln für diese 10 Prozent 
treten kann. Mit an'deren Worten heißt djas, 
daß noch weitere Zuschüsse gegeben w d e n  
können, unui zwar unverzinslich, die in 
20 Halibjahresraten zurückzuzahlen sind. 
Diese Regelung ist meiner Meinung nach 
zweifellos von großer familienpolitischer Be- 
deutung. Dadurch werden anich irmxner wieder 
gestellte Fondemngen der OVP und darüber 
hinaus vieler Familienorganisationen und 
Familienväter erfüllt. 

Generell ist festzustellen, daß mit der 
Wohnfbauförderung 1968 ein übergang von 
der bisherigen reinen Objektförderung zu 
einer gemischten Objekt- un'd Subjektför- 
derung gefunden wurde. Die Sockelfinan- 
zierung mit 60 Prozent blei'bt bestehen. Die 
Subjeiktfijrderung wird vor allem durch 
Wohnungsblelihilf en ef f ektuiiert. Das Wesent- 
lichste bezüglich der Wcvhnungsbeihilfen - 
'das bethfft vor allem die 30 Prozent, wo der 
hohe Zinsendienst zu leisten ist - sagt 0 15 
des Gesetzes aus, in dem es unter anderem 
heißt, daß die Wohnungsbeihilfe auf Dauer 
von drei Jahren mittels Bescheides der Lan- 
desregierung gewährt werden kann. Sie kann 
bei Erfüllung der notwendigen Voraussetzun- 
gen so lange geiwährt werden, bis das Hypo- 
thekarfdarlehen, also die 30 Prozent, getilgt 
ist. Die Beihilfen erhalten Bevölkerungs- 
schichten mit geningem Einkommen, denen 
eine relativ hohe Wohnungsaufwands- 
belastung nicht zugemutet werden kann. 

Weiter sagt das Gesetz: Die Berechtigung, 
eine solche Wohnungsbeihilfe zu bekommen, 
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hängt vom Einkommen, von der Anzahl der 
im Haushalt lebenden Personen und dem 
darnach bemessenen Ausmaß der Nutzfläche 
ab. Darf ich auch dazu ein Beispiel anführen: 
Besitzt eine Einzelperson eine geföpderte 
Wohnung, die 60 oder 70 Quadratmeter groß 
ist, wird die Wohnungsbeihilfe nicht gewährt, 
denn bei einer Person 'darf die Nutzfläche 
höchstens 50 Quadratmeter betragen. Liegt 
das Einkommen eines Ehepaares weit über 
dem Bemessungsrahmen, fällt auch hier die 
Wohnungsbeihilfe weg. Da sich in der Regel 
die Einkommen innerhalb von drei Jahren 
erh+hen, werden die Beihislfen auch nur für 
diesen Zeitraum gegeben, und es muß vor 
Ablauf dieser Frist eine Überprüfung vor- 
genolmmen beziehungsweise ein neues An- 
suchen gestellt werden. Der Gesetzgeber 
wollte hier verhindern, sdaß der Wlidmungs- 
rahmen für diese Wohnungsbeihilfen ge- 
sprengt wird und daß nicht zuletzt der Be- 
werberstrom entsprechend gesteuert werden 
kann. Ich glaube, daß gerade durch diese 
Wohnungsbeihilfen auch hier eine ent- 
sprechende Subjektförderung eingetreten ist. 

Grundsätzlich soll niemand von der Wohn- 
bauf örderung ausgeschlossen werden, der die 
Bedsingungen, dise durch das Gesetz auferlegt 
wepden, erfüllt. Bisher war die landwirt- 
schaftliche Bevölkerung aus der Wohnungs- 
beihilfe ausgeschlossen. In Zukunft wird es 
möglich sein, daß die landwirtschaftlichen 
Betriebe für reine Wohnungsbedürfnisse ldie 
Möglichkeit haben, auch hier gefördert wer- 
den zu können. Das soll nicht heißen, daß 
Betriebsräume innerhalb des Anwesens ge- 
fördmert werden, sondern der reine Wohn- 
raum, so wie es die Grundsätze dieses Ge- 
setzes vorschreiben. Gefördert werden weiter 
Personen, die ein Eigenheim errichten, die 
eine Klein- oder Mittelwohnung im Woh- 
nungseigentum erwerben. Gefördert werden 
- ich habe das schon ausgeführt - Ge- 
schäftsräume, Ordinationen und Klein- 
betriebe, soweit sie dem engeren Bedürfnis 
entsprechen. 

Des weiteren werden gefördert Gemeinden 
und gemeinnützige Bauvereinigungen, wenn 
sie Elein- und Mittelwohnungen für  Mieter 
oder Genossenschaftswohnungen bezimehungs- 
weise Heime für Ledige oder für alte Men- 
schen errichten. Gefördert werden Gemein- 
den, gemeinnützige Bauvereinigungen und 
andere juristische P'ersonen, wenn sie ihren 
Sitz im Inland haben und die von ihnen er- 
richteten Eigenheime innerhalb eines Jahres 
nach Bezug in das Eigentum übertragen wer- 
den. Ich glau'be, daß auch das ein sehr 
wesentlicher Punkt in diesem Gesetz ist. Ge- 
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fördert werden auch Bauvorhaben von Be- 
trieben für Arbeiter- und Angestellten- 
Wohnungen, also Werkwo'hnungen. Bisher 
mußten sich solche Betriebe Baugenossen- 
schaften bed'ienen; dies ist in Zukunft n'icht 
mehr notwendig. 

~~ ~~~~ .- ~~ 

D'er 5 28 regelt auch die Erledimgung von 
Begehren und Anträgen auf Förderung. Auch 
in diesem nicht unwichtigen Verfa'hren hat 
der Gesetzgeber im Absatz 6 eine wesentlich 
erscheinende Sicherung verankert. Dieser 
Absatz 6 besagt, daß ,das Land ein Verzeich- 
nis der behandelten Begehren auf Gewäh- 
rung von Darlehen gemäß 3 11 Abs. 1 mit 
dem Beifügen halbjährlich im Amtslblatt zu 
veröffentlichen hat, ob ihnen entsprochen 
wurde o'der nicht. Damiit legt das Land auch 
Rechenschaft über die Förderung, über den 
Verbrauch der Msittel und über die Ansuchen 
selbst. Ich glaulbe, daß das eine sehr demo- 
kratische Einrichtung ist, die zweifellos be- 
grüßenswert erscheint. 

Abschließend 'darf ich einige Bemerkungen 
zu den Übergangsbestimmungen machen. Am 
1. Jänner 1968 verlieren die bisherigen drei 
Fonds ihre Wirkmssmkeit. Es 'erhebt sich nun 
die Frage, was mit den bis zu diesem Z'eit- 
punkt bei den Fonds liegenden unerleldigten 
Ansuchen geschieht. Es werden noch 'gigan- 
tische Summen gebraucht, um diese Ansuchen 
zu erledigen. Beim Wohnhauswiederaufbau- 
fonds sind es allmein 16.000,000.000 Schilling, 
beim Bundtes-Wohn- und Siedlungsfonds 
4.000,000.000 Schilling, insgesamt also 
20.000,000.000 Schilling. Auch hier sieht das 
Gesetz vor, daß diese Anträge den Län'dern 
zugewiesen wer'den und daß ,die Abwicklung 
in Zukunft durch die Länder, und zwar in 
chronologischer Folge auf Grund der Ein- 
reichungsnummer, geschehen soll. Mit 
anderen Worten heißt 'das, 'daß jeman'd, der 
im Jahre 1960 oder 1962 bereits eingereicht 
hat, frülher zum Zuge kommt als jemand, de 
vor einem oder zwei Jahren ansuchte. 

Ich darf abschließend sagen, daß das Wohn- 
bauföiderungsgesetz sicherlich erst in ei 
Zeit zum Tragen kommen kann; wir 
aber heute schon feststellen, daß der 
geber mit diesem Gesetz sehr wesentliche 
Forderungen erzielt hat, eine sehr gezielte 
Forderung, eine soziale Hilfe fur die Einkom- 
mensschwachen, eine verstarkte Eigentums- 
bildung und nicht zuletzt auch den Anreiz 
fur ein Wiederaufleben des privaten Wohn- 
baues. So gesehen, glaube ich, wird sich die 
Wohnbauforderung 1968 auch fur unser Land 
positiv auswirken. Mehr Wohnbaumittel - 
und auf Sicht betrachtet, kommen mehr 
Wohnbaumittel - heißt mehr Wohnungen 
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für die niederösterreichische Bevölkerung, 
heißt vor allem mehr Wohnungen für die 
jungen Familien in unserem Lande, bedeutet 
aber auch eine verstärkte Bautätigkeit und 
damit auch eine Sichemng der Arbeitsplätze. 
Die verstärkte Bautätigkeit, die Sicherung 
der Arbeitsplätze und die Schaffung von 
neuen Eigenheimen heißt auch mehr Wohl- 
stand für unsere niederösterreichischen 
Landsleute. Aus dieser tfberlegung heraus 
begrüßen wir dieses Gesetz, weil wir glau- 
ben, daß es echte, positive Auswirkungen auf 
dem Gebiete des Wohnbaues auch für uns 
NiederÖsterreich bringt. (Beifall bei der 

PRÄSIDENT WEISS: Zum Worte gelangt 
Herr Abg. B i n d e r. 

Abg. BINDER: Herr Präsident, meine 
Damen und Herren des Hohen Hauses! Ich 
möchte mich in der Gruppe 6 ebenfalls mit 
der Frage der Wohnbauförderung befassen 
und vorerst zur Landeswohnbauförderung 
Stellung nehmen. 

Im Jahre 1967 standen dafür im ordent- 
lichen Voranschlag 40,000.000 Schilling zur 
Verfügung, dazu kamen 38,965.000 Schilling 
Kreditrest aus dem Jahre 1966 sowie ein 
Kreditrest aus dem Jahre 1965 in der H6he 
von 195.000 Schilling; an Rückflüssen von 
Wohnbaudarlehen standen 7,255.000 Schilling 
zur Verfügung, insgesamt waren es also 
86,415.000 Schilling. Interessant dabei ist, daß 
diese Summe mit den Voranschlagsansätzen 
im Budget 1967 nicht übereinstimmt. Dort 
sind nämlich 73,000.000 Schilling ausgewiesen. 
In der Sitzung dier nieidierösterreiichischen 
Landesregierung am 25. April 1967 wurden 
Darlehen in der  Höhe von 71,115.000 Schilling 
vergeben, die sich wie folgt aufgliedern: 
44,620.000 Schilling für Private, das sind 
1488 Wohnungseinheiten, 19,814.000 Schilling 
für Siedlungsgenossenschaften, das sind 
713 Wohnungseinheiten, und 6,681.000 Schil- 
ling fü r  Gemeieden, das sinld 223 Wohnungs- 
einheiten. Insgesamt wurden im Jahre 1967 
2424 Wohnungen aus der Wohnbauförderung 
des Landes gefördert. Von Jahresbeginn bis 
31. Oktober 1967 sind 2970 Neuansuchen ein- 
gelangt, wovon 1121 auf private Bauweirber, 
1056 auf Genossenschaften und 793 auf Ge- 
meinden entfallen. Mit Stichtag 31. Oktober 
1967 lagen insgesamt 24.796 Ansuchen un- 
erledigt vor. Wenn man nun annimmt, daß 
jedes Jahr die gleiche Anzahl Bewerber be- 
friedigt werden kann wie 1967, so brauchen 
vir zirka zehn Jahre, bis alle Ansluchen 
behandelt werden können. Das aller- 
dings auch nur unter der Voraussetzung, dlaß 
keine neuen Bewerber ansuchen. Allein im 

OVP.) 

Jahre 1967 haben um 546 Bewerber mehr ein- 
gereicht, als Ansuchen erliedigt werden konn- 
ten. Die Aussicht, mehr Ansuchen er- 
ledigen und die große Zahl abbauen zu 
können, ist hoffnungslos, wenn das Lantd nicht 
mehr Mittel zur Verfügung stellt. Auch im 
Jahre 1968 können nur 79,000.000 Schilling 
vergeben wenden. Wie !der Herr Landesrat im 
Finanzausschuß ausführte, steht es überhaupt 
noch nicht fest, ob die Landeswohnbauför- 
derung über das Jahr 1969 oder 1970 hinaus 
weitergeführt werden kann. Sollte das nicht 
der Fall sein, erhebt sich die Frage, was mit 
den unerledigten Ansuchen geschieht. Hier 
darf ich eine meiner Meinung nach wichtige 
Feststellung treffen: Hätte das Lan'd die 
Summe zur Verfügung, die von den Laades- 
gesellschaften Newag und Niogas an verschie- 
dene Bauträger vergeben wurde, könntien 
rund 50 Prozent der vorliegenden Ansuchen 
sofort auf einmal erledigt werden. Es handelt 
sich hier um den Betrag von 384,136.234 
Schilling. 

Das zur Landeswohnbauförderung, meine 
Damen und Herren, und nun zur Wohnbau- 
förderung 1954. Hier standen dem Land im 
Jahre 1967 162,700.000 Schilling zur Ver- 
fügung. Allerdings richtet sich die Vergabe 
nach den vom Bund überwiesenen Beträgen. 
Die genaue Höhe kann jeweils erst im April 
odier Mai festgestellt werden, das ist für das 
Jahr 1967 im April oder Mai 1968. Für das 
letzte Quartal 1966 und die beiden ersten 
Quartale des Jahres 1967 gingen rund 
86,811.000 Schilling ein. Dazu kommt der 
50prozentige Landesbeitrag von 43,405.000 
Schilling, das sind also insgesamt rund 
130,217.000 Schilling. Vergeben wurden in 
einer Regierungssitzung im Frühjahr 
216,400.000 Schilling, weil man annahm, daß 
in der zweiten Hälfte 1967 der gleiche Betrag 
wie in der ersten Hälfte eingehen wird. Mit 
diesen 216,400.000 Schilling konnten 2733 
Wohnungseinheiten gefördert werden, wovon 
auf Private 1715, auf Genossenschaften 586, 
auf Gemeinden 374 und auf Barackenersatz- 
Wohnungen 58 Wohnungseinheiten entfielen. 
Bei der Wohnibauförderung 1954 liegen An- 
suchen auf Fördenung für 7260 Wohnungsein- 
heiten auf, die noch nicht erledigt werden 
konnten. Für sie wäre ein Betrag von 
650,000.000 Schilling notwensdig. 

Wenn man nun bedenkt, welche Anfor- 
derungen in Zukunft durch das Wohnbauför- 
derungsgesetz 1968 dem Land erwachsen unld 
welche finanziellen Möglichkeiten es hat, 
dann könnte man verzweifeln. Hier möchte 
ich auf meinen Vorreidner Abg. Buchinger 
eingehen, der mitgeteilt hat, daß die Zusam- 
menlegung (der drei Fonds, nämlich Bundes- 
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wiederaufbaufonds und Wohnbauförderung Wenn die Mitteilung des Herrn B 
1954, eine Verwalbungcvereinfachung bedeu- sters zugetroffen hätte, würden die 
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aus dem Wohnhauswiederaufbaufonds Landesregierungen beschlossen werden. beziehungsweise 
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Denn zwischen dem Einreichungstag und dem überhaupt soviel Gelid aufzubringen, uim 
Tag der Bewilligung können ja einige Jahre diese 30 Prozent für allie Bauwerber abdecken 
liegen. und da können Preiserhöhungen ein- zu können. 3 
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treienl die einkalkuliert werden müßten. Ich 
glaube dlaher, daß für die Berechnung das 
Bewilligungsidatum maßgebenid sein soll. Viel- 
leicht wäre es zweckmäßig, eine Indexberech- 
nung vorzunehmen. Es ist auch so, daß, wlenn 
der Bauwerber mehr Mittel erhalten hat, als 
die Kosten des Baues betragen, diese zurück- 
bezahlt werden müssen. Ich bin daher der 
Meinung, daß auch die Differenz der Bau- 
kostensumme volm Einreichungsdatum zu der 
tatsächlichen Baukostensumme bei der Bewil- 
ligung ebenfalls Berücksichtigung finden 
müßte. Die Qualdrabmeterkosten der Nutz- 
fläche sollen ungefähr 3700 Schilling betragen 
begiehungsweise mit 3700 Schilling festgesetzt 
wenden, wobei die Ausstattung eine wesent- 
liche Rolle spielt. Mein Vorredner hat auf 
die Naßgruppe, Aufzüge usw. hingewiesen. 
Derzeit werden im Durchschnitt ungefähr 
3800 Schilling für eine Eigenheimwolhnung 
ohne Zentralheizung und 4200 Schilling mit 
Zentralheizung berechnet. Ich glaube, daß 
man auch darauf in der entsprechenden Ver- 
ondnung Rücksicht nehmen müßte. 

Eine große Schwierigkeit bedeutet der 
Finanzierungsplan. Hier bin ich absolut nicht 
einer Meinung mit meinem Vorredner, und 
zwar desbalb nicht, weil neben den 10 Pro- 
zent Eigenmitteln 30 Prozent Hypothekar- 
kreditmittel beigebracht wenden müssen, wlas 
für kinderreiche Familien mit niedrigem Ein- 
kommen eine starke Belastung d H i e r  be- 

=.---- 

-7 

Die zweite Schwierigkeit ist die, daß die 
Kreditinstitute nicht in der Lage sind, auf 
lange Sicht eine Promesse auszustellen, son- 
dern dies nur für zwei oder drei MonRte tun 
konnen. Außendem erfordert diese Promesse 
auch für den BewePber finanzielle Mittel. 
Wenn das Kreditinstitut die Promesse gibt, 
niuß es den Betrag dafür separat legen, uim 
ihn zur Verfügung zu haben. Nun könnte 
theoretisch der Fall eintreten, daß der Bau- 
Werber eine solche Promesse am Tage der 
Einreihung einbringt, sie läuft nach zwei bis 
drei Monaten ab und ist auf jeden Fall un- 
wipksam, wenn das Gesuch bewilligt wird; 
damit wäre die Finanzierung nicht gesichert 
und dlas Ansuchen hinfi?Uig, wie das unter 
Umständen ausgelegt werden kann. Wenn 
daher die Eigenleistung Berücksichtigung fin- 
den kann bez'iehungsweise eine Promesse not- 
wendig ist, kann sie sich meiner Meinung 
nach nur auf den Bewilligungstag des Dar- 
lehens beziehen und nicht auf den Einrei- 
chungstiag. 
6ibNun einige Worte zu den Wohnbaubeihil- 
fen. Sie sind meines Erachtens ein verlorener 
Aufwanid, der die ZIU vergebenden Mittel auf 
jeden Fall verringert ünd jedes Jahr immer 
mehr verriniger$lEs war dather vom Herrn 
Baubenminister nicht ungeschickt, daß er von 
seinen Parteifreunden einen sogenannten 
zweiten Fonds verlangt hat, der ausschließlich 
für  diese Wohnbaubeihilfen gewesen wäre. - steht nun zwischen dem Finanzie'rungsplan 

der bisherigen Wohnbauförderung und dem 
H~~~ Finanmhnister D ~ .  schmitz hat ihm 
das pestrichen. so daß ietzt auch die Wohn- 

Finanzierungsplan bei der neuen Wohnbau- 
förderung ein krasser Gegensatz, und zwar 
deshalb, weil nun die sogenannte Eigenlei- 
stung nicht in den Finanzierungspban einge- 
baut werden kann. Im Bundesgesetz ist nicht 
vorgesehen beziehungsweise kommt das 
scheinbar auch in der künftigen Verondnung 
nicht zum Ausdruck, daß im Rahmen der 
30 Prozenit fdie Eigenlieistung des Bauwer- 
bers Berücksichtigung finden kann. Dabei 
kann ich mir ohne weiiteires vorstellen, da6 
mlan, soweit man die Eigenleistungen berech- 
nen kann, diese in die 30 Prozent mit einibaut 
beziehungsweise berücksichtigt. Ich glaube 
daher, daß dies unbedingt in der Verordnung 
zum Ausdruck kommen muß, damit es bei der 
Auslegung keiine Schwierigkeiten gibt. Wenn 
das nicht möglich ist, müßte der BauWerber 
am Talge der Einreichung über die 30 Prozent 
finanzieller Mittel, die er vom Kreditinstitut 
eihlalten soll, eine Promesse beibringen. E e r  
erhebt sich aber die Frage, ob die Kredit- 
institute künftighin in dier Lage sein werden, 

v 

baubieihilfen nur aua dem all emieinen Topf 
genommen wenden können. G i r  welrlden es 
erleben, dtaß auf Sicht gesehen, obwohl eis 
wünschenswert ist, daß es diese Wohnbiau- 
heihilfen gibt, diie Mittel für die tatsächliche 
Wohnbauförderung von Jahr zu Jahr gerin- 
ger werden. Nachdem die Wohnbaubeihilfen 
nur auf drei Jahre bewilligt weriden dürfen, 
jII  Summa gesehen aber sehr viele zusam- 
menkommen werden, kiann der Fall eintre- 
ten, daß (in acht bis zieh Jahren, wenn im 
allgemeinen die Mittel nicht wesentlich auf- 
gestockt werden, überhaupt keine echten 
Wohnbaubeihilfen, also Mittel für diie Wohn- 
baufördening, vergeben wierden können.( 

Bezüfglich der Wohnbaubeihilfen gilt auch 
das, was ich schon vorhin hinsichtlich der Ter- 
mine gesagt habe. Was zählt, ist der Einrei- 
chungstermin oder der Bewilligungstermin. 
Es kann ja zwischen den beiden Terminen 
eine wesentliche soziiale Veränderung vorlie- 
gen. Ich glaube daher, daß auch wieder nur 
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der Bewilligungstermin maßgebend sein 
sollte, wenn man familiengerecht und sozial 
vorgehen will. Wenn ich das Wort „sozial'' 
gebrauche, fällt mir ein, daß meinem Vor- 
redner ein kleiner Fehler passiert sein dürfte. 
Er h'at es sicher nicht absichtlich gesagt. Er 
hat gesagt, die sozialen Verhältnisse werden 
mit dem Wohnbauges'etz 1968 bmeseitigt. Ich 
glaulbe, daß er es nicht böswillig gemeint hat, 
es zeigt aber im Unterton doch die Richtung 
an, was das Wohnbauförderungsgesetz 1968 
wirklich ist: Eine krasse Ungerechtigkeit bei 
der Wohnbaubeihilfe, weil künftighin die 
Kinderbeihilfe bei der Bemessung des Ein- 
kommens mitgezählt werd,en soll, wobei ich, 
meine Damen und Herren, überhaupt dier 
Meinung b'in, 'daß man bfei der Berechnung 
des Einkommens auf jeiden Fall eine Regel 
aufstellen muß, die sich meine'r Ansicht nach 
auf die Einkommensteuer bezieht, daß ein 
Mindestausmaß festgebegt wird, aber auch ,ein 
Limit nach oben, das man unter Umständen 
mit einem Prozentausmaß festlegen k'ann. 

Das zu den Verordnungen. Ich möchte nun 
sagen, daß auf jed,en Fall in acht 'bis zehn 
Jahren, wenn 'die Mittel nicht aufgestockt 
werden, 'die nobwendigen Gelder für ;die echte 
Wohnbauförderung fehlen. In diesem Zusam- 
menhsang muß man feststellen, daß ldie Sub- 
jekbförderung, die von 'der OVP besonders 
vorgesehen ist, volllkolmtnen daneb'engeht. 
Auf der Lanidestebene muß daher noch das 
Bestmögliche aus dem Gesetz herausgeholt 
werden, damit es ein einigermaßen [brauch- 
bares Wohnbauförderungs- und kein Wohn- 
baubehinderungsgesetz wird. (Be i fa l l  be i  den 
Sozialisten.) 

PRÄSIDENT WELSS: Zum Worte gelangt 
Herr Abg. Hubinger. 

Abg. HUBINGER: Herr Präsident! Hohes 
H'aus! Meine Damen und Herren! Ich will 
mich mit #dem größten Ansatzposten im Vor- 
anschlag des Jlahres 1968, mit dem Straßen- 
bau in unserem L a d e ,  beschäftigen. Straßen 
sind die Lebensadern unserer Wirtschaft. 
Durch die zunehmende Verlagerung ,des 
Güterverkehrs von der Schiene auf 'die 
Straße kommt .diesten in unserem Lande 
im,mer mehr Bedeutung zu. Wenn wir (das 
Jahr 1967 übedenken, können wir feststel- 
len, daß auf Iden Straßen Niederösterreichs 
in drei verschiedenen Kategorien sehr viel 
gebaut und vi,ele Millionen Schilling inve- 
sti'ert wurden. 

Es wurde auf 1360 Baustellen der Lalndes- 
und Landesh,auptstraRen, der Bundesstraßen 
und der Autobahn ein Betwg von 
1.630,860.000 Schilling verbaut. Aufgegliedert 
ergi,bt sich die rel'ativ kleinste Summe, näm- 
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lich 328,000.000 Schilling, für (den Autobahn- 
bau, 521,206.000 Schilling für  Landes- und 
Landeshauptstraßen und 781,654.000 Schilling 
für die Bundesstrahn. 

Vorerst möchte ich aber zur gestrigen Rede 
der Frau Abg. Körner etwas sagen. Frau Ab- 
georidnete Köirner legte dem Hohen Hause die 
berechtigten Wünsche des Waldviertels vor. 
Wer aber von uns, ob er dieser oder jener 
Fraktion angehört, hätte nicht ein Paket von 
Wünschen, um es dem Hohen Hause vonu- 
legen? Sind doch nicht nur im Walidviertel, 
sondern in allen Teilen unseres Heimatlan- 

Wege Schotterstraßen. Es gibt auch noch s 
viele Bundesfeldwege - so nenne ich 
Bundesstraßen ohne Schwarzdecken -, 

sehen wollen. 
Was ist aber in den letzten Jahren 

hen? Nach dem Jahre 1945 hatten die 

~ _ _ _ _ _ _  _ _ ~  

ren Ausbau ur 

unsere Wohnhäuser wieder einzurichten. E 
in den Jiahren 1957, 1958 wuide mit 
druck auch mit dem Ausbau unserer S 

nicht mehr den Anforderungen des Verkehrs 
entsprechen, dann müssen wir bedenken, was 
damals an Maschinen, an Transportmitteln 
und an Material vorhanden war. Man mußte 
sich mit ein wenig Ulnteflbau, ein wenig Ober- 
flächenbelag begnügen. Heute haben wir den 
sogenannten Fleckerlteppich auf unseren 
Bundesstraßen, wo alle Jahre ein wenig her- 
umgeflickt wind, wo es Holperwege gibt; jeder 
rauft sich um moderne, tragfähige Ausbau- 
metholden, die in der Zwischenzeit entwickelt 
wurden. 

Tro'tzdebm aber müssen wir sagen, daß in 
den vergangenen zehn, zwölf Jahren beim 
Straßenbau Gewaltiges geleistet wuirde. Prä- 
sident Sigmund hat es schon erwähnt, 54 Pro- 
zent unserer Landesstraßen sind staubfrei, 
das heißt, daß noch mindestens ein Jalhrzehnt 
vergehen wird - wenn nicht mehr Mittel im 
Budget vorgesehen werden -, um die letzte 
Lanldeshauptstraße wunschgemäß mit einer 
staubfreien Decke zu versehen. 

Anders sieht es bei den Bundesstraßen aus. 
Ich habe schon im Vorjahr erwähnt, daß es 
auch auf den Bundesstraßen noch etliche 
Kilometer gibt, die keine staubfreie Decke 
haben. Wir können sagen, daß, obwohl viel- 
fach noch nach alten Methoden gearbeitet 
wird, 98,4 Prozent unserer Bundesstrraßen 
staubfrei sind. nommen wird. 

Nun komme ich zu den Autolbahnen in 

eine schöne ; 

des Autobal 

In unserem Bi 
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unserem Lande. NiederÖsterreich liegt am 
Schnittpunkt Europlas. Vor den Toren unseres 
Landes sind andmere wirtschaftliche und poli- 
tische Orientierungen maßgebend. Das Auto- 
bahnnetz hat in unserem Lande Nieder6ster- 
reich europäische Bedeutung; es muß mit 
Nachdruck von dieser StellNe auf einen 'bes- 
seren Ausbau unserer Straßen hingewiesen 
werd'en, ldam'it nicht der europäische Wirt- 
sch'aftsverkehr an unserem Heimatlsand vor- 
üb'ergeht und für die 'gesamte österreichische 
Wirtschaft großer Schaden entsteht. Wir kön- 
nien feststellen, daß wir bereits 192 Kdometer 
Autobahnen in Niederösterreich haben, wenn 
auch ein Teil von mehr als 50 Kilometer noch 
ohne B'eton ist. 

Was ist nun im Jahre 1968 auf den schon 
bestehenden Autobahnen am drinigenldsten 
notwendig? In den Z'eitungen lesen wir, dlaß 
sich die Unfälle, teils auch durch d,ea Alkohol- 
konsum, mehren. Es wird oft ungewodlt di'e 
Fahrbahn gewechselt; deshalb sind in erster 
Linie Sicherh'eitsschienen anzuibringen. Daflür 
sind zirka 19,000.000 Schilling vorgesehen. Im 
Raume von Balden, ,auf der Südautobahn, hat 
man probeweise schon Sliibar-Zäune aufge- 
stellt. 

Was stellt man sich unter der Fertigstel- 
lung eines Notrufnetzes vor? Je  Kilmeber 
Straße eine Telephonstelle, so daß man, wenn 
ein Unfjall passiert, sofort die Autobahnamei- 
sterei und durch diese Rettung und Genldar- 
merie verständigen kann. Das kostet natür- 
lich eine schöne Stange Gelld. Wenn wir die 
Autobahn bei Regen und Frost benützen, 
dann ruft jeder nach dem Winterdiemt, be- 
sonders wenn nicht ausreichend gestreut ist. 
Es ist interessant zu wissen, daß für ,den 
Winterdienst in Niederösterreich über 
250 Bedienstete notwendig sind. J e  Kilometer 
Autobahn ko,stet uns die Erhaltung und der 
Winterdiewt plus Betreuung 100.000 Schilling. 
In Niederösterreich sind bere'its 370 Brücken 
fertilg. Nun hlaben wir aus dem Munde des 
Herrn Laadeshauptmannes vernommen, daß 
die Ostautobahn schon r ede  Formen ange- 
nommen hat unsd im Jahre 1968 die Grund- 
ablöse einen Betriag von zirka 26 MJ- 
lionen Schiilling notwendig machen wird. Von 
dieser Stelle aus wurde schon vor Jahren die 
Notwendigkeit der Errichtung und Fertigstel- 
lung des Autobahnsüdringes erwähnt, damit 
der Verkehmstrom, der vom Westen kommt 
und nach dem %den flutet, auf die Südsauto- 
bahn nicht erst über Wien geleitet wenden 
muß. Die Voraussetzung ist, daß dort der Bau 
der vier Tdübergän.ge raschest in Angriff ge- 
nommen wird. 

In unserem Badget ist für die Landes- 

Straßen und Landeshauptstraßen ein schöner 
Betrag eingesetzt, und zwar inklusive Perso- 
nalbetreuung mehr als 500,000.000 Schilling. 
Die Eandeseigenen Straßen sind auch weiter- 
hin das größte Sorgenkinid des Landes, da die 
finanziellen Möglichkeiten im Jahre 1967 bei 
weitem nicht ausreichten, um das Tempo des 
Cltraßenausbaues beziehungsweise der Stiaub- 
freimachung mit der weiterhin im Ansteigen 
begriffenen Motorisierung auch nur halbwegs 
in Einklang zu bringen. Obwohl im Jahre 
1967 wieder über 300 km staubfrei gemacht 
wupden, sind wir gegen 1966 in der Leistung 
etwas zurückgeiblieben, weil weniger Geld- 
mittel vorhanden waren. Lohn- und Gehalts- 
erhöhungen haben auch etwas abgefordert. 
Der Zuwachs an staubfreien Straßen betrug 
nur 3 Prozent im Verhältnis zur km-Anzahl. 
Im vergangenen Jahr konnte nur mit einer 
Summe von 172,000.000 Schilling der Ausbau 
des Landes Niederösterreich fortgesetzt wer- 
den, da von der großen Summe, 'die im Vor- 
anschlag steht, der Winterdienst, die Straßen- 
erhaltung, die Personalkosten usw. abzurech- 
nen waren. Von neu zu beginnenlden Bau- 
losen ist kaum die Rede. 

In dieser Summe ist auch der Brückenbiau 
enbhalten. Es wurden 26 Brücken fertig- 
gestellt, 21 sind noch im Bau. Auch hier ist 
eine Zahlrenrelation zu finden. Seit 1945 wur- 
den auf unseren Landes- unid Landeshaupt- 
Straßen an die 509 Brücken 5ertiggestellt. Wir 
müssen aber feststellen, daß das erst 14 Pro- 
zent sind. Man kann sich leicht errechnen, 
wieviel Zeit und Geld auch für den BKcken- 
bau noch notwendig sind. Im Jahre 1967 hat- 
ten wir im ordentlichen, außerordentlichen 
unid Nachtragsbudget einen Betrrag von 
521,206.000 Schilling. Im Jahre 1968 stehen 
506,363.000 Schilling zur Verfügung; doch hof- 
fen wir noch auf zusätzliche Mitbel aus einem 
Nachtragsbudgiet. Was ist aber in dieser 
Summe alles enthalten? Vom Bund 4 Prozent, 
die das Land durch den Finanzausgleich 1967 
verpflichten, die Projektierungskoskn für die 
Bundesstraßen durchzuführen. Wir sehen 
daraus, daß dem Land weitere Aufgaben 
zugeteilt worden sind. Ich komme dann auch 
noch auf eine weitere Belastung durch den 
Finanzausgleich, und zwar hinsichtbich des 
D:enstpoistenplanes, zu sprechen. 

Es wurde die Straßi-nbahnlinie 360, ¿Jlc 
Modling mit Rodaun verbuniden hat, einge- 
stellt, was wieder eine Verlagerung des Ver- 
kehrs von der Schiene auf die Straße bedeu- 
tet. Landeshauptmann Maurer, der in einer 
Runidfunkansprache erklart hat, daß der 
Autobuseiinsatz nur eine Notlösung ist, hat 
den Ausbau der Straßenbahntrasse zu einer 
Straße in diesem Raum zugesagt. Wir hoffen, 
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damit eine Lösung für die Verkehrsteilneh- 
mer dieser Strecke zu finden. 

Ein Vergleich der Aufwendungen der ein- 
zelnen Bunidesländer für  autonome Straßen, 
bezogen auf die Länge des Straßennetzes, 
ergibt, daß Niederösterreich nach wie vor mit 
Abstand an letzter Stelle liegt. Das abigeliau- 
fene Berichtsjahr brachte daher, so wie in den 
Vorjahren, äußerst große Schwierigkeiten mit 
sich, da die im Budget vorgesehenen Kredit- 
mittel bei weitem nicht ausgereicht haben, 
Lim auch nur den dringendsten Ausbauerfor- 
dernissen auf den verkehrswichtigen Landes- 
und Lanldeshauptstraßen zu entsprechen. 
Wamm? Weil Niederösterreich das größte 
Landesstraßennetz hat. Wir geben jedoch der 
Hoffnung Ausdruck, einmal weitere Straßen 
an den Bund übergeben zu können, da das 
Verhältnis zwischen Bundes- und Landes- 
Straßen bei uns am ungünstigsten liegt. 

Ich will nun zu den Bundesstraßen in Nie- 
derösterreich sprechen, für die im Jahre 1967 
ein Betrag von 781,654.000 Schilling verbaut 
worden ist. Diie Probleme der Nieiderösternei- 
chi'schen Bundesstraßenverwaltung können 
erst dann richtig ersaßt werden, wenn man 
die geographische Lage Niederösterreichs am 
Eisernen Vorhang und weiter das umfang- 
reiche Straßennetz berücksichtigt und 
bedenkt, daß Niederösterreich keine Landes- 
hauptstadt besitzt und mit dem Ziel- und 
Quellverkehlr der Bundeishaupitstadt Wien, 
der die nieiderösterreichischen Bundesstnaßen 
belastet, fertig werden muß. Es wurde schon 
öfter von dieser Steile aus erwähnt, daß wir 
Niederösberreicher auch die Last des Ver- 
kehrs von und nach Wien zu tragen haben. 

Bevor man aber auf das Baugeschehen 1967 
eingeht und Vorschau auf 1968 hält, muß die 
Feststelilung getroffen werden, daß dieses von 
der sogenannten Strengbergaffäre und dem 
Bauskandal überschattet war. Diese Umstände 
zu Beginn des Jahres haben die Leistungs- 
fähiigkeit und Einsatzfreude des beim 
Straßenbau eingesetzten Personals und der 
Baufirmen wesentlich herabgesetzt. Folge- 
erscheinungen, wie verspätete Genehmigung 
des Bauprogramms für Niederösterreich erst 
im Juli 1967 sowie strenge Handhabung der 
bestehentden Vorschriften durch das Bauten- 
ministerium, haben gezeigt, daß das Bau- 
geschehen fast zum Erliegen kam. Im Zeilt- 
alter des industrialiisierten Straßenbaues 
kann man weder Kontrollen noch #die Ver- 
waltung mit Vorschriften aus dem vorigen 
Jahrhundert durchführen. Das möge auch 
hier festgestellt wenden. Um der ständig 
wachsenden Verikehrsflut die Möglichkeit der 
Entfaltung zu geben, die nicht durch uner- 
träglich hohe Verkehrsopfer überschlattet 
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wird, ist es nohendig, das Maß der Einisatz- 
freuide und des Verantwortungsbewußtseins 
der am Straßenbau Beteiligten nicht unnötig 
zu belasten. Das Vertrauen wird dsdurch 
belohnt, daß der Staaßenbau rascher vor sich 
gehen kann und damit die Verkehrsunfälle en 39 schier 
wahrscheinlich nicht im gleichen Ausmaß wie 
die Motoiriisierung steigen werden. 

Zu den Krediten - im VergEeich 1966/67 - 
sei auch ein Wort gesagt. Ich habe im vergan- 
genen Jahr mit Nachdruck hier verlangt, daß 
NiederÖsterreich den gerechten Anteil nach 
der Kiloimeteranzahl seiner Straßlen vorn 
Bautenministeriurn zugesprochen und zur 
Verfügung gestellt erhält. Ich glaube, durch 
den harten Einsatz unseres hochgeschätzten 
Herrn Lansdeshauptjmannes ist es gelungen, 
eine Steigerung von 1966 auf 1967 um 20 Pro- 
zent zu erreichen, was sich auch in den Bau- 
maßnahmen auswirkte, auf die ich noch zu 
sprechen kommen werde. Vergleicht man den 
Kredit der Jahre 1965 und 1967, so be- 
trägt die Steigerung sogar 40 Prozent, denn 
nicht jedes Jahr wurde dem Land Nieder- 
Österreich der gerechte Teil zugestianden, den 
es veridient hätte. Der Bauindex stieg in die- 
ser Zeitspanne um 12 Prozent, so daß eine 
efiektive Leistungssteigerung von 28 Prozent 
innerhalb dieser zwei Jahre aufzuweisen ist. 
Erstmalig wurden in diesem Jahr Regenerie- 
runglen auf nicht bevorzugten Straßen durch- 
geführt, was wirklich erwähnenswert 
erscheint. Im Vollausbau wurden mit dem 
Baukredit 141 Baulose weitergeführt bezie- 
hungsweise neu begonnen und 298 km neue 
Fehrbahnbeläge an Bundesstraßen aufge- 
bracht. Ich möchte aber besonders hervorhe- 
ben, daß im heurigen Jahr - vielleicht erst- 
malig - 18 Baulose begonnen wuden ,  deren 
Summe 15,000.000 Schilling je Los übersteiigt 

Mit einer Kapitalsumme von zirka 
600,000.0@0 Schilling wurden die 18 Baulose 
begonnien. Sie haben, Frau Albgeordnete Kör- 
ner, die Hornerstiraße angeführt. Sie können 
mit dem, was hier geschehen ist, wirklich 
zufrieden sein. Auf der Horner Bundesstraße 
wurden im vergangenen Jahr drei Baulose 
vergeben mit einer Gesamtsumme von 
105,000.000 Schilling. Ich könnte hier eine 
Detailaufstellung bringen, würde aber dazu 
längere Zeit benötigen. 

Darf ich folgelndes erwähnen: Laut Erlaß 
des Bundesministeriums für Bauten und 
Technik wunde verfügt, daß das Baugeschehen 
bis 1970 sich in erster Linie auf dem soge- 
nannten bevorzugten Bundewtraßennetz, 
welches in Niederösterreich eine Lange von 
über 1000 Kilometer haty'abwickeln soll. Wir 
haben des öfteren über die Kreuzungen 
Bundesstraße-Eisenbahn Klagen gehört, da 

chter Aufteil1 

Nioderösterrl 



ng am 14. Dez. 1967 

Maß der Eimatz- 
rtungsbewußtseins 
gten nicht unnötig 
en wird dadiurch 
U rascher vor sich 
e Verkehrsunfälle 
ichen Ausmaß wie 
werden. 
erglseich 1966167 - 
h habe im vergan- 
hier verlangt, daß 
fiten Anteil nach 
ier Straaen vom 
rochen und zur 
Ich glaube, durch 

2s hochgeschätzten 
j: ist es gelungen, 
uf 1967 um 20 Pro- 

auch in den Rau- 
if die ich noch ZU 

Tergleicht man den 
und 1967, so be- - 40 Prozent, denn 
iem Land Nieder- 
1 zugesbanden, den 
iindex stieg in die- 
szent, so daß eine 
ng von 28 Prozent 
re aufzuweisen ist. 
m Jahr Regenerie- 
ten Straßen durch- 
I erwähnenswert 
wurden mit dem 

eitergefümhrt bezie- 
und 298 km neue 

kldesstraßen aufge- 
esonders hervorhe- 
r - vielleicht erst- 
inen wurden, deren 
g je Los übersteiigt 
mme von zirka 
len die 18 Baulose 
1 Aibgeonlnete Kör- 
[eführt. Sie können 
iahen ist, wirklich 
orner Bunldesstraße 
Jahr drei Baulose 

{esamtsumme von 
könnte hier eine 

, würde aber dazu 

+ihnen: Laut Erlaß 
für Bauten und 

iß das Baugeschehen 
inie auf dem soge- 
Bundwstraßennetz, 
ch eine Länge von 
'abwickeln soll. Wir 
r die Kreuzungen 
Klagen gehört, da 

Landtag von NiedleröYterr. IV. Sess. der VIII. Gese tzgebungsperiode. 8. Siltuung am 14. Dez. 1967 249 

dort immer wieder Unfälle zu verzeichnen 
sind. Ich möchte hier nur auf meine Heimat- 
stadt Mistelbach hinweisen. Es vergeht kein 
Jahr, in dem nicht bei der Bahnübersetzung 
einige Unfälle vorkmmen.  Von 1960 bis jetzt 
wurden 39 schienengleiche Bahnübersetzun- 
gen ausgeschaltet, das sind rund 18 Prozent 
der jetzt noch vorhandenen schienengleichen 
Disenbahnkreuzungen. 

Auch beim Brückenbau ist viel geschehen. 
So wurden im vergangenen Jahr 35 Brücken 
sowie der Umbau von 4 Brücken abgeschlos- 
sen, während sich 97 Objekte mit Enlde des 
Jahres 1967 noch im Bau befinden. Auf dem 
Sektor des Straßenhochbaues ist die Voll- 
endung der Bauhöfe Horn, Weitra, Amstetten, 
Allersdorf und Geras zu nennen. 

Was soll nun im Jahre 1968 geschehen? Die 
Fortführung deir von mir angeführten. 
bereits begonnenen Bautlose erfondert einen 
Betrag von über 898,000.000 Schilling. Das 
w a ~  die Summe, die Niederösterreich bei 
gerechter Aufteilung nach der Anzahl der 
Kilometer auls dem Bundesbudget zustehen 
würde. Ich komme noch darauf zu sprechen, 
daß Anzeichen dafür bestehen, daß man nicht 
gewillt ist, diese Summe NiederÖsterreich zu 
geben. Darum unterstreiche ich besonders: 
Niederösterreich kalnn auf keinen Schilling 
verzichten, denn die Ausbaunotiwendiigkieiten 
- besonders hinsichtlich des Ausstrahlungs- 
Punktes Wien - sind für die gesamte Wirt- 
schaft von immenser Bedeutung. 

Frau Kollegin Körner, Sie haben des wei- 
teren den Atomreaktor in Göpfritz an der 
Wild erwähnt. Wir wünschen dem Waldvier- 
iel die Verwirklichung dieses Projektes, was 
auch verkehrsmäßig eine neue Aufschließung 
bringen wird. Es wird Ihnen bekannt sein, 
daß bereits eine Vorsbufe für den Bau einer 
Trasse Krems-Gneiixendorf-Droß-Gfohl- 
Pölla-Göpfritz vorhanden ist und daß mit 
einer Detailplanung in kürziester Zeit 
begonnen werden kann. Ob und inwieweit 
das vorgesehene Bauprogramm auf Bundes- 
straßen im nächsten Jahr realisiert werden 
kann, wird nicht nur davon abhängen, ob die 
geforderten Krejdite bereitgestellt werden, 
sondern sehr maßgeblich auch davon, ob es 
gelingt, das beantragite zusätzliche Piersonal 
einzuistellen und vor allem dien hierfür not- 
wendigen Arbeitsraum zu schaffen. 

Auf Grund des Finanzausgleiches ist das 
Land Niederösterreich zur Vermehrung des 
Dienstpostenplanes um 479 Dienstposten ver- 
pfliichtet worden - dieser Punkt kommt Übri- 
gen's noch zur Behandlung. Der Bedarf an 
Technikenn, Bauwärtern, die Durchführung 
von Projektierungsarbeiten bei Donaubriik- 

ken usw. verlangen dieses Mehr. Wenn man 
in unsere Planungsabteilung kommt, wundert 
man sich, daß dort überhaupt solche Projekte 
und Planungen erarbeitet werden können. 

Wielchen Betrag wünden wir nun für den 
Ausbau der Straßen benötigen? Der Anteil 
liegt bei 898 Millionen Schilling, der Bedarf 
ist aber bedeutend höher, nämlich über 
900,000.000 Schilling für 1968, und steigert 
sich natürlich entsprechend. Zusammenfas- 
send möchte ich eirwähnen, daß sich das Pier- 
conail der Sltraßenverwaltung durch die Vor- 
kommnisse des vergangenen Jahres und in 
der ersten Hälfte deis heurigen Jahres nicht 
entmutigen läßt. Trotz der nicht verständ- 
lichen Weisung des Bautenministeriums, im 
Jahre 1966 keine neuen Baumaßnahmen in 
Angriff zu nehmen, gelang es in der zweiten 
Hälfte auf Grund der günstigen Witterung 
des heurigen Jahres, den Rückstand fast auf- 
zuholen. Dies ist in eirsber Linie dem Ver- 
ständnis des politischen Straßenbaureferen- 
ten von NiederÖsterreich, unseres hochge- 
schäitzten Herrn LandeBhauptmannes, zu ver- 
danken, der anüiquierte Vonschriften nicht 
sklavisch befolgen ließ, in zweiter Linie aber 
dem unbeugsamen Willen des Straßenperso- 
nals. 

An das Bundesministerium für Bauten und 
Technik müßte henangetreten werden, den 
oft langwierigen Genehmigungsvorgang zu 
verkürzen und weniger rigorose Vorschrei- 
bungen für den Beginn der neuen Baulose 
hevauszugeben sowie den praktischen Gege- 
benheiten mehr Rechnung zu tragen. Die Ver- 
kehrsteilnehmer, welche niederösterreichische 
hndesstraßen befahren, müssen auch heuer 
Prkenmen, daß alles darangesetzt warden ist, 
um den Problemen, die durch den explosi- 
ven Verkehr und dessen ständige Weiterent- 
wicklung enbstanbden sind, Herr zu wenden. 
Wir konnten heuer feststellen, daß erst viele 
Baulose in der zweiten Jahreshälfte geneh- 
migt wurden; wir befürchteten bereits - falls 
diie Witterung nicht mithält -, daß das Bau- 
volumen nicht durchgeführt werden kann, 
Deshalb erlaube ich mir, folgendien Resolu- 
tionsantrag zu stellen (liest): 

„Die Landesregierung wird aufgefordert, 
beim Bundesministenium für Bauten 'und 
Technik vorstellig zu werden unfd dahin zu 
wirken, daß das Verfahren zur Genehmigung 
der Durchführung von Bundesstraßenbauvor- 
haben in Hinkunft ohne unnötigen Zeitauf- 
wand abgeführt wird, damit vor allem die 
Erteilung der Aufträge zur Bauausführung 
entsprechend den pnaktischen Gegebenheiten 
und im Interesse einer sinnvollen Koonlina- 
tion erfolgen kann.'' 

Ich ersuche das Hohe Haus, meinem 



Resoluttionsantrag idie Zustimmung zu geben. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

PRÄSIDENT WEISS: Zum Woirte gelangt 
Herr Abg. C z i d 1 i k. 

Abg. CZIDLIK: Herr Präsicdent, meine 
Damen und Herren! Ich beziehe mich in mei- 
nen Ausfiihrungen vorerst auf meinen Kol- 
legen Binder, der bei seinen Darstellungen 
die 384,000.000 Niogas-Rabiattgelder er- 
wähnt hat und was damit hätke geschehen 
können. Im Finanzausschuß hat die soziali- 
stische Fraktion gefragt, ob auf Grund der 
Dringlichkieitsanträge und der daraus resul- 
tierenden Beschlüsse im Mäm die 384,000.000 
Niogas-Rabatbgelider, die an die bekannte 
OVP-Baugesellschaft von Müllner verscho- 
ben wunden, restlos erfaßt sind und [die Til- 
gungen dafür im Gange seien. Hofrat Doktor 
Neuwirth hat daraufhin erklärt, daß dies 
nicht möglich sei, nur für Wohnungen, für 
welche bereits die Benützungsbewilligungen 
erteiilt wurden und die bewohnt sind, seien 
Tilgungsvorschreibungen erfolgt, und zwar in 
einem Gesambbetrag von 217,000.000 Schib- 
ling. Für einen Betrag von 167,000.000 Schil- 
ling, ge'dacht für Wohnbauvorhaben, seien 
einerseits die Wohnungen noch nicht fertig- 
gestellt, andetrseits fehlen die Unterlagen. 
Blevor ich auf diesen noch nicht restlos ge- 
sicherten und erfaßkn Betrag eingehe, 
möchte ich doch den Damien und Herren des 
Hohen Hauses, aber auch der Bevölkerung 
Niederösterreichs in Erinnerung rufen, wie es 
zu den 384,000.000 iibenhaupt kam. 

Herr Viktor Müllner senior, Landesbaupt- 
mannstellvertreter von Niederösterreich, 
Finanzreferent deis Landes Niederösterreich, 
Präsident des Aufsichtsrates der Niogas, 
geschäftsführender Präsident der Newag, 
Generaldirektor der Newag, dann auch noch 
geschäftsfü'hrender Landesobmann der ÖVP 
und Obmann des ÖAAB sowie gewesener 
Besitzer der Contibank, hat in Form eines 
einfachen Briefwechsels mit einer Unter- 
schrift, von der man nicht mehr eindeutig 
nachweisen kann, wie sie erfolgte, und zwar 
eines Landeshauptmannes, ursprünglich 
80,000.000 der Newag entzogen. Diese 
80,000.000 Schilling schweben noch in der 
Luft, sie befinden sich sowohl in der Bilanz 
der Gesellschaft als auch im Haushaltsplan 
des Landes in Schwebe, weil man angeblich 
noch nicht feststellen kann, was damit geschr- 
hen ist. 

Ich habe mir im Finanzausschuß erlaubt, 
an den Herrn Vorsitzenden die Frage zu rich- 
ten, und zwar zur Ermittlung an den Herrn 
Landeshauptmann, ob der Herr Landeshaupt- 
mann, nachdem es der Herr Finanzreferent 
verneint hat. ,in der Zwischenzeit weiteres 
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mit anderen Diingen der Nachweis restlos ge- 
lungen sein wird. Das wird nicht allzulange 
mehr dauern. Wir haben also derartige Kon- 
tenlabschriften erhalten und - gründlich, wie 
die Kollegen der sozialistilschen Fraktion sind 
- haben auf Grund rechnerischer Ver- 
gleiche festgestellt, daß diese Kontenabschrif- 
ten nicht stimmen, daß sie falsch sind. 

Meine Damen und Herren! Wenn Unter- 
lagen in einer so wichtigen Sache gegeben 
'werden, die dazu dienen, etwas zu kleuch- 
ten, was rechtswidrig geschehen ist, wenn 
also diese Unterlagen falsch sind - falsch 
kommt von fälschen -, muß eB irgend jeman- 
den gegebfen haben, der dime Diinge gefälscht 
hat. Es liegt nahe, daß Viktor Müllner junior, 
-der Diirektor 'der Contibank, hier am Weirk 
gewesen sein muß. Es wundert uns sehr, da6 
in diesem speziellen Fall die Staatsanwalt- 
schaft nie eingegriffen hat, denn wenn anders- 
wo deraritiges geschieht, ist der Betreffende 
vom Fleck weg verhaftet. Nun, in Nieder- 
östemeich und (in Öisterreich gibt es eben an- 
dere Wege, Viktor Müllner junior geht Ispa- 
zieren und brüstet sich im Kaffeehaus (damit, 
daß er bis zum Jahre 1972 sehr erhebliche 
Gehälter ,bezieht, so daß er ein auskömmliches 
Leben führen kann. Als die Tatsache fest- 
stand, daß diese Kontenbewegungen, falsch 
dargesbellt, in unsere Hänlde gelangten, hiaben 
wir Herrn Präsident Weiß ebenfalls durch 
Beschluß gebeten, dafür zu sorgen, daß uns 
endgültig richtiggestellte Kontenabschriften 
zur Verfügung gestellt werden. Zur Durch- 
führung (dieser Arbeit wurden Rechnungs- 
harnte der Landesbuchhaltung eingeschal- 
tet, worauf wir tatsächlich richt(iggeste1lte 
Kontenabschriften erhielten. Dabei ist etwas 
Interessantes passiert: Die Kontenabschriften 
ergaben wohl ein vollständiges Bild, aber wir 
mußten feststellen, daß über einzelne Bewe- 
gungen, zum Unterschied von den anderen, 
in der Kontenidarsitellung keine Auskünfte 
gegeben wurden. Auf unsere Frage an den 
Herrn Finanzreferenten im Finanziausschuß, 
woher und wohin diese Gelder gegangen 
seien, verweigerte er die Auskunft. Er hat 
ursprünglich erklärt, es handle sich hier um 
Geschäfte, die bankintern über dieses Konto 
abgewickelt wurden. 

Meine Damen und Herren des Hohen Hau- 
ses! Können Sie sich vorstellen, daß Sie bei 
irgendeinem Geldinstitut ein Konto besitzen 
und eines Tages einen Kontoauszug bekom- 
men, aus dem Sie ersehen, daß Über Ihr Konto 
Geschäfte in hohcn Millionenbeträgen abge- 
wickelt wurden, ohne daß Sie diese Vorgänge 
abstellen beziehungsweise Auskunft verlan- 
gen, mit welchem Recht solche Operationen 
vorgenommen werden? Schon aus dieser mat- 

c 
E 

sache allein ergibt sich, daß es sehr faule Ge- 
schäfte gewesen sein müssen. Ich glaube, wir 
sind zumindest indizienmäßig imstande auf- 
zuklären, um welche Geschäfte es sich hier 
gehanidelt haben muß. Ich habe 'darauf ver- 
wiesen, deaß ursprünglich Herr Viktor Müll- 
ner Riesenbeträge vergeben hat, ohne nach- 
zufragen, wo und wann gebaut wird. Schan 
darauis allein ergibt sich, daß Hunfderte Mil- 
lionen Schilling über einen sehr beträcht- 
lichen Zeitraum in der sattsam bekannten 
Bank gelegen sind und dafür horrende Mil- 
lionenbeträge in Form von Zinsen angefal- 
len sein müssen. Nachdem aus den Konten- 
bewegungen nur zum Teil ersichtlich war, 
daß sehr geringfügige Beträge ausgewiesen 
waren, es sich aber aniderseits um sehr er- 
hebliche Millionenbeträge, die zweifellos 
diese Zinsen enthalben haben, gehandelt hat 
und der Finanzreferient über diese Konten- 
bewegungen die Auskunft verweigert hat, 
wobsei er sogar so weit gegangen ist, den Be- 
amten, die die Originalakten vor sich liegen 
hatten, zu verbieten, der sozialistischen Frak- 
tion mitzuteilen, worum es hier eigentlich 
geht, ist indizienmäßig ohne weiteres anzu- 
nehmen, daß es sich hier um Gellder gehan- 
delt hat, die aus den Zinsenerträgen über 
irgendeinen Bund, wahrscheinlich über den 
ÖAAiB, der ÖVP zugeflossen sind. Vielileicht 
ist das eines der Geheimnisse, weshalb im 
Gegensatz zu früher seit langer Zeit der 
Finanzreferent Niederösterreichs 'immer wie- 
der vom ÖAAB gesibellt wird. 

Wenn wir aCso diiese Tatsache hier festhai- 
ten wollen, dann muß noch dazu festgestellt 
werden, daß auf diesem Wege die Damen und 
Herren des Hohen Hauses, aber auch die nie- 
derösteriveiehische Bevölkerung beii der sei- 
nerzeitigen Behandlung der Anträge über die 
Erfassung der Rabattgelder und ihre rest- 
lose Zuführung zur echten Wohnbauförde- 
rung des Landes von der Mehrheitsfraktion 
getäuscht wurden. Zurückkommen'd auf den 
noch nicht zur Gänze sichergestellten Betrag, 
muß ich feststellen, daß 68,000.000 Schilling 
seitens der Baugesellschaft ,,Austria" noch 
nicht für Wohnbauzwecke verwendet, ja die 
Bauvorhaben nicht einmal noch begonnen 
wuriden. Nachdem Sie lauf Grund meiner Dar- 
stellung wissen, daß die „Austria" allein 
261,000.000 Schilling erhalten hat, wobei ihr 
zuletzt noch im Jahre 1966 etwa 1,000.000 bis 
2,000.000 Schilling gegeben wurden, muß man 
sich fragen, was die „AustIria'' mit den Rie- 
senbeträgen getan hat. Als Beweis dafür, was 
damit geschehen ist, möge Ihnen !die Aussage 
eines sehr maßgeblichen Vertreters der 
„Austsia'', die ich jietzt zibiere, dienen: ,,Die zu- 
gezählten Wohnbauförderungsgelder auis den 
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OMV-Rabatten, das heißt, rauch jene Beträge 
für  Wohnbauvonhaben, welche noch nicht be- 
gonnen wurden, sind als Zwischenfinanzie- 
rupg in verschiedene Objekte investiiert." Die 
satbsam bekannten Namen Müllner senior 
und junior sind also unweigerlich mit Schie- 
ber- und Spekulationsgeschäften auf Kosten 
des Landes auf ewig verbunden, unid es 
nimmt daher nicht wunder, daß die 
,,Austriia" ebenfalls solche Cpekulaitions- 
geschäfte getätigt hiat. 

Meine Damen und Herren! Wenn man an- 
derseits weiß, daß diese Gesellschaft, nach- 
dem der Gönner nichts mehr für sie tun kann, 
bereits illiquiid ist, besteht höchste Gefahr, 
daß das Land idiese Gelder zumindest zum 
Teiil üiberhaupt verliert. 

Ich gestatte mir diaher, dem Hohen Haus 
einen entsprechenden Resolutionsantrag vor- 
zuBegen, und bitte um Ihre Unterstützung. 
Dieser lautet (Ziest): 

,,Die Landesregierung wird aufgefordert: 
1. von der gemeinnüitzigen Wohnungs- 

gesellschaft ,Austria AG' 'den Betrag von 
68,580.000 Schilling, den diese Wohnungs- 
gesellschaft aus den Rabattgel'dern der Niogas 
zum Zwecke der Errichtung von Wohnungen 
in Empfang genoimmen hat, mit 'der Begrün- 
dung zurückzufordern, daß die Bauvorhaben, 
die mit Hilfe dieses DarlehensbetrageIs hät- 
ten durchgeführt werden sollen, sich heute 
noch im Planungsstadium befinlden und somit 
der genannte Darlehensbetrag bisher nicht 
dem widmungsgemäßen Zweck zugeführt 
wurde. Der genannte Darlehensbetrag wäre 
in sinngemäßer Auslegung des Pkt. 3 (des am 
1. März 1966, Ltg. Z1. 168, gefaßten Be- 
schlusses des Lanldtages Zwecken der slonsti- 
gen Wohnbbauförderung zuzuführen. 

2. Da nach den zur Vei.fügung gestellten 
Unterlagen die Wohnungsgesellschaft 
,Austria AG' bis Ende Juni 1966 diese Dar- 
lehenssumme zugezählt erhalten und zinsen- 
frei zur Verfügung hat, wird die Landes- 
regierung weiter aufgefordert, die Frage zu 
überprüfen, .ob nicht nachträglich für  diese 
Dar lehenissme wegen der nicht widrnwgs- 
gemäßen Verwendung Zinsen verlangt wer- 
den können.'' 

Ich bitite um Annahme des Antrages. (Bei- 
fall bei der SPU.) 

PRASIDENT WEISS: Als nächster Radner 
kommt der Herr Abg. D i e t t r i c h  zum 
Wort. 

Abg. DIETTRICH: Herr Präsident! Hoher 
Landtag! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Ich möchte meine Ausführungen wieder auf 
das Gebiet des Straßenwesens zurückfiihren. 
Vor allem m6chte ich auf den Azitobahnibau 

Gesetngebungsperiode. 8. Sitzung am 14. Dez. 1967 

eingehen. Es wurde schon erklärt, daß die 
Autobahnen für Niiederösterreich von wirli- 
lich entscheidender Bedeutung sein werden, 
nachdem ja Osterreich viele wirtschaftliche 
und vor alllem auch politische Aufigaben im 
mitteleuropäischen Raume zu erfüllen hat 
und zu erfüllen haben wird. Gestatten Sie 
mir daher, daß ich in kurzen Zügen 'die Pro- 
jekte zur Sprache bringe, die derzeit in Be- 
handlung sind. Diie Westautobahn ist fiertig 
biis zum Knoten Steinhäusl, Klausen-Leopolds- 
dorf in Bau; die Brücken sind (dort bereits 
fertig unld die Erdarbeiten ausgeschrieben. 
Das Projekt sdiirfte eine Bauzeit von zwei 
Jahren erfordern. Der Südring und der an- 
schließende Ostring sind ebenfialls in der 
Planung und Projektierung fertig, es wird 

brauche, nachd gearbeitet, und die Bauzeit dürfte vier Jahre 
betragen. Die Südautobahn ist ebenfalls ge- historische Re 

wollte auch Wr setzlich erledigt, die Autotrassenpunkte Wie- 
sollte nach die: ner Neustadt unid Allhau im Burgenland sind 
um einen diri festgelegt; auf dieses Teilstück werde ich noch 

hesoniders zu sprechien kommen. Ich möchte 
nur die Betrachtungen der Planung grund- 
sätzlich noch fortsetzen und albschließen. Die 
Gesetze und Novellen sind noch für den Aus- 

vor allem finar bau des Autobahnstückes zum Flughafen 
m r e n  zum Tei Bchwechat erforderlich. Wie aus den Ausfüh- 
folgt; wenn sie rungen der Presse in den letzten Tagen zu 
waren sie leicht entnehmen war, sind auch $die Gespräche und 

Wir haben r Abstimmungen mit unserem Nachbarland 
Ungarn bereits positiv beendet worden. Es stadt, und jetzt 

cher Weise mfa steht also auah der Trassenführung der Ost- 

stadt und Allhi autobahn in Richtung Budapest nichts mehr 

sich sehr maßg im Wege. Das gleiche gilt für die Nordauto- 

flußreiche Leut bahn, wo ein Anschluß an das tschechische 
Autobahnnetz im Raume von Brünn gedacht Abwägen zwisc ist. Auch werden noch die erforderlichen ge- 
setzlichen Maßnahmen zu (setzen sein. Ein Burgenland he 

hinzufügen, da1 besonderes Projekt, das im Zusammenhang 
mit einem anderen beisonders aktuell werden Varianten bear 

ten davon geh( 
Österreichs Süid könnte, jst die Aufschließung des Raumes 

Krems-Göpfritz, also Anschluß an die Auto- Orte erwähnen 
Begriff sein w bahnstrecke St. Pölten, wenn dm CERN- 

reichische Vari; Projekt Wirklichkeit werden sollte. 

Edlitz, Krumb, Meine sehr verehrten Damen und Herren, 
dort auf burgi ich möchte mich nun ganz intensiv und be- 

sonders mit diem Teilstück der sogenannten 
Europastraße, (die Warschau mit Rom verbin- ästerreichische 
den wird, Teilstück Wiiener Neustadt-All- Abänderung ai 
hau, beschäftigen. Erlauben Sie mir, idaß ich ein starker süd 
einen kurzen historischen Überb'lick gietbe, um sogenannte We 
die ganze Problematik, die sich daraus für wird und dani 
Niederösterreiich erglibt, unter Bieweis zu stel- dische führt. U 

sogenannte Bu len und besonders zu beleuchten. Die Pla- 
nung dieses Autobahnstückes reicht in die Gestatten Sic 

_ _ _ _  - - 
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Zeit der Reichsautobahnien. Obwohl ursprüng- Gegenüberstelli 
lich Fachleute, entsprechend mit Argurmen- rungen und 1 

Allein schon dz ten und Erhebungen untermauert, die Tras- 
sjenführung östlich von Wiener Neustadt in eine eindeutige 
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den Pottendorfer Raum vorsahen, hat man 
sich für die Westlösiung, das heißt die jetzt 
schon ausgebaute, entischlossen. Es waren 
damals milhtärische Obeirlegungen die Ur- 
seche, warum man sich für  die Westvarianlte 
lcntschlossen hat. Die Damen unld Herren, 
die die Gtegend kennen, wissen, daß es sich 
um den Bereich Großmittel und B l w a u  
handelt, der in der deutschen Konzeption 
inim\erhin einie große militärische Beldeutung 
hatte. 

Als #die Weiterführung dieser Autobahn- 
trasse aktuell war und polemisch behandelt 
wurde, hat slich Wr. Neustadt in einer sehr 

' engen Partnerschaft mit (dem Burgenband 
befunden, unld zwar aus verschiedenen Grün- 
den, 'die ich hier im einzelnen nicht anführen 
brauche, nachdem sie wirklich nur noch 
historische Reminiiszenzen sind. Dasnach 
wollte auch Wr. Neustaldt die Ostvariante. Es 
sollte nach dieser Konzeption Wr. Neustadt, 
um einen direikten Anschluß an das so- 
genannte Industriegielänide zu finden, im Nor- 
den umfahren werden. Der Bund hat Idiann 
q'ber die Fischauer und Neunkirchner 
Variante gewä'hlt. Ich glaube, es waren dafür 
vor allem finanzielle Gründe maßgebend, es 
waren zum Teil schon Grundablösungen er- 
folgt; wenn sie noch nicht vorhanden waren, 

chen und Aspang wurde ein tägliches Ver- 
kehrsaufkommen - wobei ich mich auf die 
Verkehrszählung 1965 berufe - von 14.700 
Kraftfahrzeugen aller k r t  fwtges'tellt. 

Das Verkehrsaufkommen der Nord-Süd- 
Achse, der burgenländischen Variante, wurde 
ebenfalls in diesem Zusammenhang aufge- 
nomimen und hat eiinen Durchschnitlt von 
3000 Fahrzeugen eageben. Es ist weiters fest- 
gestellt worden, daß die burgenländische 
Variante zirka 20 Kilometer länger ist als 
die zwei niederösterreichischen Varianten. 
Man hat in einer Wahm&einlichkeitsrech- 
nung bei dieser Verkehrsbelastung und bei 
diesem Verkehrsaugkommen einen Betrag 
von 123,000.000 Schilling errechnet, mit dem 
die Volkswirtschaft, also jeder Kraftfahr- 
zeugtailnehrner unid jeder Straßenbmenützer, irri 
Laufe eines Jahres mehr belastet werden 
würde als bei den zwei niederösterreichischen 
Varianten. Es kommt noch hinzu, d,aß die 
Trassenführung der zwei niederösterreichi- 
sahen Varianten geatreckt und zügig ist, daß 
die burgenländische unruhig und in der 
Linienführung eben sehr starken Schwankun- 
gen unterworfen isit. Außerdem koawnt noch 
hinzu, daß bei !der niederösterreichischen 
Variante in den Berggebieten nur eine drei- 
prozentige Steigung oder Gefälle festzustellen 

L idie Gespräche und waren sie leichter zu erreichen. ist und in den Talgebieten nur eine einpro- 
erem Nachbarland Wir haben nun den Endpunkt Wr. Neu- zentige. Weitiers - und das, glaube ich, 'bt 
ieendet worden. Es Stadt, und jetzt enhebt sich die Frage, in wel- auch ein wesentlicher Faktor - dürfte aucih 
enführung der Ost- &er Weise m,an r&esen Endpunkt Wr. Neu- der klimatische Umstand eine Rolle spielen. 
dapest nichts mehr Stadt und Allhau venbinden soll. Hier haben Die Zwei niederösterreichischen Varianten 
t für  die Nordauto- sich sehr maßgebende Kreise und sehr ein- sind Z U m  größten Teil den Tälern; mit 
an das tschechische flußreiche Leute gefunden, um ein gewisses den zur Verfügung stehenden Wartungsgerä- 
von Brünn gedacht .Ahägen zwischen Niiederö&erreich und ,dem ten Und Dienstleistungen wird es viel leichter 
e erforderlichen ge- Burgenland herbeizuführen. Ich darf noch möglich Sein, die erforderliche Schneefrei- 
:U !setzen sein. Ein hinzufügen, daß von seiten der "!&miker drei machuW, die Glatteisbekämpfung und das, 
im Zusammenhang Varianten bearbeitet wurden. Zwei Varian- was aben in klimatischer Hinsicht noch von 

dders aktuell werden ten davon gehen hauptsächlich über Nieder- Bedeutung ist, Zu btewerhtielligen. 
ießung des Raumes Österreichs Siidostrauun. Ich möchte kurz die Meine Damen und Herren, die burgmlän- 

Orte erwähnen, die einigen von Ihnen ein dische Landesregierung hat natürlich an der S&uß an die Auto- 
Begriff sein wenden. Die erste niederöster I Ost-Variante allerstärkstes Interesse - das m n  dtais CERN- 

rden sollte. reichische Variante geht durch das Pittental, ist 'irgendhnrie verständlich. Sie hat in einer 
Damen unid Herren, Edlitz, Krumbach, Hochneukiirchen, kommt sogenannten Dokumentation den Nachweis zu 
inz intensiv und be- dort auf burgenländisches Gebiet, Tauchen, erbringen versucht, daß die burgenländische 
ick der sogenannten Oberschützen, Allhau. Die zweite nieder- V'ariante die zweckmäßigere und bessere sei. 
kau mit Rom verbin- österreicihische Variante weist insofern eine Ich habe zu den Ergebnissen der Verkehrs- 
ener Neustadt-All- Abänderung auf, als im Raume von Edlitz Zählung nichts hinzuzufügen. Ich möchte nur 
ben Sie mir, idaß ich ein starker südlicher Kurs gewählt wird, das eine Sache besondeas herausstellen, und zwar, 
n tfberblick gfeibe, um sogenannte Weiße Kreuz bei Zöbern berührt daß bei der burgenländischen Variante eine 
c&e sich daraus fü r  wird und dann unmittelbar ins Burgenlän- Parallelführung mit dieser Autobahn-Noad- 

unter BieweiS ZU dische führt. Und (die diriitte Variante ist die .und -Süidverbindung in einer Länge von 
beleuchken. Die Pla- sogenannte Burgenlandvariante. 20 Kilometer notwendig wäre und daß man 
,tückes reicht in die Gestatten Sie mir nun, /daß ich bei dieser daraus den Schluß ziehen müßte, daß die 
en. Obwohl ursprüng- Gegenüberstellung einige technische Erfah- Investition, daß die Errichtung der Nord- 
rhend mit Argumen- rungen und technische Ergebnisse bringe. Süd-Achse oder das Neuerrichten dieser 
i kmauer t ,  die Tras- Autobahn eine Fehlleistung wäre, nachdem ja 

Wiener Neustadt in die Nopd-Süd-Achse ohnedies auch das kom- 
Allein schon das Verkehrsaufkommien spricht 
eine eindeutige Sprache. Im Raume Neunkir- 



mende Verkehrsaufkommen bewältigen wird. 
Meine Damen und Herren, aus dieser Gegen- 
überstellung, den Vortelilien der niederöster- 
rcichischen und den Gegebenheiten der bur- 
genländischen Variante, kommt offenkundig 
eine stärkere Wertigkeit der niederösterrei- 
chischen Variante in den Vordergrund. Wenn 
nur technische, finanzielle und physikalische 
oberlegungen angestellt werden, müßte füg- 
lich die niederösterreichische Variante - ich 
bezeichne sie als 1. und 2. - zuin Zuge kom- 
men. Für Niederösterreich ist abelr in dieser 
Trassenführung noch weit mehr enthalten. 

Meine Damen und Herren, überlegen Sie, 
daß das Südostgebiet unseres Heimfatlandes, 
die sogenannte Bucklige Welt, verkehrsmäßig 
noch nicht gut erschlossen ist; es ist ein echter 
i\r achholbedarf dieses Gebieteis, es iin eine 
modizrne Verkehrskonzeption zu bringen. 
Es ist weiter von ausschlaggebender wiri- 
schaftlicher Bedeutung, daß Niederösterreich 
mit diesem Baulos zum Zug kommt. Über- 
legen Sie die Millionen, die hier verbaut wer- 
den sollen, überlegen Sie die äußerst not- 
wendigen wirtschaftlichen Impulse für unsere 
Unternehmungen, für unsere Arbeitsplätze. 
Wir wissen, daß der Straßenbau in dieser 
großzügigen Form, wie nun einmal Autobah- 
nen gebaut werden, einen enormen Faktor 
in der Wirtschaft und Arbeitsmarktpolitik 
darstellt. Überlegen Sie auch, daß gerade 
Niederösterreich, das vom Bund her in den 
letzten Jahren bei Gott nicht sehr entgegen- 
kommend behandelt wurde, ein Recht dar- 
auf hat, mit diesem Baulos ausgestattet zu 
wepden. Hier könnte der Bund die Versaum- 
nisse der letzten Jahre nachholen und für 
all die Opfer, die Niederösterreich bis 1955 
erbringen mußte, teilweise entschädigen. 

Meine Damen und Herren, ich glaube, Sie 
sind mit mir einer Meinung, wenn wir einen 
leidenschaftlichen Appell !an das Hohe Haus, 
an unsere Landesregierung und an den Bund, 
an die Bundesregierung und an das Bundes- 
ministerium richten, daß es Niederösterreich 
nicht hinnehmen darf und hinnehmen würde, 
käme die niederösterreichische Variante nicht 
zum Zuge. (Beifall bei der OVP.) 

PRÄSIDENT WEISS: Als nächster Redner 
kommt Helrr Abg. Ing. Scheid1 zum Wort. 

Abg. Ing. SCHEIDL: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren des Hohen Hau- 
ses! Einer fachlichen Abhandlung, die sich 
,,Theorie der regionalen Verkehrsplanung" 
nennt, entnehme ich den Satz: ,,Es bestehen 
aber nicht nur Wechselbeziehungen zwischen 
dem gesamten Verkehrssystem und der 
Volkswirtschaft, sondern auch zwischen den 
einzelnen Verkehrsträgern untereinander. 
Eine Differenzierung ergibt sich aus den 
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daß eine längerfristige Planung weder für 
das Bundesstraßennetz noch für das nieder- 
österreichische Landesstraßennetz vorhanden 
ist. Das heißt nicht, daß in Niederösterreich 
auf dem Gebiete des Straßenbaues nichts 
oder nur wenig geschehen sei. Ich habe, so 
wie Kollege Hubinger ihn vorhin zur Hand 
hatte, den Tätigkeikbericht der Niederöster- 
reichischen Straßenverwaltung, Abteilung 
Bl2, Straßenbaudirektion, für das Jahr  1967 
vor mir liegen, der anerkennenswerte Lei- 
stungen zur Basis hat. Ich werde einiges dar- 
aus zitieren, was ich als Bestätigung der Be- 
rechtigung einer Forderung nach einem län- 
gerfristigen Generalkonzept ansehe, und 
zwar aus der Perspektive der Straßenbau- 
fachleute. Schon in der eingänglichen Zusam- 
menfassung des Herrn Straßefibaudirektors 
wird mit dem Satz ,,Den erhöhten Anforde- 
rungen in den nächsten Jahren wird man nur 
beii Bereitstellung zusätzlicher Räumlichkei- 
ten und des noch notwendigen Personals, vor 
allem Techniker, nachkommen können" die 
Fonderung nach personell-afdministrativer 
Planung erhoben. 

Unter dem Titel ,,Autobahnplanung" gibt 
es hier zu lesen: ,,Ausbaukonzept und Mehr- 
jahresprogramm. Wie unter 4 bereits berich- 
tet, war es auf Grund der Verkehrsunter- 
suchungen möglich, ein fundiertes und be- 
gründetes Ausbaukonzept zu erstellen. Die 
Notwendigkeit dieses Ausbaukonzeptes 
wurde in einem Vorschlag für ein Mehrjah- 
resprogramm, 1967 bis 1971, bereits verwer- 
tet. Auf Grund der schlüssigen Beweisfüh- 
rung der Verkehrsuntersuchung ist es mög- 
lich, den Interessen Niederösterreichs bei 
kommenden Anträgen an den Bund aus- 
reichendes Gewicht zu verleihen." Es liegt 
also nur ein Mehrjahresprogramm bis zum 
Jahre 1971 vor. Außerdem ist nur davon die 
Rede, daß Anträge an den Bund unter dem 

' Gesichtspunkt der Verkehrsuntersuchung, 
also nicht im Hinblick auf höherrangige Zu- 1 kunf berfordernisse, gestellt werden sollen. 
Auch dem zuständigen Bautenministerium 

1 wird der Vorwurf der Konzeptlosigkeit und 
Verzögerung, wie es Kollege Hubinger schon 
erwähnt hat, in  bezug auf Detailprojekte mit 
folgenden Worten gemacht: „Die Weiterfüh- 
rung an den nur teilweise im Erdbau fertig- 
gestellten Baulosen - 490 Hochstraß und 
450 Schöpfl - konnte wegen der unklaren 
Rechtslage und der zögernden Haltung des 
Bundesministeriums für Bauten und Tech- 
nik bisher nicht in Anspruch genommen wer- 
den." Auch der Satz auf Seite 8 dieses Berich- 
tes - ich werde Sie nicht mehr mit vielen 
Zitaten belästigen -: ,,Im Juni 1967 wurde 
auf Weisung des Bundesministeriums für 

I 

Bauten und Technik das Bauprogramm 1968 
für  die Autobahnabcchnitte in Niiederöster- 
reich erstellt", sagt aus, daß Planungen der- 
zeit nur kurzfristig erstellt werden. Unter 
dem Titel ,,Verkehrsuntersuchungen" finden 
wir folgenden Absatz: „Zur Klärung der im- 
mer umfangreicher werdenden Verkehrs- 
Probleme ist die Durchführung von Verkehrs- 
Untersuchungen unerläfllich. Diese Verikehrs- 
Untersuchungen basieren auf der Feststellung 
der (derzeitigen Zusammensetzung des Ver- 
kehrs durch Befragungszählungen. Bei diesen 
werden die Kraftfahrer bei bestimmten Stra- 
ßenquerschnitten angehalten und nach dem 
Ziel und dem Ursprungsort ihrer Fahrten be- 
fragt. Auf Grund der Ergebnisse dieser Be- 
fragung wird der vorhandene Venkehr 
diagnostiziert. Daraufhin werden die günstig- 
sten Trassenführungen bestimmt und nach 
Vorliegen der möglichen Linienführung in 
der Natur eine Prognose für die Verkehrs- 
mlagerungen auf diese neuen Straßen 
durchgeführt. Auf Grund der Prognosen für 
verschiedene Varianten kann die verkehrs- 
mäßig zweckmäßigste und damit der All- 
gemeinheit dienliche Trassenführung ermit- 
telt werden." Dies ist wohl der beste Beweis 
für eine Stückplanung mit unzulänglichen 
Mitteln. Unter Bezugnahme auf die Streng- 
bergaff äre und dem Bauskandal heißt es im 
Bericht der Abteilung B/2 b: ,,Das Baii- 
geschehen des Jahres 1967 war überschattet 
von der sogenannten Strengbergaffäre und 
dem Bauskandal, und haben diese Umstände 
die Leistungsfähigkeit und Einsatzfreude des 
beim Straßenbau eingesetzten Personals und 
der Baufirmen zu Beginn des Jahres wesent- 
lich herabgesetzt." Und weiterhin: ,,Die Nie- 
derösterreichische Bun,desstraknverwaltung 
hat im abgelaufenen Jahr  laufend Vorschläge 
an das Bundesministerium für Bauten und 
Technik übermittelt, um die Verwaltungs- 
arbeit zu erleichtern und die Baumaßnahmen 
wieder in Fluß zu bringen. Selten wurde die- 
sen Anträgen jedoch stattgegeben. Welcher 
Verzweiiflungsschritt jedoch hinter all diesen 
Vorschlägen liegt, vermag nur der zu be- 
urteilen, der den dornenvollen Weg kennt, 
der jährlich bei fast 300 Bauvorhaben in der 
Planung über die verschiedenen verwal- 
tungsmäßigen Genehmigungen, vom Grund- 
erwerb bis zur Baudurchführung zu be- 
schreiten ist. Um der ständig wachsenden 
Verkehrsflut die Möglichkeit der Entfaltung 
zu geben, die nicht durch unerträglich hohe 
Verkehrsopfer übiersohabtet wind, ist es noi- 
wendig, das Maß der Einsatzfreude und des 
Verantwortungsbewußtseins der im Straßen- 
bau Beteiligten nicht unnötig zu belasten. 
Das Vertrauen wird dadurch belohnt, daß der 
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Straßenbau rascher vor sich gehen kann und 
somit die Verkehrsunfälle nicht im gleichen 
Ausmaß wie die Motori,sierung steigen welr- 
den." 

Die Auswertung der Unfallstatistik zeigt 
auch Niederösterreich auf - und nun folgen 
einige Aufstellungen von erschreckenden Un- 
fallziffern. Es heißt dann weiter: ,,Trotz 
zahlreicher Verbreiterungsmaßnahmen in 
den letzten Jahren hat Niederösterreich mit 
Stand vom 1. Jänner 1967 noch immer 
69 Kilometer Bundesstraßen mit einer Fahr- 
bahnbreite von vier Metern und weniger, 
1128 Kilometer Bundesstraßsen mit fiiner 
Ereite von 4,50 bis 6 Metern; nur 1758 Kilo- 
meter Bundesstraßen - idas sind 57,5 Pro- 
zent - sind für den ungehindeirten Gegen- 
verkehr geeignet." Diieser Satz zeigt nicht 
nur diie Ausweitung des Problems auf dem 
Sicherheitssektor auf, sondern auch die Er- 
kenntnis, daß dieser velrzweifelite Notschrei 
glr.Ahört werden muß. Darüber hinaus sollen 
alle Komponenten im Silnne einer modernen 
Straßenplanung eingesetzt werden. 

Wenn man zuweilSen liest, daß im Gefolge 
des Bauskandals und der Strengbergaffäre 
eine gewisse Unentschlossenheit, gewisse 
Perzögeru,ngen aus Vonsichi und Ängstlich- 
keit entstanden sind, muß entschieden zu- 
rückgewiesen werden, wenn da und dort dar- 
aus der Schluß gezogen wird, man habe eben 
iriit der Aufdeckung dieser Afferen einen 
Fehler begangen. Ich weiß aus eigener Er- 
fahrung, daß 'die Gepflogenheiten in der Bau- 
Wirtschaft nicht die eines Lizeums sind, habe 
mich aber noch zu keinem Zeitpunkt in die 
Resignation zurückgezogen, daß für einen 
Unternehmer, für einen Angestellten oder 
Beamten persönliche Anständigkeit gleich- 
bedeutend sei mit ge'schäftlicheim oider beruf- 
lichem Mißerfolg. Es gibt in d.iesem Zusam- 
menhang nur die Alternative: Sauberkeit 
oder Korruption. Das sogenannte Kavaliers- 
delikt fällt meiner Meinung nach unter den 
zweiten Begriiff, und zwar solwohl für die 
aktiven Koriruptionisten als auc:h für  )deren 
Verteildiger. 

Ich will nicht den Versuch unternehmen, 
alle Straßenprobleme unseres Bundeslandes 
aufzuzählen od'er Meinungen über die Pro- 
jektierung, den Ausbau oder die Erhaltung 
neuer oder bestehender Straßenzüge z;1 

äußern, davon haben Sie heute schon gehört; 
außerdem bin ich der Meinung, daß das zu 
den Aufgaben der Fachleute aller möglichen 
Geb'iete, nicht nur des S'traßenbauls, bei Er- 
stellung eines Generalverkehrsplanes gehöirt. 
Ob es iin der behandellten Frage um neue 
Planungen oder Erhaltungen im Zusammen- 
hang mit Raumplanupsproblemen geht, ob 

es sich um Donaubrücken, Kraftwerksbauten 
oder um Autobahntei'lstrecken oder -ringe 
beziehungs'weise Europastraßen handelt, ob 
das Probl'ern des zu ausgedehnten Landes- 
Straßennetzes Niederösterreichs. d k  'richtige 
Einschätzung der Verkehrszunahme, die Er- 
fordernisse der Sicherheit, die Frage von 
Kompetenzen und die Frage der Finanzie- 
rung - die ja letzten Endes die wichtigste 
ist - zur Behandlung steht, der Politiker hat 
in Erfüllung des ihm vom Wä'hler verliehenen 
Mandates die Fachleute zusammenzuführen, 
er hat den Fachleuten den Weg für eine gute 
Arbeit zu ebnen. Da das zuständimge Bundes- 
ministerium - und ich unterstreiche den An- 
trag des Kollegen Hubinger, der mir nur zu 
sanft und zu wenig weitreichend erscheint - 
zu wenig unternimmt, muß das Land initiativ 
werden. Herr Landeshauptmann, das wäre 
die beste Anerkennung für die Arbeit der 
Beamten des Straßenbaues in Niederöster- 
reich und überhaupt der Bediensteten des 
Landes Nie'derösterreich, die im Straßen'bau 
beschäftigt sind, vor allem aber eine Initia- 
tive für Niederösterreich selbst. 

Erlauben Sie mir, meine Damen und Her- 
ren, daß ich ganz kurz auf ein Thema zurück- 
komme, das von Zeit zu Zeit immer die Ge- 
müter bewegt, meistens unter dem Eindruck 
einer nicht richtilg aufgefaßten Information. 
Es handelt sich hier um den Bisamberg und 
den Ausbau des Bkarnb'erges bezdehungs- 
weise seiner Kuppe. Sie wissen, daß in der 
Presse in diesem Zusammenhang sehr viel 
Gescheites und manches weniger Gescheite 
geschrieben wupde. Tatsache ist, daß die Ge- 
meinde Bisamberg, in deren Gemeindegebiet 
die Kuppe des Bisiamki-rges liegt, am 24. De- 
zember des Jahres 1964 die Baubewilligung 
für ein Hotel, verbunden mit Restaurant, 
Nobelrestaurant und sogenanntem Volks- 
restaurant sowie einigen Nebenanlagen, 
Sportanlagen, Minigolfplatz ww. ,  erteilt hat. 
Insgesamt wurde die Bewilligung für eine 
relativ kleine Flächte erteilt; es wu,rde auch 
ein Projekt zurückgewiesen, das wirklich 
einer Verbauung des Bisamberges gleich- 
gekommen wäre. Nach eingehenden Beratun- 
gen wurde dann einem Projekt die Zustim- 
mung gegeben, das d'en Erholungscharakter 
des Bisamberges voll gewahrt hätte. Es hat 
sich in der Folge eine Schweizer Gruppe für  
dieses Projekt interessiier t. Vertreter dieser 
Gruppe haben den Bisa#mbeirg auch blesucht 
und sich sehr ambitioniert gezeigt, sind aber 
schließlich - aus welchem Grunde immer - 
zurückgetreten. Nun hat eine Baubewilligung 
bestanden, es wurde aber lange Zeit nichts 
gebaut. Erst knapp vor Ablauf der Baubewil- 
ligung wurden projektsgemäße Fundamente 
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gelegt, die übrigens von einer zuständigen 
Abteilung der niederöisterrelichischen Landes- 
regierung überprüft wurden, wobei fest- 
gestellt wurde, daß die Baubwilligung damit 
nicht abgelaufen sei. Nun ruhen diese Funda- 
mente, es geschieht im Augenblick nichts. Sie 
wissen - und hier wende ich mich insbeson- 
dere an den Herrn Landeshauptmann -, daß 
zwischen Niederösterreich und Wien Ge- 
spräche in dieser Angelegenheit stattgefun- 
den haben. Ich glaube nicht, daß es viel 
Zweck hat, wienn immer wiedeir in den Zei- 
tungen Nachrichten über den Bisamberg er- 
scheinen, die die Volksseele - ob zu Recht 
oder nicht - zum Kochen bringen, wenn 
sonst nichts geschieht. Ich bin mir dessen be- 
wußt, daß Großindustrielle - und wir wis- 
sen alle, um wen es in diesem Zusammenhang 
geht - nicht verwechselt werden wollen mit 
karitativen Organisatiionen; sie wollen aus 
dem, was sie betreiben, auch etwas verdienen. 
Ich glaube, daß man mit geeigneten Mitteln 
allfällige Spekulationen verhindern könnte, 
wenn hinter allfälligen Veiihandlungen das 
Gewicht zweier Bundeslander, namlich Wien 
und Niederösterreich, steht. Ich darf die Ver- 
sicherung abgeben, daß die Gemeindevertre- 
tung Bisamberg sich gerne sozusagen als 
Katalysator für diese Verhandlungen zur 
Verifügung stellen würde. Ich bitte Sie, Herr 
Landeshauptmann, mit dem Herrn Landes- 
hauptmann und Bürgermeister von Wien in 
dieser Angelegenheit noch einmal in Fühlung 
zu treten, damit endlich einmal in bezug auf 
den Bisamberg auch Mitteilungen erscheinen, 
daß in dem Zusammenhang wirklich etwas 
geschieht. (Beifall bei der SPÖ.) 

PRÄSIDENT WEISS: Zum Worte gelangt 
Herr Abg. F i c h t i n g e r .  

Abg. FICHTINGER: Herr Präsident, Hohes 
Haus, meine Damen und Herren! Frau Kol- 
legin Körner hat gestern das Kapitel 6 imit 
den Straßenproblemen eingeleitet. Unser 
Generalredner über das Straßenwesen, Kol- 
lege Hubinger, hat heute diese Probleme be- 
leuchtet; Freund Diettrich konzentrierte sich 
in seinen Ausführungen im wesentlichen auf 
die Autobahn und im speziellen auf die Auto- 
bahn Süld; Kollege Ing. Schieidl hat soeben 
ülber die Berichte der Straßenabteilung ge- 
sprochen. Ich glaube daher, ich kann auch 
noch einige Gedanken zu diesem Kapitel - 
das ja das großte in unserem Budget darstellt 
- äußern. 

Frau Kollegin Körner hat gestern so rich- 
tig das Waldviertel mit seiinen traurigen 
Stnaßenverhältnissen beleuchtet; ich muß ihr 
hier beipflichten. Sie hat sich aber im wesent- 
lichen auf den Raum des nördlichen Wald- 
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Viertels beschränkt, und zwar mit dem Teil 
der Hauptstraßen, die in Richtung Wien oder 
Tschechoslowakei führen. Sie hat allier- 
dings dabei übersehen, daß auch für den 
Raum Gmünd-Zwettl eine der Hauptstraßen 
die Bundesstraße 36 ist. Sie hat weiter - 
sicher unbewußt - vergessen darzulegen, 
daß dias Waldviertel auch mit anderen Vier- 
teln verbunden sein will und daß hierzu 
Donaubrücken notwendig sind. Ich hätte 
eigentlich von iihr erwartet, daß sie mit mehr 
Betonung die Nord-Süd-Verbindung und den 
Donauübergang bei Melk gefordert hätte. 
(Beifall bei der ÖVP.) Ich glaube aber, sie 
wird auch in dieser Beziehung ihr Raihmen- 
konzept noch korrigieren. Auch diese Nord- 
Süd-Verbindung stellt eine echte Erschlie- 
ßung des Waldviertels sowohl iin b e z x  auf 
den Fremdenverkehr als auch die Industrie 
dar. Melk ist ja jener Teil, von dem aus die 
Autobahn am ehesten angesteuert werden 
kann; daher ist dort der Bedarf einer Brücke 
unbedingt gegeben. Wir haben vom Herrn 
Landeshauptmann bereits gehört, daß er der 
Brücke bei Melk, neben Krems und Hainburg, 
einen gewissen Vorrang einräumt. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte aus 
diesem Kapitel besonders den Voranschlags- 
ansatz 661 bis 665 herausgreifen. Hier handelt 
es sich um die Ergänzung des Besbandes an 
Baugeräten, an Bau- und Werkzeu$gmaschi- 
nen, an Lastkraftwagen sowie an Schnee- 
pflügen. Zum Antrag des Straßenreferates auf 
Erhöhung der soeben eirwähnten Vor- 
anschlagspost auf 13 Millionen Schilling im 
Jahre 1968 ist zu berichten, daß es sich im 
wesentlichen um finanztechnische Festlegun- 
gen eines bereits seit Jahren latenten Zustan- 
des handelt. Dazu muß festgehalten werden, 
daß in den Jahren bis einschließlich 1964 der 
Voranschlagsansatz 661 bis 665 stets im 
ordentlichen Voranschlag und auch im außer- 
ordentlichen Voranschlag gesondert dotiert 
war. Ab dem Jahre 1965 ist nun die Dotierung 
des außerordentlichen Voranschllages gänz'lich 
weggefallen. Die Eingänge aus der gemein- 
samen Ausgabenverrechnung zwischen Bund 
und Land, die der Voranschlagspost 661 bis 
665 stets zugute kommen, sind sebbstverständ- 
lich von wechselnder Höhe und scheinen im 
Voranschlag des Landes Niederösterreich erst 
seit 1966 auf. Diese Gesamtsummen aus dem 
ordentlichen, dem außerordentlichen Vor- 
anschlag und der sogenannten G-Verrech- 
nung haben in #den letzten Jahren folgende 
Höhe erreicht: Das Jahr 1960 brachte 
10,342.000 Schilling, das Jiahr 1961 17,555.000 
Schilling, das Jahr 1962 10,433.000 Schilling 
und das Jahr 1963 relativ wenig, nämlich nur 
6,559.000 Schilling. Im Jahre 1964 waren es 
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wieder 11,232.000 Schilling, im Jahre 1965 verlangen wir die üffnung wintergesperrter 
11,006.000 Schilling und im Jahre 1966 Straßen und die bessere Betreuung sonstiger 
11,053.000 Schilling. Im Jahre 1967 sind es Landesstraßen, damit die Schulkinder auch 
nunmehr wieder nur 9,380.000 Schillinig. Dar- tatsächlich ihr Ziel erreichen können. Mit 
aus ist zu erseihen, daß die guten Dotierungen dem geringen Fuhnverkspark des Landes, der 
der Jaihre 1960 bis 1962 die Anschaffung jenes wohl durch Mietfaihrzeuge verstärkt wird, 
Arbeitsmaschinenparkes gestattet haben, der wird sich in einem strengen Winter keine 
heute die Staaßenverwtaltung in die Lage ver- befriedigende Lösung finden lassen. Wie die 
setzt, bedeutende Eigenregideistungen zu er- Zahlen awdrücken, kommen derzeit in bezug 
bringen. Die Dotierungen der folgenden auf die Schneeräumung auf einen bundes- 
Jahre haben eine weitere Verbesserung des eigenen Lasbkraftwagen 23 Kilometer Räum- 
Maschinenparkes kaum noch ermöglicht. Als strecke, auf einen Lasbkraftwagen des Landes 
Folge der Veralberung der zu Beginn der entfallen jedoch 150 Kilometer. Sie sehen 
sechziger Jahre beschafften Maschinen wäre hier die große Diskrepanz. Es ist klar, daß 
nunmehr ein Austausch erforderlich, der auch unter Beiziehrung einer Vielzahl von 
mangels entsprechender Dotierung bisher Mietfahrzeugen der Erfolg der Schnee 
nicht zweckentsprechend. vorgenommen wer- räumung bei weitem nicht an den der Bun- 
den konnte. Zur Erläuterung dessen darf an- desstraßen herankommt. Das gleiche gilt 
geführt werden, daß allein der unbedingt auch f;ür die Glatteisbekämpfung. 

grädern einen Betrag von 2,500.000 Schilling Land Niedegsterrei& noch immer über 
erfordert; das bedeutet praktisch ein Viertel kohlenbeheizte DampfStraßenwalzen verfügt, 
des Landesaufwanldes für (diesen Verwal- die durch moderne Dieselwalzen zu ersetzen 
tungszweig. 24 Gräder hat das Land Nieder- wären, denn diese Dampfwalzen er- 
Österreich zur Verfügung. Hier sollen aber fordern sehr lange Bedienungszeiten, bis sie 
auch die Dotabionen des Bundes erwähnt in Betrieb genommen werden können, und 
werden, die vom Jahre 1961 an eine sich stets sind daher als sehr unwirtschaftlich zu be- erhöhende Tendenz aufweisen. Im Jahre 1961 trachten. Der E~~~~~ dieser Dampfwa~zen 

Schilling aus dem Landessektor 3,300.000 einige Jahre in Anspruch nehmen. Es wird 
Schilling auf, 1962 waren es 6,925.000 Schii- in den folgenden 
ling, im Jahre 1963 7,598.000 Schilling; ab Jahren darauf Bedacht zu nehmen sein, für 
dem Jahre 1964 lag der Aufwand des Bundes die matschinelle Ausrüstung der Straßenver- 
für Straßenbaumaschinen und dergleichen nicht nur das eben gesteckte Ziel 

zu erreichen, sondern sie darüber hinaus bereits auf dem Niveau des Landes. 
1965 erreichten die Bundeszuwendungen durch eine weit höhere Dotierung in die Lage 

die 12,000.000-Schilling-Grenze und lim Jahre zu die LandesStraßen besser zu er- 
1966 Waren es ebenfalls ~ ~ , o ~ ~ ~ ~ ~ ~  Schilling. halten und letzten Endes sicher zu gestalten. 

ren, waren es aber schon 21,000.000 Schilling, des Hohen H ~ ~ ~ ~ ~ !  sie  wissen, daß der win- 
wogegen der Landesanteil knapp ~~~~~~~~~~ tendienst i-er wieder meine große sorge 
längen zueinander in Betracht gezogen wer- diese Sorgen resultieren. Während der Win- 
den, beim Bund sind es rund 3055 Kilometer ter in manchen Gebieten echte sechs Monate 
Und beim Land 10.635 Kilometer, dann er@bt dauert, h,aben wir, Gott sei Dank, Land- 
sich ein Verhältnis 1:3. Es ist erkennbar, daß striche, ldie nur drei Monate Winter haben. 
die Dotationen des Landes für  das dreifach D~~ unechte Einsatz der Mittel bereitet mir 
größere Straßennetz zweifellos unzureichend großen Kum,mer. Während sich in extremen 

Gebieten die Straßenmeister durch den Auf- sind. 
Wir sehen weiter, daß der Bund auf seinen wand Für den Winterdienst in ihrem Budget 

etwa 3000 Kilometer zu räumenden Strecken nahezu verbluten, gibt es Straßenmeister, die 
mehr als 135 eigene Lastkraftwagen, die mit dieselben Beträge für den Winterdienst er- 
Schneepflügen eingesetzt werden könnm, halten, sich dafür Sand und dergleichen an- 
verfügt, Das Land hingegen besitzt nur schaffen und diesen, wenn sie ihn nicht ver- 
50 eigene Lastkraftwagen, die es in den Win- brauchen, im Frühjahr und Sommer zur Ver- 
tereinsatz schicken kann. Hierbei ist auch zu bauung und Venbesserung ihres Straßen- 
erwähnen, daß rund 3000 Kilometer Lantdes- netzes verwenden können. Bestimmte Gebiete 
Straßen wintergesperrt sind. Wir werden uns in Niederösterreich, so insbesondere das 
das weiterhin nicht leisten können, denn im Waldviertel, sind klimatisch so .gdagert, daß 
Zuge der Konzentration des Schulbetriebes vor allem Schneefälle in einem katastrophen- 
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ähnliiohen Ausmaß keine Seltenheiit sind. Die 
Gemeinden sind aber auch hinsichtlich der 
Bundesstraßen verpflichtet, für die Schnee- 
räumung und Bestreuung in den Ortsdurch- 
fahrten Sorge zu tragen. Die Aufwendungen 
solcher Gemeinden s'ind daher im Verhältnis 
zu anderen wesentlich höher untd biliden für 
sie bezüglich des Personalaufwandes eine 
enorme Belastung. Vielfach ist es auch so, daß 
es ihnen infolge des katastrophenähnlichen 
Awsmaßeic 'der Niederschläge gar nicht mög- 
lich ist, den abliegenden Verpflichtungen 
nachzukommen. Es wäre daher die Frage zu 
prüien, ob Iden betreffenden Gemeinden nicht 
wegen (dieser katastrophenähnlichen Vor- 
gänge aus dem Katastrophenfonds zusätzliche 
Mittel gewährt werden könnten. Es ist klar, 
daß dazu eine Ändemng des Gesetzes not- 
wendig sein wiird, weil durch diese Schnee- 
fälle wohl katastrophenähnliche Zustände 
hergestellt werden, -aber keine nach dem 
Gesetz erfurderlicuhe Schadenisbebebung not- 
wendig wird. Darüber hinaus wäre auch sei- 
tens der zuständigen Abteilung zu erwägen, 
ob nicht die Mittel für  den Winterdienst nach 
anderen Grundsätzen als bisher zur Vertei- 
lung gelangen sollten. Vor allem wäre das 
Kriterium der Häufigkeit von Niederschlägen 
!nfdge der klimatischen Lage zu berück- 
sichtigen. 

Meine senr geehrten Damen und Herren! 
Nachdem gerade ich aus einem extremen 
Gebiet komme, kann ich es mir nicht ver- 
sagen, ein paar Worte über den schwierigen 
Diemt der Stiraßienwärter dieser Gegend zu 
verlieren. Sie sind bereits auf der Straße 
oder, wie man sich früher im bäuerlichen 
Kreis ausgedrückt hat, auf der Achse, wenn 
die Bewohner noch schlafen, und sind noch 
immer auf der Straße, wenn die Bevölkerung 
zum Großteil bereits wieder schläft. Diesen 
Männern des Wlnterdienstes sowie des 
gesamten Straßen- und Schneeräumclienstes 
wie auch allen anderen im Straßendienst 
Beschäftigten sei von dieser Stelle auis herz- 
lichst gedankt, denn sie befinden sich vor 
allem im Ein'satz für Rettung und Feuerwehr 
sowie auch für uns Abgeordnete, damit wir 
alle frühmorgens unseren Dienst für die 
Bevölkerung antreten können. (Beifal l  bei 
der OVP.) 

PRÄSIDENT WEISS: Zum Wort gelangt 
Herr Abg. H e 1 m. 

Abg. HELM: Herr Präsident! Hoher Land- 
tag! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich 
will heute zur Gruppe 6 nur kurz für das 
Gebiet St. Pölten sprechen. Ich glaube, ich 
kann mir die Nennung der Zahlen dieser Vor- 
anschlagspost ersparen, da schon sehr viele 
Redner darüber gesprochen haben. Ich 

beginne mit der Landeshauptstraße 113. Dazu 
habe ich mir vor kurzem die Protokolle der 
vergangenen Voranschlagsverhandlungen 
durchgesehen, und zwar vom 4. Februar 1965, 
vom 16. Dezember 1965 und 20. Dezem- 
ber 1966. Dabei mußte ich feststellen, daß bis 
jetzt nicht eine einzige Forderung des Bezir- 
kes St. Palten erfüllt wurde. In erster Linie 
betrifft dies die Landeshauptstraße 113. Sie 
verbindet die Traisentalibundesstraße mit der 
Bundesstraße 226 Tulln--Mautmn. Dieses 
Straßenstück ist 20 km lang und hat die Auf- 
gebe, den Verkehr zwischen St. Pölten, der 
Stadt Herzogenburg und Traismauer herzu- 
stellen. Die Straßendecke ist im Jahre 1938 
mit einer Kaltasphalbdecke versehen worden; 
seither wird sie nur dauernd ausgebessert. 
Sie ist, so wie mein Vorredner schon gesagt 
hat, eine Rumpelstraße; die Decke ist nur 
4,50 Meter breit. Dabei hat sie eine viel stär- 
kere Verkehrsfrequenz alfs zum Beispiel die 
Hainfelder Bundesstraße. Ich bin nun von 
dser Industnie, von Handel und Gewerbe 
ersucht worden, mich dafür einzusetzen, daß 
die'se Straße auf 6 Meter verbreitert wird. 
Herr Landeghauptmann Maurer hat heute 
erwähnt, daß der Bau der Donaubrücke in 
Kremls im nächsten Frühjahr begonnen wird. 
Nun wird die Schnellstraße über das Traisen- 
tal geführt werden, aber bis diese Schnell- 
straße durch das Traisental gebaut werden 
wind, werden noch viele Jahre verigehen, und 
wir brauchen unbedingt die Straße 113. 
Darum möchte ich Herrn Landeghauptmann 
bitten, daß wir in der nächsten Zeut doch mit 
der Vedbreiterung dieser Straße rechnen kön- 
nen. Ich habe vom Herrn Landesbaudiirehtor 
einen Brief erhalten, worin er mitteilt, daß 
es nicht möglich ist, diese Straße zu venbrei- 
tern, weil die Kosten dafür 4,000.000 Schil- 
ling auismachen. Nun muß ich feststellen, ,daß 
in einem Industriegebiet, wo das Steuerauf- 
kommen doch gut ist, doch 4,000.000 Schilling 
auf einmal angewendet werden müßten, um 
dieses Gebiet mit einer anständigen Straße 
zu versehen. 

Ich komme nun zu St. Pölten. Im Süden der 
Stadt St. Pölten ist eine altie Brücke; sie ver- 
bindet Spratzern mit Wagram. Sie ist kriegs- 
beschädigt und für den Verkehr nicht mehr 
zulässig. Vor sechs Jahren haben wir bereits 
ein Projekt eingereicht, damit dort eine neue 
Traisenbrücke gebaut werden kann. Nun 
habe ich erfahren, daß bis heute nicht einmal 
eine Projektierung vorgenommen wurde und 
auch für Projektionskosten nichts eingesetzt 
ist. Ich möchte auch in diesem Falle bitten, 
daß die größte Stafdt von Niederösterreich, 
die bereits über 42.000 Einwohner zählt, nicht 
beniachteihgt wirid, sondern daß mlan diese 



dringend notwendige Brücke endlich einmal 
baut. 

Daibei hätte ich noch einen Wunsch der 
Staidt St. Pölten zu erwähnen; er betrifft den 
F\luBbau. Wir haben in St. Pölten eine Fhß-  
regulierung, die nur ein zehnjähriges Hoch- 
warsser abführen kann. Dabei hat sich Sankt 
Pölten derart entwickelt, daß es sehr nahe an 
die Traisen herangewachsen ist. Um Abhilfe 
zu schaffen, müssen wir nun verlangen, daß 
dafür ein Projekt erstellt wipd, das die Mög- 
lichkeit biekt,  daß ein 100jähriges Hochwas- 
ser abgefiührt werden kann. Die Stadt- 
gemeiiade St. Pölten ist gerne bereit dazu, 
alles beizutragen, was in ihrelr Macht sbeht. 
Ich möchte bitten, daß auch dieses Projekt zur 
gegebenen Zeit verwirklicht wird. 

Nun habe ich die Ehre, auch über die 
Flußregulierungen etwas zu sagen. Sie wis- 
sen ja, wer an einem Fluß wohnt, hat größere 
Sorgen als derjenige, der in einem vom W a -  
ser gesicherten Gebiet wohnt. Die Traisen - 
sie heißit auch richtig die ,,Schnelle" - kommt 
mit einem Riesengefälle; wenn ein Hochwas- 
ser eintritt, gibt es hier riesige Veiiheemngen. 
Ich kann feststellen, daß es durch den schon 
lange gegründeten Traisenwasserverbanfd 
und in Zu1sammenaI;beit mit dem Landesbau- 
amt BI3 möglich war, große Bauvorhaben 
durchzufiihren. Es ist uns die Großibaustelle 
in Traismauer gelungen, die nun vor dem 
Abschluß steht. Wir haben aber noch sehr 
viel zu tun. Eis ist eine Traiisenregulierung in 
Lilienfeld notwendig; es ist notwendig, in 
St. Ägyd die Traisen zu regulieren, und es ist 
in Hoheniberg notwendig, eine Berichtigung 
dieses Flußlaufes vorzunehmen. Atber nicht 
nur die Traisen, auch die Nebengerinne ver- 
langen eine Fkgulierung. 

Ich gehe weiter in das Pielachgebiet. Die 
Pielach ist genauso ein Gebirgsfiuß; für  sie 
wurde heuer ebenfalls ein solcher Wasser- 
verband gegründet. Dabei gibt es dort noch 
mehr Revgulierungsarbeiten. Wenn die Pielach 
in die Ebene übertritt, dann überschwemmt 
sie ganz große Gebiete. In St. Margarethen 
halben wir zum Beispiel solche Hochwasser 
erlebt, aber auch in Kirchberg usw. Es ist 
da'her notwendig, Regulierungen durchzufüh- 
ren. Ich muß feststellen, daß seit drei Jahren 
immer wieder nur ein Betrag von 16,000.000 
Schilling Wr die Flußregulierungen ein- 
gesetzt ist und daß das keinen Fortschritt, 
sondern einen Rückschritt bedeutet. Man 
kann mit 16,000.000 Schilling nach drei Jah- 
ren (nicht mehr das gleiche leisten, was man 
vor drei Jahren geleistet hat. 

Zum Schluß nun einige Worte über die 
Kanablisiemngen. Wir bauen im Traisental 
einen der größten Kanäle von Niederöster- 
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reich. Er wird beinahe 40 Kilometer lang sein. 
Zu diesem Kanalbau haben sich alle Orte an 
der Traisen zusammengefunden, von der 
Donau aufwärts bis nach Wilhelmsburg. Die 
Aufbringung 'der Mittel ist schwierig. Dazu 
haben wir auch vom Land ein kleines Dar- 
lehen bekommen. Leifder werden aber die 
Darlehen nur kurzfristig gewährt, nur für 
füinf Jahre. Die Bauzeit dieses Kanals dauert 
aber 15 Jahre. So erleben wir, daß wir immer 
wieder die Darlehen schon während der Bau- 
Zeit zurückzaihlen müssen; ldas behindert uns 
sehr an einem Bau. Ich möchte daher bitten, 
ob es nicht möglich wäre, wieder zu dem 
Grundsatz zurückzukehren, daß neben den 
Darlehen auch eine kleine Subvention - wie 
es auf vielen anderen Gebieten üblich ist - 
gegeben werden könnte. Durch diesen Bau 
wind dem ganzen Traisental zu einem guten 
Grundwasser verholfen, das die Großindb- 
strien in St. Pölten schon sehr in Anspruch 
genammen haben. Ich möchte daher bitten 
zu verstehen, ldaß wir in nächster Zeit viele 
Mittel ainwenden werden müssen, um das 
Trinkwasser zu erhalten. Ich bitte Sie, diesen 
Bau weiterhin zu unterstützen, und danke 
für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall im ganzen ohnedies von Hause.) etwa seine sch 

ZWEITER PRÄSIDENT SIGMUND: Zu wenn er auf s 
Worte gemeldet (ist Herr Abg. Dip1.-Ing. Robl. Möglichkeit me 

errichten. oft 1 Abg. Dip1.-Ing. ROBL: Herr Präsident! 
Hohes Haus! Einige Redner haben sich )bei 
Behandlung der Gruppe 6 mit dem Straßen- 
Wesen beischäftigt. Sie haben auf die Notiwen- 
digkeit des Ausbaues unserer Landes- und 
Landeshauptstraßen und der in Niederöster- 
reich befindhichen Bundesstraßen hingewie- 
sen und vor allem die Bedeutung der großen 
Verbindungen in unserem Bundesland unter- 
strichen, ctie die einzelnen Landesviertel ver- 
binden sollen. 

der Gruppe 0 zwei ganz bedeutende Ansätze, 
die für das Straßenwesen (bestimmt sind, über 
die Aufgaben der Projektierung, lder Badei- Ich möchte n 
tung und <der Baudurchführung finanziert steuerliches Pr 
werden sollen. Für solche Maßnahmen auf Wenn es näml 
den Bundesstraßen A und B sind für das 
Jahr 1968 fast 50,000.000 Schilling vorgesehen. 
Wir können daraus ermessen, welch umfang- 
reiche Planungsarbeiten im nächsten Jahr auf 
diesem Gebiete bevorstehen. Diese Anbeiten 
sind notwendig, um unser Straßensystem zu 
verbessern, um stärkere Decken 2uf die 
Straßen zu legen, die den schweren Verkeihrs- 
ansprüchen standhalten, um Begradigungen ZU einem Ente 
dar Straßen durchzuführen, um Ortsumfah- der Lanidwirt di 
rungen neu zu bauen und Straßen zu verbrei- 
tern. Für diese Maßnahmen müssen viele ner zusätzlichen 
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Tausend Quadratmeiter vor allem lanidwirt- 
schaftlicher und auch forstwirtschaftlicher 
Flächen zur Verfügung gestellt weilden. Es 
trifft manchen Landwirt sehr schwer; das 
geht bei dem einen oder antderen Fall sogar 
bis zur Existenzgefährdung. Die Grundeigen- 
tümer stehen zum Großteil diesen IGrund- 
abtretungen positiv, also aufgeschlossen, 
gegenüber, weil sie wissen, daß in einem 
madernen Industriestaat auch die Verkehrs- 
adern, die Straße?, notwendig sind, und weil 
sie wissen, daß wir auch für unseren Frem- 
denverkehr gutausgebaute Straßen brauchen. 
Wenn sich Verhandlungen zwischen den 
Grundeigentümern un'd der Landesverwal- 
tung, die im Auftrage der Bundesverwaltung 
diese Arbeiten durchfülhrt, oft schwierig ge- 
stalten, dann sind eben Gründe vorhanden, 
die man berücksichtigen muß. Es ist nicht 
leicht, wenn ein arrondierter Besitz {durch 
eine neue Straße durchschnitten wird und 
der Landwirt auf der einen 'Seite seine Wirt- 
schaftsgebäude und seine Wohngebaude hat 
und auf der anderen Seite der Straße seine 
Felder. Er muß bei erhöhtem Verkehr die 
Straße überqueren. Es ist nicht einfach, wenn 
ein Lanidwirt, selbst im verbauten Gebiet 
ohnedies von seiner Hoflage sehr beengt, 
etwa seine Scheune abgeben muß, vor allem 
wenn er auf seiner eigenen Hofste!le kaiine 
Möglichkeit mehr hat, eine Scheune neu zu 
errichten. Oft muß er sie dann weit draußen 
auf dem Felde aufbauen. Es gibt also wiirklich 

' bei der Projektierung und lbei der Zurver- 
fügungstellung von zusätzlichen land- und 

' Iorstwirlschaftlichen Flächen da und dort 
große Schwierigkeiten. Wir müssen aber auch 
mit Genugtuulng feststellen, daß trotz der 
mehr als tausend Fälle, über die unsere Lan- 
desstraßenvenvaltung jährlich zu verhandeln 
hat, nur mehr bei zehn Enteignungen erfol- 
gen müssen. Das heißt, daß die Grundeigen- 
tümer mit der Verwaltung, mit der Behörde, 

: doch immer wieder einen Weg gefunden 
haben. 

I 
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schaftliche Interessenvertretung wird nun 
bemüht sein, in Verbindung mit der nieder- 
österreichischen Landesregierung bei den 
Finanzbeihörden diese Sache klarzustelllen, 
denn wir sind der Meinung, da13 es nicht zu 
'Enteignungsfällen oder zuminldest nur zu 
wenigen kolmmen soll, weil )dadurch die Pro- 
jektierungsmaßnahmen viel rascher fort- 
geführt werden können. Diese Besteuerung 
ist ein Unrecht und müßte wegfallen. Noch 
eines möchte ich betonen: Diese Ablssesum- 
men, die vereinbart sind und die oft in die 
100.000 Schilling gehen, sollten prompter aus- 
bezahlt werden, als das bisher der Fall war. 
Aber auch da hat nicht allein die Landesver- 
waltung Schuld, denn sie ist bemüht, daß das 
Bautenministerium die Ablösesummen, die 
vereinbart worden sind, anerkennt. Gerade 
da halben wir in den letzten Monaten (böse 
Erfahrungen machen müssen. Vereinbarte 
Grundpreise und Erschwerniszuschläge wur- 
den vom Bautenministerium beziehungsweise 
von der Finanzprokuratur als zu hoch befun- 
den; die Landesregierung mußte neuerlich 
Gutachten erstellen, die dann anerkannt wor- 
den sind. Die Griuedpreise sind eben in unse- 
rem Lande sehr verschieden, nicht nur weil 
die Ackerbonität verschieden ist, sondern weil 
auf Grund mancher Gegeibenheiten und der 
Verkehrslage eben auch landwirtschaftliche 
Grundstücke einmal höher oder einmal nied- 
riger bewertet werden. Es soll also schneller 
zur Ausbezahlung der vereinbarten Ablöse- 
summen kommen. Bei größeren Beträgen 
muß alber erst eine grundbücherliche Anmer- 
kung erfolgen; erst nach dieser können, wenn 
nicht ein ganzes Grundstück abgetreten wird, 
80 Prozent der vereinbarten Ablösesumme 
ausbezahlt werden. Die 20 Prozent werden 
erst dann ausbezahlt, wenn die Straße gebaut 
ist, wenn die Vermessungsarbeiten durch- 
geführt worden sinld und feststeht, wieviel 
Quadratmeter in  der Gesamtheit ein Eigen- 
tümer für diesen Straßenbau zur Verfügung 
zu stellen hat. Das dauert viele Jahre. Ander- 
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durch Umwege usw. so viele Erschwernisse 
ergeben, Erschwerniszuschläge zur Gmnd- 
ablöse gewährt werden oder weil Obstbäume 
abgelsst werden, dann tritt oft (der Fall ein, 
daß die Dienstbehörden von einer Kann- 
bestimmung Gebrauch machen und den 
Bauern zusätzlich besteuern. Kommt es aber 
zu einem Enteignungsverfahren und erhält 
der Landwirt die gleiche Entschädigung ütber 
den Enteignungsweg, dann kommt es zu kei- 
ner zusätzlichen Versteuerung. Die llandwirt- 

Bargeld nicht hat, denn er wartet ja noch 
auf die 20 Prozent, so muß er Zinsen €ür 
Kredite bezahlen. Daher müßte die Straßen- 
Verwaltung auch das berücksichtigen und für 
die 20 Prozent der Restablösesumme, die 
erst in Jahren ausbezahlt wird, auch einen 
entsprechenden Zinsendienst dem ehemaligen 
Eigentümer leisten. 

Nun zu den Zuschlägen zum 'Grundpreis. 
Ich habe schon gesagt, daß es da Schwierig- 
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keiten gibt. Es kommt vor, daß die Flächen, 
die die Landwirte abtreten müssen, im Ver- 
hältnis zu ihrem Gesamtbesitz oft sehr enheb- 
lich sind. Wenn also durch eine solche Maß- 
nahme der Gesamtbesitz verkleinert wird 
und der Bauer jetzt zu seinem Grundstück 
nur auf Umwegen kommt, dann bekommt e r  
einen Zuschlag. Da soll durch das Zusammen- 
wirken zwischen der Straßenverwaltung und 
der Agranbezirksbehörde in noch größerem 
Ausmaß als bisher Vorsorge getroffen wenden. 
Das heißt, blereits tizi den Ablöseverband- 
lungen sollen )bindende Zusagen gemacht 
werden, daß nach dem Straßenbau sofort eine 
Teilkommassierung durchgeführt wird, um 
diese Nachteile durch eine Neueinteilung der 
Grundstücke auszugleichen. Darüber hinaus 
sollen auch Ersatzflächen zur Verfügung ge- 
stellt werden. Wenn der Bund Flächen besitzt, 
soll er sie abgeben; er soll den Besitz nicht 
horten, sondern für Anerkennungspachtzinse 
verpachten. Es ist viel zweckmäßiger, auch 
Bundesgrund den Landwirten zur Aufstok- 
kung zur Verfügung zu stellen. 

Ich muß noch auf eine notwendige Maß- 
nahme hinweisen. Es war in früheren Jahren 
möglich, Verkehrsflächen, die aufgelassen 
wurden, also Straßenstücke, die bei Ortsum- 
falhrungen nicht mehr verwendet wurden 
oder bei Begradigungen der Bundesstraßen 
nicht mehr dem Verkehr dienten, zu rekdti-  
Vieren. Den Belag und das Untergrund- 
material hat man herausgenommen und auf 
dem neuen Straßenzug wieder eingebaut. Seit 
jüngster Zeit sind solche Maßnahmen unter- 
sagt, und zwar nicht von Landesbehörden, 
sondern von Dienststellen des Bundes. Es 
wäre viel einfacher, würde man diese Unter- 
sagung wiederaufheben und jenen Lanldwir- 
ten, die von Straßenbauten besonders betrof- 
fen sind, weil sie Grundstücke zur Verfügung 
stellen müssen, gerade diese rekultivieriten 
Flächen als Ersatzgründe verkaufen. Man 
kann aber vom Landwirt nicht erwarten, daß 
er die notwendigen Maßnahmen zur Rekulti- 
Vierung auf sich nimmt. Auch der Land- 
schaftsschutz müßte seine Interessen mitver- 
treten; denn was werden aufgelassene Ver- 
kehrsflächen, wenn sie nicht mehr benützt 
werden? Ablagerungsstätten und Stätten V O ! ~  

Unkraut. Ich glaube, man darf am Rande 
einer Bundesstraße solche Verunstaltungen 
der Landschaft nicht dulden und nicht ein- 
reißen lassen. Ich möchte daher zu diesem 
Problem dem Hohen Landtag einen Antrag 
unteribreiten und Sie bitten, meine Damen 
und Herren, diesem die Zustimmung ZU 

geben (Ziest): 
,,Die Landesregierung w i d  aufgefordert, 

beim Bundesministerium für Handel und 

~ 

Wiederaufbau zu erwirken, daß in Hinkunft 
bei Inanspruchnahme von landwirtschaft- 
lichem Baden bei Straßenbauten des Bundes 
frei gewordene Straßenflächen und sonstige 
im Bundeseigentum stehende Grundflächen 
vom Bund rekultiviert und insbesondere den 
Grundeigentümern, die Grundflächen für 
Straßenzwecke abgetreten halben, zum Ver- 
kehrswert zum Kauf angeboten werden." 

Bei der Fülle der Verkehrsprobleme, die 
wir in den nächsten Jahren zu lösen halben 
werden, darf ich auf eines besonders 'hinwei- 
sen. Sie wissen, es ist eine Schnellstraße 
Wien-Korneuburg-Stockerau nicht nur 
geplant, sondern auf der Strecke Korneu- 
burg-Stockerau bereits im Ausbau. Wenn 
dieses Teilstück der Schnellstraße ausgebaut 
ist, wird man den Verkehr, der über die 
Kremser, Znaimer und Horner Bundesstraße 
geht, der also aus dem ganzen Waldviertel 
und einem Teil des Weinviertels kommt, über 
die Schnellstralje von Stockerau nach Korneu- 
burg leiten und weiter auf die bisherige Pra- 
ger oder Horner Bundesstraße umleiten. 
Schon im heurigen Jahr ist im Raum Wien- 
Korneuburg an Wochenenden, besonders an 
Sonntagen, der Verkehr erstickt. Rückstau- 
ungen von der Wiener Landesgrenze bis hin- 
auf nach Stockerau waren gang und gäbe. 
Verkehrsteilnehmer, die sich gut auskennen, 
haben den Umweg über die Brünnerstraße 
gewählt, um diesem Verkehrschaos zu ent- 
gehen. Worin liegt denn das Problem der 
Beseitigung dieser Schwierigkeiten? Auf der 
niederösterreichischen Seite ist die Bundes- 
straße ausgebaut. Wo sie aber auf Wiener 
Landesgebiet übergeht, ist sie nicht mehr 
ausgebaut, weil sie >dort keine Bundes-, son- 
dern eine Landesstraße ist. Ich darf auch da 
Herrn Landeshauptmann bitten, in seinen 
Gesprächen mit den Wiener Dienststellen 
besonders dahin zu wirken, daß diese Lan- 
desstraße im Wiener Bereich, auf der so viele 
niederösterreichische Bundesstraßen münden, 
auch ausgebaut wird. Es geht ja da am 
Wochenende gar nicht um niederöster- 
reichische Verkehrsprdbleme. Es sind die 
Wiener Wochenendausflügler, die zu schimp- 
fen beginnen. Sie dürfen sich aber dann nicht 
beim Bezirkshauptmann von Korneuburg 
beschweren oder der Gendarmerie die Schuld 
geben, daß sie den Verkehr nicht regeln kann. 
Hier liegen die Probleme auf einem ganz 
anderen Gebiet. Man hat es eben unterlas- 
sen, dieses Stück - es handelt sich nur um 
einen einzigen Kilometer von der Wiener 
Landesgrenze bis zum Bereich der Prager- 
straße - auszubauen. (Abg. Dr. Brezovszky: 
Wer is t  zuslundig?) Die Geimeinde Wiien 
selbstverstandlich, weil es keine Bundes- 
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Straße 'ist. Herr Kollege Brezovszky, ich habe 
ja betont, daß es eine Gemeindestraße und 
keine Bundesstraße ist. 

Herr Abg. Marsch hat bei der Behandlung 
von Raumplanungsfragen auch den Hinweis 
gegeben, daß eine Regierungsvorlage vor- 
liege und diese habe, so haben wir immer 
gehört, Vorrang. Wir stehen selbstverständ- 
lich dazu. Wollte vielleicht der Herr 
Abg. Marsch damit andeuten, daß die SPÖ 
eine ÖVP-Initiative auf dem Gebiete der 
Raumplanung erwartet? Ich muß Ihnen 
sagen: Die C)sterreichische Volkspartei hat 
ein Konzept auf dem Gebiete der Raumpla- 
nung, es sind Beweise genug da, ich brauche 
sie nicht zu wiederholen; es ist im Laufe der 
Budgetberatungen schon sehr viel davon 
gesprochen worden. Wenn Sie glauiben, wir 
würden nicht wissen, was Vorrang hat, die 
Bauordnung oder die Raumplanung, dann 
stimmt das nicht. Wir haben gesagt, die Bau- 
ordnung müßte zuerst vom Landtag verab- 
schiedet werden, und dann folgt die Raum- 
planung. Ich muß Ihnen sagen, wir gehen 
eigentlich mit dem zuständigen Referenten, 
Herrn Landeshauptmannstellvertreter Dok- 
tor Tschadek, ganz konform. Wenn Sie nach- 
schauen, welches Gesetz er zuerst eingebracht 
hat, dann müssen Sie auch feststellen - CO 
wie ich das inzwischen getan habe -, daß er 
am 14. März dieses Jahres die Bauordnung 
(Abg. Marsch: Weil Sie sae seit drei Jahren 
verhindern!) und zu einem späteren Zeit- 
punkt, nämlich erst im April, die Raumord- 
nung eingebracht hat. Sie haben heute vor- 
mittag zu mir gesagt, ich soll nicht nervös 
werden. Herr Kollege Marsch, ich könnte 
Ihnen jetzt das gleiche sagen. (Abg. Jirovetz: 
Ihr habt euch nichts vorzuwerfen!) Ich könnte 
Ihnen weiter sagen, daß wir nicht nur hin- 
sichtlich der Behandlung ein Konzept halben, 
sondern daß wir uns auch schon sehr ein- 
gehend in einem eigens dazu eingesetzten 
Ausschuß mit der Frage Raumplanung befaßt 
haben. Sie können wirklmich eine Initiative 
von uns erwarten, denn das Gesetz, wie es 
jetzt eingebracht worden ist, entspricht in 
keiner Weise unseren Intentionen. Wir wer- 
den in den ersten Monaten des nächsten Jah- 
res ausführlich darüber sprechen und dürfen 
hoffen, daß wir auch auf diesem Gebiet zu 
einer Einigung kommen. 

Herr Abg. Marsch hat am Vormittag auch 
gesagt, die Sozialisten wären schon immer für 
die Gemeindezusammenlegungen gewesen. 
Herr Kollege, ich muß Sie erinnern - Sie 
waren damals noch nicht im Landtag und 
können das vielleicht nicht so genau von Ihren 
Kollegen erfahren haben -, es war doch eine 
Initiative des ÖVP-Klubs und keinesfalls eine 

vom Referenten, der für  die Gemeindeange- 
legenheiten zuständig ist, nämlich Landes- 
hauptmannstellvertreter Dr. Tschadek. Im 
damals eingesetzten Unterausschuß war 
selbstverständlich auch Herr Landeshaupt- 
mannstellvertreter Tschadek anwesend, (und 
Herr Landesrat Rösch - damals Abgeord- 
neter - hat auch mitgesprochen. Fragen Sie 
ihn, ob er über unseren Antrag, der die frei- 
willige Zusammenlegung der Gemeinden f ör- 
dern sollte, sehr begeistert war oder ob er 
die Absicht hatte, unseren Antrag zu zei- 
reden. Es hat sehr lange gedauert, bis wir 
uns doch gefunden haben. Wenn wir Erfolge 
erzielt haben, so sind sie meinetwegen 
gemeinsam erreicht worden, aber Sie dürfen 
niemals sagen, daß die Priorität bei Ihnen 
lag, Sie dürfen niemals sagen, daß Sie von 
Anfang an auch für diese Maßnahmen waren. 
(Beifall bei der OVP.) 

ZWEITER PRÄSIDENT SIGMUND: Zum 
Worte gelangt Herr Abgeordneter R o h a t a. 

Abg. ROHATA: Herr Präsident, #meine 
Damen und Herren des Hohen Hauses! 
Gestatten Sie mir ein paar Worte zur Ver- 
kehrssicherheit, die weitgehend mit dem 
Zustand unserer Straßen zusammenhängt. Im 
Straßenbau in Niederösterreich ist wohl sehr 
viel, aber lange nicht alles geschehen, um den 
immer stärker werdenden Anforderungen 
gerecht zu werden. Auch die Betriebssicher- 
heit der Fahrzeuge ist ein wichtiger Faktor, 
und es ist erfreulich, daß im Budget die Fer- 
tigstellung der Kraftfahrzeugprüfstelle in 
Horn vorgesehen ist, die diesem Zwecke die- 
nen soll. Bei dieser Gelegenheit darf auch 
anerkennend festgestellt werden, daß die bei- 
den Kraftfahrorganisationen Österreichs 
durch ihre Prüfstellen eine sehr wertvolle 
Arbeit leisten. Sie helfen mit bei der Ober- 
Prüfung der  Falhrzeuge, die oft in nicht sehr 
gutem Zustande sind, denn die öffentlichen 
Stellen wären sicher nicht in der Lage, die 
vielen in Betrieb befindlichen Kraftfahrzeuge 
zu überprüfen. In 'dieser Beziehung wird auch 
das neue Kraftfahrgesetz ab 1. Jänner 1968 
einige Neuerungen bringen. Trotz aller Maß- 
nahmen muß leider festgestellt werden, daß 
jährlich in Österreich rund 2000 Menschen 
den Verkehrstod erleiden. Es ist daher not- 
wendig, auch von hier aus einen Appell an 
alle in Frage kommenden Stellen zu richten, 
mit entsprechender Aufklärungstätigkeit ein- 
zusetzen, damit die Zahl der Verkehrstoten 
verringert wird. Wie sehr ein solcher Appell 
berechtigt ist, zeigt auch der Umstand, daß 
i49  Kinder unter 14 Jahren unter den Ver- 
lrehrsopfern aufscheinen. Ich habe schon vor 
einigen Jahren ülber diese Angelegenheit 
gesprochen und festgestellt, daß in nicht sehr 
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zureichendem Maße in den Schulen aufklä- 
rend gewirkt wird. Mir wurde damals eine 
Broschüre vorgehalten, die aber nicht den 
Weg zu den Schulkindern 'gefunden haben 
dürfte. 

Nun aber zu einem anderen Problem, und 
zwar zum Ausbau des Südringes der Auto- 
bahn, früher Südumfahrung genannt. Auch 
die Auflockerung und Entflechtung des Ver- 
kehrs trägt wesentlich zur Verkehrssicherheit 
und vor allem zu einer Flüssigmachung des 
Venkehrs innerhalb der Gemeinden bei. Vor 
einigen Wochen hat das Bautenministerium 
die niederösterreichische Autobahnverwal- 
tung beauftragt, die bedeutendsten Hinder- 
nisse, die dem Weiterbau des Autobahnsüd- 
ringes entgegenstehen, zu beseitigen. 
Bekanntlich mußten die Bauarbeiten im 
Jahre 1962 wegen budgetärer Schwierigkei- 
ten eingestellt werden. Nun hat die nieder- 
österreichische Autobahnabteilung rund 
56,000.000 Schilling für den weiteren Ausbau 
des Südringes zur Verfügung, und zwar f ü r  
die Baulose Hochstraß und Schöpfl. Es erhebt 
sich die (berechtigte Frage, ob es nicht not- 
wendig sein wird, das an die Großstadt Wien 
angrenzende Gebiet aus rein verkehrstech- 
nischen Gründen von Vösendorf aus ZU 
durchfahren, um hier aim Rian'd von Wien 
den Verkehr zu erleichtern. Außerdem muß 
iestgestellt werden, daß auch in diesem Ge- 
biet auf den währeUd der vergangenen Jahre 
begonnenen Baustellen Bäume wachsen, daß 
sie verrottet sind und daß Straßenteile in 
wild verwachsenen Feldern enden. Bei den 
im November zwischen Wien und Nieder- 
Österreich stattgefundenen Verhandlungen 
wegen weiterer gemeinsamer Planungen 
wurde auch über eine Verbesserung der Ver- 
kehrsverhältnisse in den von der Einstellung 
der Straßenbahnlinie 360 betroffenen 
Gemeinden gesprochen. Der Ersatzautobus- 
verkehr wird verschiedentlich durch Engpässe 
sehr behindert. Hier hat sich die Gemeinde 
Wien erfreulicherweise bereit erklärt, die 
Trasse der aufgelassenen Straßenbahnlinie 
360 an Niederösterreich albzutreten, um hier 
eine Erleichterung des Verkehrs zu ermög- 
lichen. 

Die Wienerwaldgemeinden im Raume von 
Mödiing haben aber noch ein ernsteres Ver- 
kehrsproblem, nämlich die fllberlastung ihrer 
Durchzugsstraßen durch den nach Wien rück- 
flutenden Kraftfahrzeugverkehr im Sommer 
und besonders an Sonn- und Feiertagen. 
Abg. Dip1.-Ing. Robl hat festgestellt, daß die- 
ses Problem auch in anderen Gegenden auf- 
tritt. Es ist daher notwendig, die Südumfah- 
rung zuerst auszubauen, damit die Ortsdurch- 
fahrten der Gemeinden Hinterbrühl, Mödling, 
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Maria-Enzersdorf, Brunn und Perchtoldsdorf 
wesentlich entlastet werden. Tausende Wie- 
ner Autofahrer würden viel rascher nach 
Hause kommen, wenn sie die Heimfahrt aus 
dem Raume Heiligenkreuz-Sittendorf-Grub 
kreuzungsfrei über den Südring nach Vösen- 
dorf antreten könnten, anstatt durch die meist 
engen Ortsdurchfahrten in sehr zeitrauben- 
der und nervenbelastender Weise im Slalom 
nach Hause fahren zu müssen. Es würden 
aber auch die Gemeinden entlastet werden, 
denn nicht nur ihre Straßen werden stark 
beansprucht, es entsteht ihnen auch deshalb 
Schaden, weil die verkehrsärmeren Geunein- 
den eher aufgesucht werden als verkehrs- 
überlastete Ortschaften, bei denen man bei 
der Heimfahrt unendliche Verkebrsstau- 
ungen in Kauf nehmen muß. Hier wäre eine 
gemeinsame dringende Aufigabe der beiden 
Bundesländer Wien und Niederösterreich zu 
lösen, die im igleichen Maße an einer Berel- 
nigung interessiert sein müßten; das eine 
Bundesland im Inberesse seiner betroffenen 
Verkehrsteilnehmer, das andere Bundesland 
mit Rücksicht auf die noch härter betroffe- 
nen Durchzugsgemeinden, die hier sehr 
schwere örtliche Probleme meistern müssen. 

Im Zusammenhang mit dem Ausbau des 
Südringes wird auch die Verbindungsstraße 
vom Südring zur Südautabalhn aktuell. Hier 
erweist es sich, daß diese Verbindungsstraße 
Ost-West mitten durch dichtverbautes Möd- 
linger Gebiet geführt werden soll. Mit ande- 
ren Worten heißt das, daß dire Stadt in vier 
Teile geteilt wird, weil schon die Südbahn 
die Stadt von Norden nach Süden halbiert. 
Nun geht es hier um !den Ausbau der soge- 
nannten Klausenstraße durch die Vorder- 
brühl, die als Teil der Altenmarkter Bundes- 
straße nicht im vorgesehenen Ausmaß aus- 
gebaut werden müßte, wenn der Südring 
schon bestehen würde und die vielen Auto- 
fahrer direkt auf den Südring abgeleitet wer- 
den könnten. Im übrigen ist bekannt, daß sich 
viele Städte auch in Niederösterreich bemü- 
hen, Umfahrungsmöglichkeiten zu schaffen, 
damit der Vepkehr schon vor der Ortseinfahrt 
abgeleitet werden kann. In Mödling soll aber 
gerade das Gegenteil geschehen. Ein Massen- 
verkehr soll zwangsläufig mitten duirch ein 
dichtvenbautes Stadtgebiet geleitet werden. 

Für eine weitere Ableitung und Umfah- 
rung würde es notwendig sein, die Landes- 
straße 151, die sogenannte Weinstraße, über 
den Eichkogel nach Mödling zu einer Urnfah- 
rungsstraße auszubauen, und zwar in Rich- 
tung Bundesstraße 17 und der Südautobahn. 
Hier wären Straßenteile schon vorhanden; 
auch eine UnterfYihrung der Südbahn besteht 
bereits. Vor fünf Jahren erschien in einer 
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Zeitung ein Artikel, aus dem zu entnehmen 
war, daß in Mödling die Verkehrsstauung 
beängstigende Formen annimmt und die 
Stadt in einem Verkehrschaos zu ersticken 
droht. Was seither zur Entschärfung dieser 
Situation getan wurde, entspricht keineswegs 
den Erfordernissen. Die Landes- und Bun- 
desstraßenverwaltung muß gemeinsam viel 
mehr den Notwendigkeiten einer Verkehrs- 
entlastung der vom Durchzugsverkehr beson- 
ders hart getroffenen Gemeinden des Möd- 
linger Raumes Rechnung tragen. Dazu kommt 
noch ein anderes Problem, das seit Jahren 
diskutiert wird; es handelt sich um die Ver- 
legung der Trasse der Lokalbahn Baden 
durch Wiener Neutdorf. Auch hier würde den 
betroffenen Gemeinden durch eine zweck- 
mäßige Planung und eine der Dringlichkeit 
entsprechende Durchführung sehr geholfen 
werden. Sie könnten dann nach Vorliegen der 
echten Voraussetzungen sehr rasch und bes- 
ser ihre damit zusammenhängenden Pro- 
bleme lösen. Hier richte ich den Appell an 
den Herrn Landeshauptmann, der sowohl 'das 
ganze Gebiet als auch die Klausenstraße gut 
kennt, mitzuhelfen, damit dielse Prolblenic 
raschest gelöst werden können. (Beifall bei 
der SPÖ.) 

ZWEITER PRÄSIDENT SIGMUND: Zum 
Worte kammt Herr Abgeordneter R i g 1. 

Albg. RIGL: Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Ich möchte mich vorerst bei 
meinem Kollegen Helm bedanken, daß er sich 
so für St. Pölten eingesetzt hat. Ich kenne die 
Straße, die du sehr oft Über Herzoigenburg 
fahren mußt. Ich will nicht sagen, daß sie 
eine Rennbahn ist, aber leider haben wir im 
Bezirk noch viel schlechtere, auch das wird 
diir bekannt sein. Anläßlich eines Besuches 
des Herrn Landeshauptmannes in der Glanz- 
stoffabrik haben wir ihm ein Stück dieser 
Herzogenburgerstraße gezeigt, die täglich 
von über 1500 Arbeitern und Angestellten 
der Glanzstoffabrik befahren wird. Es war 
sehr gut, daß wir das damals getan haben, 
denn die Arbeiter und Angestellten dieser 
Faibrik fahren meist mit dem Moped oder 
dem Fahrrad auf dieser Strafie. Wenn sie 
ausgebaut ist, wird man dann diese Straße 
auch über Herzogenburg nach Traismauer 
benützen können. 

Das wollte ich eigentlich nur nebenbei 
bemerken, ich befasse mich nämlich mit 
einem anderen wichtigen Problem, das auch 
St. Pölten betrifft. Es ist nicht von ungefähr, 
daß in St. Pölten einer der größten Güter- 
bahnhöfe und auch ein eigenes Zollabferti- 
gungsgebäude besteht. Es werden dort viele 
Waren sowohl nach dem Süden als auch nach 

dem Norden und in den Raum St. Pölten 
umgeschlagen. Nun konnte man in letzter 
Zeit 'bemerken, daß dieser Umschlag auf dem 
Güterfrachtenbahnlhof zurückgeht. Man 
braucht nicht fragen, wamm, wenn man 
bedenkt, daß fast parallel zur Westbahn die 
Westautobahn, die den Westen mit dem 
Osten verbindet und später wahrscheinlich 
auch eine wichtige Verbindung nach Südlen 
herstellt, liegt. Ich bin selbst einmal auf die 
Autobalhn gefahren und mußte dort wegen 
des starken Verkehrs ein wenig warten. Da 
sah ich auf der gegenüberliegenden Geite 
einen großen Lastzug aus Deutschland; auf 
den Plachen war der Name einer Firma, mit 
der ich selibst viel zu tun hatte. Ich bin der 
Sache nachgegangen, da ich Waren zu bekom- 
men hatte, und konnte nun erfahren, daß 
diese Waren von Deutschland nach Wien 
geführt werden, dort wurden sie einer gro- 
ßen Speditionsfirma übergeben, diese gasb sime 
wieder an eine St. Pöltner Speditionsfirma 
weiter. So ist dann diese Waire zu mir gelangt. 
Das müßte Anlaß genug sein, sich Gedanken 
über die Errichtung eines Autobahnhofes in 
St. Pölten zu machen. Die zentrale Lage 
St. Pöltens im Buntdesland Niederösterreich 
und die verkehrstechnischen Bedingungen 
bieten auch im Sinne der Raumplanungs- 
kommission ausgezekhnete Voraussetzungen 
für einen Autobahnhof in St. Pölten. Sankt 
Pölten liegt an der West-Ost-Haupbverkehrs- 
linie und in naher Zukunft auch an einer 
Nord-Büd-Linie; die Stadt hat also im Zen- 
tralraum Niederösterreichs eine wichtige Ver- 
teiler- und Saimmelfunktion, ist ein bedeuten- 
der Verkehrsknotenpunkt und liegt an der 
Autobahn, womit sich eine weitere Funktion 
eröffnet, nämlich die eines Umschlagplatzes 
für Waren, die mittels Lastkraftwagen aus 
dem Westen kommen oder dorthin transpor- 
tiert werden. 

Die neue Schnellstraße St. Pölten-Krems 
und die dadurch mögliche günstige Verbin- 
dung zum Donauhafen Krems und zum ge- 
planten CERN-Institut in Göpfritz verstär- 
ken darüber hinaus St. Pöltens Rolle. Daß 
St. Pölten auch zum Umschlagplatz für 
Waren nach und aus idem Burgenland, dem 
östlichen Niederösterreich, ja sogar der 
Steiermark wenden könnte, ergibt sich aus 
der iiberaus günstigen Lage vor der Abzwei- 
gung der West- zur Südautobahn bei Stein- 
häusl. Eine Tatsache, die besonders heraus- 
gehoben werden muß und die sehr gegen die 
Errichtung eines derartigen Objektes in 
Wien-Auhof spricht. Der Autobahnhof Sankt 
Pölkn würde nicht nur eine beträchtliche 
Transportzeitvepkürzung bedeuten, sondern 
auch eine Entlastung des innerstädtischen 
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Verkehrs in Wien mit sich bringen, wie ich 
an folgendem Beispiel erklären will: 

Ein Lastkraftwagen aus der Bundes- 
republik Deutschland bringt Waren für eine 
Firma in Wien und eine in Wiener Neustadt. 
Zur Zeit gehen beide Sendungen bis Wien, 
dort dauert es erfahrungsgemäß meist lange, 
bis die Ware für Wien verzollt werden kann, 
erst dann kann die Post nach Wiener Neu- 
stadt weitergeführt werden, wobei ganz 
Wien durchfahren werden muß. Wenn nun 
dies an einem Freitag geschieht, ist es dem 
Frächter auf keinen Fall möglich, vor Montag 
eine Fracht ins Ausland zu übernehmen; 
dadurch gehen sowohl kostbare Zeit als auch 
Ladekapazitäten verloren. Anders ist es, 
wenn der Autobahnhof St. Pölten funktio- 
niert. Der Lastkraftwagen wurde mit beiden 
Wagen nach St. Pölten kommen, lagert im 
zu errichtenden öffentlichen Zollager die 
Ware ein und kann sofort zur nächsten Firma 
um Retourfracht fahren. Nach erfolgter Ver- 
zollung in St. Pölten wird die Ware durch 
Zusteller nach Wien beziehungsweise Wiener 
Neustadt gebracht, und das alles, ohne das 
Statdtgebiet von Wien zu berühren, da dieser 
Transport über die Zuführung der Autosbahn 
Süd geführt werdien würicie. Wäre dieser Lkw 
aus Schweden, könnten viel Zeit, Telephon- 
Spesen und Fernschreibgebühren erspart wer- 
den, wenn hier bei entsprechender Organi- 
sation für ganz Österreich eine Meldestelle für 
den Export \bestünde. Eine Firma aus dem 
nördlichen Waldviertel ruft zum Beispiel an 
und bietet eine komplette Laidung etwa nach 
Dänemank an. Diese Meldung wird ausge- 
schrieben, der Schwede hat sofort eine Retour- 
fracht. Darin sehe ich die größte Bedeutung 
dieses Projektes, nämlich die bestmögliche 
Ausnützung der Ladekapazität durch die 
Frachtsemmelstelle St. Pölten. Diese Fracht- 
Verteiler- und Sammelfunktion einer großen 
Spedition anzubieten, wäre unsere große 
Aufgabe. Das müßte jedenfalls erster Anstoß 
sein, um in der Folge auch andere Wirt- 
schaftszweige, wie weitere Speditionsfirmen, 
Olfirmen, Reparaturwerkstätten, Großhandels- 
firmen, ja swgar Gemischiwarenihandlungen 
und dergleichen, zu interessieren. Soviel mir 
bekannt ist, wird ein Autobahnhof Auhof in 
Erwägung gezogen, doch müßte es im 
Interesse unseres Landes liegen, St. Pölten in 
den Vordergrund zu stellen, da es wesentlich 
günstigere Voraussetzungen für einen Auto- 
bathnhof in Niederösterreich hat. (Beifall 
rechts.) 

ZWEITER PRÄSIDENT SIGMUND: Zum 
Wort gelangt der Herr Abg. J i r o v e t z. 

Abg. JIROVETZ: Herr Prasident! Hohes 
Haus! Meine Damen und Herren! Bevor ich 

zum eigentlichen Zweck meiner Rede komme, 
möchte ich eine Feststellung machen. Der 
Herr Abg. Dip1.-Ing. Robl hat am Schluß sei- 
ner Ausführungen erklärt, daß die Gemeinde- 
Zusammenlegungen bei uns auf kein gutes 
Echo gestoßen seien, was sich bei den Bera- 
tungen über den Initiativantrag der OVP zu 
den Cemeindezusammenlegungen ergeben 
habe. Nachdem ich auch im Ausschuß vertre- 
ten bin, kann ich feststellen, daß das nicht 
den Tatsachen entspricht, denn mit den 
Gemeindezusammenlegngen (beschäftigte 
man sich in Niederösterreich nicht erst seit 
1945, 1950 oder 1955, (diese waren schon in den 
Plänen vor dem Jahre 1930 enthalten, weil 
man wußte, daß gerade Niederösterreich mit 
seinen vielen Kleinst- und Kleingemeinden 
wirtschaftlich am schlechtesten gestellt ist. Es 
war nur - und das muß ausdrücklich fest- 
gestellt werden - in einer Ein'begleitungs- 
rede des Referenten zum Budget davon die 
Rede, daß man die Zusamimenltegungen 
schmackhaft machen müßte, weil damit meist 
personelle Probleme, also menschliche Pro- 
bleme, verbunden siind unld man einen Bülr- 
germeister, wenn er einmal gewählt ist, nicht 
so leicht absetzen könne. Man müßk daran 
denken, mehr Vizebürgermeiskr und Orts- 
vorsteher zu bestellen. Darüber ist das 
Gespräch nicht mehr verstummt und (bei der 
ersten Beratung des Geschäftsstückes . . . 
(Abg. Dip1.-Ing. Robl: Von  w e m  ist die 
Initiative zu diesen Maflnahmen ausgegan- 
gen?) Das war nicht Gegenstand meiner Fest- 
stellung, Herr Kollege Robl, ich habe lediglich 
auf Ihre Erklärung hingewiesen, mdaß sie bei 
uns keine Begeistemng erweckt haben. Es 
ging nur darum, das müssen Sie zugeben, 
Herr Abgeordneter Rabl, daß wir uns in der 
ersten Sitzung iiberlegt haben, wie man die 
Gemeindezusammenlegungen den Bürgermei- 
stern reizvoll machen könnte, um ihren 
Widerstand, der in Ihren Reihen genauso 
groß ist wie in unseren, zu beseitigen. Dabei 
ist erwähnt worden, daß man vielleicht den 
Gemeinden durch höhere Subventionen und 
sonstige Zuwendungen einen Anreiz geben 
könnte, u'm zu erreichen, daß die Klein- und 
Kleinstgemeinden durch Zusammenlegungen 
verschwinden. Nachdem es sich hier um 
finanzielle Probleme gehandelt hat, wurde 
das Geschäftsstück zurückgestellt, um dem 
Finanzreferenten Gelegenheit zur Stellung- 
nahme zu geben. Nach Klärung dieser Ange- 
legenheit konnte mit den Beratungen begon- 
nen wenden, welche auch zum AhchluD 
gebracht wurden. Eines müssen wir uns doch 
eingestehen: Kein Mensch, weder von Ihrer 
noch von unserer Seite, hätte damit gerech- 
net, daß die Zusammenlegungen in dieser 
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Form (Abg. Dip1.-ing. Robl: So einen Erfolg 
bringen!) so einen Erfolg bringen. Ich glaube, 
wir können alle mitsammen darüber sehr 
zufrieden und enfreut sein. Vielleicht kommen 
wir doch noch einmal dahin, daß auch in Nie- 
derösterreich Gemeinden entstehen, die es 
nicht notwendig haben, anderen wirtschaft- 
lich bessergestellten Gemeinden den Erfolg 
neiden zu müssen. Immer wieder kommt es 
zu Feststellungen, daß diese oder jene 
Gemeinde die reichste sei, die sich a'lles lei- 
sten könne. Das ist selbstverständlich, denn 
die Finanzkraft muß in größeren Gemeinden 
entsprechend größer sein. Ich möchte darauf 
hinweisen, daß größere Gemeinden, insbeson- 
dere solche, die infolge ihrer wirtschaftlichen 
Lage sehr viel Zuzug haben, mit ganz anderen 
Problemen konfrontiert werden als kleine 
Gemeinden. Sie müssen mehr Wohnungen 
bauen und für Schulen vorsorgen; alle 
Angelegenheiten werden für die größere 
Gemeinde nicht nur lukrativer, sondern auch 
kostenaufwendiger. Sie werden auch in Ihren 
größeren Gemeinden sehen, daß Maßnahmen 
getroffen werden müssen, die das Budget sehr 
stark belasten, und daß Aufgaben anfallen, 
die bei einer kleinen Gemeinde überhaupt 
nicht vorkommen. Das sind eben die Gege- 
benheiten, ü'ber die wir nicht hinwegkom- 
men. 

Uber das Bestehen von gut funktionieren- 
den Gemeinden sollten wir eigentlich froh 
sein, da sie sich selbst helfen können und 
nicht immer wegen jeder Kleinigkeit ent- 
weder zum Referenten für den Wasserbau 
oder zu jenem für Wegebauten oder Schul- 
bauten betteln kommen müssen, um etwa 
5000 Schilling zu erhalten, weil sie sonst 
nicht weitenbauen können. Es gibt heute auch 
in Niederösterreich große Gemeinden mit 
nicht geringer Einwohnerzahl, die \bereits am 
Ende ihrer Weisheit sind, da die Entwicklung 
der Steuern für die Gemeinden eine stark 
sinkende Tendenz aufweist. Ich denke dabei 
an eine meiner Nachbargemeinden, die im 
vergangenen Jahr um ungefähr 320.000 Schil- 
ling zuvilel an Vorauszahlungen für die 
Geweribesteuer erhalten hat, so daß heuer 
dieser Betrag in Abzug gebracht werden muß. 
Da gleichzeitig auch die Gewerbesteuer gesun- 
ken ist, ist diese Gemeinde nicht einmal in 
der Lage, den ordentlichen Haushalt zu 
bestreiten. Wo bleibt dann die Durchführung 
aller übrigen Aufgaben der Gemeinde? Dabei 
sei festgestellt, daß diese Gemeinde nicht 
durch Wohnbauten belastet ist, weil dort von 
anderen Körperschaften gebaut wird. Auch 
der Kanalbau ist bereits durchgeführt; auch 
andere große Aufgaben, die sehr viele Mittel 

verschlingen, belasten diese Gemeinde nicht 
mehr. 

Ich möchte nur  eine Feststellung treffen: 
Der Initiativantrag ist sicherlich von der UVP 
ausgegangen. Da er jedoch auch in unserem 
Interesse lag, waren wir sehr froh, daß in 
dieser Beziehung etwas geschehen ist, und 
wir haben uns dagegen nicht gewehrt. Der 
Erfolg spricht dafür, und wir dürfen nicht 
vergessen, daß wir den vor einigen Jahren 
eingeschlagenen Weg fortsetzen müssen. 
Sowohl bei Ihnen als auch bei uns gibt es 
noch verschiedene Schwierigkeiten, und wie 
in Ihren Reihen gibt es auch in unseren kleine 
Kaiser, die man nicht SO leicht absetzqn 
kann; es sei denn, es wäre in Griechenland, 
wo es leichter geht, denn der dortige begibt 
sich einfach nach Rom. Das zu den Ausfüh- 
rungen des Herrn Aibg. Robl. 

Ich möchte mich noch zu etwas äußern. Der 
Herr Abg. Buchinger hat sich mit dem neuen 
Wohnbauförderungsgesetz befaßt. Ich will 
nicht auf Zahlen eingehen, das hat gar keinen 
Sinn. Er hat auagefü'hrt, daß wir das Gesetz 
begrüßen, da es einen einheitlichen Start für 
junge Eheleute bildet. Er hat weiter fest- 
gestellt, daß nunmehr 'die Bahn frei sei und 
as die Jungen bei der Wohnraumbeschaffung 
leiahter hätten; er hat sich aber nicht auf die 
finanziellle Seite eingelassen, was ich nun be- 
sorgen möchte. Vielleicht hat er seine Fest- 
stellungen nur sehr theoretisch aus dem Ge- 
setz herausgeleisen. Da wir laufend Wohnun- 
gen bauen, kann ich Ihnen als alter Praktiker 
versichern, daß immer der a m  billigsten baut, 
der sich selbst ein Häusahen errichtet. Wenn 
einer Gelegenheit hat, ein billiges Baugrund- 
stück zu erwenben, dann kann er sich beim 
Rohbau mindestens 150.000 Schilling erspa- 
ren, was ihm wohl sehr viel Mühe, Fleiß, 
Schweiß und auch Entsagung kostet, da er 
sich das Geld vom Mund absparen muß. 

Er wird sich vor allem für die Zuikunft 
nicht zu viele Lasten auferlegen, denn zum 
Haus gehört ja auch die Einrichtung, also 
M6bel. Jeder, der damit zu tun hat, weiß, daß 
dafür jährlich einige Tausienld Sohilling not- 
wendig sind und daher die Belastung der 
Familie, besonders in jungen Jahren, sehr 
groß ist. Er kennt bestimmt durch einige 
Jahre kein Vergnügen und kann nur daran 
denken, daß er eine Wohnung hat. Warum 
soll aber einer, der sich ein eigenes Haus 
baut, (das dann, wenn \es fertig isit, einen Wert 
von 400.000 bis 500.000 Schilling hat, sich 
nicht anstrengen und Opfer bringen? 

Wie ist es aber bei dem neuen Wohnbau- 
förderungsgesetz? Nach den Bestimmungen 
werden zwei Drittel des Fonds für den Eigen- 
heimbau und ein Drittel für Gemeinden und 



Genossenschaften verwendet. Dabei ist aber 
ein Schönheitsfehler. Eigenheim bauen kann 
auch ein Privater, und für den gelten die 
gleichen Bestimmungen. 60 Prozent wird er 
Fondsmittel bekommen, 10 Prozent wird er 
Eigenmittel haben müssen und 30 Prozent 
wird er auf dem Kapitalmarkt aufnehmen. 
Dabei ist noch immer fraglich, ob der Kapital- 
markt in (Österreich für diese Darlehensauf- 
nahmen bereiit ist. Wir wissen ja, daß erstens 
nicht nur die Indu'strie sehr viel Geld brauch:, 
sondern auch deir Bund {mit seinen Anfor- 
derungen an den Kapitalmarkt wesentlich in 
Erscheinung tritt. Ich habe vor ungefähr 
einem dreiviertel Jahr  einen Vortrag eines 
Finanzwirtschafters gehört, der mir {dann er- 
klärt hat, am österreichischen Kapitalmailkt 
wären im Schnitt jährlich 6.000,000.000 Schil- 
ling aufzubringen. Wenn wir die Konstella- 
tion der letzten Zeit ansehen, dann sind wir 
bald mit 'dem zu Ende, was der Bund von den 
Banken selbst braucht. Dazu besteht noch die 
Tendenz, idaß {der Österreicher das Geld lie- 
ber daheim im Sparstrumpf liegen läßt, als es 
in die Bank m geben. Das beweisen auch 
einige Diebstähle, die vorgekommen sind und 
wo einmal 70.000 Schilling und einlmal 
100.000 Schilling gestohlen wurden. Wenn 
man schadenfroh wäre, könnte man sagen: 
Recht geschieht dir, warum mußt du das 
Geld daheim in der Kredenz oder im Schreib- 
tisch liegen lassen, gehe damit auf die Bank 
und sichere dir dort dein (Geld. Nun ist aber 
die Finanzierung, Herr Kollege Buchinger, 
doch wieder problematisch, denn wenn ich 
für eine Wohnung mit 100 Quadrabmeter - 
so haben Sie es mitgeteilt, und das wird auch 
so ziemlich stimmen - einen Quadratmeter- 
preis von 3400 Schilling rechne, so kommt 
diese Wohnung auf 340.000 Schilling. Davon 
bekommt er 60 Prozent öffentliche Mittel, das 
sind 204.000 Schilling, die er mit 2 Prozent 
rückzahlen und mit einem Prozent verzinsen 
muß. Das heißt also, 50 Jahre hindurch muß 
er 3 Prozent Zinsen zahlen. Das erfordert eine 
Amortisation von ungefähr 6120 SchiBing. 
Nun braucht er aber 30 Prozent. Wenn er 
aber die 30 Prozent auf idem Kapitalmarkt 
aufnehmen rnuß, dann bekommt er s2e gün- 
stigstenfalls mit 7,5 Prozent. Er muß also, 
wenn er dieses Darlehen für  zehn Jahre 
bekommt, 10.200 Schilling jährlich uurück- 
zahlen. Für die Verzinsung muß er 
3825 Schilliing zahlen, so daß also die 
Annuität 14.100 Schilling ausmacht. Wenn ich 
noch die Rückzahlung des glroßen Darleihens 
vom Bund hmit 6120 Schilling dazurechne, 
dann beträgt die Annuität jährlich 20.145 
Schilling, durch zwölf dividiert, gibt das 
einen Quadratmeterpreis von 17 Schilling. 
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Nun eine Kuriosität. Wenn zum Beispiel ein 
Privater sich ein Eigentumswohriihaus ,baut, 
dann kann er auch diie Förderung in An- 
spruch nehmen, er kann ,die 10 Prozent Eigen- 
mittel von den Leuten besorgen, er kann 
30 Prozent an Hypotheken aufnehmen, und 
60 Prozent bekomimt er aus der Wohnbauför- 
derung. Wenn sich also jemand eiin Eigen- 
heim baut, dann fällt nach zehn Jahren die 
Verzinsung des Darlehens durch die Bank 
weg. Aber nicht so ist es, wenn ein Privater 
Wohnungen für andere baut, denn da bleibt 
der Mietzins mit 17 Schilling pro Quadrat- 
meter Wohnung bestehen. Während also beim 
Eigenlheim der Zins, der durch zehn Jahre 
hindurch für eine 100 Quadratmeter große 
Wohnung 1700 Schilling ]betragen hat, wenn 
das Darlehen von der Bank zurückgezahlt ist, 
auf 500 Schilling fällt, bleibt der Mietzins 
beim Eigentumsbau eines Privaten, der meh- 
rere Wohnungen baut und vermietet, beste- 
hen. Das heißt also, nach zehn Jahren macht 
er ein schönes Geschäft, er bekommt um 
1200 Schilling irn Monlat mehr, als er rück-, 
zahlen muß; das ist der SchönheiQsfehler. Das 
giibt es bei den Gemeinden oder Genossen- 
schaften nicht, denn die können nur das an 
Zirn verlangen, was sie tatsächlich aufvden- 
den. Es ist ein sehr igroßer Fehler, daß man noch durch Verc 
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gegangen. Als aber die Wohnungen fertig 
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Quadratmeterpreis dort 19 Schilling betrug. 10 Prozent, sond 
Rechnen Sie sich nun aus, der Zins für eine gestiegen sind. V 
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Mensch kann einziehen, weil er sich auf den übergehen kann 
hohen Mietzins nicht einlassen kann. Das welche die kle 
gleiche haben Sie auch bei den Genossen- 
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schaften in Baden. Wer eine Wohnung haben 
will und ein wenig (Geld hat, kann jederzeit 
von der ,,Frieden" oder ,,Gewog", und wie die 
Genossenschaften alle heißen, sofort eine 
Wohnung haben, nur sind die Baukostenbei- 
träge und die Mietzinse so hoch, daß es nie- 
mand wagt, sich in eine solche Wohnung hin- 
einzusetzen, wenn er nicht einen sicheren 
Arbeitsplatz hat. Es muß heute einer (damit 
rechnen, wenn er eine Wohnung bezieht und 
seinen gut bezahlten Arbeitsplatz verlieren 
sollte, daß dann für ihn nur die Delogierung 
bleibt. Die zuständige Gemeinde kann dann 
beim Spediteur dafür sorgen, Idaß er die 
Mäbel wo einstellt. Wo er wohnen soll, kann 
sie ihm nicht sagen. 

Das sind die Schönheitsfehler beim Wohn- 
bauförderungsgesetz, Herr Kollege Buchin- 
ger. Ansonsten kann es uns recht sein, daR 
der Wirrwarr bei den verschiedenen Fonds 
wegfällt, daß eine Zusammenlegung der 
Fonds erfolgt und daß aus einem Sack Geld 
hergegeben wird. Es ist nur die Frage, ob 
man auf die Dauer die Mittel in der Höhe nur 
Verfügung gestellt bekommt, denn das ist 
nämflich eine Kommunikation, Herr Kollege 
Buchinger: mehr Beihilfen, weniger Wohn- 
bauförderung oder umgekehrt mehr Wohn- 
bauförderung, weniger Beihilfen. Das wird 
noch durch Verordnungen festgelegt werden. 

Das wollte ich zum Wohnbauförderungs- 
gesetz sagen. Meine Hauptaufgaibe ist aber 
folgende: Ich habe mich schon gewundert - 
ich weiß nicht, sind da lauter Weintrinker in 
diesem Saal? -, daß niemand voim Wasser 
gesprochen hat. Dabei ist das Wasser ein sehr 
kostbarer Stoff geworden. Ich muß wieder 
einmal zu dem Kapitel Stellung nehmen. Seit 
vielen, vielen Jahren sind in den Ansätzen 
die gleichen Beträge enbhalten. Ich weiß 
schon, tdaß hier die Verbindung zu den Mit- 
teln, die der Bund zur Verfügung stellt, ge- 
geben ist. Wenn aber vor sieben oder acht 
Jzhren für diesen Zweck in drei Kapiteln 
16,000.000 Schilling zur Verfügung gestellt 
worden sind und jetzt immer noch 16,000.000 
Schilling da sind, dann muß ich darauf hin- 
weisen, daß die Preise (bei der Errichtung von 
Wascjerleitungen oder Kanalisationen in den 
letzten acht, neun Jahren nicht um 5 d e r  
10 Prozent, sondern um mehr als 100 Prozent 
gestiegen sind. Wir wissen genau, was seiner- 
zeit ein Meter Rohr gekostet hat und was 
heute bei der Errichtung von Wasserleitun- 
gen dafür verlangt wird. Wir wissen, daß 
heute keine Gemeinde mehr an dem Problem 
einer hygienischen Wasserversorgung vor- 
übergehen kann. Das erfondert aber Kosten, 
welche die kleinen Gemeinden überhaupt 
nicht aufbringen können; auch den großen 
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Gemeinden, wenn sie auch finanzstark sind, 
macht es große Schwierigkeiten. Es ist ja zu 
begrüßen, daß sich die Nösiwag so viel 
Mühe macht, gerade in Gegeuden, wo haupt- 
sächlich Kleingemeinden sind, vor allem auch 
deshalb, weil das Wasseranlbot dort noch ein 
geringereis ist. Eiine kleine Gemeinde oder ein 
kleiner Verband könnte sich das überhaupt 
nicht leisten. Es ist deshalcb gut, daß \hier im 
großen geplant wird. Das wind sich auch für 
die Zukunft sehr segensreich auswinken. Das 
Wasser ist schon ein sehr kostbarer und 
immer seltener werdender Stoff geworden. 
Früher, vor 20, 25 oder 30 Jahnen, hat man, 
wenn eine Wasserleitung gebaut wurde, da- 
mit gerechnet, daß man pro Kopf der Bevöl- 
kerung einen Wasserverbrauch von maximal 
50 bis 80 Liter haben wird. Heute stehen gute 
Wasserleitungsverbände bei 250 Liter, in 
Wien, habe ich gelesen, bei 380 Liter. Es wird 
immer schwieriger, die notwendige Menge 
Wasser an den Verbraucher zu bfingen. Das 
bedeutet natürlich nicht nur, daß man die 
Quellen haben muß, sondern es bedeutet 
auch, mdaß die bestehenden Leitungen ver- 
stärkt werden müssen. Es ist ja so, daß man 
nach afllgemeinen Erwägungen sagt, für die 
Zukunft baut man nicht für 50 Jahre, son- 
dern man versuchNt - bitte, die Nösiwiag 
macht es jetzt -, aber man versucht mit Mit- 
teln für fünf oder zehn Jiahre auszukommen. 
Die Entwicklung geht aber über uns hinweg, 
und der Wasserverbrauch wind mit dem Bau 
von modernen Wohnungen immer mehr stei- 
gen. Wenn heute - so wie bei der Wohnbau- 
förderung vorgeschrieben - zwei Wohnun- 
gen in einem Hause sind, dann müssen auch 
zwei Klos, zwei Badezimmer usw. vonhanden 
sein; dadurch wird natürlich der Wasserver- 
brauch steigen. Seit ich dem Hohen Hause 
angehöre, habe ich mich mit diesem Problem 
immer wieder beschäftigt und immer wieder 
darauf hingewiesen, daß die Mittel viel zu 
gering sind. Immer wieder wurde mir gesagt, 
daß nicht mehr möglich sei zu geben, weil der 
Bund auch zu wenig Zuschüsse gibt; und weil 
diese beiden Beträge von Bund und Land 
korrespondieren, kann eben nicht meihr ein- 
gesetzt werden. Dabei ist in der letzten Zeit 
eine kleine Erleichterung entstanden, weil 
man ja Beiträge vom Wasserbautenför- 
derungsfonds erhalten hat. Die sind mit höch- 
stens 40 Prozent bemessen. Das hat aber 
einen kleinen Nachteil; das wurde heute 
schon erwähnt. Man kann nämlich eine Was- 
serleitung nur in einem Zuge bauen. Wenn 
man ein Projekt eihreicht nach den verschie- 
denen Baulosen, dann beginnt die Rückzah- 
lung des gewährten Darlehens dann, wenn 
ein Baulos abgeschlossen ist. Das heißt, der 
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Bau ist noch mitten im Gange und schon muß 
man die erhaltenen Darlehen zurückzahlen. 
Zu diesem Beitrag vom Wasserbautenför- 
derungsfonds ist natürlich die Bereitstellung 
von Mitteln vom Lande eine sehr willkom- 
mene Förderung für den Bau von Wasserlei- 
tungen und Kanalisierungen, weil diese Be- 
träge als nichtrückzahlbare Subventionen ge- 
geben werden und beim Wasserpreis nicht 
mehr berechnet werden müssen. Daibei ist es 
beim Wasserpreis noch ganz einfach. Das 
Endprodukt bei der Wasserversorgung kann 
man feststellen und nach dem Kubikmeter 
berechnen. Man kann sagen: Das kostet 
6 Schilling, wenn du Wasser haben willst, 
dann mußt du die 6 Schilling pro Kubikmeter 
zahlen. 

Wie ist nun aber das viel teurere Prablem 
der Kanalisierung? Da gibt es gesetzliche 
Vorschriften. Da heißt es, man darf als Be- 
nützungsgebühr höchstens ein Fünfzehnte1 
der Einmünidungsgebühr verlangen. Dem 
sind also Grenzen gesetzt. Mir tut jeder Bür- 
germeister leid, dem es so geht wie mir. Ich 
habe vor neun oder zehn Jahren \mit der 
Kanalisation begonnen. Damals wurde das 
ganze Bauvorhaben auf 25,000.000 Schilling 
geschätzt. Verbaut haben wir inzwischen 
34,000.000 Millionen Schilling und brauchen 
noch einmal 25,000.000 Schilling. Die Einmün- 
dungsgebühr können wir nicht erhöhen, weil 
wir in der Mitte des bewilligten Projektes 
sind und daher von der Bevölkerung jetzt 
nicht verlangen können, daß sie, wenn sie 
jetzt 34 Schilling pro Quadratmeter Wohnung 
bezahlt, dann vielleicht 50 Schilling bezahlt. 

Ein Problem, das für die Gemeinden auch 
sehr großle Schwierigkeiten beldeutet, sind, 
wie gesagt, die Beiträge, >die für  den Wasser- 
leiitungsbau und Kanalisaitiionsbau dem Sied- 
lungswasserwiirtschaftsfods mit 16,000.000 
Schilling gegeben wenden; was immerhin auch 
eiin ganz schöner Betrag ist, aber nach mei- 
ner Meinung viel zu gering. Aus einem Be- 
richt entnehlme {ich, daß für  die nächsten fünf 
Jahre für Wasserleitungen 400,000.000 Schil- 
ling und für die Abwasserbeseitigung 
1.300,000.000 Schilling, also insgesamt rund 
1.800,000.000 Schilling verbaut werden sollen. 
Das ergibt durchschnittlich für ein Jahr 
360,000.000 Schilling. Wenn also nuir 10 Pro- 
zent gegeben werden sollen, dann müßten in 
den Ansätzen mindestens 36,000.000 Schilling 
enthalten sein. Dabei stimmt diese Zahl gar 
nicht, weil schon wieder eine ganze Reihe von 
Vorhaben angemeldet wurde. Allein für die 
derzeit projektierten Anlagen würden un- 
gefähr 6.000,000.000 Schilling benötigt wer- 
den; das würde einen Betrag von 600,000.000 
Schilling erfordern. Ich weiß schon, der Herr 

Finanzreferent hat schon immer errechnet, 
was er geben kann. Ich rechne damit, daß er 
sich mit seinem Freund, Herrn Landesrat 
Bierbaum, zusamlmengesetzt; viellioicht kann 
ihm der noch ein paar Millionen Schilling 
herausreißen. Vielleicht gibt er seinem Her- 
zen einen Stoß, und es könnte etwas mehr 
geschehen. 

Ich wollte dieses Problem aufzeigen, weil 
viel zuwenig beachtet wird. 'daß man heut? 
für hygienisch einwandfreies Wasser Beträge 
auslegen muß, und zwar nicht nur die Ge- 
meinden, nicht nur das Land oder der Bund, 
sondern alle. Ich erinnere mich, daß, wie der 
Triestingtal-Wasserleitungsverband errichtet 
wurde, die Kosten dafür 16,000.000 Schilling 
ausgemacht haben und daß der damalige 
Wasserpreis pro Kubikmeter 83 Groschen 
betrug. 83 Groschen ibetrug damals auch der 
Stun'denlohn eines qualifizierten Metallarbei- 
ters. Heute kostet der Kubiikmeter 3 Schilling 
in verschiedenen Gegenden, bei der Nösiwag 
wird um 3.20 Schilling bis 2.50 Schilling ab 
Grenzwassermesser verkauft. Ein Betrag 
also, der eigentlich für einen Kubikmeter 
Wasser nicht ins Gewicht fällt, denn jeder 
Gartenbesitzer oder Grgbeländler, der einen 
Kubikmeter Wasser mit der Hand pumpen 
muß, wird sagen, da gebe ich lieber die 
10 Schilling her, bevor ich mit der Hand das 
Wasser pumpe. Also im Vergleich zu dem, 
was an Arbeit an einem Kubikmeter Wasser 
hängt, sind die Preise für das Wasser sehr 
gering. Es wird nur immer vergessen, daß 
man - wie allgemein bekannt - immer sagt, 
ja wer soll das bezahlen? Die Gemeinde soll 
das zur Verfügung sitellen oder das Land Ode! 
der Bund. Also immer die Öffentlichkeit soll 
das bezahlen. Wir vergessen daibei, daß die 
Öffentlichkeit ja wir selbst sind, denn was 
man auf der einen Seite ausgibt, muß auf 
der andleren Seite an Steuern eingehoben 
werden. 

Ich wollte nur auf die Problematik der 
Wasserversorgung beziehungsweise der Ab- 
wasserbeseitigung hinweisen. Wir sind ja auf 
dem besten Wege, für Niederösterreich hygie- 
nische, gesunde Verhältnisse zu schaffen. 
Zum Abschluß möchte ich sagen, wenn viel- 
leicht im außerordentlichen Voranschlag noch 
ein Platzerl zu finden ist oder falls der Lan- 
desfinanzreferent irgendwo einen Haupttref- 
fer macht, dann soll er die Gelder für die 
Kanalisierung und Wasserversorgung bereit- 
stellen. (Beifall bei der SPÖ.) 

ZWEITER PRÄSIDENT SIGMUND: Zum 
Worte gelangt Herr Landesrat Resch. 

LANDESRAT RESCH: Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Darf ich gleich bei der Wasserversorgung, 
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mit der Herr Abg. Jirovetz aufgehört hat, 
beginnen. Es ist richtig, daß die Mittel, die 
im Voranschlag für  die Wasserversorgungs- 
anlagen aufscheinen, in den letzten Jaihren 
einen gleich hohen Betrag aufweisen. Ich darf 
aber doch darauf verweisen, daß in den 
Nachträgen jeweils nicht unerhebliche Mittel 
zusätzlich bereitgestellt worden sind und daß 
sich diese Aufgabenerfüllung durch das 
immer größer werdende Arbeitsprogramm, 
das die Nösiwag bewältigt, geteilt hat. Wir 
unterscheiden zwischen einer großräumigen 
Wasserversorgung, für die nicht unbeacht- 
liche Mittel, die in den letzten Jahren hinzu- 
gekanunen sind, ausgegeben werden, und 
zwischen jenen, die Ortswasserversorgungs- 
anlagen dienen. 

Es haben sich dann eine Reihe von Spre- 
chern mit der Wohnbauföpdefrung be,schäftigt. 
Erlauben Sie mir auch hierzu einige Feststel- 
lungen. Herr Abg. Binder hat sich unter 
anderem mit den Restanten bei der Landes- 
wohnbauförderung und bei der Wohnbauför- 
derung 1954 beschäftigt. Ich erlaube mir 
hierzu festzustellen, daß diese Ziffern auf 
Grunld mehrjähriger Erfahrungen relativ 
sinid. E,s wird Ihnen auch mein Regierungs- 
kollege Dr. Tschedek wahrscheinlich gerne 
bestätigen, daß im Verlauf eines Jahres sehr 
viele Ansuchen wegfallen, was sich dann bei 
den jeweiligen Sitzungen der Landesregie- 
rung im Änderungsprogramm ziffernmäßig 
widerspiegelt. Wieso ist man aber auf dem 
Gebiet der Landeswohnbauförderung über- 
haupt m solchen Ziffern geikommen? Wenn 
Sie die Dinge genau untersuchen, werden Sie 
feststellen können, daß das Gros - etwa zwei 
Drittel - auf Gemeinden und gemeinnützige 
Bauträger entfällt und ungefähr ein Drittel 
auf Private. Das heißt, daß die gernein- 
nützigen Genossenschaften und die Gemein- 
den, die, nach den tatsächliahen Baukosben 
gesehien, vorn Bundes-Wohn- und Sieidlungs- 
fonds zu wenig Mittel bekommen, nun zu- 
sätzlich aus der Landeswohnbauförderung 
Aufstockiungsbeiträge beansprucht haben. Ich 
darf hier feststellen, daß ich mich an Hand 
der Protokolle - ich habe nicht die Ehre ge- 
habt, damals dem Hohen Landtag anzu- 
gehören - überzeugt habe, daß die Landes- 
wohnbauförderung für diesen ,Zweck vom 
Landesgesetzgeber ursprünglich keinesfalls 
gedacht war. Man kann heulte sagen: Wenn 
die Entwicklung nicht zu dieser Gangart bei 
den Gemeinden und den Gemeinnützigen - 
sicherlich aus der Not der Zeit - geführt 
hätte, würden wir am privaten Sektor kaum 
wesentliche Restanten haben. Das ist darauf 
zurückzuführen, daß man in der Bundes- 
wohnbauförderungssystematik, mit Aus- 

nahme vom WWF, in den letzten Jahren 
relativ unbeweglich geblieben ist. Sie kom- 
men sehr leicht - ich möchte mit dem Bei- 
spiel, das der Herr Abg. Jirovetz gebracht 
hat, abschließen - auf sehr konkrete Ver- 
gleiche, wenn Sie feststellen, was beim Bun- 
des-Wohn- und Siedlungsfonds pro Woh- 
nungseinheit gegeben worden ist, gemessen 
an den tatsächlichen Kosten für eine etwa 
75 Quadratmeter große Wohnung mit Nor- 
malausstattung. Sie werden erstaunlicher- 
weise feststeilen können, ldaß der Bundes- 
Wohn- unld Sieidlungsfonids rund 36 Prozent 
der Gesamtkosten trägt. Es ist daher kein 
Wunder, daß Gemeinden und Gemeinnützige 
immer wieder versuchen, vom Land etwas 
dazuzubekommen. Bei der Wohnbauför- 
derung 1954 haben die 90.000 Schilling de 
facto nur eine Sockelfinanzierung von 
34,2 Prozent im Schnitt bedeutet. Wenn in 
Zukunft eine 60prcrzenDige Sockelfinanzierung 
möglich ist, dann, glaube ich, kann man aus- 
schließen, daß nochmals ein Drang zur Lan- 
deswahnbauförderung entsteht. Ich habe 
daher auch, die Herren werden sich erinnern, 
im Finanzausschuß erklärt, daß man nach 
einer etwa zweijährigen übergangszeit sehr 
realistisch wird prüfen können, wie ,sich die 
Dinge ausgewirkt haben und ob dann noch 
zu diesem Zeitpunkt die Fortsetzung einer 
eigenen Landeswohnbauförderung zweck- 
mäßig ist, wobei man es vom quantitativen 
Effekt, wenn Sie wollen, betrachten kann 
oder auch von anderen Gesichtspunikten. Tat- 
sache ist, daß wir mit der Landeswohnbau- 
förderung in Niederösterreich - im Gegen- 
satz zu allen anderen bestehenden För- 
depungssystanen - den weitaus größten 
quantitativen Effekt erzielt haben. Das ist 
unbestritten. Die Damen und Herren, die dem 
Beirat angehören, wissen das aus einer Reihe 
von Diskussionen. 

Genauso relativ ist natürlich auch die 
Restantenzahl bei der Wohnbauförderung 
1954, weil sich dort erfahrungsgemäß im Ver- 
laufe eines Jahres das gleiche vollzieht, daß 
nämlich Rücktritte erfolgen, daß viele Vor- 
haben, die in 'der Ziffer aufscheinen, deshalb 
ausgeschieden werden, weil sie nicht an- 
nähernd den bestehenden gesetzlichen Vor- 
schriften gerecht werden. Bringt nun die 
Wohnbauförderung 1968 für die Länder nur 
Nachteile, nämlich einen höheren Verwal- 
tungsaufwand und bedeutend weniger Mit- 
tel? Diese Frage ist in der Diskussion durch- 
geklungen. Ich habe auch mit Kollegen Bin- 
der gesprochen und ihm bestätigt, daß es an 
Hand der vorhandenen Unterlagen gar nicht 
sehr leicht ist, sich realistisch eine genaue 
Vorstellung für das kommende Jahr zu 
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machen, zumal auch die Mitteilungen der 
Verbindu,ngisstelle der Bunidesländer zweimal 
korrigiert werden mußten. Ich darf auch 
sagen, daß wir Niederösterreicher mit einem 
Schlüssel von 14,2 Prozent, deir bis 1971 gelten 
wird, keinen Grund haben, in Begeisterungs- 
stürme auszubrechen. Ich kann auch als be- 
kannt voraussetzen, daß die Hohe Landes- 
regierung sich noch vor der parlamenta- 
rischen Beschlußfassung bemüht hat, durch 
ein direktes Anschreiben der Kluibobmänner 
der im Parlament vertretenen Parteien auf 
dieses Unrecht hinzuweisen, nämlich auf die 
14,2 Prozent bei einer Volkszahl von 
19,42 Prozent. Tatsache ist aber eines, meine 
Damen und Herren, daß wir mit diesem 
Schlüssel - global gesehen - noch immer 
besser fahren als in den vergangenen Jahren. 
Es ist das zwar auch keine erfreuliche Fest- 
stellung, je nachdem, wie man es betrachten 
will, aber wir bekommen beim WWF um 
71,600.000 Schilling mehr, wir bekommen 
beiim Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds um 
21,800.000 Schtilling weniger und verlieren bei 
der Wohnbauförderung 1954 14,l Prozent. Es 
kommt aber dabei noch immer ein beschei- 
denes Plussaldo von 35,600.000 Schilling 
heraus. 

Sie werden mir nun sagen, mein lieber 
Herr, das spiegelt sich aber im Voranschlag, 
Kapitel 6, keinesfalls wider, da ,scheinen ganz 
andere Ziffern auf. Das ist, meine Damen und 
Herren, darauf zurückzuführen, daß die 
Fonds, die nun verlängert werden sollen, 
iiber Wunsch der im Parlament vertretenen 
Parteien im heurigen Jahr noch sehr beacht- 
liche Beträge vergeben haben und angeblich 
noch vergeben. Auch das geschieht über 
Wunsch aller Parteien. Das Bundesmini- 
sterium für Bauten und Technik muß sich 
daher Beträge zurückbehalten, um diese Vor- 
haben, die durch den Beirat noch begonnen 
wurden, ausfinanzieren zu können. 

Um 'den quantitativen Effekt der Wohnbau- 
fördenung 1968 im ersten Jahr feststellen zu 
können, müßte man realistischerweise prüfen, 
was vom WWF und was vom BuWoSi im 
Jahre 1968 mit jenen hohen Millionenbeträ- 
gen fertiggestellt beziehungsweise ausfinan- 
ziert werden könnte, die sich das Ministerium 
zur Erledigung dieser Vorhaben zurück- 
behalten hat. Sie kommen dann im Budget 
auf die bekannten Ziffern, nämlich auf die 
47,150.000 Schilling WWF, die wir verwenden 
müssen, um das Paket, das uns erst über- 
geben wird und das sehr umfangreich sein 
soll, nach der Reihenfolge der Nummern 
chronologisch zu erledigen. Dasselbe gilt für 
den Betrag von 43,980.000 Schilling BuWoSi. 
So daß uns 'tatsächlich in der nergangszeit 

- weil ja die 14,3 Prozent bei der Wohnbau- 
förderung 1954 ein Minus gegenüber 1967 
bedeuten - der Betrag plus dem aufzubrin- 
genden Landesanteil zur freien Verfügung 
steht. Ich glaube, ich verrate Ihnen kein Ge- 
heimnis, wenn ich Ihnen sage, daß beide 
Teile - ich brauche mich nicht deutlicher 
auszudrücken - noch gewisse Milliönchen 
benötigen, um bereits teilfinanzierte Objekte 
aus der Wohnbauförderung 1954 im Jahre 
1968 fertigstellen zu können. Ich glaube auch, 
daß eines nicht stimmt, ich weiß nicht, warum 
es mir nicht gelungen ist, den Debattenred- 
nern hier zu folgen, daß nämlich die Ge- 
mein'den benachteiligt werden und nur noch 
ein Drittel bekommen. Das stimmt nicht. 
Wenn sie im Eigentum bauen oder ins Eigen- 
tum übertragen, ist das keineswegs der Fall. 
Ich darf annehmen, daß sich der Bundes- 
gesetzgeber dabei bestimmt etwas gedacht 
hat. Es ist eine Geschmacksache, was man für 
besser und richtiger in der Systematik [beim 
Wohnungsbau hält, ob den Mietwohnungsbau, 
wo der Bauherr in der Regel nur um den 
Wert des Grundstückes Eigentümer bleibt, 
oder die Ubertragung der Anteile, die dann 
auf den einzelnen Eigentümeii- entfallen. Eine 
Benachteiligung der Gemeihden kann ich 
beim besten Willen nicht erkennen. Ich gebe 
selbstverständlich zu, daß man erst nach zwei 
Jahren Tätigkeit der neuen Wohnbauför- 
derung konkret über deren Auswirkungen 
sprechen kann. Es handelt sich um eine För- 
derung, die auf die Einkommensverhältnisse, 
auf die Kopfzahl einer Familie abgestimmt 
ist; die also in den noch zu treffenden Fkgie- 
rungsverordnungen darauf Rücksicht nehmen 
muß, wobei wir über den Inhalt heute noch 
nicht sprechen können. Es besteht aber bei- 
derseits die Absicht, sich zu Beginn des neuen 
Jahres in Verhandlungen auf einen möglichst 
gemeinsamen Inhalt rasch zu einigen. Jede 
der drei Verordnungen hat natürlich eine 
sehr bedeutsame Awwirkung auf den quan- 
titativen Wohnbau. Eines, Kollege Jirovetz, 
stimmt nicht, daß nämlich jetzt eine Ver- 
schlechterung eintritt. Jetzt haben Sie prak- 
tisch mit Ausnahme des WWF - und wer 
kann heute noch eine Bombenruine bekom- 
men, das ist schon ein Zauberkunststück - 
eine Sockelfinanzierung, die sich zwischen 
36 und 34,2 Prozent bewegt. Nach der Wohn- 
bauförderung 1968 ist eine 60prozentige 
Sockelfinanzierung möglich. Meine Damen 
und Herren, das ist ein sehr erheblicher 
Unterschied, wobei noch die Chance besteht, 
daß der Jungverheiratete, wenn er sozial 
bedürftig und kinderreich ist, Anspruch dar- 
auf hat, an Stelle der 10 Prozent Eigenmittel 
ein zinsenloses Darlehen auf zehn Jahre zu 
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bekommen. Auch das hat es bisher nicht ge- 
geben. Ich glaube, das ist für viele Familien- 
erhalter und sozial bedürftige Laadesbürger 
eine sehr bedeutsame Frage. In einem muß 
jch Ihnen recht geben, daß es bedauerliicher- 
weise auf Kosten des Fondsfundus geht. Aber 
ich glaube, daß man für eine Subjekt- 
förderung bezahlen muß und daß es als Un- 
bekannte darin enthalten ist. Darum sage ich 
Ihnen noch einmal, in zwei Jahren wird man 
an Hand von Erfahrungen darüber in con- 
creto sprechen können. Den Rest kann sich 
der Betreffende, gleichgültig, ob er für die 
10 Prozent Eigenmittel ein Darlehen be- 
kommt, am Kapitalmarkt beschaffen. Ich 
glaube nicht, daß der Kapitalmarkt dieses 
Problem nicht verkraften wird. Ich könnte 
diese Frage auch begründen, ich will Ihnen 
aber keinen adlzulangen Vortrag halten, 
denn ich weiß, wie viele Reidner sich schon 
zum nächsten Kapitel gemeldet haben. Wenn 
der Wohnungswefber nicht in der Lage ist, 
den Kapitaldienst, den Zinsendienst und die 
Tilgung zu verkraften, so hat er nach den 
neuen gesetzlichen Vorschriften - das muß 
im Verordnuagswege noch geregelt werdien 
- einen Rechtsanspruch auf eine Wohnungs- 
beihilfe, so daß er sich die Wohnung tatsäch- 
lich leisten kann. 

Hohes Haus! Das sind doch positive Punkte, 
die es bisher in Österreich nicht gegeben hat, 
die meiner Meinung nach ganz beachtliche 
Leistungen darstellen; ich darf noch hinzu- 
fugen - wenn Sie wollen, mit einem leicht 
tränenden Auge, weil es auf Kosten des 
quantitativen Wohnungsbaues geht -, ich 
habe versucht, durch bekannte Professoren 
mit einer x-Rechnung, also mit, Unbekannten, 
einigermaßen berechnen zu lassen, wie hier 
eine Belastung des Fondsfundus eintritt. Alle 
haben aber gesagt, wir sind nicht so un- 
geschickt und rechnen etwas aus, was sich 
dann in der Praxis als falsch herausstellt. 
Auch die Beamten irm Referiat sinid nicht in 
Qer Lage, Ihnen zu sagen, so vLel aus delm 
Fundus weriden wir für 10 Fii-ozent Eigen- 
mittel und für Wohnbeihilfen geben müssen. 

Aber, meine Damen und Herren, bedenken 
Sie, daß wir im Jahre 1971 16,78 Prozent von 
den Mitteln bekommr-n wericlen. Das bedeu- 
tet unter der Annahme, daß sich der Vollks- 
hndus  im gleichen Ausmaß wie heuer gestal- 
ten wird - was in der Praxis nicht der Fall 
ist, denn er hat, wie allgemein bekannt, eine 
rteigende Tendenz -, beim WWF rund 
113,000.000 Schilling, beim BuWoSi noch 
immer ein Minus von 7,400.000 Schilling und 
bei der Wohnbauförderung 1954 ein Plus von 
6,500.000 Schilling. In Wirklichkeit werden 

sich die Ziffern erfahrungsgemäß etwas nach 
oben verlagern, so daß wir ab diesem Jahr 
mit einem vermehrten Fondsfundus von rund 
115,000.000 Schilling rechnen können. Ich 
glaube, das sind nicht unerfreuliche Aussich- 
ten und bedeutet einen gewaltigen Fort- 
schritt in der Wohnbauförderung im all- 
gemeinen. Dazu kommt eine Vereinfachung 
in der Handhabung, so daß sich nun auch der 
kleine Mann, der mit den Gesetzen nicht tag- 
täglich konfrontiert wird, besser auskennen 
kann. Für entscheidend halte ich aber - und 
man soll ehrlich darüber reden, es ist erst- 
malig in ,der ötsterreichischen Geschichte mit 
Ausnahme der Lanideswohnbauförderung -, 
daß nach sozialen und faimilienpolitischen 
Aspekten Wohnbauförderung betrieben Wird; 
das halte ich persönlich für einen sehr großen 
Fortschritt. 

Gestatten Sie mir nun noch einige Bemer- 
kungen zu jenen Sprechern, die sich mit Lan- 
desplanung und Raumordnungsfragen be- 
schäftigt haben. Ich glaube, daß die Regie- 
rungsmitglieder, insbesondere der Herr Lan- 
deshauptmann und meine Wenigkeit, sich 
sehr darüber freuen, daß die Zusammenarbeit 
zwischen den beiden Bundesländern, die ja 
einmal ein Land gewesien siinld, nämlich Nie- 
derösterreich und Wien, so positiv heraus- 
gestellt wurde. Es ist auch erfreulich, und der 
Herr Abgeordnete Marsch hlat sich sehr ein- 
gehend damit beschäftigt, daß sehr viele 
Arbeiten, die der Öffentlichkeit vorgestellt 
worden sind, vorliegen. Ich glaube, \daß Hofirat 
Körner, der als aufmerksamer Zuhörer auf 
der Galerie sitzt, mit seinen Mannen sich sehr 
über diese Anerkennung freuen wird. Aber 
auch die Herren des Österreichischen Insti- 
tuts für Raumplanung, dessen Vorstand an- 
zugehören ich die Ehre habe, werden sich 
über (dieses Lob freuen. Ich gelbe zu, daß es 
in Fragen der Raumplanung Dinge gibt, die 
noch viel besser gestaltet werden sollten. 
Aber, meine Herren, und Sie können sich 
dafür interessieren, eines ist sicher, daß wir 
auf diesem Gebiete unzweifelhaft zu den 
Besten im Reigen der Bundesländer zählen. 
Die anderen Bundesländer sind gerne bereit, 
uns das zu bestätigen. 

Ob die freiwillige Vereinigung von Klein- 
und Kleinstgemeinden zu größeren sinnvoll 
ist, darüber kann man sich unzweifelhaft sehr 
lange und sehr sachlich auseinandersetzen. 
Nachdem Kollege Dip1.-Ing. Robl dazu schon 
freundlicherweise gesprochen hat, brauche ich 
nur ein paar Sätze zu sagen. Ich persönlich 
bin ein Anhänger dessen, daß man dort, wo 
Freiwilligkeit in einem Ausmaß vorhanden 
ist, das man gar nicht erwartet hat, nicht 
unbedingt Zwangsmaßnahmen setzen soll, 
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solange diese Freiwilligkeit noch Zukunfts- 
aspekte aufweist. Ich gebe Ihnen recht, wenn 
Sie sagen, daß bei freiwilligen Entscheidun- 
gen auch Dinge entstehen können, die nicht 
unbedingt auf der Gesamtlinie des Landes 
liegen. Das ist eben d s  Risiko, das in jeider 
freiwilligen Aktion naturgemäß enthalten 
ist. Wenn man auf der einen Seite ein so gro- 
ßer Verfechter der Gemeindeautonomie ist, 
soll Iman möglichst lange trachten, durch eine 
sinnvolle Steuerung - um mich sehr vorsich- 
tig auszudrücken - der freiwilligen Vereini- 
gung von Ortsgemeinden zu größeren, finanz- 
kräftigen Gebilden den Dingen etwas naher- 
zukommen und den Zwang möiglichst hinaus- 
zuschieben. Daß die Planungsarbeiten nir- 
gends praktisch angewendet wurden, Herr 
Albgeordneter, stimmt nicht. Ich verweise auf 
einen Artikel, der als Sonderdruck im Mit- 
teilungsblatt des Österreichischen Instituts 
für  Schul- und Sportstättenbau erschienen ist. 
Ich weiß nicht, ob er Ihnen bekannt ist, ich 
nehme es aber an, weil Sie schon lachen. Hof- 
rat Körner hat geschrieben, daß er die reale 
Leitvorsitellung zum Ricorganisationsplan für 
unsere Pflichtschulen als Raumplaner ent- 
wickelt hat; er hat dann die Verwirklichung 
dieser realen Leitvorstellung konkret gegen- 
übergestellt. Meine Damen unld Herren, ich 
will Ihnen diesen Artikel nicht vorlesen, 
sonist sagen Sie, ich finde kein Ende, aber er 
ist ungeheuer interessant und, glaube ich, auch 
ein eklatanter Beweis dafür, daß sich hier die 
Raumplanung praktisch bewährt hat. Die 
Arbeiten waren vielleicht zunächst dem 
Landtag gar nicht bekannt. Es handelte sich 
um die Untersuchung der Hauptorte, um die 
B'estandsaufnahkne, dann um eine Arbeit der 
eigenea Raumplaner, wie ist die Tendenz, wie 
werden sich die Hauptorte in unserem Bun- 
desland in etwa einem Jahrzehnt dem Be- 
schauer auf der Karte darstellen usw. Ich 
glaube, das ist ein sehr wesentliches Beispiel 
dafür, daß die Raumplanung sehr wohl sinn- 
vollste Anwendung gefunden hat. Herr Ab- 
geordneter, ich weiß, daß das Industrie- 
entwicklungsprogramm ein Sorgenkind von 
vielen Funktionären, die diesem Hause an- 
gehören, kt. 

Ich glaube aber, daß wir in Österreich das 
einzige Bundesland sind, das überihaupt ein 
solches Programm besitzt. Ich erinnere mich 
noch sehr genau an eine Untersuchung, die 
in der Zeit, als ich die Ehre hatte, in der 
Kammer für Arbeiter und Angestellte in 
Niederösterreich dem volkswirtschaftlichen 
Ausschuß anzugehören, durchgeführt wurde 
und die zum Gegenstand hatte, nach welchen 
Gesichtspunkten in Niederösterreich Neu- 
ansiedlungen und Neugründungen von 
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Klein-, Mittel- und größeren Betrieben erfol- Defizit von ei, 
gen. Es ist außerordentlich interessant, tdaß Millionen, wen] 
die idealen Standortvoraussetzungen, wie sie sind es mehr a 
vom Institut für Raumplanung durch ein lich der Nebe 
Team von Fachleuten entwickelt wurden, in 
der Praxis kaum eine Berücksichtigung fin- 
den. Wir haben vielmehr festgestellt, daß in 
erster Linie etwa vorhandene Baulichkeiten man ist in der 
ausschlaggebend sind. In zweiter Linie ist das sich Wer den Bi 
vorhandene Anbeitskräftepotential maß- wertigen Ersatz 
gebend, und zwar nicht nur mengemäßig, 
sondern vor allem qualitativ, des heißt, 
welche Berufssparten in dem jeweiligen Ein- Vielleicht ist e 
zugsbereich zur Verfügung stehen. In dritter *kehr da  und dor 
Linie ist die Energie- und Wasserversorgung 
maßgebend, und erst dann kommen die vielen 
anderen Fragen, auf die unter dem schönen, hart bleiben. M 
modernen Namen ,,Infrastrukturmerkmale" glaube, eines f t  
die Raumplaner Rücksicht genommen haben. Meinung nach d 
Ich glaube, daß also die theoretische Planung, modern ist, in 
wie sie der Fachmann, 'der Wissenschaftler 
sieht, und die echte Tendenz, die sich in der Lösung vielfälti 
praktischen Wirtschaft ergibt, erst auf einen Ich verstehe un 
Nenner gebracht werden müssen, der den 
realistischen Erfordernissen möglichst nahe- 
kommt. (Abg. Marsch: Was ist diesbezüglich 
schon geschehen?) Ich darf darauf hinweisen, festzustellen uni 
daß Sie die Schnellbahn erwähnt haben. Ich ZU erfassen, was 
bin zwar Mitglied des Landasentwicklungs. und unsere eige 
vereines, der aber so selten tagt, daß ich über gen werden. AL 
die Arbeit der Ausschüsse nicht ganz infor- denz, die sich a 
miert bin. Herr Abgeordneter, nehmen Sie stimmten Zeitab 
aber 'bitte zu Ihrer Bemerkung auch meine die entsprechen( 
Meinung zur Kenntnis. Sie erklärten, daß der die Entwicklung: 
weitere Ausbau der Schnellbahn für  Nieder- Herr Abg. Stai 
Österreich eine interessante Frage darstellt. debatte für die 
(Abg. Marsch: Notwendigkeit!) Schauen Sie, hat  den ungefäl 
diese Angelegenheit hat zwei Seiten. Je der praktischen 
schneller die Leute von Niederösterreich nach tisch von Bedeuti 
Wien kommen, um so mehr werden sie pen- 
deln, und dwrah ,die Annahme eines Arbeits- Meine Daimen 
platzes in der Bundeshauptstadt wird nicht in Betracht 
die Finanzkraft des Landes Niederosterreich, 600,000.000 Schi1 
sondern logischerweise jene unseres #Nachbar- indirekt den G 
landes Wien gestärkt. (Abg. Marsch: Siehe dann würde alli 
ÖMV!) Das ist meine persönliche Meinung, Mittel die echte 
und ich glaube, darüber sachlich diskutieren wicklungsprograr 
zu können, ohne einen politischen Hinter- sein, nur muß i 
grund vermuten zu müssen. Wir sollten unser Vollziehung das 
Geld vielmehr dazu verwenden, durch die fehlt. Es wurde 1 
Errichtung von entsprechenden Betrieben die Schuld liegt, I 

neue Arbeitsplätze zu schaffen, damit unsere ser Richtung de 
niederösterreichischen Landsleute nicht in ein aber nachdem ic 
fremdes Bundesland, mit 'dem wir wohl ein ständig fühle, n 
sehr gutes Einvernehmen pflegen, zu ilhrer mischen. Hohes I 
Arbeitsstätte pendeln müssen. sehr problematisc 

Ich kann wohl al 
sich der  Herr La Auch die Frage der Nebenbahnen ist ein 
Antrag, der in dt echtes raumplanerisches Problem. Nach kom- 
tieren und über merzieller Auffassung entsteht durch den 

Betrieb dieser Nebenbahnen jährlich ein wird, bereits bem 
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Defizit von einem runden Sümmchen von 
Millionen, wenn ich es richtig im Kopf habe, 
sind es mehr als 60,000.000 Schilling. Bezüg- 
lich der Nebenbahnen in Niederösterreich 
sinld die Mitglieder der Landesregierung 
einer Meinung 'darüber, daß man uns diese 
nicht auch noch wegnehmen kann, es sei denn, 
man ist in der-Lage - und jetzt kann maii 
sich über den Begriff streiten -, einen gleich- 
wertigen Ersatzverkehr anzubieten. Der Herr 
Kollege Rösch und meine Wenigkeit haben 
sehr lange über dieses Problem debattiert. 
Vielleicht ist ein entsprechender Ersatzver- 
kehr da und dort möglich, wenn dies nicht der 
Fall ist, müssen wir auch aus raumplaneri- 
schen uberlegungen mit allem Nachdruck 
hart bleiben. Meine Damen und Herren! Ich 
glaube, eines feststellen zu können: 'Meiner 
Meinung nach darf man nicht, weil es gerade 
modern ist, in den Fehler verfallen, die 
Raumplanung als Zauberformel für die 
Lösung vielfältiger Probleme zu betrachten. 
Ich verstehe unter Raumplanung, daß es die 
Aufgabe der Fachleute und Wissenschaftler 
ist, den Status, das heißt die Lage der Dinge 
in den vielfältigen Beneichen unseres Landes, 
festzustellen und die Tendenz hierzu genau 
zu erfassen, was mir die Herren des Instituts 
und unsere eigenen Herren jederzeit bestäti- 
gen werden. Aus dem Status und der Ten- 
denz, die sich aus den Unterlagen eines be- 
stimmten Zeitabschnittes ergeben haben, sind 
die entsprechenden Schlüsse zu ziehen und 
die Entwicklungsprogramme zu erstellen. Der 
Herr Abg. Stangler, der in der General- 
debatte für die Volkspartei gesprochen hat, 
'hat den ungefähren Betrag genannt, 'der in  
der praktischen Budgetfoilge konjunkturpoli- 
tisch von Bedeutung ist. 

Meine Damen und Herren! Wenn Sie also 
in Betracht ziehen, daß mindestens 
600,000.000 Schilling bis 700,000.000 Schilling 
indirekt den Gemeinden zugute kommen, 
dann würde allein in der Streuung dieser 
Mittel die echte Chance, nach gezielten Ent- 
wicklungsprogrammen vorzugehen, enthalten 
sein, nur muß ich dazu bemerken, daß zur 
Vollziehung das Mandat des Gesetzgebers 
fehlt. Es wurde heute bereits festgestellt, wo 
die Schuld liegt, daß für die Regierung in die- 
ser Richtung de facto kein Mandat besteht, 
aber nachdem ich mich nicht mittelbar zu- 
ständig fühle, möchte ich mich nicht ein- 
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volle Koordinierung auf allen Gebieten, wo 
für einen längeren Zeitabschnitt geplant 
wird, herbeizufüihren. 

Ich glaube daher abschließend zu dieisem 
Sachgebiet sagen zu dürfen: Wir sollen die 
Aufgaben der Raumplanung nicht über-, aber 
auch keinesfalls unterbewerten. Ich bin der 
Ansicht, daß das gesamte Bemühen darin lie- 
gen muß, daß ,der Gesetzgeber nach der Auf- 
nahme des Status und der aufgezeigten Ent- 
wicklungstendenzen in absehbarer Zeit der 
Volllziehung durch 'Beschlußfassung eines ent- 
sprechenden Gesetzes ein Mandat zur Durch- 
führung dieser Aufgaben gibt. 

Wir müssen die richtige Entscheidung in 
Form von Entwicklungsprogrammen für be- 
stimmte Gebiete treffen und sinnvoll dabei 
vorgehen, vor allem aber auch zeitgerecht 
koordinieren, um Fehlinvestitionen, aber 
auch Fehlleistungen nach menschlichem Er- 
messen möglichst in Zukunft auszuschließen. 
Wenn uns $das gelingt, dann sind Wir ein ge- 
waltiges Stück weitergekommen. (Beifall bei 
der üvp.) 

Worte gelangt Herr Landesrat Bievbaum. 
Landesrat BIERBAUM: Herr Präsident! 

Hohes Haus! Bei der IGruppe 6 muß man auch 
ab und zu ein paar Worte über den Wasser- 
bau sagen, der bei diesem Kapitel zwischen 
Raumplanung, Wohnbau und Straßenbau ein- 
geklemmt ist. Man sollte nicht vergessen, daß 
diese wichtige Maßnahme manchmal den 
anderen Maßnahmen vorangestellt weinden 
müßte. Sie werden keine Zivilisation ahne 
den Wasserbau finden, und ein moderner 
Wohnbau wird davon abhängeri, ob auch die 
Mittel für den Wasseribau vorhanden sind. 
Auch bei den Straßen passiert es uns oft, daß 
wir an den Bau von solchen erst denken kön- 
nen, wenn 'der Wasserbau vollzogen ist. Herr 
Abg. Jirovetz hat eine Zahl genannt, die ich 
noch einmal in Erinnerung rufen möchte, und 
zwar handelt es sich Idarum, daß beim Was- 
senvirtschaftsfonds Ansuchen mit einem &- 
trage von 1.700,000.000 Schilling bis 
1.800,000.000 Sahilling liegen. Abg. Jirovetz 
hat das auch umgerechnet auf Landemittel. 
Bei dieser Summe können Sie erkennen, wie 
schnell diese Ansuchen bewilligt werden 
können. Auf jeden Fall kann man ersehen, 
daß ;beim Land gewaltige Summen erforder- 

ZWEITER PRÄSIDENT SIGMUND: zum 

mischen. Hohes Haus! Ich halte es jedoch für 
sehr problematisch, daß noch keines besteht. 
Ich kann wohl als bekannt voraussetzen, daß 
sich der Herr Landeshauptmann durch einen 
Antrag, der in der Regierung noch zu disku- 

lich sein werde; Als ich dieses Amt über- 
nahm, war es meistens so, daß der Wasser- n pflegen, zu ihrer 

$Sen. wirtschaftsfonds noch nicht tätig war und das 
Jebebenbahnen ist ein Land vorerst seine Mittel gegeben hat, um 
Problem. Nach kam- bauen zu können. Das hat sich leider Gottes 
entsteht durch den tieren und Über den noch zu befinden sein jetzt geändert, denn jetzt hat in den meisten 
ahnen jährlich ein wird, bereits bemüht hat, vor allem eine sinn- Fällen der Wasserwirtschaftsfonds seine Mit- 
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tel schon flüssig, und das Land ist noch immer 
nicht in der Lage, die Mittel zu geben und ist 
manchmal damit gewaltig im Rückstand. 
Der Herr Finanzreferent ist momentan nicht 
hier, aber ich darf daran erinnern, daß er 
immer wieder in einem Nachtrag idafür ge- 
sorgt hat, daß entsprechend viel Geld da war, 
nur waren auch diese Mittel noch zu wenig, 
um beim Wasserbau zügig weiterzukommen. 
Aber nicht nur beim Kanal- und Wasser- 
leitungsbau sind die Mittel zu wenig vorhan- 
den, denn wir finden auch heuer keine An- 
satzpost beim Katastrophenfonds, der im 
vergangenen Jahr mit 10,000.000 Schilling 
dotiert war. Der Fonds hat uns die Mittel 
noch nicht bekanntgegeben. Wir werden aber 
auch hier wieder Gegenüberstellungsrnittel 
brauchen. Wir müssen sagen, daß die Mittel, 
die vom Bund nach Niederösterreich fließen, 
sehr gering sind. Wenn wir annehmen, ,daß 
zirka 250,000.000 Schilling durch diese Steuer 
hereinkommen und wir in Niederösterreich 
sowieso nur zwischen 5,000.000 Schilling und 
10,000.000 Schilling bekommen und wir um 
unsere Gegenüberstellungsmittel bis zur 
letzten Stunde kämpfen müssen, dann frage 
ich immer - und ich habe die anderen Bun- 
desländer auch gefragt -, wie diese Mittel 
aufgebracht werden könnten. Wir wollen den 
anderen Ländern die Mittel, die sie kkom-  
men, nicht neiden. Sie bekoimunen sie nicht 
aus einem Zufall heraus, denn wir wissen, 
daß in den letzten Jahren in den süldlichen 
Bundesländern gewaltige Katastrophen zu 
verzeichnen waren, und sie haben die Mittel 
dafür bekommen, um die Schäden gut- 
zumachen. Man darf aber nicht glauben, daß 
bei uns nicht auch Katastrophen kojmmen 
können. Daher müssen wir entsprechend vor- 
sorgen. 

Nun zur Wildbachverbauung. Der Finanz- 
referent hat im heurigen Jahr im Nachtrags- 
budget Mittel eingesetzt, um auch im Jahre 
1967 das Erforderliche abzudecken. Es ist 
allerdings noch ein Rückstand aus den frü- 
heren Jahren vorhanden. Für das JaIhr 1968 
werden wir 6,800.000 Schilling Landesmittel 
brauchen, im Budget finiden wir nur 1,500.000 
Schilling. Ich hoffe, daß der Finanzreferent 
diese Mittel wieder bringen kann. 

Sorgen macht uns und besonders den 
bäuerlichen Vertretern in den kleineren Ge- 
meinden die Kanalisation. Die Vorschriften 
über den Bau von Kanalisationen besagen, 
daß nur dort gefördert werden darf, wo auch 
Sammelkläranlagen errichtet werden dürfen. 
Wir in den kleinen Gemeinden sind natürlich 
nicht in der Lage, diese Kläranlagen herzu- 
stdlen. In den meisten Fällen kann man mit 
den Abwässern anschließen, aber eine Groß- 

klaranlage kann von der Gemeinde nicht 
errichtet werden. Deshalb können auch dort 
keine Förderungsmittel gegeben werden. Ich 
glaube aber nicht, daß wir diese kleinen Ge- 
meinden im Stich lassen können. Auch sie 
brauchen einen Kanal, und wir mussen dafür 
sorgen, daß sie auch eine Kanalisation, wenn 
auch nicht eine solch große wie in den Qrten 
oder Stadten, bauen können. Sie wollen ja 
auch dafür sorgen, daß sie anständige Stra- 
ßen bauen können. Ich glaube, man muß den 
Anweisungen des Bundes, soweit er die Mit- 
tel dazu hergibt, folgen. Wenn wir Landes- 
mittel gelben, müssen wir aber dafür sorgen, 
daß auch die kleinen Gemeinden zum Zuge 
kommen. Ich möchte deshalb an den Finanz- 
referenten - er ist nicht da, aber ich wede  
es ihm trotzdem dann noch einmal sagen - 
appellieren, in einem Nachtrag dafür zu sor- 
gen, daß alle wichtigen Maßnahmen finanziell 
abgesichert sind. Ich darf Ihnen sagen, es ist 
nicht sehr angenehm, nur darauf zu achten, 
daß im Nachtrag dann diese Mittel kommen. 

Ich bin heute etwas enttäuscht - nehmen 
Sie es mir nicht übel -, wenn heute eitwas 
wenig zum Wasserbau gesprochen wurde. Ich 
bin nicht eifersüchtig, wenn zu den anderen 
Kapiteln etwas mehr gesprochen wurde, aber 
ich glaube, auch an den Ohren des Finanz- 
referenten kann das gesprochene Wort eines 
Abgeordneten nicht ungehört vorübergehen, 
und vielleicht gelingt es, den Referenten dann 
leichter zu überzeugen, daß da und dort dann 
die Mittel eingesetzt werden mlüssen. Ich habe 
also erwartet, daß die Sorgen cdes Wasser- 
'baues mehr zur Sprache kämen. Ich hoffe 
aber auf meinen Freund, den Herrn Finanz- 
referenten, daß er in einem Nachtrag wieder 
dafür Sorge trägt, daß auch der Wasserbau 
nicht zu kurz kommt. (Beifall bei der ÖVP.) 

ZWEITER PRÄSIDENT SIGMUND: Zum 
Worte gelangt Herr Landeshauptmann Mau- 
rer. 

Landeshauptmann MAURER: Herr Präsi- 
dent! Hohes Haus! Das Kapitel 6 ist entschie- 
den jenes Kapitel, wo die meisten Mittel ver- 
ankert sind, die der Wirtschaft \die wesent- 
lichsten Impulse geben, noch dazu, wenn sie 
in Verbindung mit jenen Mitteln stehen, die 
uns seitens des Bundes zufließen. Wir haben 
von verschiedenen Rednern die Größenoiul- 
nung der Ziffern gehört, die seitens des Bun- 
d a  nach Niiederösterreich fließen, um auch 
hier Bauvorhaben verwirklichen zu können. 
Ich möchte idiese Ziffern nicht wiederholen. 

Herr Landasrat Bierbaum hat soeben dar- 
über Klage geführt, daß über den Wasserbau 
etwas zuwenig gesprochen wurde. Ich möchte 
deshalb ein paar Wartte dazu sagen, da ich 
doch vor einem Jahr noch der Referent für 
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den Wasserbau war. Damals wurde allerdings 
noch mehr darüber gesprochen, und nun frage 
ich: Wwhalb? Weil wir nämliich zwei Jahre 
hindurch Hochwasser hatten und der  Wasser- 
bau völlig in den Brennpunkt des Interesses 
trat. Gott sei Dank hatten wir im heurigen 
Jahr in Niederösterreich keine Katastrophen 
zu verzeichnen. Das besagt aber natürlich 
nicht, daß ider Wasserbau nicht genau,so wich- 
tig ist wie damals, denn - wir wolkn es 
nicht hoffen und nicht erwarten - es kann 
schon übermorgen wieder eine solche Situa- 
tion eintreten, wie wir sie in den letzten Jah- 
ren hatten. 

Es haben Abgeordnete von diesem Redner- 
pult aus sowohl die ganz großen Projekte und 
Bauvorhaben im Lande Niederösterreich als 
auch örtliche Probleme und Wünsche dar- 
gelegt. Eines dieser wesentlichen großen Bau- 
vorhaben, in dessen Erwartung wir sind und 
wo wir hoffen, daß dieses Bauvorhaben nach 
Niederösterreich kommen könnte, haben 
schon bei Behandlung des vorhergehenden 
Kapitels Abg. Dip1.-Ing. Robl und Frau 
Abg. Körner erwähnt. Es ist dies das soge- 
nannte CERN-Projekt, und die Frau Abgeord- 
nete Körner verwies auf einen Resolutions- 
antrag aus dem vergangenen Jahr, wonach 
die Landesregierung aufgefordert wurde, 
alles zu unternehmen, uim zu bewirken, daß 
dieses Projekt nach Niederösterreich komme. 
Ich kann Ihnen sagen, Frau Abgeordnete, 
soweit dies möglich war, hat die Landes- 
regierung und habe ich selcbst alle Möglich- 
keiten wa'hrgenommen - sowohl Schritte )bei 
der Bundesregierung als auch bei den zustän- 
digen Ministerien -, um dieses Projeikt nach 
Niederösterreich zu bekommen. 

Wie sieht nun die Situation derzeit aus? 
Im Gegensatz zu der früheren Auffassung, 
daß zuerst der Standort bestimmt werden 
müßte und man sich dann die Mitgliedstaaten 
suchen müsse, wurde nun der Beschluß 
gefaßt: Zuerst die Mitgliedstaaten und dann 
den Standort festlegen. Dies bewiilkt aber eine 
Verzögerung. Neben den Bundesstellen, die 
sich sehr bemühen - es war der Herr Unter- 
richtsminister draußen, um Gespräche hin- 
:i'chtilich dieses Projiektes zu führen -, (ist 
auch die Bundeswirtschaftskammer im stän- 
digen Kontakt und sehr bemüht, darauf ein- 
zuwirken, daß die Erfordernisse gegeben 
sind. Es ist richtig, daß im Waldviertel, in 
Göpfritz, die geologischen Voraussetzungen 
sehr gut sind. Manche Berichte besagen aber, 
daß sowohl in Belgien als auch in Frankreich 
gute Voraussetzungen geschaffen wurden, 
und es wurde nunmehr eine Kommission ein- 
gesetzt - so wurde mir berichtet -, die nun 
darüber befinden soll, wo in Zukunft in die- 

sen drei Ländern der Standort sein solle. Wir 
wo'llen hoffen, daß wir bei dieser Auswahl an 
erster Stelle rangieren. Sie werden daran 
auch erkennen, daß wir in 'der Hoffnung, daß 
es möglich sein werde, solch große Vorhaben 
nach Niederösterreich zu bekommen, heute 
schon, so weit es möglich ist, Vorsorge tref- 
fen, die notwendigen Verbindungen zu schaf- 
fen. Dies zeigt, daß wir im kommenden Ja)hr 
lbereits mit dem Bau der Donaubrücke in 
Krems beginnen werden. Ich habe vor kur- 
zem eine Frage beantwortet und erklärt, 
jawohl, die erste Donaubrücke, die in Nieder- 
Österreich gebaut werden wind, wird in 
Krems gebaut. Im Hinblick auf (dieses große 
Projekt und des vorher Besprochenen wurde 
beantragt, im Bundesstraßennetz die ent- 
sprechenden Schnellstraßen in die Gesetze 
aufzunehmen, um sie verwirklichen zu kön- 
nen. Auch dafür wird Vorsorge getroffen. Das 
wäre aber nicht genug, denn es ist uns 
'bekannt, daß sich örtlich zu wenig Wasser- 
mengen befinden, um ein solch großes Projekt 
speicen zu können. Es werden also seitens 
der Nösiwag Vorkehrungen getroffen, 
um sowohl im Donautal als auch in den obe- 
ren Gebieten Bohrungen vorzunehmen, um 
dann nicht überrascht zu werden. Letrztlich 
wird der Bund Vorsorge für die Energie- 
kapazität eines solchen Kraftwerkes treffen 
müssen, denn das ist ein Problem, das nicht 
das Land Niederüsterreich lösen kann. Wenn 
die Ziffern stimmen, die ich vernommen 
halbe, soll diese Kapazität ungefähr die Kapa- 
zität eines Donaukraftwerkes haben. 

Ich glaube, ich habe damit so ungefähr 
umrahmt, wie die Situation derzeit ist und 
wie das CERN-Frojelkt zu beurteilen ist. Wir 
hoffen noch immer, und ich bin mit den Buii- 
desstellen in Verbindung, um alle Möglich- 
keiten auszuschöpfen, damit wir dieses Pro- 
jekt, das uns große wirtschaftliche Impulse 
bringen könnte, bekommen. Darüber hinaus 
könnte man ausführen, daß eine Veribauung, 
welche so viele Milliarden Schilling erfordert, 
nicht nur für das örtliche Gebiet wirtschaft- 
liche Impulse bringt, sondern, ich glaulbe, 
auch über Niederösterreichs Grenzen hinaus 
von eminenter wirtschaftlicher Bedeutung ist. 
Davon wurde aber auch schon gesprochen. 
Die Entscheidung darüber soll angeblich im 
kommenden Herbst fallen. Ich glaube daher, 
daß Niederösterreich echte Chancen hat. Ich 
habe im heurigen Jahr die Möglichkeit 
gehabt, im UNO-Gebäude mit dem UNO-Bot- 
schafter Österreichs, dem Herrn Botschafter 
Waldheim, zu sprechen, und gesprächsweise 
habe ich auch die Frage erörtert, in welcher 
Form die UNIDO nach Wien gekommen ist. 
Es war erstaunlich zu hören, daß lediglich 
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zwei europäische Staaten für Österreich 
gestimmt und die echte Entscheidung die 
afro-asiatischen Staaten herbeigeführt 
haben. So  ist es heute möglich, die UNIDO, 
diese internationale Organisation, in Wien zu 
haben. Deshalb, weil wir ein neutraler Staat 
sind, können sich anich beii dem CERN-Pro- 
jekt für uns echtie Chancen ergeben. Wünsche 
wunden hier dargelegt, und mit Genugtuurig 
darf ich auch beistätigen, daß es in Nieder- 
osterreich große Bauvorhaben gegeben hat, 
die bewirken, daß Lebiensadern die Gebiete 
miteinander verbinden. Es wurde die Horner 
Bundesstraße erwähnt, auf der heuer bei- 
spielsweise 30,000.000 Schilling verbaut wur- 
den und wo die Absicht besteht, diese Bau- 
vorhalben weiter fortzuführen. Ich glaube, es 
ist dies die wesentlichste und wichtigste Ver- 
kehrsader in dieses Gebiet. Wenn ich an 
Schrems, an Karlstift denke, dann bin ich 
weniger optimistisch, es sei denn, wir haben 
diese im Bauprogramm mitverankert und es 
wird unser gesamtes Bauprogramm für das 
kommende Jahr im Bautenminimsterium 
genehmigt. Ich werde mich dafür einsetzen, 
daß es gelingt, unser gesamtes Bauvorhaben- 
konzept zu verwirklichen, dann wäre dieser 
Straßenzug mit im Bauprogramm verankert. 
Ich bin alber durchaus nicht der Meinung, die 
die Frau Abg. Körner hat, daß es nicht mög- 
lich sein könnte, eine Autobahn durch das 
Waldviertel zu führen. Die Trasse liegt abso- 
lut nicht fest. Ich verweise auf einen Regie- 
rungsbeschluß, wo wir vorher beantragt 
haben, daß im kommenden Bundesstraßen- 
A-Konzept und -Gesetz eine Autobahn ein- 
geordnet werden soll von Prag iiber das 
Waldviertel nach Wien. Ich glaube, daß es 
ein absollutes Erfordernis ist, die Nord-West- 
Verbindungen, von Nordwest nach Siidost, 
auch 2ber Niederösterreich und - wenn Sie 
es so haben wollen - über Wiener Gebiet 
führen zu müssen oder zumindest die 
Stadt Wien zu berühren. Das trifft auch die 
Interessen der Gemeinde Wien, die ich aller- 
dings nicht zu vertreten habe. Diese Richtung 
haben wir jedenfalls im Auge zu behalten. 

Ich darf vielleicht die Landeshauptstraße 62 
von Gopprechts nach Litschau, deren Bau- 
kosten 12,000.000 Schilling ausmachen, erwäh- 
nen. 1,000.000 Schilling ist vorerst dafür vor- 
gesehen. Es ist aber schon eine Genugtuung, 
wenn mit einem Bauvorhaben begonnen 
wird. Die Landeshauptstraße 68, Gmünd- 
Lwettl, befiwdet sich alleridingu in einem sehr 
desolaten Zustand. Es wären dafür 28,000.000 
Schilling erforderlich. Ich darf den Vertretern 
des Waldviertels sagen, ich glaube nicht, ldaß 
es möglich sein wird, im heurigen Jahr oder 
im nächsten Jahr bei der Größe unseres Lan- 

Gesetzigebungsperiode. 8. Sitzung am 14. Dez. 1967 

desstraßenbudgets mit einem Bau zu begin- 
nen. 

Jetzt ein Wort zur Bundesstraßensituation 
im allgemeinen. Herr Abg. Hubinger und 
einige andere Abgeordnete haben die 
Beträge, die uns seitens des Bundes gegeben 
werden, ausführlich beleuchtet, sie haben die 
Bauvorhaben in ihrer ganzen Größe auf- 
gezeigt. Ich glaube, das Hohe Haus konnte 
sich überzeugen, daß tatsächlich viele Mil- 
lionen Schilling in unserem Lande verbaut 
wurden. Im heurigen Jahr wurde ein Betrag 
in einer Höhe wie noch nie erreicht; es waren 
780,000.000 Schilling, die auf Niederöster- 
reichs Bundesstraßen verbaut wurden. Ich 
gebe zu, daß die Witterung günstig war, so 
daß keine Bauhemmungen eingetreten sind. 

Anders liegen die Dinge am Landesstraßen- 
Sektor. Ich habe wiederholt erklärt, daß es die 
große Kilometerzahl an Landesstraßen ist, die 
uns nicht in die Lage versetzt, im 'Zeitraum 
von wenigen Jahren alle Straßen staubfrei 
zu machen. Im Ausschuß wurde die Ziffer 
genannt; es sind rund 4900 Kilometer, die 
noch staubfrei zu machen sind. Wenn Sie be- 
denken, daß es unter Heranziehung aller uns 
zur Verfügung stehenden Mittel gelingt, viel- 
leicht 500 Kilometer Straßen staubfrei zu 
machen, dann werden Sie erkennen, daß noch 
ein weiter Weg vor uns liegt, wenngleich ich 
bekenne, daß es notwendig ist. zumindest 
jede Ortschaft mit einer staubfreien Straße 
zu versehen. Meine Bemühungen, meine sehr 
verehrten Damen und Herren Abgeordneten, 
gehen dahin. Es wurde hier sehr ausgiebig 
die Raumplanung berüihrt. Herr Landesrat 
Resch als zuständiger Referent hat bereits 
dazu Stellung genommen. Gestatten Sie mir, 
auch ein Wort dazu zu sagen. Ich habe mir 
erlaubt, jenes erarbeitete Material, das dem 
Land Niederösterreich vorliegt, in einer 
Pressekonferenz in Baden, aber auch im 
Kreise sämtlicher Abgeordneter dieses Hau- 
ses darzulegen und die gesamten raumplane- 
rischen Möglichkeiten zu erörtern. Natürlich 
nahm bei vielen dieser Dinge der hochindu- 
strialisierte Raum Wiener Neustadt, der in 
großen Schwierigkeiten ist, einen breiten 
Rauim ein. Es wurde auf die Raxwerke, die 
geschlossen werden mußten - es war dies 
allerdings schon früher -, hingewiesen. Ich 
möchte nicht sagen, daß ich dies hätte ver- 
hindern können. Sie müssen mir aber bei- 
pflichten, das sage ich namens der nieder- 
österreichischen Landesregierung: Wo immer 
Schwierigkeiten auftauchen, sind wir bereit 
einzugreifen, ob nun mit oder mit wenig oder 
ohne Erfolg. Jedenfalls fühlen wir die Ver- 
pflichtung, uns dafür zu verwenden. Sorgen 
diesbezüglich halben wir wahrlich genug. Wir 
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haben große Sorgen im Hinblick auf die ver- 
staatlichten Betriebe, ich habe Schöller- 
Bleckmann erwähnt. All das schlägt in die 
raumplanerische Kerbe. Ich habe nicht zu 
untersuchen, warum es so kam. Es wäre 
wenig fruchtbringend, würde man in der Ver- 
gangenheit suchen. Ich habe es mit einer 
Realität zu tun und muß womöglich einwir- 
ken, daß Abhilfe geschaffen werden kann, 
ohne vorher zu fragen, warum ist es dazu 
gekommen, sind diesbezüglich Fehler gemacht 
worden und wer wäre für  solche Fehler ver- 
antwortlich zu machen. Entscheidend bei 
Beantwortung dieser Frage ist sicherlich die 
gesamteuropäische Situation. Wenn man ver- 
meint, sagen zu müssen, alle diese Dinge voll- 
ziehen sich nur in unserem Land und vorwie- 
gend in Niederösterreich - sicherlich sind wir 
am härtesten betroffen, weil wir eine 
Besatzungsmacht im Lande hatten, die es 
nicht ermöglichte, so manche Industrie zu 
gründen und so manches Vorhaben durchzu- 
führen -, dann, glaube ich, darf man nicht 
übersehen, daß viele andere europäische Län- 
der mit denselben schwierigen Problemen zu 
kämpfen halben. Ich möchte ganz kurz sagen, 
daß zumindest in den letzten Jahren immer 
wieder eine Koordinierung der Bauvorhaben 
vorgenommen wurde. Ich glaube, daß es ge- 
lungen ist, die vorhandenen Mittel nach 
besten Grundsätzen zu verbauen und sie 
koordinierend einzusetzen. Ich habe vor kur- 
zem - das zum Resolutionsantrag des Herrn 
Abg. Marsch - der niederösterreichischen 
Landesregierung ein Konzept vorgelegt, 
worin ich einen Vorschlag unterbreitet halbe, 
einen Koordinieningsausschuß ins Leben zu 
rufen und letztlich einen Landesplanungs- 
ausschuß vorzuschlagen. Ein Beschluß wurde 
noch nicht gefaßt, weil die Regierungsmitglie- 
der diesen Vorschlag prüfen wol'len. 

Es wurde auch eine Industriegründungs- 
stelle geschaffen, die die Regierung bereits 
beschlossen hat. Zwischendurch hat Abgeord- 
neter Czidlik die Frage gestellt, ob der Herr 
Landeshauptmann Auskunft .geben könne, 
was mit jenen besagten 80,000.000 Schilling 
geschehen ist, die den Damen und Herren des 
Hohen Hauses ja bekannt sind. Darf ich Ihnen, 
Herr Abgeordneter, sagen: Ich habe alle 
Fakten, die mir bekannt waren, dem Staats- 
anwalt zugeleitet. Ich kann darüber keine 
Aussage machen, weil ich nicht mehr weiß 
als zum damaligen Zeitpunkt. Ich glaube 
aber, daß diese Dinge im Zusammenhang mit 
der Anklage und mit der Prozeßführung 
zutage treten werden, weil ja von der Newag 
die Anklage erhoben ist und diese Dinge in 
diesem ganzen Konzeptkreis enthalten sind. 
(Abg. Marsch: Es sind nuT 46,000.000 und 

nicht 80,000.000 Schilling!) Es ist Ihnen aber 
sicherlich bekannt, daß der andere Teil nicht 
ausgeschieden ist, sondern gesondert behan- 
delt wird; daß die ersten Fakten zur Anklage 
gelangen. So habe ich das herausgelesen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, 
die Abgeordneten Stangler, Diettrich und 
Hubinger haben das Autobahnstraßennetz, 
vor allem die Südtrasse in Verbindung mit 
einigen Varianten von Trassen im burgen- 
ländischen Raum und auf niederösterreichi- 
schem Gebiet erörtert. Auch die Autobahn 
Ost wurde in dem Zusammenhang erwähnt. 
Darf ich vielleicht grundsätzlich sagen: Wenn 
ich von Weißbüchern, die herausgegeben wer- 
den und die den Nachweis erbringen sollen, 
daß die Trasse in einem gewissen Gebiet lau- 
fen soll, lese, vertrete ich die Ansicht, daß 
natürlich unser niederösterreichischer Stand- 
punkt bekannt ist. Ich gebe aber zu, daß nicht 
nur bauwirtschaftliche Maßpahmen für eine 
solche Trassenführung entscheidend sein 
müssen, sondern die gesamten wirtschaft- 
lichen Erfordernisse in der zukünftigen Ver- 
kehrseinordnung dieser Trasse zu beachten 
sind. Dies möge letztlich bestimmen, wo sich 
dieser Trassenzug der Autobahn bewegen 
soll. Aber, meine Damen unld Herren, ich darf 
in dem Zusammenhang doch daran erinnern: 
Es ist über zehn Jahre her, da, glaube ich, 
hat es viele Kreise gegeben, die gezweifelt 
haben, daß in Österreich überhaupt eine 
Autobahn gebaut werden könne. Betrachten 
wir aber die Lage heute, dann imst es gang 
und gabe zu glauben, die Hauptschlagadern 
der gesamten Wirtschaft sind die Autobahn- 
bauten. In bezug auf die Autobahn Ost wur- 
den bereits Verhandlungen mit Ungarn 
geführt. Vorerst soll mit dem Bau bis zum 
Flughafen begonnen werden und in der 
Folge Richtung Budapest, um diese Stadt mit 
Wien zu verbinden. Diese Gespräche haben 
noch zu keinem endgültigen Erfolg geführt, 
das heißt zu keiner einheitlichen Meinung. 
Man ist aber auf dem Weg, die Tras- 
senführung im beiderseitigen Einverständnis 
festzustellen. 

Vielleicht auch ein Wort zur Einstellung 
der Nebenbahnen. Hohes Haus! Sie dürfen 
mir glauben, daß ich absolut keine Freu'de 
habe, wenn ich so ein erarbeitetes Sachver- 
ständigengutachten mit der Aufforderung zur 
Verfügung gestellt bekomme, dazu Stellung 
zu nehmen, um namens der niederöster- 
reichischen Landesregierung vielleicht die 
Zustimmung zur Einstelllung der Nebenbah- 
nen zu geben. 

Ich habe mit dem Verkehrsministerium 
Fühlung genommen, und wir haben in der 
Landesregierung einen Ausschuß ins Leben 
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gerufen, der auch von der Landes-Landwirt- 
schaftskammer, 'der Kammer der gewerb- 
lichen Wirtschaft und der Arbeiterkammer 
beschickt wurde. Der Ausschuß hat sich mit 
dem gesamten Fragenkomplex befaßt. Der 
Enderfolg ist natürlich der, daß wir im 
wesentlichen die Einstellung der Nebenbahn- 
linien der Bundesbahn ablehnen. Wie bereits 
erwähnt, soll dies so lange geschehen, bis 
zusätzlich Vorsorge getroffen wurde, Straßen- 
züge - nicht aus unserem normalen Straßen- 
budget, sondern darüber hinaus - zu be- 
decken, um zuerst die Erfordernisse eines 
modernen Straßenverkelhrs zu schaffen und 
dann erst zu einer Einstellung zu schreiten. 
Es ist sicherlich eine sehr schwierige Situa- 
tion, wenn zum gleichen Zeitpunkt die Auf- 
forderung ergeht, das Land möge das Defizit 
von rund 79,000.000 Schilling übernehmen, 
dann wäre man in der Lage, diese Neben- 
bahnlinien fortzuführen. Die Gespräche wer- 
den also noch weitergeführt; auf Beamten- 
ebene sind sie derzeit mehr oder weniger 
abgeschlossen. Die Stellungnahme ist nun- 
mehr dem Ministerium bekannt und es wer- 
den auf politischer Ebene die Gespräche wei- 
tergeführt werden. Ich kann nicht sagen, ob 
wir alle diese Einstellungen mit Erfolg 
bekämpfen können, wir werden aber vehe- 
ment und nachdrücklichst eine Lösung suchen. 

Nun noch einige Worte zur Einstellung der 
Straßenbahnlinie 360, denn sie steht in Ver- 
bindung mit einem Straßenbau, der unmit- 
telbar darauf getätigt werden muß. Es konnte 
diesbezüglich mit der Gemeinde Wien keine 
Einigung erzielt werden, und selbst Landes- 
hauptmannstellvertreter Dr. Tschadek, der 
seine Dienste anbot, mußte mir sagen, daß 
auch ihm im Wiener Rathaus kein Erfolg 
beschieden war. So mußten wir uns eben mit 
der Tatsache abfinden, daß die Einstellung 
dieser Straßenbahnlinie vollzogen ist. Wir 
haben jedoch Vorsorge getroffen und hier vol- 
les Einverständnis mit der Gemeinde Wien 
erzielt, so daß es möglich sein wird, verschie- 
dene Teile der Straßenbahntrasse zu erwer- 
ben, um sie auszubauen und zumindest in 
jenen Gebieten einen flüssigen Verkehr zu 
erreichen, wo derzeit schwere Gefährdungen 
auftreten. War ursprünglich von seiten Sies 
Bundesministeriums nicht daran gedacht, 
einen Ersatzverkehr einzuführen, konnte 
schließlich doch erreicht werden, daß von den 
Österreichischen Bundesbahnen ein Ersatz- 
verkehr aufgenommen wurde. Es war das 
Maximalste, das auf diesem Sektor erreicht 
werden konnte. 

Auch der Bisamberg wurde hier erwähnt. 
Es herrscht mit der Gemeinde Wien ein gutes 
Einvernehmen, und ich werde auch diese 
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Frage gerne mit Herrn Bürgermeister 
Marek - der übrigens bereits sein Interesse 
dafür bekundet hat - besprechen. Ich kann 
im Moment nicht sagen, mit welchem Erfolg; 
ich werde sehen, wie sich diese Gespräche 
gestalten. (Abg. Marsch: Hoffentlich sagt der 
Herr Landesamtsdirektor nichts anderes.) 
In diesem Zusammenhang verweise ich auf 
die gemeinsame Planungsstelle, die ins Leben 
gerufen wurde. Ich glaube, auch sie wird 'dazu 
beitragen, damit das gemeinsame Planungs- 
anliegen wirklich koordinierend durchgeführt 
und, wenn möglich, auch gemeinsam finan- 
ziert werden kann. 

Gestatten Sie mir neben der Kremser 
Donaubrücke noch ein paar Bemerkungen zu 
den weiteren Donawbrücken, die bereits in 
Planungsauftrag gegebefi wurden. Ich glaube, 
daß man noch vor einigen Jahren nicht 
daran gedacht hat, daß es möglich sein könnte, 
zwei Brücken zur gleichen -Zeit in Planung 
zu geben. Ich bin so optimistisch und glaube, 
daß wir im Laufe der nächsten Jahre einige 
solcher Bauvorhaben in Angriff nehmen kön- 
nen. Eines ist für Niederösterreich erschwe- 
rend: Der neue Finanzausgleich hat uns die 
Verpflichtung auferlegt, mit vier Prozent der 
gesamten Planungs- und Bauführungskosten 
das Auslangen zu finden. Wenn man solche 
Bauvorhaben in Auftrag gibt, erhält man 
keine vorherige Planungsfinanzierung, son- 
dern erst nach Fertigstellung werden die 
genannten vier Prozent vom Bund realisiert. 
Dies versetzt uns in die schwierige Situation, 
daß wir bei solch großen Baumaßnahmen 
einige Millionen Schilling vorschießen müs- 
sen, die dann erst realisiert werden. Dies ist 
aber notwendig, denn ohne fertiges Projekt 
wird man nie mit einem Bauvorhaben begin- 
nen können, es wird immer die Ausrede 
gebraucht werden, es gibt noch kein Projekt, 
wir können noch nicht bauen. Um dem vor- 
zugreifen, wurde der Auftrag zu diesen Vor- 
bereitungsarbeiten gegeben. 

Auch dem Kraftwerksausbau ist größtes 
Augenmerk ZU widmen, nicht nur in Verbin- 
dung mit der Energieversorgwg. Wir wissen. 
daß nicht allein die Autobahn, die Bahnver- 
bindung oder der Flugverkehr in Zukunft 
eine bedeutende Rolle spielen werden. Der 
billligste Perkehrsweg tist noah immer - und 
wird es auch in Zukunft sein - die Wasser- 
straße. Hier eröffnen sich ungeahnte Möglich- 
kei'ten. Diese Projekte können natürlich nicht 
in einem Jahr fertieeestellt werden. hier muß 
die Blickrichtung i i d i e  Zukunft f4hren. Dies 
gilt nicht nur für die Verbindung Rhein- 
Main-Donau, sondern auch für die Verbin- 
dune Donau-Elbe--Oder, und auch die ge- 
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diesem Projekt in ein völlig neues Stadium. 
Natürlich müssen die Gespräche mit den 
Nachblarlänidern noch geführt werden, hier 
herrschen nicht gleiche Auffassungen. Heute 
finden solche Gespräche zwischen Vertretern 
der CSR, den Bundesländern Wfien und Nic- 
derösterreich sowie dem Bund statt, wobei 
Wien und Niederösterreich als Beobachter 
zugezogen sind. Die Tschechoslowakei vertritt 
die Ansicht, die March soll der echte Verbin- 
dungsweg sein; Wien und Niederösterreich 
sind gemeinsam der Meinung, daß die Haupt- 
Umschlaghäfen auf österreichischem Boden 
liegen sollen. Offensichtlich dürfte die CSR 
hier im Auge haben, Preßburg in den Brenn- 
punkt zu rücken. Hier müssen also ernste Ge- 
spräche geführt werden, wie sich beide Bun- 
desländer entscheiden werden. 

Im wesentlichen glaube ich feststellen zu 
können, daß 'die Herren Abgeordneten, die 
diese Maßnahmen aufzeighen, dies im poisiti- 
ven Sinne getan haben. Natürlich wurden 
örtliche Wünsche dargelegt, wie Verbrei- 
terung von Straßen, Forcierung des Ausbaues 
der Ortsstraßen usw. Soweit es uns möglich 
ist, greifen wir in dieses Getriebe ein, wir 
müssen aber immer das uns zur Verfügung 
stehende Gesamtbudget im Auge haben. So 
gesehen gilt wieder der Grundsatz, die vor- 
handenen Mittel so rationell wie nur möglich 
einzusetzen. 

Dies ist bisher gelungen, und ich glaub:, 
daß es auch in Zukunft gelingen wird. Ich 
darf an dieser Steille allen Beamten, die sich 
um die Bauvorhaben bemüht unid mehr als 
ihre Pflicht erfüllt haben, Dank sagen. Ich 
verweise vor allem auf unsere braven Stra- 
ßenaitmiter, die neben der Verrichtung des 
Winterdiensties und dar Betreuung der S tra- 
Ben in Straßenbaupartien zusammengezogen 
sind und in der Zwischenzeit für Niedqröster- 
reichs Straßen wesentliche Arbeit leistien. 

Ich glaube, daß wir, wenn wir uns be- 
mühen, alle diese Vorhaben in derselben 
Weise fortzusetzen, wie wir es im vergan- 
genen Jahr gemacht haben, mit einigem Opti- 
mismus in die Zukunft blicken können. (Bei- 
fall im Hause.) 

ZWEITER PRÄSIDENT SIGMUND: Der 
Herr Abg. S t a n g l e r  hat sich noch kurz 
zum Wort gemeldet. 

Abg. STANGLER: Hoher Landtag! Es ist 
ungewöhnlich, daß man sich nach den Regie- 
rungsmitgliedeirn noch zum Wort meldet, das 
weiß ich. Ich muß aber vor Abstimmung der 
vorliegenden Anträge eine Erklärung meiner 
Fraktion abgeben. Unter anderem liegt ein 
Antrag des Herrn Abg. Czidlik vor. Die Ab- 
geordneten der Osterreichischen Volkspartei 

sehen sich nicht in 'der Lage, dem Antrag in 
dieser Form ihre Zustimmung zu geben. Dar- 
in wird die Landesregierung aufgefordert, die 
von der Wohnbaugesellschaft ,,Austria AG " 
für Zwecke der Errichtung von Wohnungen 
in Empfang genommenen Beträge zurück- 
zufordern. Während das Hohe Haus die 
Debatte über dieses Kapitel durchgeführt hat, 
haben wir mit dem zuständigen Referenten 
der Abteilung 1111, dem Herrn Landeshaupt- 
mannstellvertreter Dr. Tschadek, im Beisein 
seiner Beamten ein Gespräch - ich darf be- 
menken, ein sehr sachliches Gespräch - ge- 
führt, wobei wir feststellen mußten, daß die- 
ser Antrag den sachlichen Gegebenheiten, 
wie sie sich derzeit darstellen, nicht ent- 
spricht. Auf Grund eines Regierungsbeschlus- 
ses vam 31. Mai 1967, basierend auf dem 
Landtagsbeschluß vom 1. März 1966, sind von 
der Abteilung I16 A für die in diesem Antrag 
genannten 68,500.000 Schilling Rabattgelder 
an die Baugesellschaft ,,Austria AG" auch 
Schuldscheine ausgestellt worden. Diese 
Schul'dscheine sind also von jener Abteillung 
ausgestellt worden, deren Vorstand der Herr 
Landeshauptmannstellvertreter Dir. Tscha- 
dek ist. (Abg.  Marsch: Da hat der Beamte 
gelogen!) Der Herr Landeshauptmannstell- 
Vertreter Dr. Tschadek war bei der Be- 
sprechung anwesend, und den Beamten ist 
dieser Vorwiurf dabei nicht gemacht worlden. 
Den Schuldscheinen ist auch ein Schriftstück 
angeschlossen, in dem erklärt wind, daß die 
Riickzahlungsverpflichtung erst nach Ertei- 
lung der Benützungsbewilligung eintritt. 
Diese Zuschrift ist vom Herrn Landeshaupt- 
mannstellvertreter Dr. Tschadek als Vorstand 
der Abteilung I/6 A unterschrieben. Gomit 
widerspricht Ihr Antrag dem Regierungs- 
beschluß vom 31. Mai 1967 und der von der 
Abteilung I16 A erfolgten Vollziehung. Mehr 
haben wir mit dem Herrn Landeshauptmann- 
Stellvertreter nicht besprochen. Wir gaben 
also unserer Meinung Ausdruck, daß es auf 
Grund der Tatsachen, wie sie sich 'momentan 
darstellen, am klügsten wäre, (den Antrag 
zurückzuziehen. Falls das erfolgt, habe ich 
weiter nichts zu sagen. Sollte eine Zurück- 
Ziehung des Antrages nicht erfolgen können 
(Abg. Dr. Brezovszky: Beim Müllner wird es 
lrnmer geheimnisvoll!), so muß ich Iiinen für 
die heutige Sitzung die Erklärung abgeben, 
daß ein Widerspruch zwischen dem Antrag 
und der vom Amt der niederösterreichischen 
Landesregierung, Abteilung I16 A, voll- 
zogenen Akte vorliegt. Ob die Häuser schon 
gebaut sind, sich im Bau befinden older wann 
sie gebaut wenden beziehungsweise ob für 
die gesamten Häuser oder nur für einen Teil 
der Häuser bei einer Fertigteilbaufirma Auf- 



282 Landtag von Niederästerr. IV. Ses.  der VIII. Gesetvgebungsperiode. 8. Sitzung am 14. Dez. 1967 

träge erteilt worden sind, meine Herren, das 
kann ich als Sprecher der Mehrheit dieses 
Hauses in einer Stunde nicht überprüfen. 
Dafür sind im übrigen die Abgeordneten 
nicht zuständig, sondern auch das obliegt #der 
Vollziehung dieser von mir mehrfach ge- 
nannten Abteilung. Ich habe gar nichts da- 
gegen und finde es natürlich, daß diese Fra- 
gen von der zuständigen Abteilung geprüft 
werden. Da gibt es keine Differenz und kei- 
nen Widerspruch. Ich darf noch einmal fest- 
stellen, daß die Aussprache, die wir gehabt 
haben, in Ruhe und Sachlichkeit durchgeführt 
warden ist und daß wir auch den Einidruck 
hatten, daß ernsblich erwogen wird, diesen 
Antrag heute zurückzuziehen. (Abg. Marsch: 
Sie diskriminieren Beamte, das ist unerhört! 
- Unruhe. - Präsident Weio gibt das Glok- 
kenzeichen. - Abg. Rabl: Und Sie haben ge- 
sagt, die Beamten lügen!) Ich bitte Sie, meine 
sachlichen Feststellungen, die nicht widerlegt 
werden können, weil drei Zeugen dabei ge- 
wesen sind, zur Kenntnis zu nehmen. Ich 
darf Sie bitten, nicht nervös zu werden, weil 
ich mich doch nur bemüht habe. dem Hohen 
Hause vollkommen ruhig und sachlich zu be- 
richten, was sich in der letzten Stunde bei 
der Besprechung zu diesem Thema zugetra- 
gen hat. Lassen Sie mich Ihnen noch einmal 
versichern, daß wir überhaupt kein Inter- 
esse daran haben, irgend etwas zu ver- 
schleiern oder über irgend etwas nicht zu  
sprechen. (Unruhe bei, der SPÖ. - Präsident 
Weib gibt das Glockenzeichen.) Aber meine 
Herren, ich habe doch das Recht, hier vor 
dem Hause zu erklären, 'daß der heute vor- 
liegende Antrag mit der Vollziehung durch 
die Abteilung I/6 A in Widerspruch steht. Ich 
hacbe Sie auf nichts anderes aufmerksam ge- 
macht, bin aber absolut dafür - und auch 
meine Fraktion ist der Meinung -, daß die 
Abteilung I/6 A selbstverständlich alle damit 
im Zusammenhang stehenden Fragen prüfen 
kann, prüfen soll und muß und im gegebenen 
Fall einen Bericht zu erstatten hat. Das ist 
gar kein Streitpunkt, meine Herren, ich habe 
nur erklärt, daß, so wie sich die Situation im 
Augenblick darstellt, ein klarer Widerspruch 
besteht. Eier ein Antrag und dort auf Grund 
eines Landtagsbeschlusses und eines Regie- 
rungsbeschlusses die tatsächliche Vollziehung. 
Da die Vollziehung erfolgt ist, bitten wir Sie, 
diese Tatsache zu berücksichtigen. Wir hin- 
dern den Referenten in keiner Weise, das 
Notwendige zu veranlassen. Ist das infolge 
des Widerspruches nicht möglich, dann bitte 
ich Sie, dies zur Klenntnis zu nehmen, und 
zwar genauso ruhig und sachlich, wie wir uns 
über diesen Fragenkomplex vor einer Gtunde 
mit dem Herrn Landeshauptmannstellvertre- 

ter Dr. Tschedek im Beisein seiner Beamten 
unterhalten haben. Soviel habe ich namens 
der Osterreichischen Volkspartei, ich betone 
es noch einmal, in aller Ruhe und Sachlich- 
keit zu eflklären. (Beifall bei der UVP.) 

Wort gelangt der Herr Landeshauptmann- 
Stellvertreter Dr. T s c h a d e k. 
Landeshauptmannstellvertreter Doktor 

TSCHADEK: Herr Präsident! Hohes Haus! 
Um Mißverständnisse auszuschalten, möchte 
ich noch einige Worte sagen. Es ist richtig, 
daß der Herr Abg. Stangler vor einer Stunde 
bei mir vorgesprochen und mitgeteilt hat, daß 
die Tnfonmation, wonach die ,,Austria AG" 
überhaupt nicht mit dem Bau der Häuser 
begonnen habe, unrichtig sei, da ein Vertrag 
mit einer Fertigteilbaufirma vorliege und die 
Häuser laut Fertigbauauftrag in kürzester 
Zeit zur Aufstellung gelangen sollen. Diese 
Mitteilung wurde mir zum erstenmal ge- 
macht. Ich habe den zuständigen Herrn Hof- 
rat gebeten, mir bekanntzugeben, ob er dar- 
über informiert sei. Er konnte aber keine 
Auskunft geben. Der Beamte teilte mit, 
daß er die Baustellen auftragsgemäß üeber- 
prüft und dabei festgestellt habe, daß auf 
einer Reihe von Bauplätzen mit dem Bau bis 
jetzt noch nicht begonnen wurde. Das heißt, 
daß den ergangenen Bauaufträgen bis jetzt 
nicht nachgekommen worden war. 

Hohes Haus! Es ist richtig, daß ein Land- 
tagsbeschluß vorliegt, wodurch wir beauftragt 
werden, die Gelder sicherzustellen, und daß 
in Durchführung 'dieses Landtagsbeschlusses 
die Landesregierung erklärt hat, daß ent- 
sprechende Schuldscheine auszustellen sind, 
die sich an die Schu'ldscheine der Wohnbau- 
förderung anschließen. Das heißt, daß nach 
diesen Schuldscheinen die erste Rückzah- 
lungsrate mit dem Benützungskonsens fällig 
wird. Es ist natürlich vollkommen klar, daß 
ein solcher Schuldschein nur dann seine recht- 
liche Gültigkeit haben kann, wenn tatsächlich 
gebaut wird, denn ansonsten wäre es ja mög- 
lich, daß die ,,Austria" oder ingendeine andere 
Gesellschaft einen Kredit erhält, das Haus nie 
errichtet, wodurch es nie einen Benützungs- 
konsens gibt, und das Land käme niemals zu 
seinem Geld. Darum geht es bei diesem An- 
trag. Nun habe ich mich in der Kürze der Zeit 
bemüht, von Herrn Abg. Stangler zu erfah- 
ren, welche Fiirma beziehungsweise Fertigteil- 
baufirma einen Auftrag der ,,Austria" erhalten 
hat und auf Grund Weilchen Vertrages zwi- 
schen der ,,Austria" und der Fertigteilbau- 
firma die Häuser hengestellt beziehungsweise 
die Fertigteile bereits angefertigt wurden. 
Der Abgeordnete Stangller - daraus mache 
'ich ihm keinen Vorwurf - hat mir darauf 
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erklärt, das könne er nicht beantworten. Ich 
gebe also zu, daß durch die uns plötzlich 
gegebene Mitteilung eine etwas unklare 
Situation entstanden ist, aber ich muß fest- 
stellen, idaß das Amt und den zuständigen 
Referenten daran keinerlei Verschulden 
trifft und auch nicht breffen kann, denn 
von der ,,Austria" wurde niemals mit- 
geteilt, und zwar auch nicht der Abtei- 
lung, die sich damit beschäftigt, daß diese 
Häuser in Fertigteilbauform bestellt sind. 
Darüber wurde nie gesprochen. Ich blin nur 
der Meinuing, daß Verträge, wenn sie die 
essentielle Voraussetzung, nämlich die tat- 
sächliche Herstellung der Häuser, nicht er- 
füllen, in ihrem Gegenstand einfach auf- 
gehört haben, existent zu sein. Auf diese 
Art kann man sich aus einem Ver- 
trag niicht herauswinden. Das ist offen- 
kundig der Grund, der meinen Partei- 
freund C-zidlik bewagen hat zu fordern, 
daß die Gelder, die bis jetzt nicht verbaut 
wurden und für die keine Aufträge nach- 
gewiesen wenden, zurückzufordern sind. Ich 
bin der Meinung, daß der Antrag in dieser 
Form korrekt ist. Ob es sich dann bei der 
Uberprüfung, die wir natürlich gewissenhaft 
durchführen werden, herausstellt, daß es sich 
um 68,000.000 Schilling, 62,000.000 Schilling 
oder vielleicht nur 59,000.000 Schilling han- 
delt, kann man jetzt noch nicht genau sagen, 
weil ja die Unterlagen nicht zur Verfiigung 
stehen. 

Meine Damen und Herren! Wir haben jm 
Finanzausschuß eine sehr eingehende Debatte 
geführt, bei der ich mich als Referent zur 
Verfügung gestellt habe und dem Ausschuß 
mitteilte, was wir wissen und was wir nicht 
wissen. Diese Feststellungen habe ich in 
Gegenwart der Beamten des Referates ge- 
macht, und sie sind unwidersprochen geblie- 
ben. Verstehen Sie nun, daß auf Grund einer 
Information, die mir erst vor einer Stunde 
zugegangen und die für mich vollkommen 
unüberprüfbar ist, auch ich nicht sagen kann, 
ob der mir jetzt geschilderte Sachverhalt tat- 
sächlich stimmt, wobei ich dem Herrn Ab- 
geordneter Stangler nicht unterstelle, mir 
absichtlich eine falsche Information gegeben 
zu haben. Keineswegs, denn er ist wahr- 
scheinlich genauso durch die verschiedenen 
Gerüchte und Informationen irregeführt wor- 
den wie etwa das Referat selbst. 'Das gebe 
ich ohne weiteres zu. 

Hohes Haus! Ich glaube, daß kein großes 
Unglück geschehen kann, wenn man grund- 
sätzlich einem Antrag zustimmt, in dem ver- 
langt wird, daß die Gelder, für welche echte 
Bauaufträge nicht gegeben wurden, fällig zu 
stellen sind, weil das die einzige Methode ist, 

um dem Land zur Rückzahlung des Geldes zu 
verhelfen. Wenn wir warten, bis ein Benüt- 
zungskonsens gegeben wird, und nichts tun, 
dann kann es, ich sage es noch einmal, sehr 
wohl passieren, daß dieser Benützungskon- 
Sens am Nimmerleinstag erteilt wird, weil 
eben nicht gebaut wird, und dann wären die 
Gelder des Landes verloren. 

Wie Sie sich, meine Herren Abgeordneten, 
diese Lösung vorstellen - ich bin nicht Mit- 
glied und kann dahier nicht abstimmen -, das 
ist eine andere Sache. Ich halte aber den An- 
trag absolut nicht in Widerspruch stehend 
und betone, daß ich mich nicht verpflichtet 
habe, darauf hinzuwirken, daß er zurück- 
gezogen wird. Ich habe Herrn Abg. Stangler 
erklärt, meine Parteifreunde über die mir 
zugegangene Mitteilung zu informieren und 
Ihnen darauf Antwort zu geben, welche Stel- 
lung zu dieser vollkommen neuen Situation 
von uns eingenommen wird. Das ist der Sach- 
verhalt, den dem Hohen Hause vollkommen 
objektiv und juristisch einwandfrei mit- 
zuteilen ich mich verpflichtet fühle. (Beifall 
bei der SPÖ.) 

ZWEITER PRÄSIDENT SIGMUND: Zum 
Worte gelangt der Herr Abg. C z i d 1 i k. 

Abg. CZIDLIK: Herr Präsident! Hohes 
Haius! Meine Damen und Herren! Das Vor- 
gehen des Sprechers der Mehrheitsfraktion ist 
ein neuerlicher Beweis dafür, daß in der 
Causa Müllner und allem, was daran hängt, 
von der OVP ununterbrochen versucht wird, 
zu vertuschen und zu verniedlichen. Von 
Herrn Landeshauptmannstellvertreter Dok- 
tor Tschadek wurde ausdrücklich festgestellt, 
daß selbst dann, wenn Sie der Meinung 
wären, es würde alles in Ordnung gehen, 
nichts passieren könnte, wenn Sie dem An- 
trag zustimmen. Aber die Dinge liegen doch 
ein bißchen anders. Tatsache ist, das möchte 
ich hier feststellen, daß die ,,Austria" Ym Früh- 
jahr dieses Jahres praktisch insolvent war. 
Sie hat nur noch über 3,000.000 Schilling 
an Barmitteln venfügt, wobei feststeht, daß 
sie der Wassergenossenschaft Maria-Enzers- 
dorf bis zum heutigen Tage rund 12,000.000 
Schilling f ü r  Aufschließungskosten schuldet, 
die sie längst einkassiert hat. Mit sehr höf- 
lichen Worten ausgedrückt: Sie hat sie also 
vorenthalten! Man könnte auch einen schär- 
feren Ausdruck dafür verwenden. Hierzu will 
ich Ihnen noch etwas Authentisches berich- 
ten. So heißt es in einer Aussage, daß in 
bezug auf ein Spekulationsobjekt, das mit 
diesen Förderungsmitteln gebaut wurde, ein 
Abverkauf bisher nicht möglich war, da in- 
folge geringer Rentabilität keine Kaufinter- 
essenten gefunden wurden. Es handelt sich 
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hier um ein Wertobjekt von 30,000.000 Schil- 
ling. Rechnen Sie sich nun aus: ungefähr 
11,000.000 Schilling bis 12,000.000 Schilling 
Schulden an die Wassergenossenschaft in- 
folge nicht abgeführter Aufschließungs'kosten 
sowie die envahnten 30,000.000 Schilling. Ich 
könnte Ihnen noch einiges nennen, hebe es 
mir aber für spätere Zeiten auf, denn man 
muß sein Pulver nicht auf einmal verschie- 
ßen. Ich betone es noch einmal, daß mein An- 
trag berechtigt ist und wir ihn aus diesem 
Grunde nicht zurückziehen werden. Wenn Sie 
seine Zurückziehung tatsächlich wieder ver- 
langen, so ist das Ihre Angelegenheit. Wir 
betrachten Ihre Vorgangsweise als neuer- 
lichen Skandal und werden das verwerten, 
denn im Finanzausschuß wurde vom zustän- 
digen Beamten ausdrücklich erklärt, daß auf 
Grund der Intabulierungen und der bereits 
bezogenen Wohnungen 217,000.000 Schilling 
vorgeschrieben wurden, während 167,000.000 
Schilling infolge noch nicht fertiggestellter 
Wohnungen beziehungsweise fehlender 
Unterlagen nicht sichergestellt sind. Ich 
glaube, jetzt nachgewiesen zu haben, daß 
diese 68,000.000 Schilling einer dringenden 
Rückforderung bedürfen, und wenn Sie nicht 
mitstimmen wollen, ist das Ihre Sache. Wir 
ziehen den Antrag nicht zurück. (Beifall bei 
der SPÖ.) 

ZWEITER PRÄSIDENT SIGMUND: Als 
nächster Redner kommt Herr Abg. Marsch 
zum Wort. 

Abg. MARSCH: Herr Präsident! Hohes 
Haus! Meine Damen und Herren! Wir werden 
in einigen Minuten über den Antrag des 
Herrn Abg. Czidlik abstimmen; es soll hier 
niemanden unter den 56 Abgeordneten geben, 
der nicht von seinem Stimmrecht nach bestem 
Wissen und Gewissen Gebrauch macht, ohne 
nicht darüber informiert zu werden, was in 
Vorberatung dieses Budgets in dieser An- 
gelegenheit im Finanzausschuß in Anweseri- 
heit (das Spriechers ,der ÖVP, der uns hier in 
dieser Angelegenheit überrascht hat, gesagt 
wurde. So iist die Haltung der OVP zu dlen Be- 
amten zu versteihen. Der auständige Hofrat hat 
auf unsere Frage bezüglich der Rabattgelder 
der Niogas gesagt: Verbücherte Schuldscheine 
gibt es im Werte von 297,000.000 Schilling. Es 
bleilben also noch 87,000.000 Schilling offen. 
Und auf #die weitere Frage - und das kann 
man im Protokoll genau nachlesen -, wo 
diese 87,000.000 Schilling derzeit seien, hat er 
gesagt, bei der Wohnbaugesellschaft 
,.Austria". Wir haben ihn genau ge- 
fragt, was dann geschehen list. Auch 
Sie, meine Herren von der Öster- 
reichischen Volkspartei, haben Oelegen- 
heit gehabt, zuzuhören. Es ist dies also Tat- 

Sache oder die Beamten haben sich geirrt, was 
ich aber nicht glaube, weil die Leute uns das 
an Hand von Unterlagen genau gezeigt haben. 
Wir fühlen uns daher verpflichtet, diesen 
Antrag aufrechtzuerhalten. Ich bitte Sie, Sikh 
nach diesen Informationen zu richten und 
danach Ihre Stimme abzugeben. (Beifall bei 
der SPÖ.) 

ZWEITER PRÄSIDENT SIGMUND: Zum 
Worte gelangt Herr Abg. Stangler. 

Abg. STANGLER: Herr Präsident! Hcyhehes 
Haus! Ich bedaure es, daß ich Ihre Aufmerk- 
samkeit noch einmal in Anspruch nehmen 
muß, aber es werden wiederholt Beamte ge- 
nannt, und ich bedaure das sehr, denn die 
Beamten, die hier genannt werden, haben 
ja keine Möglichkeit, hier in die Debatte selbst 
einzugreifen. Tch möchte daher noch einmal 
feststellen, was der zuständige beamtete Lei- 
ter in einem Gespräch mit Landeshauptmann- 
Stellvertreter Dr. Tschadek erklärt hat, näm- 
lich daß die Abteilung seit Monaten daran 
aiibeitet, um alle Schuldscheine auftrags- 
gemäß herauszugeben, daß es aber trotzdem 
nicht möglich gewesen ist, über den Gesamt- 
betrag schon die Schuldscheine auszustellen, 
weil einfach die Zeit nicht gereicht hat. Für 
diese 86,500.000 Schilling sind die Schuld- 
scheine draußen bei der Baugesellschaft, und 
diese Schuldscheine sind mit Begleitschreiben 
des politischen Leiters der Abteilung, des 
Herrn Referenten, mit der Unterschrift des 
Landeshauptmannstellvertreters Dr. Tscha- 
dek hinausgeschickt worden. Mehr habe Jck 
nicht gesagt, mehr habe ich nicht berichtet, 
nur auf diesen Widerspruch habe ich hin- 
gewiesen, und ich sage noch einmal, meine 
Partei hat gar nicht die Absicht, eine Auf- 
gabe des zuständigen Referenten zu verhin- 
dern. Wir sind bei dieser Aussprache ausein- 
andergegangen: ,,Herr Referent der Abtei- 
lung 116 A machen Sie alles, wozu Sie sich 
berufen fühlen als Leiter dieser Abteilung." 
Aber innerhalb von einer Stunde kann man 
solche schwerwiegende juristische Fragen 
nicht klarstellen. Da ist jeder überfordert, 
nicht nur ich, selbstverständlich auch der Lei- 
ter. Wir haben aber nichts dagegen, wenn 
Dr. Tschadek die notwendigen Uberprüfun- 
gen durchführt. Ich sage noch einmal, die 
Schreiben sind mit seiner Unterschrift hin- 
ausgegangen und die Beamten haben das 
gemacht, wozu sie laut Gesetz und Beschluß 
aufgefordert wurden. Lassen wir daher 
Beamte aus dem Spiel. Ich bin davon über- 
zeugt, daß Landeshauptmannstellvertreter 
Dr. Tschadlek sowie sjeiine Beamten das tun 
werden, was notwendig ist und was um des 
Gesetzes Willen getan werden muß. (Beifall 
bei der ÖVP.) 
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ZWEITER PRÄSIDENT SIGMUND: Die 
Rednerliste ist erschöpft. Der Herr Bericht- 
erstatter hat das Schlußwort. 

Berichterstatter Abg. ANZENBERGER: Ich 
verzichte. 

ZWEITER PRÄSIDENT SIGMUND: Zur 
.4bistirnmung biegen vor die Gruppe 6, Bau-, 
Wohnungs- und Siedlungswesen, sowie die 
Resolutionsanträge der Abg. Marsch, Hubin- 
ger, Czidlik und Dip1.-Ing. Robl. Ich lasse 
zunachst über den Antrag des ordentlichen 
und außerordentlichen Voranschlages zur 
Gruppe selbst abstimmen. Ich bitte den Herrn 
Berichterstatter, seinen Antrag zur Gruppe 6 
zu stellen. 

Berichterstatter Abg. ANZENBERGER: 
Hohes Haus! Ich stelle den Antrag, die 
Gruppe 6, Bau-, Wohnungs- und Siedlungs- 
Wesen, mit Einnahmen im ordentlichen Vor- 
anschlag von 259,320.000 Schlling und Aus- 
gaben von 829,029.000 Schilling sowie Aus- 
gaben im außerordentlichen Voranschlag von 
48,210.000 Schilling zu genehmigen. 

Ich ersuche den Herrn Präsidenten, die Ab- 
stimmung über die Gruppe 6 einzuleiten. 

ZWEITER PRÄSIDENT SIGMUND (nach 
Abstimmung über die Gruppe 6 ,  Bau-, Woh-  
nungs- und Siedlungswesen, ordentlicher und 
außerordentlicher Voranschlag in Erfordernis 
und Bedeckung): A n g e n o m m e n. 

(Nach Abstimmung über den Resolutions- 
antrug des Abg. Marsch, betr. Konzept f ü r  ein 
Industrieentwicklungsprogramm für  Nieder- 
Österreich): A n g e n o m m e n. 

(Nach Abstimmung über den Resolutions- 
antrug des Abg. Hubinger, betr. schnellere 
Abwicklung des Verfahrens zur Genehmi- 
gung der Durchführung v o n  Bzmdesstraßen- 
bauvorhaben): A n g e n o m m e n. 

(Nach Abstimmung über den Resolutions- 
antrug des Abg. Czidlik, betr. die Rückfor- 
derung des Betrages v o n  68,580.000 Schilling 
von  der Gemeinnützigen Wohnungsgesell- 
schuft ,,Austria AG"): A b g e 1 e h n t. 

(Nach Abstimmung über den Resolutions- 
antrag des Abg. Dip2.-Ing. Robl, betr. 
die Rekultivierung der bei Straßenbauten 
des Bundes frei gewordenen Grundflächen 
und deren Kaufangebot zum Verkehrswert 
an jene Grundeigentümer, die Grundflächen 
für  Straßenzwecke abgetreten haben): A n- 
g e n o m m e n .  

Ich ersuche den Herrn Berichterstatter 
Abg. A n z e n b e r g e r ,  zur Gruppe 7, 
öffentliche Einrichtungen und Wirtschafts- 
fördenung, ordentlicher und außerordent- 
licher Voranschlag, zu berichten. 

Berichterstatter Abg. ANZENBERGER: 
Hohes Haus! Ich berichte zur Gruppe 7: In 
der Gruppe 7, Öffentliche Einrichtungen und 
Wirtschaftsförderung, betragen die Ausgaben 
261,352.000 Schiilling und die entsprechenden 
Einnahmen 73,723.000 Schilling, so daß das 
Nettoerfordernis 187,629.000 Schilling beträgt. 
In dieser Gruppe kommen die Gebamngsvor- 
gänge, wellche der allgemeinen Verwaltung 
dieser Belange, den öffentlichen Einrichtun- 
gen, der Förderung der Land- und Forstwirt- 
schaft, der Förderung der gewerblichen Wirt- 
schaft, der Fremdenverkehrsförderung und 
sonstigen Aufwendungen dieser Art dienen, 
zur Verrechnung. 

Die Ausgaben umfassen 8,66 Prozent des 
Gesamtaufwandes, während die des Vor- 
jahres 9,7 Prozent darstellten. Die Ausgaben 
dieser Gruppe zeigen eine Steigerung um 
rund 111,800.000 Schilling. Hievon betreffen 
rund 6,600.000 Schilling den Personalaufwand 
und rund 5,200.000 Schilling den Sachauf- 
wand. 

Neu in den Voranschlag aufgenomlmen 
wurden der Voranschlagsansatz Beitrag zur 
Berufsausbildung der land- und forstwirt- 
schaftlichen Dienstnehmer mit 300.000 Schil- 
ling, der Voranschlagsansatz Instandsetzung 
der Bodenschutzstation Lassee mit 220.000 
Schilling, der Voranschlagsansatz Forstgär- 
ten, soweit sie das Land vom Bund über- 
nimmt, mit einem Personalerfordernis von 
2,450.000 Schilling und einem Sacherfordernis 
von 610.000 Schilling sowie der Voranschlags- 
ansatz Subvention zur Abhaltung der 4. In- 
ternationalen Feuerwehrwettkämpfe 1969 in 
Krems mit 250.000 Schilling. Die weiteren Er- 
höhungen des Sachaufwandes betreffen mit 
rund 1,400.000 Schilling die Bauhöfe, mit 
rund 1,000.000 Schilling den Landesbeitrag 
an den Betriebsinvestitionsfonds und den 
Betriebsinvestitionsfonds imit rund 4,000.000 
Schilling. Verminderungen erfuhr der Vor- 
anischlagsansatz Zwchuß an den Niederöstter- 
reichischen landwirtschaftlichen Wohnbau- 
förderungsfonds um 2,000.000 Schilling, weil 
die Darlehensrückflüsse seit Schaffing des 
Fonds eine sinkende Tendenz haben. 

Die Einnahmen erhöhen sich um rund 
9,100.000 Schilling. Diese Erhöhungen bringen 
vor allem die Bauhöfe mit rund 1,400.000 
Schilling, die bäuerlichen Fachschulen mit 
rund 700.000 Schilling, der Betriebsinvesti- 
tionsfonds mit rund 4,000.000 Schilling und 
der neu au€genommene Voranschlagsansatz 
Forstgärten, soweit sie das Land vom Bund 
übernimmt, mit rund 2,100.000 Schilling. 

Die Beiträge zu den Kosten der Be- und 
Entwässerungen stellen Landesbaitiräge dar, 
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neben denen Bundes- und Interessentenbei- 
träge für die einzelnen Bauvorhaben geleistet 
werden. Das ergibt, daß mit den 10,000.000 
Schilling Landesbeiträgen Bauvorhaben in 
der Höhe von rund 45,000.000 Schilling durch- 
geführt werden können. 

In der Gruppe 7 wird aus gebarungstech- 
nischen Gründen die Notwendigkeit gegeben 
sein, verschiedene Voranschlagsansätze als 
gegenseitig deckungsfähig zu erklären. Des 
weiteren sind Zweckbinduogen von Ein- 
nahmebeträgen zu verfügen. 

In der Gruppe 7 sind die außerordentlichen 
Ausgaben imit 12,550.000 Schilling ver- 
anschlagt, 

Ich ersuche den Herrn Präsidenten, die 
Verhandlungen zur Gruppe 7 einzuleiten. 

DRITTER PRÄSIDENT REITER: Zum 
Wort gelangt Herr Abg. K a i s e r. 

Abg. KAESER: Herr Präsident! Hohes 
Haus! Obwohl wir uns erst am Beginn der 
Gruppe 7 befinden, haben bereits viele Dis- 
kussionsredner Fragen der Wirtschaft be- 
rührt, und auch die Generaldebattenredner 
sowie der Landesfinanzreferent haben in 
ihrer Darstellung die Fragen der Wirtschaft 
besonders unterstrichen. Das ist meiner Mei- 
nung nach kein Zufall, sondern ein richtiges 
Erkennen, daß hier ein Schwerpunkt der 
Probleme unseres Lanidw liegt. Der Herr 
Bundeskanzler hat schon bei mehreren An- 
lässen und zuletzt auch der OIG-Präsident 
darauf hingewiesen, daß man die Vorgänge 
in der Wirtschaft nicht zu dramatisch schil- 
dern möge, damit das Land nicht an Ansehen 
einbüße. Ich glaube jedoch, daß wir hier keine 
Dramatik zu äußern brauchen, da die Dinge, 
wie sie derzeit liegen, objektiv betrachtet, 
traurig und schlimm genug sind. Ein geflügel- 
tes Sprichwort heißt: ,,Die Ersten werden die 
Letzten sein." Für Niederösterreich scheint 
dieses im umgekehrten Sinn Geltung zu 
haben. Wir waren die letzten, die von der 
Last der Besatzung befreit wurden, und sind 
eiigentlich wieder unter den ersten, die auf 
Grund der Wirtschaftsflaute im verstärkten 
Maße die Rechnung präsentiert bekommen. 
Zahlreiche Betriebe nahezu aller Branchen 
klagen ü'ber eine schlechte Wirtschaftslage. 
Unsere beiden Landeshauptmänner können 
bestätigen, daß Unternehmer und Betriebs- 
räte laufend vorsprechen, ihre Sorgen äußern 
und vom Land Hilfe erhoffen. Die Intervalle, 
wo solche Betriebsdelegationen vorsprechen, 
werden immer kürzer. Man kann durchaus 
nicht behaupten, daß diese Delegationen be- 
stellt sind. Sie sind vielmehr ein Zeichen für 
die derzeitige wirtschaftliche Situation, und 

die Vorsprechemden fühlen sich in ihrer Vei- 
antwortung verpflichtet, zeitgerecht auf ihre 
schlechte wirtschaftliche Situation hin- 
zuweisen. G w i ß  sind die Ursachen, die zu 
dieser bedrängten Wirtschaftssituation ge- 
führt haben, sehr unterschiedlich. Da gibt es 
vor allen Dingen eine Veränderung der Ver- 
brauchsgewohnheiten, und die Verwendung 
neuer Werkstoffe spielt hier ebenfalls eine 
entscheidende Rolle. Wir dürfen nicht den 
immer mehr zunehmenden Kampf um die 
Absatzmärkte unterschätzen. Nicht zuletzt 
macht sich im gegenwärtigen Stadium, wo 
diese Spannung in der Konkurrenz immer 
stärker wird, auch der Umstand bemerkbar, 
daß nicht zeitgerecht mit einer aktiven In- 
vestitionstätigkeit begonnen wurde. Außer- 
dem kommen Betriebe auch deshalb in 
Schwierigkeiten, weil sie immer längere 
Zahlungsfristen gewähren sollen und daher 
ihpe Liquidität gefährdet erscheint. Mitte 
Oktober 1967, also ein sehr junges Ergebnis, 
wurden 392 namhafte Betriebe aller Bran- 
chen in Niederösterreich untersucht. Das Er- 
gelbniiis davon zeigt, daß in 124 Betrieben ein 
Abgang von Beschäftigten festzustellen ist, 
in 77 Betrieben ein Zugang, und in 191 Be- 
trieben ist der Beschäftigtenstand gleichblei- 
bend. 39 Betriiebe davon haben es jedoch mit 
echten Schwierigkeiten zu tun. In diesen 
39 Betrieben sind derzeit nahezu 15.000 
Dienstnehmer beschäftigt. Die Situation ist 
so, daß manche davon die Kurzarbeit hinter 
sich haben; sie haben diese Lösung gewählt, 
weil sie glaubten, damit die Hülilde zu nehmen. 
Einige befinden sich zur Zeit noch in diesem 
Stadium, ein weiterer Teil hat um Kurzarbeit 
angesucht. Die Probleme liegen sogar so tief, 
daß man auch Uberlegungen anstellt, in 
Perioden Dienstnehmer z m  Teil aussetzen zu 
lassen. Bei aller optimistischen Einstellung 
lassen sich diese Dinge aber nicht wegoperie- 
ren. Für 1968 ist eine Verschlimmerung, be- 
dingt durch diese Vorläufer, zu befürchten. 
Während die Industriebeschäftigung in den 
westlichen Bundesländern - wenn auch nicht 
rasant - im Ansteigen begriffen ist, zeigt 
sich in Niederösterreich eine gewisse Rück- 
läufigkeit. In der Zeitspanne von 1965 bis 
1967 marschiert Niederösterreich mit 5 Pro- 
zent Rückläufigkeit der Industriebeschäftig- 
ten an der Spitze. Die vorgemerkten Stel- 
lungsuchenden haben im Juni 1967 im öster- 
reichischen Durchschnitt 4,l Prozent betragen, 
in Niederösterreich jedoch eine Steigerung 
von 14,l Prozent. Wenn man berück- 
sichtigt, daß ein gewisser Trend an At-  
Wanderung in Niederösterreich laufend an- 
hält, so wäre eigentlich die Beschäftigungs- 
Situation noch schlimmer zu werten. Es ist, 
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glaube ich, unsere Aufgabe, den Lebensraum 
der niederösterreichischen Bevölkerung so zu 
gestalten, daß eine allmähliche Verbesserung 
eintreten und eine gewisse Sicherheiit 
wahrgenommen werden kann. Wir wollen die 
Zeit nicht anklagen, wir alle wollen zur 
Kenntnis nehmen, daß es uns besser geht; 
aber trotzdem gibt es besonders in Nieder- 
Österreich - regional sehr unterschiedlich - 
noch Probleme der Unsicherheit und schlech- 
ten Einkommensverhältnisse. Diese rück- 
läufige Beschäftigungsentwicklung stellt zur 
Zeit sicherlich noch keine Tragödie dar. Wenn 
man aber bedenkt, daß es eine Rückläufigkeit 
vorwiegend dort gibit, wo in der Familie viel- 
leicht Mann, Frau, Sohn und Tochter beschäf- 
tigt waren, so scheint mir das Familienein- 
kommen gefährdet. Diese Möglichkeit nimmt 
in zunehmendem Maße ab, und wir müssen 
uns in nächster Zeit - mehr als bisher - mit 
der Realität abfinden, daß es iin verschiedenen 
Familien künftig nur noch einen Verdiener 
geben wird. Sehr geehrte Damen und Her- 
ren! Wir dürfen jene Menschen nicht verges- 
sen und müssen uns in die Situation hinein- 
denken, in der sich Alleinverdiener mit einem 
monatlichen Einkommen, das zwischen 
2500 Schilling und 3000 Schilling liegt, befin- 
det. Wenn man als österreichische Durch- 
schnittsfamilie mit Mann, Frau und zwei Kin- 
dern rechnet, dann, glaube ich, muß man vor 
dieser Familie Respekt haben, wenn sie 
trotzdem das Leben fristen kann und das 
Auslangen findet. Diese Vorzeichen der 
Schwienigkeiitsentwicklung mahnen uns, alle 
Kräfte, die zur Verfügung stehen, zu mobili- 
sieren, um eben das Leben der Menschen in 
Niederösterreich zu verbessern und ihr Ein- 
kommen zu sichern. Die Möglichkeiten, diese 
Aufgaben zu erfüllen, werden sicherlich in 
Zukunft in zunehmendem Maße schwieriger 
werden. Das Bestreben, in Niederösterreich 
Betriebe neu anzusiedeln, hat spürbar nach- 
gelassen. Dieser Trend, von der Großstadt 
nach Niederösterreich Betriebe zu verlegen, 
hat bei weitem nicht mehr diese Triebfeder, 
wie es um die sechziger Jahre herum zum 
Ausdruck gekommen ist, weil selbst die Be- 
triebe in Wien allmählich in die Situation 
kommen, über freie Kapazitäten zu verfügen. 
ES ist daher, so gesehen, kein Substanz- 
zuwachs zu erwarten. Wie schwierig es ist, 
in der gegenwärtigen Zeit Betriebe im Land 
Niederösterreich neu anzusiedeln, zeigt, 
glaube ich, der Fall Höflein. Dort waren noch 
vor Monaten 196 Beschäftigte tätig. Heute 
sind es nur noch 21, die mit Abbrucharbeiten 
beschäftigt sind. Die sozialistischen Abgeord- 
neten haben einen Antrag gestellt, im Raum 
von Grünbach-Höflein einen Betrieb zu 

gründen. Im Wirtschaftsausschuß konnte 
zwischen beiden Firaktionen nach ieini- 
Sen Abändemngen eine Einigung erzielt 
werden. Die Bergarbeiter von Höflein waren 
- als sie über ihr Schicksal erfuhren - 
sicherlich sehr niedergeschlagen, aber sie 
waren doch beseelt von der Hoffnung, daß 
vom Land aus die Initiative in der Richtung 
entwickelt wird, daß ein Ersatzbetrieb nach 
Höflein kommt. Am 22. September hat in 
Grünbach eine Enquete stattgefunden, zu der 
auch die Abgeordneten des Bezirkes eingela- 
den waren und bei der die Gemeindevertre- 
ter ihre Sorgen zum Ausdruck brachten sowie 
nach Möglichkeiten Ausschau hielten, um für 
den Raum Grünbach neue Beschäftigungen 
zu finden beziehungsweise die triste finan- 
zielle Lage der Gemeinde zu verbessern. Bei 
dieser Enquete ist auch über die Betriebs- 
neugründungen im Raume Höflein gespro- 
chen worden, und kein Geringerer als der 
Herr ÖVP-Abgeordneite Ofenböck hat dort 
erklart, daß bereits mit einem Kunststoff- 
betrieb verhandelt wird und es nur noch 
einiger kleiner Details bedarf, um diesen Be- 
trieb nach Höflein zu bringen; dann wäre es 
möglich, 120 Menschen Arbeit zu geben. Die 
Wirklichkeit sah leider anders aus. Eis kam 
zu keinem Vertrag, es existiert kein Betrieb 
in dieser Gegend, und die Menschen sind zu 
Pendlern geworden. 

Kollege Laferl hat in seinen Ausführungen 
im Hohen Hause am 30. Juni 1967, als ich 
zum Antrag der Betriebsneugründung im 
Raume Grünbach-Höflein-Willendorf sprach, 
erklärt: ,,Selbst wenn sich in diesem Gebiet 
keine Chance bietet, die Leute zu beschäfti- 
gen, dann ergiibt sich im Raume Weikersdorf, 
wo sich ein Betrieb in Bau befindet, die Mög- 
lichkeit, diese Leute aufzunehmen.'' Leider 
müssen wir feststellen, daß die zeitlichen 
Intervalle nicht so liegen, daß Leute aus Höf- 
lein in Weikersdorf Beschäftigung finden 
könnten; der Bau ist wohl fertig, aber es wird 
dort noch nicht gearbeitet. Soweit ich infor- 
miert bin, wird kaum vor März 1968 mit der 
Produktion auch nur in bescheidenem Maße 
begonnen werden. Und selbst wenn die Pro- 
duktion anläuft, wird man - branchen- 
bedingt - vorwiegend Frauen beschäftigen. 
Im konkreten Falle wäre es aber darum ge- 
gangen, Arbeitsplätze für Männer zu schaf- 
fen. Sicherlich konnten die Bergarbeiter von 
Höflein in verschiedenen Betrieben unter- 
gebracht werden, vor allem die jüngeren. 
Tragisch war es Für die älteren Arbeiter, 
denen man zu verstehen gab, daß ihre Situa- 
tion wohl bedauerlich ist, daß man aber nicht 
bereit sei, ihnen die Chance der Bewährung 
zu geben. Erst durch mehrmalige Interven- 



tion war zu erreichen, daß auch diese Men- 
schen - allerdings mit erheblichem Ver- 
dienstverlust - eine Arbeit erhalten konn- 
ten. Für die Gemeinde ist aber das Problem 
dadurch nicht gelöst. Wir können nur regi- 
strieren, daß eine Gemeinde mehr durch die 
Schließung in eine finanzielle Notlage geraten 
ist. Mit der Schließung des Bergwerkes Höf- 
kein hat ein ganzes Seitental seinen letzten 
Stützpunkt einer Beschäftigungsmöglichkeit 
verloren. Es bleibt keine andere Möglichkeit, 
als daß die Menschen, die im Raume der 
Hohen Wand wohnen, mit eigenen oder orga- 
nisierten Fahrzeugen in den Bezirk Baden 
oder Mödling, ja sogar bis nach Wien gebracht 
werden, um ihre Existenz zu sichern. 

Wir wollen nicht in  den Verdacht geraten, 
das Bergwerk Höflein zu verteidigen, weil 
wir schon im Jahre 1959 darauf hingewiesen 
haben, daß die Kohle an wirtschaftlicher Be- 
deutung verloren hat. Unsere verantwort- 
lichen Aufsichtsräte haben, als es um den 
Ankauf des Bergwerkes Höflein ging, ihre 
Bedenken geäußert, weil sich bei den beste- 
henden Bergwerken bereits eine Absatzkrise 
abzeichnete. Aber all diese Ermahnungen 
waren fruchtlos; man ging eigene Wege, und 
so war die Lebensdauer dieses Bergwerkes 
eben nur sehr gering. Heute ist allgemein zu 
erkennen, wie sinn- und nutzlos diese Maß- 
nahme gewesen ist. Eine Tatsache ist beson- 
ders tragisch, mein Kollege Marsch hat im 
Kapitel 6 darauf hingewiesen, daß durch die- 
ses Bergwerk rund 250,000.000 Schilling nutz- 
los verwendet wurden. Diese Erklärung steht 
im Widerspruch zu den Ausführungen des 
Herrn Landesrates Resch, der unterstrichen 
hat, daß es oberstes Gebot sei, die finanziellen 
Mittel des Landes optimal einzusetzen. Wenn 
ich das Beispiel des Herrn Abgeordneten 
Laferl in Erinnerung rufen darf, als er an- 
läßlich einer früheren Debatte erwähnte, er 
habe - ohne viel Aufhebens - einem Be- 
trieb Grundstücke angeboten, mit 30,000.000 
Schilling wurde ein Betrieb errichtet, der 
künftighin 300 Arbeitsplätze sichert, und ich 
rechne die 30,000.000 Schilling zu 250,000.000 
Schilling, die im Bergwerk Höflein verloren- 
gegangen sind, so könnten wir theoretisch 
ausrechnen, daß damit acht solcher Betriebe 
Muster Weikersdorf mit einer Arbeitsplatz- 
anzahl von 2400 Beschäftigten hätten errich- 
tet werden können. 

Der Herr Generaldebattenredner der 
Osterreichischen Volkspartei hat auch erklärt, 
es darf in Niederösterreich zu keinem zwei- 
ten Raxwerk kommen. Wir Pflichten ihm hier 
voll bei, weil die Opfer, die die Belegschaft 
auf sich nehmen mußte, zu hart waren, um 
sie in der Form auch einem anderen zuzu- 
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Instrument darstellt, das notwendig wäre, um 
auch in verstärktem Maße helfend einzugrei- 
fen. Sicher stellt auch die Haftungsüber- 
nahme des Landes einen sehr wesentlichen 
Beitrag dar, um die Betriebe zu sanieren, 
ihnen die Möglichkeit zu geben, sich den jet- 
zigen Erfordernissen anzupassen. Der Hohe 
Landtag hatte vor nicht allzulanger Zeit die 
Gelegenheit, die Firma Eybl zu besichtigen. 
Dieser Betrieb ist meiner Meinung nach ein 
Beweis dafür, daß die vom Land getätigte 
Haftungsübernahme ein echter Beitrag war, 
um den Betrieb konkurrenzfähig zu machen, 
ihn weiter auszubauen, Arbeitsplätze zu 
sichern und weit über die )Grenzen unseres 
Landes hinaus bekannt zu machen. Wir wol- 
len nur hoffen, daß dann, wenn in nächster 
Zeit Betriebe an das Land herantreten und 
um Haftungsübernahme ersuchen. das Limit, 
das zur Zeit mit 300,000.000 Schilling gestellt 
ist, den Erfordernissen entsprechend erhöht 
wird. Die sozialistischen Abgeordneten haben 
im Finanzausschuß einen diesbezüglichen An- 
trag eingebracht, es wurde jedoch erklärt, daß 
vorläufig noch die Beträge ausreichen, um 
weitere Haftungsübernahmen zu tätigen. 
Solllte sich die Notwendigkeit ergeben, würde 
man einer höheren !Dotierung sicherlich auf- 
geschlossen gegenüberstehen. 

Anläßlich der Budgetdebatte im Dezember 
1966 habe ich das abgelaufene Jahr als noch 
zufriedenstellend in der wirtschaftlichen Ent- 
wicklung hingestellt, habe aber in Vorschau 
auf 1967 mit besonderer 'Sorge mdarauf hin- 
gewiesen, daß wir in eine schlechtere Ent- 
wicklung hineinwachsen werden. Kollege 
Laferl hat auch damals erklärt, wir sollen 
keine Schwarzmalerei betreiben und keine 
Mißstimmung erzeugen, das würde nieman- 
dem guttun. Ich glaubme, es ist hier isehr wohl 
zwischen einer leidenschaftlichen Argumen- 
tation, die sachlich nicht begründet ist, und 
einem zeitgerechten Erkennen einer Ent- 
wicklung zu unterscheiden, ,die - wenn man 
nicht richtige Akzente setzt - für alle sehr 
schlecht enden kann. So finden wir, daß 'be- 
sonders die Klein- und Mittelb'etniebe der- 
zeit vor sehr großen finanziellen Schwierig- 
keiten stehen. Ich habe mir daher auf Grund 
des Ausspruches ,,Wer rasch gibt, gibt dop- 
pelt" am 16. Dezember 1965 gestattet, einen 
Antrag mit folgendem Wortlaut zu stellen 
(liest): ,,Die Landesregierung wird aufgefor- 
dert, zur Ergänzung der bestehenden Wirt- 
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Fraktion 'dieslern Reisolutionsanhrag nicht bei- 
treten. Kollege Schneider hat damals 
geäiußert, es nütae der Antrag nichts, weil 
derzeit die Mittel nicht vorhanden slind. Ein 
Jahr später, am 21. Dezember 1966, hat dann 
Kollege Schneider einen Resolutionsantrag 
gestellt, der sich mit deT Schaffung einer Kre- 
ditbürgschafts-Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung beschäftigt hat, wo sich auch das 
Land Niederöstemeich mit einer Summe von 
2,000.000 Schilling beteiligen sollte 

Er hat hier auf Beispiele gleicher Art hin- 
gewiesen, die es in Belgien und Holland gibt, 
wo man auch diese Art der Finanzierungs- 
möglichkeiiten von Bietrieben gesucht hat. Der 
Resolutionsantrag entspricht zwar nicht ganz 
unseren Vorstellungen, wir haben ihm aber 
unsere Zustimmung gegeben, weil wir in ihm 
ldoch die Mögliichkeit sehen, in der Hilfelei- 
stung für unsere Industriebetriebe in Nieder- 
östeirreich einen Schritt weikerzukornunen. 
Was ist seit dieser Beschlußfassung eigentlich 
geschehen? Wir würden uns freuen, wenn 
wir bereits auf positive Auswirkungen hin- 
weisen könnten. Leider icst aber überhaupt 
nichts geschehen und ich möchte hier objelr- 
tiverweise feststellen, daß sich der Herr 
.4bg. Schneider sicherlich ständig ehrlich be- 
müht hat, sainelr von uns unterstützten Idee 
zum Durchbruch zu verhelfen. Es ist nur sehr 
bedauerlich, daß er sich in dieser Frage in 
seinen eigenen Reihen nicht durchsetzen 
konnte. In diesem Zusammenhang ergibt sich 
für uns Abgeordnete die Frage, was gesche- 
hen soll, wenn Resolutionsanträge zwar ein- 
stimmig beschlossen, dann aber einfach 
negiert und in die Tischlade versenkt werden. 
Es dürfte vielleicht noch nicht bis ins Land- 
haus gedrungen sein, daß es die wirtschaft- 
liche Situation unseres Landes erfordern 
würde, jede sich bietende Möglichkeit wahr- 
zunehmen, um auf finanziellem Gebiet hel- 
fend unsere Hand zu reiichen. Daeirn Antrag der 
rozial4istischen Abgeordnetlen, die Landes- 
regierung möge den A'bgeordneten einen 
Bericht iiber die wirtschaftliche Bituation 
unseres Landes geben, wurde leider im Wirt- 
schaftsausschuß und auch im Hause nicht die 
Zustimmung gegeben. Es wurde erklärt, das 
Land verfüge nicht über Fachkräfte, die in 
der Lage wären, einen solchen Situations- 
bericht über die wirtschaftliche Lage unseres 
Landes zu erstellen. Herr Präsident Reiter 
hat in seinen Darlegungen im Zusammen- 

r man bemüht sein schaftsförderungsmaßnahmen des Landes hang mit den Fragen derRaumordnung emp- 
einen Haftungs- unld Garantiefonds zu schaf- fohlen, man solle doch aus so entscheidenden en ZU eröffnen und 
fen. Dieser Fonds sollte kapitalschwachen Fragen, die für das Land Niederösterreich ihre wirtschaftliche 
Klein- und Mittelbetrieben insbesondere von ausschlaggebender Bedeutung sind, kein idieren, wiihlt man 
auch die Aufnahme von Betriebsmittelkredi- Politikum machen, man solle diese Dinge neu- ,is& einiges für sich 
ten erleichtern." Damals konnte die UVP- tralisieren und mit ihrer Behandlung Fach- aber doch nicht das 
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gremien betrauen. In dem konkreten Fall1 der 
Erstellung eines Röntgenbildes über die wirt- 
schaftliche Situation des Landes Niederöster- 
reich wollten wir die zuständige unbeein- 
flußte Stelle beauftragen, aber auch hier hat 
die Österreichische Volkspartei ihre Zustim- 
mung verweigert. Ich glaube, wenn wir unse- 
rem Land und seiner Bevölkerung einen 
echten Dienst erweisen wollen, müssen wir 
Hilfe bieten, indem wir versuchen, den 
Lebensraum so zu gestalten, daß die Men- 
schen in Geborgenheit wohnen können. 
Außerdem müssen wir es uns zur Aufgabe 
machen, in entscheidenden Fragen konse- 
quenter vorzugehen und nicht etwa Lösun- 
gen zu wählen, die optisch günstiger ausse- 
hen und den Politiker da und dort vielleicht 
besser in Erscheinung treten lassen. Die Zeit, 
in der wir leben, und die Entwicklung, die in 
Zukunft auf uns zukommt, ist zu ernst, als 
daß wir unser Land zu einem politischen 
Exerzierfeld machen könnten. Ich glaube, daß 
wir alle in nüchterner Betrachtung die Dinge 
richtig erkennen und raschest Akzente setzen 
sollten, die unserer Bevölkerung zugute kom- 
men, so daß die in der kommenden Zeit 
sicherlich nicht ausbleibenden Stürme in der 
Wirtschaft in einem erträglichen Ausmaß 
gehalten werden können. Wir habmen es uns 
zur Aufgabe gemacht, der Bevölkerung 
unsere Dienste anzu'bieten. Es genügen nicht 
pathetische Worte, sondern wir müssen mehr 
durch Taten unter Beweis stellen, daß wir 
dazu auch bereit sind. (Beifall links.) 

DRITTER PRÄSIDENT REITER: Zum 
Wort gelan'gt Herr Abg. K i e n b e r g e r. 

Abg. KIENBERGER: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Der erste, der sich 
damit befaßt hat, war der Fuchs im Walde, 
der zweite der Wasenmeister mit einer Mähre 
und einem alten Wagerl und jetzt ist eine 
Industrie daraus geworden, nämlich die Tier- 
körperverwertung. Obwohl es sich um einen 
modernen Industriezweig handelt, klagen 
leider die Beamten und sagen immer wieder: 
„Wir sind heute noch die alten Wasenmeister." 
Obwohl sich vieles verändert hat, hat sich mit 
einem Wort der Ruf nicht geändert. Aus die- 
sem Grunde möchte ich ein paar Worte dazu 
eprechen. Es rnaclht dem Land Schwierigkei- 
ten, ein Vorhaben durchzuführen, das schon 
vor Jahren beschlossen und für das ein 
Betrag von 20,000.000 Schilling bereitgwstelIt 
wurde. 2,000.000 Schilling entfallen auf das 
gegenständliche Budget, die Gesamtkosten 
belaufen sich auf 26,000.000 Schilling. Das 
Vorhaben kam nicht zur Durchführung, weil 
man sich nicht über den Standort einigen 
kann. Eine einjährige Verzögerung entstand 
schon dadurch, daß man Oberlegungen an- 

stellte, ob verbrannt oder verwertet werden 
soll. Da das Verbrennen das Doppelte kolstet 
und dabei außerdem nichts anfällt, entschloß 
man sich zur Verwertung. Für Niederöster- 
reich käme eine Venvertungsanlage mit einer 
Kapazität von sechs Tonnen in Frage. Die 
Betriebskosten würden durch die Möglichkeit, 
das anfallende Fleischmehl zum Verkauf zu 
bringen, gedeckt. Dieses ist ein sehr hochwer- 
tiges Produkt. Etwa ein Drittel des Roh- 
materials kann verwendet werden. Ungefähr 
ein Drittel beziehungsweise 25 Prozent 
besteht aus Mehl mit einem sehr hohen Nähr- 
wert. 65 Prozent sind vendauliches Eiweiß 
und der Fettgehalt beläuft sich auf 10 Pro- 
zent. Das Grundmaterial hat sich geändert. 
Früher bestand es ausschließlich aus Tier- 
kadavern, jetzt sind nur noch 20 Prozent Tier- 
kadaver und 80 Prozent sind tierische 
Abfälle. Ich will mich nicht in technischen 
Erklärungen verlieren und komme zum 
Hauptgrund der dauernden Ablehnungen. 
Man fürchtet nämlich eine Geruchsbelästi- 
gung. Ich darf darauf hinweisen, daß es sich 
um eine völlig geschlossene Anstalt handelt, 
wo die Fenster nicht geöffnet werden kön- 
nen. Man fährt mit einem Rolltor in eine 
Geruchschleuse, wo das Gut in der Größen- 
ordnung eines Schweines und eines viertel 
Rindes abgekippt wird und sofort zur Ver- 
wertung gelangt. Es wird zu Mehl umgewan- 
delt. 

Also von einer Geruchsbelästigung kann 
überhaupt keine Rede sein, denn die Anstalt 
steht unter Vakuum; die Luft wird angezo- 
gen und über einen Kalkturm wieder nach 
außen geführt. Das hat nun in den vergan- 
genen Jahren zu drei Oberlegungen gefü'hrt. 
In erster Linie wurde an Tulln gedacht, weil 
es im Zentrum von Niederösterreich liegt. Es 
ist dies aber ein Augebiet, das vom Hoch- 
wasser gefährdet ist. Der zweite Grund, der 
zur Verfügung stand, war eine Rnflug- 
Schneise auf den Flughafen und als drittes 
Grundstück kam die Grenze nach Langen- 
lebarn in Betracht. Die Bauverhandlungen 
wurden bereits abgeführt, die Fachleute fan- 
dien nichts dabei, aber die Gemeinde Langen- 
lebarn hat Einspruch erhoben, und man muß 
damit rechnen, daß sich das jetzt drei Jahre 
lang hinzieht. Man hat sich daher in der Zwi- 
schenzeit um einen Ersatz umgesehen, denn 
diese Verzögerurig hätte eventuell eine Ver- 
teuerung von 2,000.000 bis 3,000.000 Schilling 
zur Folge. Nun Jsteht ein weiteres Projekt, 
namlich Langenrohr, zur Debatte, und wir 
hoffen, daß dies durchgeführt werden kann. 
Es entstehen dort allerdings Mehrkosten von 
1,400.000 Schilling, weil der Vakuumanschluß 
länger gemacht werden muß, als das in Tulln 
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der Fall war. Vor Jahren ist auch noch ein 
anderes Projekt zur Debatte gestanden, es 
war dies Wien. Wien hat ja eine Verwertung, 
wo sich Niederösterreich anschließen könnte. 
Das Entscheidende für Niederösterreich ist, 
daß es zentral liegt, und da  kommt nur der 
Raum von Tulln ,in Frage. Wien ist bereits 
ausgelastet, sie haben eine Kapazität von 
5000 Tonnen im Jahr unmd sind bereits zu 
drei Viertel ausgelastet. Außerdem müssen 
da noch Veränderungen gemacht werden. Es 
wind auch die Flughaferistraße geändert wer- 
den, so daß für Niederösterreich kein Vorteil 
daraus erwachsen würde, wenn wir uns dort 
anschließen. Außerdem ist die Kapazität 
erschöpft. Wien hat nur Interesse gehabt, den 
östlichen Teil von Niederösterreich zu bekom- 
men, unser Hauptanfallsgebiet ist aber der 
westliche Teil von Niederösterreich. Dann 
war außerdem damit noch ein Nebengedanke 
verbunden, denn Wien hat nämlich nur 
Schlachtabfälle und das ergibt ein minderes 
Produkt. Sie wollten das mit unseren echten 
Kadavern aufwerten, u m  zu einem besseren 
Produkt zu kommen. Ich glaube daher, es ist 
im Interesse des Landes Niederösterreich, daß 
man so bald wie möglich zu einer günstigen 
Lösung kommt, um dieses Projekt in der 
nächsten Zeit verwirklichen zu können. 

Nun darf ich mich vielleicht kurz mit einer 
zweiten Frage, und zwar mit der landwirt- 
schaftlichen Förderung, mit den Förderungs- 
maßnahmen des Landes Niederösterreich, 
befassen. Das Land Niederösterreich fördert 
in der Landwirtschaft Kommassierungen, 
Wegebauten, das landwirtschaftliche Schul- 
wesen, im wesentlichen aber auch einen sehr 
wichtigen Punkt in der Landwirtschaft, die 
Be- und Entwässerung. Diese bringt den 
Landwirten wesentliche Vorteile. Sie kennen 
doch diese sauren Wiesen, die damit wieder 
zu fruchtbaren Böden gemacht werden. Es 
gibt in der Landwirtschaft zwei Betriebe, die 
nebeneinanderliegen und doch völlig ver- 
schiedene Voraussetzungen haben. Der eine 
verfügt über völlig gesunde Böden und der 
zweite über saure Wiesen. Das Land Nieder- 
Österreich hat im vergangenen Jahr je 
3000 Hektar be- und entwässert, ungefähr je 
zur Hälfte mit einem Kostenaufwand von 
zusammen 40,000.000 Schilling. Es waren dies 
je 20 Prozent Bundes- und Landesmittel, 
etwa 16 bis 20 Prozent Teile des Grünen Ha-  
nes und die Hälfte davon Interessentenlei- 
stungen. Im Jahre 1967 liefen 396 Anträge 
ein und 500 solcher Projekte kamen zur 
Durchführung. Geramdezu eine Voraussetzung 
für diese Maßnahmen strukturverbessernder 
Art in der Landwirtschaft ist die Bewässe- 
rung in unseren Trockengebieten. Nun muß 

man leider die Beobachtung machen, daß die 
Böden in regenreichen Jahren nicht so 
genutzt werden können wie in guten Jahren. 
Da mehren sich die Ansuchen und beim Refe- 
rat kommt es dann zu Engpässen und zu 
Schiwierigkeiten bei der Enstiellung von Pro- 
jekten. Meine Damen und Herren, Sie wer- 
den nun wieder, wie im vergangenen Jahr, 
da wir heuer auch wieder ein gutes Jahr in 
der Landwirtschaft hatten, sagen, die Land- 
wirtschaft wird gefördert, es führt wieder zu 
e h e r  Mehrprolduktion, mit der wir so schon 
zu rauften haben. Dabei muß man die Fest- 
stellung machen, daß wir bei Milch eine 
Mehrproduktion haben und beim Getreide 
ebenfalls eine Mehrprcrduktion. Dabei gilt 
beim Landwirt die Voraussetzung, daß er nur 
leben und existieren kann, wenn er ein gutes 
Jahr hatte. Bei Mißernten kann er überhaupt 
nicht existieren, und wenn Sie in den letzten 
Wochen unid Monaten die Agrarpolitik ver- 
folgt haben, dann konnten Sie feststellen, daß 
man dabei ist, die Produktion etwas umzulen- 
ken und vor allem mehr auf die Fleischpro- 
duktion auszuweichen. Dabei kann es natür- 
lich zu ausgesprochenen Mißernten kommen, 
wie das in den vergangenen Jahren in Europa 
der Fall war. Ich erwähne nur Rußland, das 
mit sehr, sehr schweren Einbußen an Gol'd ,die 
Lagerbestände Nordameriikas, die so viel 
Sorge bereitet haben, aufgekauft hat. Also 
mit Mißernten in größeren Räumen wiirde 
man insbesondere auch bei uns Schwierigkei- 
ten bekommen. Ich möchte darauf nicht näher 
eingehen, nur ein Beispiel bringen, das gerade 
in den letzten Wochen die Wirtschaft sehr 
beschäftigt hat. Es war dies die Pfundkrise 
in England. England ist ein Land, das nur 
4 Prozent Bauern hat. Der Bauer ist im ver- 
gangenen Jahrhun'dert von einer Industriali- 
sierungswelle weggespült worden. Man war 
der Meinung, England müsse sich mit der 
Industrie beschäftigen und das Common- 
wealth mit der Landwirtschaft. Ein europäi- 
sches Land, Dänemark, ist ein großer Zulie- 
ferer für England. Die ersten Schwierigkei- 
ten haben sich in den Weltkriegen ergeben, 
und zwar haben die Deutschen sofort erkannt, 
daß, wenn man mit U-Booten das Land um- 
zingelt und die Einfuhr unterbindet, sich 
dadurch Schwierigkeiten ergeben könnten. 
Dieser Fall ist auch eingetreten. Eine größere 
Schwierigkeit sieht man aber heute beim 
Zahlungsbilanzdefizit und vor allem durch 
das Zurückbleiben der Produktion bei der 
englischen Industrie. Vor einigen Tagen 
habe ich eine Karikatur in einer Zeitung 
gesehen. Da sieht man eine Menge Gewerk- 
schaften - es dürfte dort eine stanke Tei- 
lung sein innerhalb der Gewerkschaft - und 



292 Landtag von Niederosterr. IV. Sess. der VIII. Geseitzgebungsperiode. 8. Sitzung am 14. Dez. 1967 

ein Unternehmer hat eine Haube aus dem 
17. Jahrhundert, so wie sie die alten Richter 
trugen, auf. Also eine verzopfte, eine zurück- 
gebliebene Industrie. Das dürfte mit eiin 
Grund sein, weil man eine gewisse Sicher- 
heit durch diese Arbeitsteilung erhoffte; hier 
keine Landwirtschaft, nur Zukauf von land- 
wirtschaftlichen Produkten und Ausfuhr von 
Industriegütern. Das hat zum Zurückbleiben 
der Industrie geführt und zu diesem großen 
Zahlungsbilanzdefizit. Wenn man zum Ver- 
gleich andere Industriestaaten, große Indu- 
striestaaten Europes ansieht, kann man 
sehen, daß die alle über sehr hochentwickelte 
und gute Industrien verfügen, nur ein Land 
macht eine Ausniahrme, und das ist Englad,  
das sich derzeit in großen Schwierigkeiten 
befindet. 

Ich wollte das nur erwähnen, denn wenn 
man von landwirtschaftlicher Förderung hört, 
denkt man doch immer an Überproduktion. 
Wir haben bei der Getreideproduktion schon 
50 bis 60 Prozent, bei der Fleischproduktion 
zwischen 30 und 40 Prozent - also ein gewal- 
tiger wirtschaftlicher Faktor in Niederöster- 
reich - und aus der übrigen landwirtschaft- 
lichen Produktion kennen wir auch schon eine 
Menge Zweige, wo es eine Überproduktion 
gibt, zum Beispiel bei Zucker, Milch, bei den 
Mühlen, bei der Kartoffelverwertung und 
den Mischfutterwerken. In Zukunft wird sich 
auch eine Ausweitung auf die Fleischproduk- 
tion ergeben. Wenn man nun so viel von 
ilaumplanung spricht, dann, ,glaube ich, 
wird doch eine Möglichkeit zur Wieiter- 
Verarbeitung bestehen, und zwar nicht 
nur für das Inland, (sondern insbeson- 
dere auch für einen zukünftigen Export, wel- 
cher für die Landwirtschaft von wesentlicher 
Bedeutung ist. (Beifall bei der UVP.) 

DRITTER PRÄSIDENT REITER: Zum 
Worte gelangt 'Frau Abg. Körner. 

Abg. KORNER: Hohes Haus! Erlauben Sie 
bitte, idaß {ich zunächst eine Richtigstellung 
treffe. Ich weiß nicht, vielleicht habe ich mich 
gestern schlecht ausgedrückt oder hat mich 
der Herr Landeshauptmann mißverstanden. 
Ich habe gestern nicht gemeint, daß die Auto- 
bahn nicht durch das Waldviertel gehen 
sollte. Ich habe ausdrücklich die Schnel'lver- 
bindung nach Krems und weiter nach Sankt 
Pölten verlangt und den Anschluß an die 
Autobahn unseres Gebietes. Ich <meinte nur, 
daß die Autobahn nicht unbedingt bei mei- 
ner Heimatstadt Gmünd vorbeigehen müßte. 
Das möchte ich also richtigstellen, denn ich 
glaube, daß ich mißverstanden wurde. 

Gestern und heute haben sich verschiedene 
Debattenredneq bereits mit der Raumplanung 

und Raumordnung beschäftigt, auch Herr 
Landeshauptmann hat in seinem Beitrag zur 
Gruppe 6 darauf hingewiesen. Er hat unter 
anderem dem Hohen Haus mitgeteilt, daß 
man sich bereits mit dem Problem der 
Nebenbahnen beschäftigt habe. In letzter 
Zeit sind die Nachrichten über die Stillegung 
der Nebenbahnen immer mehr geworden, 
und ich glaube, daß die Nachricht nicht nur 
die Bevölkerung in einzelnen Gebieten Nie- 
derösterreichs, sondern in ganz Niederöster- 
reich beunruhigt hat, und ich möchte sagen, 
mit Recht beunruhigt, denn eine solche Maß- 
nahme wäre nicht nur vom raumplanerischen 
Standpunkt abzulehnen, denn sie würde alle 
Maßnahmen auf diesem Gebiete zunichte 
machen; auch aus volkswirtschaftlichen Über- 
legungen, aus sozialen Gründen muß die 
Stillegung der Nebenbahnen in unserem 
Lande abgelehnt werden. Wir haben uns 
bereits im Vorjahr im Zuge der Budgetdebat- 
ten mit diesem Problem beschäftigt. Ich habe 
auch im Vorjahr einen diesbezüglichen Antrag 
eingebracht. Dieser Antrag wurde einstim- 
mig angenommen, aber die Situation hat sich 
Ibis heute nicht gebessert, im Gegenteil, die 
Forderung der Bundesbahnen nach Still- 
legung der Nebenbahnen wird immer lauter 
und immer öfter erhoben. Ich hoffe nur, daß 
es uns hier nicht so geht wie mit unserem 
ebenfalls einstimmig angenommenen Antrag, 
der sich mit der Abtragung des zweiten Glei- 
ses der Franz-Josefs-Bahn beschäftigt hat, 
denn an der Abtragung des zweiten Gleises 
wird schon fleißig gearbeitet. Ich glaube, daß 
man es sich nicht so leicht machen kann und 
darf wie die Generaldirektion der Oster- 
reichischen Bundesbahnen, daß man ganz ein- 
fach erklart, diese Bahnen sind für uns ein 
Defizitgeschäft und daher legen wir sie still. 
Seinerzeit sind diese Nebenbahnen gebaut 
worden, um Gebiete zu erschließen, und sie 
haben sicherlich auch damals dem Lande, dem 
Staat keinen Gewinn gebracht. Die Direktion 
der Bundesbahnen stellt selbst fest, daß sie 
bisher das Defizit a w  sozialen und wirtschaft- 
lichen Erwagungen getragen und diese Bah- 
nen geführt hat. Ich frage daher: Warum 
wollen die Bundesbahnen nun unsozial han- 
deln? Was hat sich geändert? Haben sich die 
Umstande wesentlich geändert? Warum will 
man jetzt nicht mehr aus sozialen und wirt- 
schaftlichen Gründen handeln und diese 
Nebenbahnen weiterführen? Ich möchte 
mich insbesondere mit Linien beschäf- 
tigen, die in meinem Bezirk liegen. Die 
Bundesbahnen schlagen vor, die Nebenbahn- 
linien Gmünd-Litschau-Heidenreichstein, 
Grnünd-Groß-Gerungs gänzlich stillzulegen, 
nicht nur den Personenverkehr, sondern 
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gänzlich stillzulegen. Das Defizit dieser bei- 
den Linien macht nicht ganz 15,000.000 Schil- 
ling jährlich aus, rund 7,000.000 Schilling die 
Linien Gmünd-Litschau-Heidenreichstein, 
und rund 8,000.000 Schilling Gmünd-Groß- 
Gerungs. Da muß man aber 1,000.000 ISchil- 
ling, die bei Umstellung auf den Kraftwagen- 
verkehr entstehen, abrechnen, so daß man 
sagen kann, das Defizit dieser Linien macht 
rund 15,000.000 Schilling aus. Man rnuß sich 
nun fragen, ob beim Defizit der Bundesbah- 
nen, das Mlilliarden ausmacht - ich habe 
unlängst bei einem Diskussionsbeitrag irni 
Parlament gehört, mehr als 4.000,000.000 
Schilliinig -, diese 15,000.000 Schilling füT die 
Waldviertler Nebenbahnen unerträglich sind. 
Wenn wir uns überlegen, daß das Land, die 
Gemeinden, die Parteien, alle wirtschaftlich 
Jnteressierten seit Jahren bemüht sind, für 
&ses Gebiet etwas zu tun, wenn immer wie- 
der betont wird, daß etwas geschehen muß für 
dieses Gebiet, um die kbwanderung zu stop- 
pen, dann muß man doch sagen, daß diese 
Maßnahme absolut abgelehnt werden muß, 
denn, wenn sich alle einig sind, daß das Wald- 
viertel ein Entwicklungsgebiet ist, daß etwas 
geschehen muß und soll, um die Menschen in 
diesem Gebiet zu halten, wenn die Raumpla- 
ner feststellen, daß eine Möglichkeit dazu der 
Ausbau des Fremdenverkehrs in diesem 
Gebiet wäre, und wenn die Raumplaner fest- 
stellen, daß die schwache Frequenz auf eini- 
gen dieser Strecken durchaus keine Folge 
eines zu geringen Bedarfes sei, sondern bloß 
auf die unzureichende Verkehrsabwicklung 
durch die Bundesbahnen zurückzuführen sei, 
dann, glaube ich, muß man verlangen und 
fordern von den Bundesbahnen, daß sie 
zunächst Maßnahmen treffen, um zu moderni- 
sieren und zu rationalisieren, und dann wird 
das Defizit dieser Linien sich sicherlich auch 
verkleinern. Die Gleisanlagen der Linien 
Gmünd-Litschau-Heidenreichstein und 
Gmünd-Groß-Gerungs sind absolut in Ord- 
nung. Man hat in den vergangenen Jahren 
Millionen investiert, und es sind außerdem 
auch alle öffentlichen Kreuzungen gesichert 
bis auf einige Privatstraßen. Man könnte 
also in Kürze die Geschwindigkeit auf die- 
sen Nebenbahnen von 30 Kilometer auf 
45 Kilometer erhöhen. Man könnte sofort 
Schienenbusse einsetzen. Das würde dann 
selbstverständlich auch den Personenverkehr 
wesentlich stärken, denn man kann nicht 
annehmen, daß man mit der Nebenbahn 
fährt auf einer Strecke, die einige Kilometer 
ausmacht, zum Beispiel von Gmünd nach 
Nagelberg, über eine halbe Stunde, wenn ich 
mit dem Moped viel schneller dort bin als 

mit der Schmalspufbahn. Das ist aber darauf 
zurückzuführen, daß man erstens einmal 
schon gemischte Züge führt und zweitens 
keinen modernen Waggonpark hat, sondern 
noch die alten Waggons, also wenn man 
moderne Schienenbusse einsetzen würde, der 
Betrieb wesentlich sparsamer und rationeller 
wäre, man würde Personal einsparen, man 
würde rascher fahren können und die Bevöl- 
kerung würde Gelegenheit haben, von dieser 
Fahrgelegenheit auch Gebrauch zu machen. 
Es wäre dann auch die Frequenz des Perso- 
nenverkehrs eine wesentlich höhere. Im 
Oktober hat bei der Bezirkshauptmannschaft 
Gmünd eine Besprechung aller Bürgermei- 
ster, durch deren Gemeinde die Schmalspur- 
bahn führt, )und aller interessierten Vertreter 
stattgefunden. Es waren auch die Vertreter 
der Kammern dort und der landwirtschaft- 
lichen Genossenschaften. Ich hätte nur 
gewünscht, daß der Herr Verkehrsminister 
bei dieser Besprechung auf der Bezirkshaupt- 
mannschaft Gmünd anwesend gewesen wäre, 
denn er hätte dort einmal die wahre Stimme 
des Volkes hören können und er hätte sich 
auch überzeugen können, daß es falsch ist, 
wenn man dieses Problem nur vom Stand- 
punkt der verkauften Fahrkarte der Bundes- 
bahn aus sieht. Man muß doch darüber hin- 
aus auch die ganze wirtschaftliche Situation 
eines Gebietes in Betracht ziehen. Es komtmt 
letzten Endes auch nicht nur auf den Perso- 
nenverkehr an, der zugegebenermaßen wirk- 
lich gering ist. Der 'Güterverkehr in unserem 
Gebiet spielt eine sehr wesentliche Rolle, und 
es würden Handel, Gewerbe und Industrie 
sicherlich schwer belastet, würden diese 
Nebenbahnen eingestellt. Es hat bei dieser 
Aussprache auf der Bezirkshauptmannschaft 
zum Beispiel der Herr Bürgermeister der 
Stadt Heidenreichstein mitgeteilt, daß ver- 
schiedene Heidenreichsteiner Firmen IBerech- 
nungen angestellt haben, wie es sich auswir- 
ken würde, wenn sie die Befönderung ihrer 
Güter nicht mehr mittels der ischmalspur- 
bahn durchführen könnten, sondern auf die 
Straße umlegen müßten. Bei den Transport- 
kosten würde sich eine Erhöhung zwischen 
30 und 300 Prozent ergeben. Es würde für 
manche Betriebe dann die Frage entstehen, 
ob sie überhaupt noch konkurrenzfähig 
wären. Wenn 'der Herr Landeshauptmann 
vorhin gesagt hat, man muß prüfen, ob der 
Verkehr auf der Straße gleichwertig abge- 
wickelt werden kann, und man nur dann 
einer Auflösung oder Stillegung der Neben- 
bahnen zustimmen könne, wenn die Gewähr 
gegeben ist, daß der Verkehr auf 'die Straße 
umgelegt werden kann, dann muß ich dazu 
gleich feststellen, daß dies bei uns nicht der 
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Fall ist, denn die Straßen, die in Frage 
kämen, können diesen Güterverkehr nicht 
aufnehmen. Ich habe gestern auf die Landes- 
hauptstraße 62 verwiesen, die von Gopprechts 
bis Litschau 3berhaupt nicht in Ordnung ist. 
Das gleiche trifft für die Straßen Nagelberg- 
Brand und Langegg-Heidenreichstein zu. 
Wenn in den Mitteilungen der Bundesbahn- 
direktion steht, die Straßen sind soweit in 
Ordnung, dann möchte ich die Herren, die 
das feststellen, nur einmal einladen, mit 
ihrem Pkw hinzufahren und diese Straße 
selbst zu 'befahren. Sie sollen dann sagen, ob 
die Straßen imstande sind, den Güterverkehr 
der Nebenbahnen aufzunehmen. Es würde 
besonders hart die Firma Patria treffen und 
einen wirklichen Verlust für sie bedeuten, 
weil sie sehr voluminöse Güter zu transpor- 
tieren hat. Allein die Betriebe Franke, Eigen- 
schink und Kollmann verzeichnen bis zum 
September 1967 eine Steigerung zum Vorjahr 
um 180 Tonnen. In Brand-Nageiberg wurden 
von der Lagerhausgenossenschaft jährlich 
50 Waggons verladen, von der Firma Stölzle 
an flüssigem Gas 260 Waggons. Für die Erzeu- 
gung des Glases benötigt die Stölzle AG täg- 
lich 21 Tonnen Quarzsand und es sind zu des- 
sen Beförderung jährlich zirka 600 Waggons 
notwendig. In Gopprechts und Schönau haben 
di:e Firma Loidolt und die Gutsherrschait 
Seilern Investitionen von rund 8,000.000 'Schil- 
ling vorgenommen, es wurden Schleppgleise 
errichtet; alles in letzter Zeit. Ebenso die 
Firma Eisert in Heidenreichstein. Diese 
Firma müßte, wenn es zur Stillegung der 
Nebenbahnen kommen würde, die ganze 
Anlage, die sie errichtet hat, neuerdings ver- 
legen. Die Firma Eigenschink hat für die 
Erzeugung von Isolierglas ein neues 
Betriebsgebäude errichtet. Mit der Bahn 
werden etwa 600 Tonnen Rohglas befördert. 
Der Betrieb ist noch im Ausbau. Derzeit wer- 
den 25 Prozent des Inlandbedarfes gedeckt, 
und das Exportgeschäft ist im Anlaufen. Die 
Konkurrenzfähigkeit bei der Stillegung der 
Nebenbahnen wäre allerdings dann in Frage 
gestellt. Die Firma Zeiler hat ihren Lager- 
platz von Amaliendorf nach Heidenreichstein 
verlegt. Es wäre auch diese Investition zum 
Großteil umsonst gewesen. Diese Beispiele 
kann man fortsetzen, nicht nur auf der 
Strecke nach Litschau, sondern auch auf der 
Strecke nach Groß-Gerungs. Es haben dort die 
Firmen von Weitra, vor allem die Lagerhaus- 
genossenschaft, investiert. In Litschau hat die 
Lagerhausgenossenschaft in letzter Zeit über 
eine Million investiert, hätte noch um Mil- 
lionen einen Getreidesilo hingebaut. Den Bau 
hat man bereits gestoppt. Wir können also 

daraus entnehmen, daß es ein absoluter Nach- 
teil für unsere Wirtschaft wäre. 

Darüber hinaus dürfen wir aber auch auf 
eines nicht vergessen - ich glaube, das muß 
man der Generaldirektion der Österreichi- 
schen Bundesbahnen sehr klar und deutlich 
sagen -, daß man nämlich auf die Existenz 
der Eisenbahner Rücksicht zu nehmen hat. 
Wenn die Direktion in ihrem Bericht auch 
mitteilt, für  isounidso viele sind Arbeits- 
platze vorhanden - wohl nicht im Waldvier- 
tel, aber sie könnten nach Wien versetzt wer- 
den -, für einen Teil sind leider keine 
Ersatzarbeitsplätze da, dann glaube ich, daß 
man sich das nicht so einfach machen kann, 
denn letzten Endes hängen ja die Schicksale 
von vielen Familien daran. Es wünde nicht 
nur, wie man angibt, die Zahl von 120 betref- 
fen, denn man kann nicht nur das Zugsperso- 
nal und Bahnhofspersonal, das ausfallen 
würde, rechnen. Es wären dann auch selbst- 
verständlich die Zugsförderungsstellen, das 
Werkstättenpersonal, die Bahnmeisterei in 
Weitra, das Elektro- und Fernmeldedienst- 
personal zum Teil betroffen. Rund 200 Eisen- 
bahner würden durch die Stillegung der 
Linien 'Gmünd-Litschau-Heidenreichstein 
und Gmünd-Groß-GerungB ihre Existenz 
verlieren oder müßben ihren Haimatwohnor t 
verlassen und eventuell nach Wien gehen. 
Von den 1920 Streckenkilometern der Neben- 
bahnen in Niederösterreich wurden 
1273 Kilometer awf die Einstellung über- 
prüft. Von 12.897 Bediensteten, die es derzeit 
gibt, kämen durch die geplanten Einstellun- 
gen 4005 Arbeitsplätze in Gefahr. Derzeit 
werden von den Nebenbahnen 768 nieder- 
österreichische Gemeinden angefahren, wie es 
so schön heißt; 501 Gemeinden würden nach 
der Stillegung den Anschluß an das Eisen- 
bahnnetz vedieren. Ich glaube, daß jeder, der 
vernünftig denkt und handelt, sagen muß, daß 
das nicht möglich ist. Man kann nicht auf der 
einen Seite planen und auf der anderen 
Seite werden alle diese Planungen von der 
Bundesbahn mit einem Schlag zunichte 
gemacht. Wenn wir überlegen, was man tun 
kann, um die Abwanderung zu stoppen, dann 
muß man auch aus diesem Gesichtspunkt 
heraus die Stillegung der Nebenbahnen ab- 
lehnen. Ich möchte nur ein Beispiel sagen, 
wie sich das auswirken würde. 

Vom Zugbegleitpersonal der Strecke 
Gmünd-Groß-Gerungs wohnen von 45 Be- 
diensteten 23 in Eigenheimen, vom Personal 
des Bau- und Bahnerhalterdienstes dieser 
Strecke haben von 28 Bediensteten 24 ein 
Eigenheim. Auf der Strecke Gmünd-Litsch- 
au-Heidenreichstein ist es nicht anders. 
Von 20 Bediensteten, die auf dieser Strecke 
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eingesetzt sind, wohnen 18 in einem Eigen- 
heim. Man kann sich vorstellen, was es für 
diese Menschen bedeutet, wenn sie ihre 
Arbeitsplätze im Waldviertel verlieren und 
nach Wien fahren müssen. Sie würden in 
Zukunft entweder Pendler werden und von 
ihren Familien getrennt sein oder sie müß- 
ten ihre Eigenheime verkaufen und in die 
Großstadt ziehen. Eine solche Entwicklung 
wünschen wir aber wohl alle nicht. Ich glaube, 
es kann daher nur eines geben, daß die Bun- 
desbahnen zunächst versuchen, nach moder- 
nen Grundsätzen und nach den Anforderun- 
gen der heutigen Zeit die Fahrpläne zu erstel- 
len, damit sie wiriklich der Bevölkerung und 
der Wirtschaft nützen. Es müßten weiters 
auch der Fahrpark modernisiert und Schie- 
nenbusse eingesetzt werden. Es ist nicht 
möglich, daß man nur vom Schreibtisch aus 
feststellt, wie hoch das Defizit ist, und sich 
um die Wirtschaft und um die Entwicklung 
eines ganzen Gebietes nicht kümmert. Wenn 
man einem Gebiet helfen wi'll und man der 
uberzeugung ist, daß für Entwicklungs- 
gebiete etwas geschehen soll, muß auch die 
Bundesbahn ihren Anteil dazu beitragen. 

Ich erlaube mir daher, folgenden Resolu- 
tionsantrag zu Gruppe 7 des ordentlichen 
Voranschlages des Landes Niederösterreich 
für das Jahr 1968 zu stellen, der lautet (liest): 

„Die Landesregierung wird aufgefordert?, 
bei der Bundesregierung und insbesondere 
beim Bundesministerium für Verkehr und 
verstaatlichte Unternehmungen vorstellig zu 
werden und dahin zu wirken, daß die Ent- 
scheidung über die Einstellung von Neben- 
bahnen nicht allein vom betriebswirtschaft- 
lichen, sondern vor allem vom volkswirt- 
lichen und sozialen Standpunkt aus getrof- 
fen wird. Bei überwiegen der volkswirt- 
schaftlichen und sozialen Erwägungen wäre 
von einer Einstellung der Nebenbahnen 
überhaupt Abstaned zu nehmen." 

Im Interesse der Bevölkerung und der 
Wirtschaft unseres Gebietes ersuche ich das 
Hohe Haus um Annahme meines Antrages. 
(Beifall im ganzen Hause.) 

DRITTER PMSIDENT REITER: Zum 
Worte gelangt Herr Abgeordneter F r a i s s 1. 

Abg. FRAISSL: Herr Präsident, Hohes 
Haus! In der Gruppe 7 des Voranschlages für 
das Jahr 1968 steht die Ansatzpost ,,Landes- 
feuerwehrschule". Ich will nicht über die 
Schule in Tulln sprechen, sondern übier die 
Männer, die diese Schule besuchen, um ihr 
Wissen zu erweitern, und dieses Wissen im 
Dienst der Allgemeinheit verwerten. Es 
sei mir gestattet, diesen Männern der Frei- 
willigen Feuerwehr Niederösterreichs für 

ihren Einsatz ein schlichtes „Danke schön" 
zu sagen. Es wird von diesen Männern viel 
mehr geleistet, als in den Jahresberichten 
enthalten ist, denn die Ausbildung allein - 
die nie beendet ist - verlangt ein Vielfaches 
an Zeit und Idealismus. über  den Grad der 
Ausbildung gaben die Goldenen Medaillen 
von Karlovac das beste Zeugnis. Es ist auch 
für  Niederösterreich eine Ehre, daß damals 
in Jugoslawien einstimmig Krems als Austra- 
gungsort für die 4. Internationalen Wett- 
kämpfe 1969 ausersehen wurde. 

Wenn man den Einsatz unserer Feuerwehr 
würdigt und die Berichte der ersten neun 
Monate 1967 liest, fällt auf, daß von 5164 Ein- 
sätzen 30 Prozent der Brandbekämpfung 
dienten, 70 Prozent waren an technischen 
Einsätzen festzustellen. Man ersieht daraus, 
daß sich das Aufgabengebiet der Freiwilligen 
Feuerwehr stark ausgeweitet und verlagert 
hat. Nur die Ausrüstung hielt mit dieser Ent- 
wicklung nicht Schritt. Während die Aus- 
rüstung zur Brandbekämpfung als gut 
bezeichnet werden kann, ist bei ,der techni- 
schen Ausrüstung noch alles im Aufbau be- 
griffen und dieser sollte etwas beschleunigt 
werden. Wenn sich Männer finden, die Hilfe 
leisten wollen, soll man ihnen dies auch 
ermöglichen. Im genannten Zeitraum hat es 
durchschnittlich 200 Kraftfahrzeugbergungen 
iin Monat und innerhalb der neun Monate 
20 Tankwagenunfälle gegeben. IDaraus 
erkennt man die Wichtigkeit der technischen 
Ausrüstungen. Hier wäre am notwendigsten 
die Beschaffung von mehr Ölalarmfahrzeu- 
gen. Mit den zwei vorhandenen Spezialfahr- 
zeugen kann man in Niederösterreich bei 
eventuellen Tankwagenunfällen eine Grund- 
wasserverseuchung nicht wirksam bekämp- 
fen, da unter Umständen der Anmarschweg 
zu weit ist und dadurch kostbare Zeit verlo- 
rengeht. Des weiteren würden einige schwere 
Kranwagen gebraucht, ähnlich der Wiener 
Feuerwehr, um bei Katastrophenfällen wirk- 
lich einsatzbereit zu sein. Dies ist schon des- 
halb notwendig, weil es keine private Firma 
gibt, die auch über das Wochenende Einsatz- 
bereitschaft hat; aus Gründen der Verkehrs- 
sicherheit gehören aber havarierte Fahrzeuge 
aus der Fahrbahn. Ferner wäre es wünschens- 
wert, für jeden Verwaltungsbezirk einen 
Rüstwagen zur Verfügung zu haben. Ich 
weiß, daß die Erfüllung dieser Wünsche in 
erster Linie eine Finanzfrage ist, ich weiß 
auch, daß es für eine Stelle allein finanziell 
zuviel wird, hier Abhilfe zu schaffen. Im 
Jahre 1966 haben die Freiwilligen Feuerweh- 
ren und Gemeinden in Niederösterreich über 
43,000.000 Schilling aufgebracht. Wenn das 
Land auch hilft, könnte durch eine gemein- 



Sam gezielte Aktion schon einiges erreicht 
werden. Das Funknetz der niederösterreichi- 
schen Freiwilligen Feuerwehr hat sich 
bestens bewährt, und es beneiden uns viele 
darum, es ist in seiner Art fast einmalig. Das 
dringendste Problem aber ist die Erneuerung 
des Feuerwehrgesetzes aus dem Jahre 1927, 
und zwar soll dies bis 31. Dezember 1968 
geschehen, denn es ist wirklich veraltet. Es 
spricht zum Beispiel bei technischen Einsät- 
zen nur vom eigenen Ort. Ich könnte mir kei- 
nen Katastropheneinsatz ohne nachbarliche 
Hilfe vorstellen, noch dazu, wenn man 
bedenkt, daß die niederösterreichischen Frei- 
willigen Feuerwehren sogar nach Italien zum 
Katastropheneinsatz gefahren sind. Im ge- 
nannten Berichtszeitraum hatte die Freiwil- 
lige Feuerwehr 102 Verletzte und für diese 
wäre ein neues Feuerwehrgesetz besonders 
wichtig. Ich möchte darauf hinweisen, daß die 
Freiwillige Feuerwehr eine gewaltige Organi- 
sation darstellt, die gesetzliche Aufgaben auf 
dem Sektor der Brandverhütung, Brand- 
bekämpfung, aber auch der Katastrophen- 
hilfe erfüllt. Sie ist von Freiwilligkeit und 
Uneigennützigkeit getragen und steht im 
Dienste der 'Gemeinden und damit der 
Bevölkerung. Seien wir glücklich, daß es diese 
Armee d!es Friedens gibt, und geben wir die- 
ser Organisation den gesetzlichen Rückhalt. 

Wenn ich die Wünsche der Freiwilligen 
Feuerwehr wiedergebe, die sie nicht für sich 
erhebt, sondern für die Mitmenschen, dann 
aus der uberzeugung, daß ein ,,Danke schön" 
allein für ihre Opferbereitschaft zu wenig ist. 
Den Dank sollte man so abstatten, daß man 
ihr alle Möglichkeiten gibt, helfen zu kön- 
nen, daß man ihr einen echten Unfallschutz 
gibt. Diesen Dank würden sich unsere 
61.000 Idealisten in der Freiwilligen Feuer- 
wehr wahrlich verdienen. (Beifall bei der 

DRITTER PRÄSIDENT REITER: Zum 
Worte gielangt Herr AbgeordneteIr Doktor 
B 'r e z o v s z k y. 

Abg. Dr. BREZOVSZKY: Herr Präsident, 
Hohes Haus, meine Damen und Herren! Die 
Frau Abgeordnete Körner hat 'bereits sehr 
ausführlich zum Problem der Nebenbahnen 
Stellung genommen. Ich werde mich daher 
sehr kurz fassen können. Ich muß aber als 
Vertreter des Weinviertels über dieses Pro- 
blem sprechen, weil das Weinviertel am 
stärksten von einer beabsichtigten Einstel- 
lung der Nebenbahnen betroffen wäre. Nicht 
weniger als fünf Linien sollen im Weinvier- 
tel nach den Absichten der Bundesbahnen 
eingestellt werden. Ich glaube, daß diese 
Maßnahme für unser Gebiet - ganz gleich, 

OVP.) 
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günstigere Standorte, hätte man daran 
gedacht, diese Massenprodukte auf der 
Straße zu transportieren. Dazu kommt, daß 
gerade in diesem Gebiet über weite Strecken 
die Landesstraße im Durchschnitt nur vier 
bis fünf Meter breit ist. Diese Straßen sind 
schon jetzt während der Zuckerrüben- und 
Erntezeit außerordentlich gefährlich, weil die 
Lastfuhrwerke auf diesen schmalen Straßen 
nicht zu weit an den Straßenrand fahren kön- 
nen, da sonst die Gefahr besteht, daß sie in 
den Straßengraben stürzen. Auch der Pkw- 
Fahrer muß immer wieder anhalten, wenn 
er nicht Gefahr laufen will, daß eine Karam- 
bolage entsteht. Wir müssen leider feststel- 
len, daß sich in diesem Gebiete die Todesfalle 
in Iden letzten Jahren immer mehr häufen. 
Wenn man nun den gesamten Verkehr für 
Agrarprodukte auf die Straße verlegt, ohne 
über genügend breite und sichere Straßen zu 
verfügen, besteht auch hier große Gefahr für 
das Leben der Menschen. Dazu muß gesagt 
werden, daß auch die Bundesbahnen der Mei- 
nung sind, daß auf vielen Strecken wohl der 
Güterverkehr belassen werden könnte, nicht 
aber der Personenverkehr, er sei durch die 
Sozialtarife nicht ertragreiich und man 
müßte eben Abstand von der Führung dieser 
Personenzüge nehmen. Wie Frau Abgeord- 
nete Körner bin auch ich der Meinung, daß 
man bisher aus sozialen Erwägungen diese 
Nebenstriecken weiter geführt hat. Es läct 
sich leicht errechnen, welche Belastungen den 
betroffenen Bewohnern dieser Gebiete, die 
bis jetzt mit der Arbeiterwochedkarte bezie- 
hungsweise der Schülermonatskarte gefahren 
sind, erwachsen, müßten sie jetzt mit dem 
Autobus fahren. Wir haben in unserer 
Gemeinde diesbezügliche Berechnungen ange- 
stellt und sind zu folgendem Ergebnis gekom- 
men: Unsere Kinder fahren mit einer Zugs- 
garnitur dieser Nebenbahn von Untersieben- 
brunn nach Leopoldsdorf in die Hauptschule. 
Die Kinder zahlen pro Monat 17.50 Schilling. 
Wir haben auch einige Kinder, die von 
Untersiebenbrunn nach Gänserndorf mit dem 
Autobus fahren müssen; die Strecke ist 
ungefähr gleich lang wie die zuerst genannte. 
Die Eltern dieser Kinder zahlen aber im 
Monat 300 Schilling. Es steht also 17.50:300. 
Wenn nun eine Familie drei oder vier Kinder 
hat, die die Hauptschule besuchen - und 
solche haben wir genügend -, würde sich 
die Belastung im Monat von 100 Schilling auf 
1000 bis 1200 Schilling erhöhen. Ich glaube, 
auch das ist ein Grund, daß man keinesfalls 
der Einstellung dieser Nebenbahnen zustim- 
men darf. Darf ich nun ganz kurz auf die 
fünf Bahnlinien hinweisen, die von der Ein- 
stellung betroffien sind. Es handelt sich um 

etzgebungisperiiode. 8. Sitzung am 14. Dez. 1967 297 

Siebenbrunn-Enlgelhartstetten; hier fahren 
täglich 300 Schüler und 200 Berufsfahrer, die 
zum größten Teil nach Wien weiterfahren. 
Außerdem werden auf dieser Strecke jährlich 
6000 Waggons Güter transportiert, die dann 
auf die Straße umgelegt werden müßten, was 
meines Erachtens überhaupt nicht durchführ- 
bar ist. Die zweite Strecke, die in unserem 
Gebiet von dieser Einstellung betroffen wäre, 
ist die Linie Stamersdorf-Dobermanns- 
dorf mit einer Länge von 63 Kilometern. Hier 
werden neben dem Schüler- und Berufsver- 
kehr jährlich 8400 Waggons befördert, eben- 
falls in der Hauptsache Agrarprodukte, 
Düngemittel und Bausnaterialien. Die dritte 
Strecke, Drösing-Zistersdorf, umfaßt elf 
I(ii1ometer. Hier sei feistgestellt, daß auf dieiser 
Bahn ein steigender Schüler- und Personen- 
verkehr gezählt wurde und daß zwei Drittel 
in die Hauptbahn umsteigen, um in Richtung 
Hohenau oder Wien weiterzufahren. Gerade 
im Gebiet Drösing-Zistersdorf sind die 
Straßenverhältnisse überhaupt nicht dazu 
angetan, um wesentlich mehr Autobusse und 
Lastwagen einsetzen zu können, weil hier 
sehr kurvenreiche und enge Straßen vorherr- 
schen, die noch lange nicht ausgebaut sind. Es 
erhebt sich außerdem die Frage, warum hier 
eingestellt werden soll, wenn erst ab 27. No- 
vember ein neuer Triebwagen zusätzlich ein- 
gesetzt wurde, da sich die Verkehrsleistung 
erhöht hat. Die vierte Siu-ecke, Gänserndorf- 
Mistelbach, umfaßt eine Länge von 34 Kilo- 
metern. Hier ist der Güter- und Personenver- 
kehr bei mehreren Zügen Ieider gekoppelt, 
so daß die Fahrzeit für diese 34 Kilometer 
von Gänserndorf nach Mistelbach zweieinhalb 
Stunden dauert und in der Ernte- und Zuk- 
kerrübenzeit sogar dreieinhalb Stunden. Es 
ist verständlich, daß dadurch der Personen- 
verkehr auf dieser Strecke zurückgeht. Würde 
man hier Schienenbusse einsetzen, betrüge 
die Fahrzeit ungefähr eine Stunde und es 
würde sicherlich eine starke Frequenz eintre- 
ten. Auf dieser Strecke kommt noch dazu, daß 
man die Einfahrt nach Gänserndorf mit Mil- 
lionenbeträgen erneuert hat. Es mußten 
Bahnkörper verlegt worden, und gerade als 
sie in Betrieb genommen wurden, hat man 
davon gesprochen, daß man diese Strecke 
nunmehr einstellen wolle. Das sind alles 
Dinge, die die Bevölkerung nicht verstehen 
kann, weil es ja glatte Fehlinvestitionen 
wären. Die Strecke ist außerdem ein Schnell- 
bahnzubringer, so daß sich im Laufe der Ein- 
stellung auch die Frequenz auf der Schnell- 
bahn verringern wünde. Die letzte Strecke, 
die unser Gebiet, nämlich das Weinviertel, 
berührt und die eingestellt werden soll, 
umfaßt 55 Kilometer. Sie 'beginnt 'bereits im 
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Waldviertel in Sigmundsherberg und führt 
über Zellerndorf nach Laa an der Thaya. 
Diese Bahnlinie ist ebenfalls für den Trans- 
port von Agrargütern maßgebend. 

Wenn ich nun zusammenfassen darf, glaube 
ich feststellenl zu m&wn, idaß man, so sdhwie- 
rig das Problem der Nebenbahnen auch sein 
mag, noch nie in der Richtung eine Umberprü- 
fung angestellt hat, wie sich die Einstellung 
der Nebenbahnen auf die Gesamtwirtschaft 
des betroffenen Gebietes auswirkt. Man sollte 
hier tatsächlich nicht nur vom rein betriebs- 
wirtschaftlichen Standpunkt der Bundesbah- 
nen ausgehen, sondern alle die Faktoren, die 
ich zuerst angeführt habe, mit berücksichti- 
gen, und es würde sich nach meiner festen 
Uberzeugung herausstellen, daß der effektive 
Schaden, der durch die Einstellung der 
Nebenbahnen in Niederösterreich eintreten 
würde, wesentlich größer ist als das relativ 
geringe Defizit im Verhältnis zum Gesamt- 
defiait der Bundesbahnen. Zweitens. glaube 
ich, sollte man es sich zum Grundsatz 
machen, diese Dinge sachlich und objektiv zu 
behandeln, denn das große Problem für  die 
Beamten der Osterreichischen Bundesbahnen 
ist ja daraus entstanden, daß man 20 Jahre 
hindurch immer wieder davon gesprochen 
hat, es werde unwirtschaftlich gearbeitet, 
woraus ein Riesendefizit entstand, und es 
hatte den Anschein, als ob nur der Minister 
einer bestimmten Richtung die Ursache dieses 
Defizites sei. Nun, da eine politische Ände- 
rung eingetreten ist, stellt sich heraus, daß 
das Defizit weder geringer noch stabillisiert, 
sondern im Hinblick auf die steigenden 
Kosten sogar noch größer wurde. Abschlie- 
ßend möchte ich darauf hinweisen, daß die 
Landesregierung verpflichtet ist, die Inter- 
essen des gesamten Gebietes, das von der 
Einstellung betroffen wäre, gegenüber der 
mieines Erachtens kurzsichtigen und zu eng 
gefaßten Politik der Österreichischen Bundes- 
bahnen zu vertreten. (Beifall bei der SPÖ.) 

DRITTER PRÄSIDENT REITER: Zum 
Wort gelangt der Herr Abg. R a b 1. 

Abg. RABL: Herr Präsident! Hohes Haus! 
Nach den Worten des Herrn Abg. Kollegen 
Dr. Brezovszky, der in seinen Ausführungen 
eigentlich zu allen Problemen, die in unse- 
rem Vaterland im Rahmen des Budgets auf- 
tauchen, Stellung nimmt, gewinnt man 
irgendwie den Eindruck, daß er ein Univer- 
salsprecher zu sämtlichen Punkten des Bud- 
gets ist. Aber, Herr Kollege, manchmal geht 
auch etwas daneben, und ich werde am 
Schluß meiner Ausführungen noch darauf 
zurückkommen. Vorerst ganz kurz - ich 
möchte mich dafür entschuldigen - ein paar 

Worte zu den Ausführungen des Kollegen 
Czidlik in der Gruppe 0, die ebenfalls ein 
bißchen danebengegangen sind. Das System 
des Wahlrechts und die Sicherung der 
Familie war nicht meine Theorie, denn das 
ist ja in der derzeitigen Verfassung der 
Republik Österreich festgelegt, die von nie- 
mand anderem als von einem wirklich her- 
vorragenden und anerkannten Verfassungs- 
rechtler, nämlich Professor Dr. Kelsen, ge- 
schaffen wurde. Es war seine Theorie, daß 
das Recht und die Würde der Familien ent- 
sprechend verankert sind. (Abg .  Graf:  Das 
hai  m i t  der Gruppe  7 gar nichts  zu tun. - 
Dritter Präsident Reiter:  Wir haben  das auch 
d e m  Herrn  Abg. Grünzweig  genehmigt.) Ich 
habe mich ja entschuldigt, Herr Kollege. 
Auch der Herr Abg. Grünzweig hat gestern 
dasselbe erklärt. 

Nun zum Kapitel 7. Die Voranschlags- 
ansätze 7319-600, 7319-601 sowie die Ansätze 
7319-640 und 7319-641 befassen sich mit der 
landwirtschaftlichen Wohnbauförderung und 
der Besitzfestigung. Ich glaube, daß es sicher- 
lich begründet ist, daß die landwirtschaftliche 
Wohnbauförderung von diesem Hohen Hause 
geschaffen worden ist. Wenn ich vielleicht 
ganz kurz mit einigen wenigen Worten auf 
das Jahr 1945 zurückkommen darf, möchte 
ich darauf hinweisen, daß bedauerlicherweise 
im östlichen Teil unseres Heimatlandes neben 
den durch Kriegseinwirkungen entstandenen 
Zerstörungen in den Städten auch durch 
Kriegshandlungen in den Bauerngemeinden 
landwirtschaftliche oder bäuerliche Wohn- 
Stätten zerstört wurden. Es war daher eine 
Notwendigkeit, diese Wohnstätten aufzu- 
bauen. Aber auch in den anderen Gebieten, 
die, Gott sei Dank, von den direkten Kriegs- 
einwirkungen verschont geblieben sind, ist es 
auf Grund gewisser wirtschaftlicher und 
struktureller Umwandlungen, die sich seit 
der Jahrhundertwende ergeben haben, und 
auch infdge Viergrößerung der Fahiltie 
erforderlich geworden, daß auch hier Neu-, 
Zu- und Umbauten durchgeführt werden. Es 
war sehr gut, daß diese Förderung vom Land 
Niederösterreich beschlossen wurde und somit 
Wirklichkeit werden konnte. Ich glaube, es ist 
ganz besonders hervorzuheben, daß drüben 
im Hohen Haus am Ring von den Kollegen 
des Nationalrates knapp vor Sessionsschluß 
die Bundeswohnbauförderung 1968 beschllos- 
sen wurde, die sich dahingehend sehr positiv 
auswirkt, daß in diese Wohnbauförderung 
1968 erstmalig auch landwirtschaftliche 
Wohnbauten, also bäuerliche Wohnungen, 
einbezogen wurden. Ich glaube, den Dank 
auch den Kollegen der Österreichischen 
Volkspartei - speziell des Bauernbundes - 
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drüben im Parlament aussprechen ZU müssen, 
die sich dafür verwendet haben, obwohl diese 
Wohnbauförderung 1968 meines Erachtens 
leider - und man kann das im Stenographi- 
schen Protokoll des Parlamentes nachlesen - 
einen Schönheitsfehler hat, da die sozialisti- 
schen Abgeordneten im Parlament eigentlich 
nicht sehr positiv zu dieser Einbeziehung des 
landwirtschaftlichen Wohnbaues In die Bun- 
deswohnbauförderung 1968 gestanden sind. 
Der Grundgedanke der landwirtschaftlichen 
Wohnbauförderung in Niederösterreich ist 
vielleicht von Haus aus der, daß diese Mittel 
in erster Linie oder in größerem Ausmaße für 
Zu- und Umbauten bereitgestellt werden 
können, während der Gedanke irgendwie 
vorhanden ist, für die direkte Wohnbauför- 
derung für Neubauten durch die neue Bun- 
deswohnbauförderung 1968 zu sorgen. Ich 
glaube, daß der Vorteil sicher in erster Linie 
den bäuerlichen Familien, den bäuerlichen 
Ausnehmern und den bäuerlichen Kindern 
zugute kommt, darüber hinaus aber auch der 
gewerblichen Wirtschaft, den Arbeitnehmern 
und vielleicht dadurch, weil es hier möglich 
ist, in IGebiete, die nicht so hochindustriali- 
siert sind, Förderungsmittel des Landes und 
des Bundes fließen zu lassen, diesen Gebieten 
eine gewisse wirtschaftliche Belebung zu- 
kommt. Ich möchte in voller tfbereinstim- 
mung mit Frau Abg. Körner, die heute hier 
erwähnt hat, daß das Waldviertel ein Ent- 
wicklungsgebiet für die Zukunft sei, sagen, 
daß es gerade für das Waldviertel eine beson- 
dere Bedeutung hat, weil dadurch nicht nur 
bessere Wohnungen, schönere Wohnungen, 
sondern damit auch ein gesünderes Leben für 
die bäuerliche Familie gegeben ist, darüber 
hinaus aber auch schönere Bauernhäuser, 
schönere Orte, schönere Gemeinden erstehen 
können und damit auch wieder ein Gebiet, 
das schöner und interessanter wird für den 
Menschen, der Ruhe und Erholung in  der 
Urlaubszeit sucht, geschaffen wird. Wenn wir 
daher trachten, mehr Mittel in  diese Gebiete 
zu bekommen - und ich glaube, im Laufe 
der Jahre wird es geschehen -, dann wird 
auch dieses unterentwickelte Gebiet einer 
gewissen Fortentwicklung teilhaftig werden. 
Ich möchte daher speziell zu dieser landwirt- 
schaftlichen Wohnbauförderung, fast möchte 
ich sagen energisch, den Wunsch der 15 bäuer- 
lichen Abgeordneten dieses Hauses beim 
zuständigen politischen Referenten, Herrn 
Landesrat Ökonomierat Bierbaum, deponie- 
ren, aber auch den Herrn Landesfinanzrefe- 
renten ersuchen, doch schon bei einem even- 
tuellen Nachtragsbudget, aber auch bei wei- 
teren Budgets gerade für diesen Voran- 
schlagsansatz in Zukunft mehr Mittel bereit- 

zulstellen, damit der bäuerliche Wohnbau 
noch mehr als bisher - da eben ein großer 
Bedarf vorhanden ist - gefördert werden 
kann. 

Es ist aber noch etwas anderes mit dieser 
1954 geschaffenen landwirtschaftlichen Wohn- 
bauförderung verbunden. Es ist dies der 
ganze Ablauf der Antragstellung, der Durch- 
führung und Bewilligung, weil damit auch 
eine Beratung für das landwirtschaftliche 
Schulwesen verbunden ist durch die zustän- 
digen Förderungsbeamten. Es ist das nicht so 
ein trockener Vorgang wie bei manchen 
anderen Aktionen, denn hier ist ein ständiger 
Kontakt mit dem zustandigen Referat, den 
landwirtschaftlichen Beratungskräften, 
welche in der Kammer tätig sind, vorhanden, 
und zwar ergibt sich durch die Aussprache 
mit den bauerlichen Betriebsinhabern oft 
einte Änderung zugunsten .dAs ganzen 
Betriebsablaufes. Ich gestatte mir daher, den 
besonderen Dank an das zuständige Referat, 
aber auch an die Beratungskräfte abzustatten. 
Wenn wir an unsere 380.000 landwirtschaft- 
lichen Betriebe in ganz Österreich denken, so 
können wir sagen, daß es heute wirklich 
bauerliche Familienbetriebe sind, weil wir 
wissen, daß seit dem Jahre 1951 324.000 
Arbeitskräfte abgezogen wurden, die in 
Industriezentren und große Städte gewandert 
sind, die nun durch Maschinen ersetzt wer- 
den müssen, und darum, glaube ich, wurde 
auch wieder ein wesentlicher Teil bäuerlichen 
Kapitals auf den wirtschaftlichen Markt 
geworfen. Beldenken wir, daß gerade ~im Jahre 
1966 - also im vergangenen Jahr - die 
österreichische Wirtschaft - für ganz Öster- 
reich gesehen - 8.000,000.000 Schilling für 
Maschinen und bäuerliche Anlagen investiert 
hat. Diese 8.000,000.000 Schilling sind in die 
Wirtschaft hineingeflossen. G r a d e  alber diese 
bäuerlichen Familien danken es auch der 
gesamten Bevölkerung Österreichs, der 
gesamten Volkswirtschaft. Wissen wir doch, 
daß in den Wirtschaftsjahren 1950/51 noch 
zirka - um nur einen Produktionsartikel 
herauszugreifen - 320.000 Tonnen Weizen 
importiert werden mußten. Wir sehen, daß 
gerade Wochen vor Abschluß des Wirtschafts- 
jahres 1966167 der Eigenverbrauch des Öster- 
reichers zu 84 Prozent aus dem eigenen 
Boden, aus der eigenen Landwirtschaft 
gedeckt ist. Wenn all das nicht möglich wäre, 
dann wären wir eigentlich gezwungen, mehr 
Nahrungsmittel einzuführen, und müßten auf 
so viele andere Güter verzichten. Ich glaube, 
man könnte sagen, wir würden um einiges 
schlechter leben. Es trifft ja so manche staat- 
liche Stelle Vorsorge für Krisenfälle, 
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für Katastrophenzeiten, und ich glaube, 
da sparen die Landwirtschaftsbetriehe 
der öffentlichen Hand viele Milliarden 
Schilling, denn gerade für eine sichere 
Vorratshalüuqg bürgen gute, produk- 
tionsfähige LandWirtschaftsbetriebe. Wir 
wissen, daß wis in Österreich, gemessen an 
unserem Eigenverbrauch, erzeugen: Rind- 
fleisch 111 Prozent, Zucker 111 Prozent, Wein 
107 Prozent, Butter 105 Prozent und Kartof- 
feln 100 Prozent, und daraus ersehen wir, 
daß wir gerade bei diesen Artikeln eine 
Mehrproduktion haben gegenüber dem, was 
wir verbrauchen. Daß aber speziell in unse- 
rem Bundesland Niederösterreieh diese Pro- 
duktionsgebiete, obwohl sie vielgestaltig 
sind, bestrebt sind, dementsprechend produk- 
tionsfördernd zu wirken, ensieht man daraus, 
daß die ganze Republik Österreich landwirt- 
schaftlich gesehen in 94 Kleinproduktions- 
gebiete eingeteilt ist, wovon sich allein 23 im 
Raume von Niederösterreich befinden, und 
daraus ersieht man wieder eine Vielgestal- 
tigkeit der: landwirtschaftlichen Prduktions- 
flächen. Eine dieser größten Kleinproduik- 
tionsflächen, das Waldviertel, erbringt mit 
165.500 ha landwirtschaftdicher Nutzfläche 
eine Marktleistung, gemessen an der Gesamt- 
manktleistung der Landwirtschaft Oster- 
reichs, von 4,4 Prozent. Wenn man dieses 
Gebiet betrachbet und das rauhe Klima, die 
dürftigen Böden, größtenteils auch die ungün- 
stigen Verkehrsverhältnisse in Betracht 
ziaht, dann kann man ersehen, daß die bäuer- 
liche Bevölkerung dieses Gebietes bestrebt 
war, die Förderungsmaßnahmen positiv zu 
verwerten. 

Ich glaube, daß mit diesen wenigen Worten 
auf die Bedeutung der landwirtschaftlichen 
Förderung hingewiesen werden konnte und 
daß für die Zukunft auch der Wunsch depo- 
niert werden kann, mehr Mittel für die land- 
wirtschaftliche Förderung hier irrn Nieder- 
österreichischen Landtag zu geben. 

Abschließend muß ich noch kurz auf die 
Gruppe 0 zurückkommen, aber auch auf das, 
was die heutige „Arbeiter-Zeitung" auf Grund 
des Antrages des Herrn Abgeordneten Dok- 
tor Brezovszky bezüglich der Regelung für 
den 'Fall der Mandatsgleichheit schreibt. Es 
heißt in der heutigen ,,Arbeiter-Zeitung" : 
„Die Lanidtagsiwahlen ,in Oberösterreich ha- 
ben gezeigt, daß auch in eine'm üblerwiegend 
agrarischen Land ein politischer Erdrutsch 
nicht ausgeschlossen ist." Dazu darf ich sagen: 
Am 22. Oktober 1967 wurde bei den Land- 
tagswahlen diese 'Entscheidung von der ober- 
österreichischen Bevölkerung getroffen, aber 
8 Tage später fanden die Wahlen in die 
bäuerlichen Interessenvertretungen des Lan- 
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des Oberösterreich, in die Landes-Landwirt- 
schaftskammer, statt, und hier konnte der 
oberösterreichische Bauern- und Kleinhäus- 
lerbund seine Mandatsanzahl behaupten, und. 
daraus, glaube ich, kann man auch schließen, 
daß die bäuerliche Bevölkerung Oberöster- 
reichs die Agrarpolitik des Bauernbundes 
hier dementsprechend honoriert hat und daß 
sie auch dankbar ist und auch In Zukunft 
gewillt ist, in diesem Sinne auch die weitere 
Entwicklung mitzumachen. 

Nun noch etwas bezüglich dieses Hauses. 
Wenn Herr Landeshauptmannstellvertreter 
Dr. Tschadek auch hinsichtlich der Mandats- 
Vergrößerung gesprochen hat, darf ich doch 
sagen, vielleicht hat man im Klub der soziali- 
stischen Landtagsabgeordneten Schwierigkei- 
ten dadurch, daß gegenüber der letzten Bud- 
getdebatte 50 Prozent der bäuerlichen Abge- 
ordneten hier ausgeschieden sind - nichts 
gegen Kollegen Prigl, es waren nur 2 Kolle- 
gen vorhanden, einer davon ist ausgeschie- 
den. Ich möchte aber nur sagen, man 
braucht sich keine Sorgen zu machen, wenn 
man jetzt glaubt, die Interessen der bäuer- 
lichen Bevölkerung nicht unterbringen zu 
können. Die 31 Abgeordneten der Österreichi- 
schen Volkspartei, speziell die 15 Abgeord- 
neten des Bauernbundes, werden sich auch 
so wie bisher bemühen, die Interessen der 
bäuerlichen Bevölkerung im Lande Nieder- 
Österreich zum Wohle der Ekvölkerung und 
zur Garantie eines reichlich gedeckten 
Tisches zu vertreten. (Beifall bei der OVP.) 

DRITTER PRÄSIDENT REITER: Das Wort 
hat Herr Abg. Prigl. 

Abg. PRIGL: Herr Präsident! Hoher Land- 
tag! In der Budgetgruppe 7 sind in den Ab- 
schnitten 73 bis 77 243,000.000 Schilling, also 
iast 250,000.000 Schilling, als Förderungs- 
beträge für die Landwirtschaft, für die 
gewerbliche Wir,tschaft und für Iden 
Fremdenverkehr in NiederöEterreich vor- 
gesehen. Es sind dies für die Landwirtschaft 
zirka 166,000.000 Schilliing, für die gewerb- 
liche Wirtschaft 57,000.000 Schilling und für 
den Fremdenverkehr 18,000.000 Schilling. 
Diese Ausgaben sind unter anderem für 
Bodenverbesserungen, Verbesserungen des 
Wirtschafts- und Soziahtilieus der tin der 
Landwirtschaft tätigen Bevölkerung, für 
Bodenschutzmaßnahmen, für die Verbes- 
serung der beruflichen Weiterbildungs- 
möiglichkeiten der in der Landwirt- 
schaft Tätigen vorgesehen. Bei den Volks- 
schulen wird manchmal eine Ausnahme 
gemacht, da muß zum Beispiel in einem Dorf 
nur deshalb eine Volksschule gegründet wer- 
den, weil der Herr Bundesrat Steinböck dort 
wohnt, und es wird den bäuerlichen Kindern 
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verwehrt, in eine höher organisierte Schule 
zu gehen. Aber bitte, das ist ein anderes 
Kapitel. (Gefördert wird ebenfalls die gewerb- 
liche Wirtschaft, die notwendig ist für die 
Verbesserung der Infrastruktur, insbesondere 
in den landwirtschaftlichen Notstandsgebie- 
ten. Ich spreche hier besonders für  das Wald- 
viertel. Besonders notwendig wird auch die 
Fönderung des Fremdenverkehrs in Nieder- 
Österreich empfunden. Ich bin allerdings der 
Meinung, daß diese nicht einmal 20,000.000 
Schilling, die dafür vargesehen sind, viel ZU- 

wenig sind. Sie reichen selbst dann nicht, 
wenn man die 721.000 Schilling, die für das 
Landesreisebüro vorgesehen sind und wahr- 
scheinlich nutzbringend angewendet werden 
könnten, ebenfalls für  den Fremdenverkehr 
effektiv verwenden würde. Meine Damen und 
Herren, ich muß aber sagen, alle diese För- 
derungsmittel sind umsonst, wenn auf der 
anderen Seite die Wirtschaft in  Niederöster- 
reich ruiniert wird. 

Ich muß als Abgeordneter des Waldviertels 
ebenfalls zu dem Problem der Nebenbahnen 
sprechen und bitte Sie, das zu entschuldigen, 
aber dieses Problem ist für uns lebensnot- 
wendig. Es scheint fast so, als habe man bei 
der Bundesregierung das Ei des Columbus 
gefunden, nämlich dadurch, daß man glaubt, 
das Defizit wegzubringen, indem man die 
Nebenbahnen einstellt, die Geleise der 
Nebefibahnen abträgt, um dadurch die lang 
versprochene Beseitigung des Defizites der 
OBB zu erreichen. Ich glaube, daß man aber 
dadurch die schlechte wirtschaftliche Lage des 
Waldviertels nur noch verschärfen wird, 
denn meines Erachtens leben auf einer 
Fläche von meh'r als 4000 Quadratkilometern 
heute zirka 250.000 Menschen. Aber wie leben 
diese Menschen und wovon leben diese Men- 
schen? Hauptsächlich von der Land- und 
Forstwirtschaft, vom Gewerbe und von der 
Hausindustrie. Es gibt nur ganz wenig 
Industrie, und der Fremdenverkehr ist erst 
am Anfang. Alle bisher von der Landhaus- 
mehrheit vorgetäuschten Wirtschaftshilfen 
für dieses Gebiet waren nicht zielführend, 
das muß man leider feststellen. Die schlechte 
wirtschaftliche Situation ist gegeben, ja sogar 
eine wirtschaftliche Verschlechterung muß 
man leider feiststellien, und das kann man 
leicht durch statistische Zahlen feststellen, 
denn die Abwanderung kann nicht weg- 
geleugnet werden. Würden diese Menschen 
abwandern, wenn sie dort gut leben könnten? 
Ich glaube, es ist nicht uninteressant, sich die 
Entwicklung in 'den Städten des Waldviertels 
in den letzten 100 Jahren anzusehen. Hier 
muß man feststellen, daß es ein Ballungszen- 
trum nur in den Städten gegeben hat. In die- 

sem Zusammenhang gibt es noch ein Gebiet, 
das einschlagig ist. Ich werde gleich darauf 
kommen. Die Stadt Gmünd ist zum Beispiel 
vom Jahre 1870 bis 1966 auf 6747, Horn ist 
von 2136 Einwohner auf 6660 gestiegen. 
Zwettl und Waiidhofen an der Thaya eben- 
ialls ganz geringfügig. Dann gibt es einige 
Stadte, wie Eggenburig, Großsiegharts, Raabs 
a~ der Thaya, Heidenreichstein, Schrems, 
Drosendorf und Litschau, die 'in eiinem Zeit- 
raum von 100 Jahren eine geringfügige Ein- 
wohnerzahl erreicht haben. Es ist dies nicht 
uninteressant, wenn man dazu idiie anderen 
Stadte Niederösterreichs vergleicht, und der 
Wirtschaitsaufschwung ist hier bei uns gar 
nicht festzustellen. Es gibt sogar Städte, die 
jetzt weniger Einwohner haben als vor 
100 Jahren. Es sind dies allerdings kleine 
Stadte, wie Weitra - sie fiel allerdings 
nur um 2 Einwohner, näimliich von 2299 auf 
2297 -, aber Geras bei Langau fiel von 553 
puf 313 und Hardegg, die kleinste Stadt Nie- 
der6\sterreiiohs, von 355 auf 207. Das ist die 
Entwicklung in bevölkerungspolitisches Hin- 
sicht. W a r m  sage ich das? Weil das letziten 
Endes Aufschluß über die wirtschaftliche Ent- 
wickung gibt. Dieser Zeitraum von 100 Jahren 
fällt auch mit dem Bestand der Franz-Josefs- 
Bahn zusammen. Diese Bahn ist für uns eine 
wirtschaftliche Lebensader. Der Beschluß zur 
Gründung der Gesellschaft zur Führung der 
Franz-Josefs-Bahn ist vor 100 Jahren - 
übriigens im Ntiederösterreichischen Land- 
haus - gefaßt worden. Aus wirtschaftlicher 
Notwendigkeit ist es zum Bau dieser Bahn 
und der verschiedenen Nebenstrecken gekom- 
men. Wir haben auf einer 75 Killometer lan- 
gen Hauptstrecke zwischen Sigmundsherberg 
und Gmünd 312 Kilometer Nebenbahnen. 
Daran, daß die Länge der Nebenstrecken ein 
Vielfaches der Hauptstrecke ausmacht, erse- 
hen Sie die wirtschaftliche Notwendigkeit 
dieser Nebenstrecken. Sie sind aber jetzt 
ernstlich von der Einstellung bedroht. Ich 
glaube, der einzige wirtschaftliche Grund 
dürfte nur die Kraftmeierei der ÖVP in bezug 
auf das Defizit der ÖBB sein. Der Herr Lan- 
deshauptmann hat hier versprochen, daß die 
Nebenbahnen erst dann eingestellt werden, 
wenn Ersatz durch andere Verkehrsmittel 
geschaffen wird; er hat gemeint, wenn Stra- 
ßen da sind, die den Transport aufnehmen 
können. Wenn das sicher ist, dann werden 
die Nebenbahnen nie eingestellt werden, 
denn die Straßen werden bei uns nie so gut 
sein, daß der Verkehr aufgenommen werden 
kann. Allerdings hat der Herr Landeshaupt- 
mann - darüber war ich erschrocken - 
gleich ein Hintertür1 der Bahndirektion 
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gesagt. Es wurde ihm nämlich mitgeteilt, hat 
er vermerkt, wenn die Bahn nicht eingestellt 
werden soll, müßte das Land die 79,000.000 
Schilling Defizit übernehmen. Ich glaube, 
wenn man von dem Defizit der Nebenbahnen 
spricht, selbst vom betriebswirtschaftlichen 
Standpunkt her gesehen, vergißt man darauf, 
daß man auch in einem Betrieb nicht die ein- 
zelnen Geschäftsräume, sondern den Betrieb 
als Ganzes betrachtet. Man kann in einem 
Betrieb auch nicht sagen, ich sperre die 
Kanzlei zu, die bringt mir keine profitable 
Tätigkeit; es wird vielmehr im Rahmen des 
ganzen Betriebes betrachtet. Wenn wir uns 
nun hier die Situation ansehen, dann kann 
man sagen, das ist für uns nicht ein Problem 
der Nebenbahnen, sondern das wird zum 
Problelm der Haupbstriecke; denn ,die Ampu- 
tation der Hauptstrecke durch die Einschrän- 
kung der Nebenstrecken würde zwangsläufig 
ein Absteriben der Hauptsitrecke bedeuten. 
Jetzt rechnet man uns vor, daß die Neben- 
strecken defizitär sind. Wenn aber keine 
Zubringer mehr für die Hauptstrecken gege- 
ben sind, dann muß naturgemäß die Wirt- 
schaftliche Situation auf den Hauptstrecken 
ebenfalls schlechter werden. Das würde man 
dann vielleicht zum Anlaß nehmen, um auch 
diese ganz einzustellen. Jetzt trägt man 
Gleise ab. Das schaut ungefähr so aus, als 
wurde man einem großen Baum, der neben 
einem Haus oder auf der Straße steht, zuerst 
die Äste abschneiden und zum Schluß auch 
den Stamm umlegen. Die Folgen der Einstel- 
lung aber, werte Damen und Herren, würden 
die Förderungsbeiträge für  Niederösterreich 
unwirksam werden lassen. Wir haben schon 
von Frau Abg. Körner und Herrn Abg. Doktor 
Brezovszky gehört, daß die Betriebe im Wald- 
viertel wirklich große Anstrengungen 
gemacht haben, um konkurrenzfähig zu sein 
und zu bleiben. Es sind auch hier Investitio- 
nen, die zur Erbauung der Anlagen auf den 
Bahnhöfen notwendig waren, gemacht wor- 
den. Aber auch die Lagerhäuser, haben wir 
gehört, haben ihre Getreide- und Düngemit- 
telsilos auf den Bahnhöfen, die Verladeein- 
richtungen sind auf den Schienenweg orien- 
tiert. Würde man jetzt diese Verkehrsmög- 
lichkeit wegnehmen, hätten die Betriebe viele 
Millionen Fehlinvestitionen getätigt. Für 
Gewerbe, Industrie und Fremdenverkehr 
hätten wir schlechte Startbedingungen und 
damit würde die Konkurrenzfähigkeit der 
Waldviertler Betriebe stark vermindert. Man 
würde aber auch ein Absinken des Bildungs- 
niveaus im Waldviertel in Kauf nehmen müs- 
sen, da es für die Jugend keine Möglichkeit 
gäbe, mit den Nebenbahnen zu den Schulen, 
besonders zu den höheren Schulen, zu kom- 

~ 

men. Wir haben auch schon gehört, um wie- 
viel sich die Kosten für die Schulwege, selbst 
für die Eleimentarschulen, vergrößern würden. 
Das ganze Waldviertel würde dadurch Wirt- 
schaftlich um ein Jahrhundert zurückfallen, 
was verheerende Folgen nach sich ziehen 
würde. Die ganze Raumplanung würde uns 
nichts helfen, vielmehr würden wir in einem 
gewissen Zeitraum das Waldviertel als eine 
leere Fläche auf der Landkarte haben. 
Außerdem, werte Damen und Herren, weiß 
ich nicht, ob wir nicht vom Ausland, vom 
westlichen und Östlichen, ausgelacht werden 
würden, wenn wir hergehen und die #Gleise, 
die Anlagen und alles, was wir errichtet 
haben, das mit vilelen Millionen instand gehal- 
ten werden mußte, jetzt einfach wegräumen. 
Wenn wir uns das Eisenbahnnetz selbst zer- 
schlagen, würde man uns, glaube ich, in 
wirtschaftlicher Hinsicht nicht für ganz voll 
nehmen. Es würde auch eine allgemeine 
Teuerungswelle für  uns eintreten, und zwar 
durch den Wegfall der Sozialtarife, besonders 
aber in der Wirtschaft durch den Wegfall der 
Möglichkeit, die subventionierten Güter- 
tarife in Anspruch zu nehmen. Die Schüler- 
und Arbeiterfahrten würden wesentlich teu- 
rer werden und auch die Frachtsätze der 
Spediteure werden höher sein als die subven- 
tionierten Gütertarife, die die Bundesbahnen 
der Wirtschaft gewahren. Es stimmt ja auch 
die Behauptung des Verbehnsministeriums 
nicht, daß der Personen- und Güterverkehr 
auf der Straße bewältigt werden könnte 
beziehungsweise der Güterverkehr auf die 
Hauptbahnhöfe ausweichen würde. Ich habe 
schon gesagt, der Zustand und die Verkehrs- 
kapazität der 'Straßen sind bei uns völlig 
ungeeignet, um den Verkehr aufzunehmen. 
Das gleiche haben wir aus den Darlegungen 
der Frau Abg. Körner ebenfalls gehört. Auch 
der Ersatzverkehr auf dem ISektor des Per- 
sonentransportes wäre nicht möglich, denn 
wir haben auf den Nebenbahnen Stoßver- 
kehr; die Schüler fahren morgens zur Schule 
und mittags wieder nach Hause. Wie sollten 
diese Schüler mit Autobussen befördert wer- 
den? Da müßte man doch zwei, drei oder 
vier Autobusse zusätzlich einisetzen, und wo 
könnte man die hernehmen? Außerdem weiß 
ich aus Erfalhrung, daß, wenn der Privat- 
autobus voll ist oder Gefahr droht, daß er 
überfüllt wird, in erster Linie die zurück- 
bleiben müssen, die nicht voll bezaihlen, und 
das sind dann auch die Schüler. Beim Bahn- 
verkehr können allerdings alle mitfahren, 
auch die, die eine Wochen- oder Schülerkarte 
haben. Werte Damen und Herren! Die (Gret- 
chenfrage wäre: Wird durch die Einstellung 
das Defizit vermindert? Ich glaube, gerade 
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das Gegenteil würde der Fall sein, und zwar 
in der Relation auf den verminderten Betrieb 
gesehen, denn der ganze Wirtschaftskörper 
der Bundesbahnen würde geschwächt werden. 
Es wirft sich ja die Frage auf, wie die 
Transportunternehmen aussehen würden, 
wenn sie sich selbst die Straßen bauen miiß- 
ten, wenn sie die Subventionstarife anwen- 
den müßten und wenn sie Pensionen für ihre 
ehemaligen Bediensteten zahlen müßten wie 
die Bundesbahnen. Man muß sich auch fragen, 
ob es nicht einfach ein Wirtschaftsverbrechen 
ist, gut instand gehaltene Bahnkörper wegzu- 
reißen oder stillzulegen. Die Einstellung des 
Person'enverkehrs würde nur Nachteile und 
keine finanzielle Entlastung - auf Dauer 
gesehen - bringen. Und wenn man sagt, man 
läßt die Strecke, man stellt nur den Personen- 
verkehr ein, dann würden die Ersparnisse 
nur gering, die Nachteile aber doch größer 
sein. Auf manchen Nebenstrecken hat man 
den Eindruck, daß sie bewußt unwirtschaft- 
lich gemacht wurden. Die Reisen mit der 
Bahn sollen angenehmer sein, denn es heißt 
immer: „Nimm Urlaub vom Auto - fahr mit 
der Bahn." Wenn man aber unsere Neben- 
strecken betrachtet, schaut das Reisen nicht 
sehr angenehm aus. Auf der Strecke Wien- 
Drosendorf - das sind 123 Kilometer - hat 
man eine Fahrzeit von vier Stunden; im Jahre 
1935 war diese Fahrzeit allerdings um eine 
dreiviertel Stunde kürzer. Irgend etwas muß 
also hier nicht stimmen. Auf der Strecke 
6t. Pölten-Laa an der Thaya ist eine Warte- 
zeit von fünf Stunden zu verzeichnen. Ob es 
unter diesen Umständen sehr attraktiv ist, 
mit der Bahn zu fahren, möchte ich dahin- 
gestellt sein lassen. Auf den Nebenstrecken 
hat der Güterverkehr eine Beförderungs- 
dauer von drei Tagen; hier (kann man kaum 
von einer Verzögerung sprechen. Vom 
bescheidensten Abgeordneten - ich bin noch 
nicht lange im Hohen Hause, aber fast bei 
jeder Rede höre ich die ständige Redewen- 
dung ,,bei aller Bescheidenheit" - wurde 
angekündigt, daß die Errichtung des Atom- 
reaktors ein Weihnachtsgeschenk für unser 
Gebiet wäre. Es könnte ein Weihnachts- 
geschenk geben, wenn nicht vorher ein 
schwarzer Krampus kommt, der uns die 
Eisenbahn wegnimmt. Wer soll Ambitionen 
zeigen, damit dort eine internationale For- 
schungsstätte errichtet wird, wenn es nicht 
einmal eine Eisenbahn gibt? Ich glaube, es 
ist nicht sehr vorteilhaft, wenn nun eine 
Kommission in dieses \Gebiet kommt, um die 
Bedingungen für die Errichtung eines Atom- 
reaktors zu prüfen, und dort keine Eisenbahn 
vorfindet. Auf der anderen Seite aber wirft 
sich die Frage auf, sollen wir zu dem Rund- 

funk- und Fernsehdebakel auch noch eine 
iihnliche Situation auf den Bahnen haben? 
Ich weiß nicht, ob es klug ist, Millionen- 
beträge für Förderungsmaßnahmen zu 
beschließen und dann zuzusehen, wie die 
Bundesregierung das Wirtschaftsgefälle im 
Waldviertel in einen Steilhang umwandelt. 
Es würde mich freuen, wenn auch die Kolle- 
gen der Österreichischen Volkspartei zu die- 
sem Problem positiv Stellung nehmen wür- 
den, um gemeinsam gegen das Unrecht, das 
uns hier mit 'der Einstellung der Nebenbah- 
nen zugefügt wird, vorzugehen. (Beifall bei 
der SPÖ.) 

DRITTER PRÄSIDENT REITER: Zum 
Worte gelangt Herr Abgeordneter U n g e r s- 
b ö c k .  

kbg. UNGERSBÖCK: Herr Präsident, 
Hohes Haus! Gestatten Sie, daß auch ich zum 
Kapital 7, Förderung der Landwirtschaft, 
Stellung nehme und über einige Probleme 
spreche. Nicht selten hört man in der Öffent- 
lichkeit und in letzter Zeit auch aus Presse- 
nachrichten eine agrarfeindliche Stellung- 
nahme, die Förderungsmittel der Landwirt- 
schaft seien zu hoch angesetzt und so wei- 
ter. Ich glaube, daß den anwesenden Damen 
und Herren die echten Einbußen in der Land- 
wirtschaft bekannt sind. Bei fast gleichblei- 
benden, bei manchen landwirtschaftlichen 
Produkten sogar stark sinkenden Preisen ist 
immer wieder eine Lohnerhöhung zu ver- 
zeichnen. Darum sind meiner Meinung nach 
die Förderungsmittel der Landwirtschaft 
gerechtfertigt. Diese Förderungsmittel haben 
dazu beigetragen, den Tisch des Volkes aus 
der heimischen Landwirtschaft zu decken. 
Diese Förderungsmittel haben aber auch 
beigetragen, daß durch eine Mehrproduktion 
die Landiwirtschaft am Volksieinkmmen eini- 
germaßen Anteil nehmen kann. Nunmehr 
wird aber der Landwirtschaft gegenüber der 
Vorwurf erhoben, daß sie ins Uferlose produ- 
ziert und die Exportartibel ins Unendliche 
steigert. Daß diese Förderungsmittel richtig 
angelegt wurden und reichlich Zinsen brach- 
ten, beweist wohl am besten der Umstand, 
daß seit dem Jahre 1951 aus der Landwirt- 
schaft 324.000 Arbeitskräfte frei wurden und 
bei manchen landwirtschaftlichen Produkten 
ein Uberangebot zu verzeichnen ist. Da jedoch 
die Landwirtschaft nunmehr vor Absatz- 
Schwierigkeiten steht, sind die Förderungs- 
mittel jetzt um so gerechtfertigter. Heuer gibt 
es erstmalig eine verbilligte Butteraktion, 
wodurch einerseits der Absatz der Landwirt- 
schaft gefördert wird und anderseits den 
Betroffenen ein besseres Einkommen ermög- 
licht werden kann. Durch diese Aktion wer- 
den rund 1000 Tonnen Butter an Pensioni- 
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sten und an Arbeitslose mittels Bons zu je 
einem haliben Kilo und zum Preis von zehn 
Schlilling abgegeben. Zwei Millionen Oster- 
reicher werden dadurch - soweit sie davon 
Gebrauch machen - in den Genuß der För- 
derungsmittel der Landwirtschaft kommen. 
Bei dieser Aiktion betragen die Förderungs- 
mittel 20 Millionen Schilling. Meiner Meinung 
nach ist daher der Betrag von 21 Millionen 
Schilling, ,der im Voranschlagsansatz 7319-68 
für die Förderung der Landwirtschaftskam- 
mer eingesetzt ist, wohl gerechtfertigt. Des 
weiteren rnuß auch in Zukunft am 'Sektor der 
Milchwirtschaft mehr getan werden. So stehen 
uns für Werbungszwecke in der Milchwirt- 
schaft beispielsweise im Jahr 15,000.000 Schil- 
ling zur Verfügung, der UNILEVER hingegen 
20,000.000 Schilling; das ist meiner Ansicht 
nach ein gewaltiger Unterschied. 

Es wurde auch gestern bei Gruppe 2 Über 
die Schulausspeisung gesprochen. Vielleicht 
wäre es möglich, die Schulmilchaktion wesent- 
lich zu fördern, denn btei manchen Gebirgs- 
bauern stellt der Milchabsatz die einzige Ein- 
nahmsquelle dar. 

Im vergangenen Jahr wurde 'das Gesetz 
über die Bedingungen der Landwirtschafts- 
meisterprüfung beschlossen. Erf reuilicher- 
weise traten sehr viele Landwirtschaftsgehil- 
fen zur Meisterprüfung an. Ich kann mit 
besonderer Freude berichten, idaß im 
Februar 1968 im Konzerlhaus aus der Hand 
des Herrn Landwirtschaftsministers Doktor 
Schleinzer rund 400 Landwirtschaftsmeister 
ihr Dekret erhalten werden. Diese Landwirt- 
schaftsmeister wurden mit bestem Erfolg aus- 
gebildet und sind dadurch in der Lage, für 
die Landwirtschaft noch mehr zu leisten. 
Wenn wir jedoch besonders an die Struktur-, 
Markt- und Preisprobleme denken, wird es 
um so manchen Landwirtschaftsmeister in ider 
Zukunft sehr traurig bestellt sein. Wir wer- 
den in nächster Zeit erleben müssen, fdaß so 
mancher Landwirtschaftsmeister aus finan- 
ziellen Gründen und wegen der voremähn- 
ten Probleme aus der Landwirtschaft in 
andere Berufe abwandert. Es ist zber nur zu 
hoffen, daß diese Menschen in anderen 
Berufszweigen noch untergebracht werden 
können. Wenn wir zur Zeit vor größeren 
Absatzschwierigkeiten stehen, kann sich diese 
Situation aber früher oder später sehr rasch 
ändern. Wir müssen nicht unbedingt an die 
großen Unruhen in der Welt denken. In einer 
Presseaussendung des Osterreichischen Natur- 
schutzbundes vom August dieses Jahres heißt 
es, daß täglich in der ganzen Welt 200.000 
Hektar Bodenfläche durch Siedlungs-, Stra- 
ßen- und Verteidigungszwecke verloren- 
gehen, obwohl für die sich um 27 Millionen 
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Menschen jährlich vermehrende Bevölkerung 
mindestens zusätzlich 130.000 Hektar gewon- 
nen werden müßten. Es taucht hiler unwill- 
kürlich die Frage auf, ob es richtig ist, daß 
die Landwirtschaft - durch Förderungsmit- 
tel unterstützt - weiterhin mehr produziert 
oder ob man die Landwirtschaft nicht fördern 
soll, wodurch noch mehr Leute von der Land- 
wirtschaft in andere Berufe abwandern wür- 
den. 

In der gleichen Presseaussendung lesen wir 
aber auch, daß bereits 200 Orte in Osterreich 
das Prädikat ,,Erholungsdorf " erworben 
haben; mit weiteren 240 Dörfern kann gerech- 
net werden. Vergleicht man nun damit die 
Zahl der Abwanderungen - sie beläuft sich 
jährlich auf zirka 20.000 -, dann muß man 
sich fragen, wohin wird diese Entwicklung 
führen? Wie wird es in Zukunft um diese 
Erholungsdörfer bestellt sein? Ich glaube, das 
sind Fragen, die nicht nur die Landwirtschaft 
berühren. 

Wollen wir hoffen, daß es gelingt, durch 
diese Förderungsmittel speziell den Land- 
wirtschaftsmeistern in den Gebirgsgegenden 
eine Möglichkeit zu geben, damit ihre Exi- 
stenz nicht gefährdet ist. Hier handelt es sich 
meiner Meinung nach um Probleme, die alle 
betreffen. (Beifall bei der t)VP.) 

DRITTDR PRÄSIDENT REITER: Zum 
Worte gelangt Herr Abgeordneter K o s 1 e r. 

Abg. KOSLER: Hoher Landtag, meine 
Damen und Herren! Ich hoffe, daß ich mir 
keine Rüge des Herrn Kollegen Rabl einhole, 
denn )ich bin auch bereits zum drittemal 
in dieser Budgetdebatte beim Rednerpult. Es 
könnte mir (dann so passieren wie dem Herrn 
Kollegen Dr. Brezovszky, der deshalb, weil er 
zu mehreren Kapiteln sprach, gerügt werden 
sollte. Lieber Kollege Rabl, ich habe große 
Achtung vor jedem Fachmann, ob er nun 
Wissenschaftler, Künstler, (Handwerker oder 
Bauer ist, aber ich glaube, daß wir hier in 
diesem Hause auch noch einen anderen Auf- 
trag zu erfüllen halben, und zwar den, das 
Volk zu vertreten und dann zu sprechen, 
wenn in unserer engeren Heimat, in dem Be- 
reich, den wir zu vertreten haben, Dinge ge- 
schehen, die Öffentlich aufgezeigt wenden sol- 
len. Von diesem Recht hat Dr. Brezovszky 
einige Male Gebrauch gemacht, und auch ich 
erlaubje mir, das zu tun und zu &neun Kapitel 
zu sprechen, das an und für sich meinem Be- 
ruf nicht direkt entspricht. 

Darf ich Kollegen Rabl noch etwas sagen: 
Auch das Lob über die Tatsache, daß 15 Ab- 
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diesen 15 Abgeordneten im Saale. (Zwischen- 
ruf bei der OVP.) Ich habe geschaut, zwei 
sind dann erst später dazugekommen. 

Hohes Haus! Ich habe die Absicht, mich ein 
wenig mit Fragen des Fremdenverkehrs ZU 
beschäftigen. Vor allem, glaube ich, muß man 
feststellen, daß interessanterweise die Ent- 
wicklung des Fremdenverkehrs in Nieder- 
osterreich offensichtlich kontrar zur Ent- 
wicklung des Fremdenverkehrs im gesamt- 
osterreichischen Rahmein verläuft. Ich kann 
dies aus lder Fremdenverkehrsstatistik des 
Jahres 1967 - soweit sie bis jetzt 
zur Verfügung steht - für die Monate 
Janner bis Oktober dieses Jahres nach- 
weisen. In Niederösterreich sind in die- 
sen zehn Monaten die gezählten Nächtigun- 
gen gegenüber dem Jahr 1966 um 14.000 oder 
um 0,25 Prozent angestiegen. Ich weiß, daß 
dieser Anstieg nicht allzu groß ist; ich möchte 
aber üblerhaupt sagen, d& bei einem so gro- 
ßen Volumen von fast 5,000.000 Nächtigungen 
14.000 keine allzu große Rolle spielen konnen. 
Im Laufe dieser zehn Monate sind die Aus- 
länderübernachtungen in unserem Bundes- 
land um 37.000 angestiegen; in der Relation 
zur Gesamtausländernächtigungszahl bedeu- 
tet das 5 Prozent. Mit anderen Worten heißt 
das, wenn die Gesamtnächtigungszahl nur um 
14.000, die Ausländernächtigungen dber um 
37.000 angestiegen sind, so ist die Inländer- 
nächtigung logischerweise zurückgegangen. 
Das ist auch geschehen, und es beträgt der 
Rückgang 0,50 Prozent oder 23.000 Inländer- 
nächtigungen. Zusammenfassend darf ich fol- 
gendes sagen: In Niederösterreich ist die Zahl 
der Ausländernächtigungen angewachsen, die 
Zahl der Inländernächtigungen ist gefallen. 
In der gesamtösterreichischen Statistik ist bis 
jetzt gerade eine entgegengesetzte Entwick- 
lung feststellbar. Es ist ein außerst starker 
Rückgang im Ausländerfremdenverkehr zu 
verzeichnen - die Gründe kennen wir, sie 
werden oft genug genannt - und ein teil- 
weiser Ausgleich durch eine allerdings nur 
leichte Zunahme des Inländerfremdenver- 
kehrs, besonders in den wesblichen Bundes- 
ländern. Die Ursachen der Stagnation im 
Fremdenverkehr sind - ganz allgemein ge- 
sproohen - außer den allgemeinen wirt- 
schaftlichen Gründen, die bekanntlich zur 
Rezession geführt haben, meines Erachtens 
folgende: 

1. Die immer mehr wachsende Konkurrenz 
der neuentdeckten und neuentwickelten 
Fremdenverkehrsgebiete in fast allen Staaten 
Europas, sowohl im Westen als auch iim Osten 
und in den europanahen überseeischen Staa- 
ten. 

2. Die meines Erachtens schon seit vielen 

-~ 

Jahren anhaltende Sucht der österreichischen 
Fremdenverkehrswirtschaft, lieber zu expan- 
dieren statt zu konsolidieren. 

3. Ich glaube, auch das hier sagen zu dür- 
fen, die mangelnde Unterstützung, die der 
Fremdenverkehr, besonders aber die Frem- 
denverkehrsgemeinden durch den Bund er- 
halten; ich sage ausdrücklich nicht durch das 
Land, denn ich weiß und kann es mir an den 
Zahlen errechnen, daß das Land seine ihm 
zugemessene Aufgabe sicher erfüllt. 

Die Eemühungen der Fremdenverkehrs- 
gemeinden, dem Fremdenverkehr immer wie- 
der neue Impulse zu geben, sind sehr groß. 
Ich möchte besonders lobend hervorheben, 
daß die Fremdenverkehrsgemeinden, dar- 
über hinaus aber auch aniclere Gemeinden, in 
der Ortsverschönerung, im Bau von Bädern, 
Liften, Wegebauten usw. sehr aktiv sind. Die 
Fremdenverkehrsgemeinden sind aber auch 
in der Werbung sehr aktiv. Diese ist ja be- 
kanntlich sehr kostspielig. Die Werbung er- 
folgt durch Prospekte, Zeitungsinserate, 
Rundfunkldurchcagen usw. Schließlich sind sie 
manchmal auch in der Vertretung der Inter- 
essen des Fremdenverkehrsgewerbes bei den 
Behörden und Ämtern sehr aktiv. Die Ur- 
sache dafür scheint mir - und nun wende ich 
mich an den Herrn Landeshauptmannstell- 
Vertreter Kommerzialrat Hirsch - die jahre- 
lange Säumigkeit in der Gesetzgebung zur 
Regelung wichtiger Teilgebiete der Fremden- 
beherbergung - ich glaube, man kann es 
schon erraten -, und zwar fdie Privatzimmer- 
Vermietung, zu sein. Das Gesetz über die 
Privatzimmervermietung wurde bereits vor 
zwei, ich glaube sogar schon vor mehreren 
Jahren von dieser Stelle aus urgiert. Ich habe 
das im Enbwurf fertige Geseitz am 25. Jänner 
dieses nun bald ablaufenden Jahres im Wizt- 
schaftsteil des „Volksblattes", worin der Ge- 
setzentwurf vorgestellt wurde, gelesen, ver- 
misse aber bis zum heutigen Tage im Hohen 
IHause des Landtages von Niederösterreich 
die Vorlage. Ich möchte in diesem Zusammen- 
lhang darauf hinweisen, daß gerade die Frage 
der Privatzimmervermietung nicht allein eine 
Angelegenheit der gewerblichen Wirtschaft 
ist, sondern auch die Fremdenverkehrs- 
gerneinden und natürlich vor allem die pri- 
vaten Vermieter interessiert. 

Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Darf ich mich noch ganz kurz zu 
einem anderen Kapitel äußern. Niederöster- 
reich sollte meines Erachtens eigentlich das 
klassische Land des Skisportis sein. Es hatte 
schließlich einmal einen Matthias Zdarsky, 
und 'da ich auch ein Lilienfelder bin, spreche 
ich über diesen Mann, dem Pionier des öster- 
reichischen Skisports und Begründer der 
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modernen Skisporttechnik überhaupt, beson- 
ders gerne. Er war ja dierjenige, der Niiedeir- 
Österreich zur Wiege des alpinen Skisports 
machte. Unser Land besitzt aber auch den 
Semmering, dieses Gebiet, das bekanntlich 
das erste Wintersportparadies der gesamten 
alpinen Welt war und schon zu Ende des ver- 
gangenen Jahrhunderts als Wintersportpara- 
dies eine Bedeutung hatte, als man vielleicht 
anderswo in Österreich und über die IGren- 
Zen hinweg in der Schweiz, Frankreich und 
Italien noch gar nichts von einem Skisport 
wußte. Niederösterreich hat aber auch eine 
Reihe von Wintersportgebieten hervorragen- 
der Qualität, die sich mit Gebieten in anderen 
Teilen Österreichs ruhig vergleichen lassen. 
Es hat in der Vergangenheit, das möchte ich 
dabei betonen, neben Zsdarsky, der schon von 
mir genannt wurde, eine ganze Reihe von 
Persönlichkeiten des Wintersports hervor- 
gebracht. Ich erinnere zum Beispiel an den 
Slalomweltmeister des Jahres 1932 in Zako- 
pane, dem aus dem Traisental stammenden 
Friedl Wolfgang, der als Organisator der 
Olympischen Winterspiele 1964 und außer- 
dem als Professor Friedl Wolfgang in Inns- 
bruck wahrscheinlich bekannter geworden ist, 
oder an die akademische Weltmeisterin Trude 
Klecker vom Semmering, die nach dem Jahre 
1945 eine der ersten war, die den Ruf Öster- 
reichs auf dem Gebiete der Wintersportren- 
nen begründete. Man könnte die Aufzählung 
der Merkmale, die Niederösterreich als klas- 
sisches Wintersportland kennzeichnen, noch 
eine geraume Zeit fortsetzen. Ich möchte aber 
die Frage stellen, wo der Glanz des nieider- 
österreichischen Skisports (heute geblieben ist. 
Ich stelle auch dieselbe Frage, die in der 
Zeitschrift ,,Perspektiven" aufgeworfen 
wurde, ob Niederösterreich im Skisport jetzt 
nicht gewaltig nachhinke. Sicherlich, ich be- 
tone es auch hier ganz besonders, ist man- 
ches, wenn auch nicht alles, in materieller 
Hinsicht geschehen. Es wurden Lifte gebaut, 
Straßen erneuert, Hohenstraßen errichtet, 
Unterkünfte modernisiert, Kredite gegeben 
und Subventionen verteilt. Aber wo sind 
denn unsere niederösterreichischen Ski- 
kanonen? Bleiben uns die Niederösterreicher 
vielleicht etwas schuldig? Ich glaube nicht! 
Liegt es an der Auslese, und ist sie vielleicht 
mangelhaft? Ich glaube schon eher. Unter- 
stützen wir unsere aktiven Rennsportler 
beziehungsweise Wintersportler genügend? 
Ich glaube nicht! Dem habe ich nichts mehr 
hinzuzufügen. Es wird wo'hl für uns einmal 
eine Frage sein müssen, ob wir nicht gerade 
solche Pioniere, die in einer bestimmten 
Richtung wirken und sich nach ihren eigenen 
Intentionen betätigen, im Interesse der All- 
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gemeinheit und der Sache mehr fördern soll- 
ten, weil von ihrer Tätigkeit eine hohe 
Werbewirksamkeit ausgeht. 

Da heute schon wiederholt zur Frage der 
Einstellung von Nebenbahnen gesprochen 
wurde, darf ich abschließend auch einige 
Worte darüber sagen. In einer Zeit, in  der 
man in anderen Ländern Bahnen haut, sollte 
man bei uns nicht Bahnen einstellen, nur 
deswegen, weil man in den letzten 20 oder 
22 Jaihren für deren Modernisiening nie die 
finanziellen Mittel bereitstellen wollte. Die 
Bahnlinien Freiland-Türnitz, Traisen nach 
Kernhof oder St. Pölten-Mariazell, die 
Alpenbahn oder die Erlauftalbahn und Ybbs- 
talba'hn, aber auch solche Linien wie zum 
Beispiel die Strecke Herzogenburg-Krems 
sind doch jene Linien, die einen wesentlichen 
Teil der niederösterreichischen Fremdenver- 
kehrsgebiete erschließen. Wenn wir vorn 
Fremdenverkehr sprechen, dann können wir 
doch nicht gleichzeitig auch nur daran den- 
ken, den Fremdenverkehr dadurch schedigen 
zu wollen, indem man ihm die Bahnen 
nimmt. Dem Fremdenverkehr genügt es auch 
nicht, wenn man verspricht, den Frachtenver- 
kehr zu belassen und nur den Personenver- 
kehr einzustellen, denn die Fremdenver- 
kehrsgemeinde lebt ja gerade vom Personen- 
verkehr, und den braucht sie auf den Bah- 
nen. Der bekannte Wintersport- und Er- 
holungsort Türnitz zum Beispiel zählt jähr- 
lich 10.000 Fremde in seinen Mauern. Dabei 
sind selbstverständlich keine Berg- und Win- 
tersportler gezählt, die auf einen halben d e r  
ganzen Tag in  diesen Ort kommen, sondern 
echte Fremde, die ihn mindestens sieben Tage 
besuchen und dort nächtigen und leben, die 
im Sommer kommen, um Türnitz als Som- 
merfrischenort anzusehen, und tim Winter 
dort die Wintererholung finiden wollen. Mehr 
als 10 Prozent dieser Fremden reisen mit der 
Bahn an und natürlich auch wieder ab. Bei 
guter Schneelage zählen zum Beispiel solche 
Orte wie Türnitz, aber auch Lilienfeld, 
Hohenberg und St. Aegyd an einem Sonntag 
tausend und abertausend Sportler. Auch 
von ihnen reist ein beachtlicher Teil mit der 
Bahn. Mit den öffentlichen Autobussen ginge 
das gar nicht, denn an einem g r o k n  Feiertag, 
sagen wir zum Beispiel am ersten Weih- 
nachtsfeiertag, vefikehren doppelte oder drei- 
fache Garnituren, die 300 oder 400 Per- 
sonen in diese Orte und wieder zurück 
bef6rdern. Die anderen kommen natür- 
lich mit eigenen Pkw und Privatautobussen; 
zu einem großen Prozentsatz aber eben auch 
mit der Bahn. Dabei muß man bedenken, daß 
die Beförderung der Wintersportgeräte mit 
den Autobussen noch nicht technisch genü- 
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gend gelöst ist, daß es immer wieder zu 
Schwierigkeiten kommt und daß sehr viele, 
die sonst mit dem Autobus fahren würden, 
mit der Bahn reisen. Nun ist aber die Uber- 
n a h e  des gesamten BahnIreisepublikums 
durch den Straßenverkehr - das wurde hier 
schon ausgesprochen - meines Erachtens 
überhaupt nicht möglich und schon ganz un- 
möglich im Gebirge, wo dem Ausbau der 
Straßen von der Natur aus Grenzen gesetzt 
sind. Selbstverständlich ist der Ausbau der 
Gebirgsstraßen, auch der Landes- und Lan- 
deshauptstraßen schon deshalb ein großes 
finanzielles Problem, weil der Straßenbau im 
Gebirge bei weitan mehr kostet als im Flach- 
lande oder in anderen Gegenden. Der Stra- 
ßenverkehr in den Gebirgstälern - ich 
glaube, auch das besonders hervorheben zu 
müssen - ist gerade im Winter ungleich 
gefahrvoller als der Verkehr auf der Schiene. 
Selbstverständlich trifft dann für diese Ge- 
biete unseres Alpenvorlandes und unseres 
Gebirgslandes auch all das zu, was in bezug 
auf den Frachtverkehr in anderen Gebieten 
schon ausgesprochen wurde. Die Eisen- und 
Stahlinduptrie iin St. Aegyd am Neuwalde er- 
zeugt heute Stalhlseile bis zu einem Gewicht 
von 70 Tonnen. Für ein Stahlseil mit einem 
solchen Gewicht gibt es zur Zeit überhaupt 
noch keine Möglichkeit, es auf dem Straßen- 
Wege zu transportieren. Das heißt, solche 
Seile mit einem Gewicht von 50, 60 und 
70 Tonnen können nur auf dem Schienen- 
weg aus der Fabrik in St. Aegyd abtrampor- 
tiert werden. Ähnliches gilt für das Holz, das 
aus dem Gebirge transportiert werden muß. 
Dieses kann auch nur aibtransportiert wer- 
den, wenn eine Bahn erhalten bleibt. Wichtig 
ist noch, daß der Personenverkehr auf der 
Straße mit dem Fremdenverkehr zusammen- 
hängt und diesem nützt und ihm sehr ge- 
schadet werden würde, wenn diese Massen- 
güter auf den Gebirgsstraßen transportiert 
werden müßten. Ich sehe daher, abgesehen 
von allen anderen Uberlegungen, in der Ein- 
stellung der Nebenbahnen einen ausgespro- 
chenen Tiefschlag gegen den niederösterrei- 
chischen Fremdenverkehr, gegen die Frem- 
denverkehrswirtschaft und damit gegen die 
Fremdenverkehrsgemeinden. Neben den vie- 
len sozialen und volkswirtschaftlichen Grün- 
den sprechen daher meines Erachtens auch 
besonders die f remdenverkehrswirtschaft- 
lichen Gründe dafür, daß wir und die Nieder- 
Österreicher uns absolut gegen die Einstellung 
von so vielen Nebenbahnen wehren müssen. 
Ich möchte den niederösterreichischen Ver- 
tretern, die mit den Beamten der Österreichi- 
schen Bundesbahnen und des Verkehrmini- 
steriums zu verhandeln haben, das eine zu- 

rufen: Hören Sie bitte doch nicht auf diejeni- 
gen, die sich so gerne als Experten bezeich- 
nen und die Gameinderäte, die Büngermei- 
Ster und Abgeordneten als kurzsichtige 
Lokalpatrioten erscheinen lassen, wenn sie 
für  die Erhaltung der Bahnen in ihren Geibie- 
ten eintreten. Horen Sie bitte lieber auf die 
Warnungen aus den Gemeinden und Bezir- 
ken, denn Österreichs Chancen - unfd ich 
glaube, das spreche ich nicht nur für mich, 
sondern für viele aus, die über diese Dinge 
nachzudenken gewohnt sind - liegen zum 
Teil auch darin, daß eis bisher verhältnis- 
mäßig gut verkehrserschlossen war. Wollen 
wir es doch auch gut verkehrserschlossen für 
die Zukunft erhalben. (Beifall  bei der SPÖ.) 

DRITTER PRASIDENT REITER: Zum 
Wcirte gelangt Herr Abg. Brunner. 

Abg. BRUNNER: Hohes Haus! Sehr ge- 
ehrte Damen und Herren! Wie in den ver- 
gangenen Jahren, so möchte ich mich auch 
heuer mit dem landwirtschaftlichen Schul- 
wesen befassen und in den Mittelpunkt mei- 
ner Betrachtungen stellen. Das Jahr  1967 hat 
uns in augenfälliger Weise davon überzeugt, 
wie wechselhaft die Einstellung zur Land- 
wirtschaft ist. Denken wir nur zurück an <die 
Israelkrise, wo der Bauernstand im Zusam- 
menhang mit der allfälligen Gefährdung der 
Ernährung sofort höher eingeschätzt wurde. 
Und denken wir an die Pressemeldungen des 
Spätherbstes, wo die Landwirtschaft als Prü- 
gelknabe hingestellt wurde und wo die For- 
derung nach einer marktgerechten Produk- 
tion durch die Landwirtschaft immer wieder 
gefordert wurde. Auch wir, die Vertreter in 
der Landwirtschaft, sind uns darüber im 
klaren, daß die Probleme in der Zukunft nur 
gemeistert werden können, wenn der künf- 
tige Betriebsführer mit den entsprechenden 
Fachkenntnissen ausgestattet ist. Daher ist 
die intensive Schulung des bäuerlichen Nach- 
wuchses und die dauernde Weiterbildung der 
Jugendlichen, aber auch der Erwachsenen ein 
Anliegen, das uns üiberaus ans Herz gewach- 
sen ist. Im Lande Niederösterreich ;besteht 
seit dem 1. Jänner 1954 die Pflicht, daß die 
landwirtschaftlichen Berufsschulen von allen 
in der Landwirtschaft Tältigen besucht wer- 
den. Im vergangenen Schuljahr wurde diese 
Schulpflicht erstmals in einem SchuljaIhr 
absolviert. Das gegenwärtige Schuljahr 
unterscheidet sich vom vergangenen dadurch, 
daß das Unterrichtsausmaß auf 540 Stunden 
erhöht wurde. Rund 20 Prozent der Schul- 
pflichtigen können aber nur internatsmäßig 
erfaßt werden. Der Rest von 80 Prozent muß 
in externen Schulen seinen Unterricht finden. 
Dieser Besuch ist aber oftmals mit grofien 
Schwierigkeiten, mit Wegstrecken von 



15 bis 20 Kilometern verbunden. Es ist da 
überdies bedauerlich, daß das vorliegende 
Budget für den Ausbau eines neuen Inter- 
nates keinerlei Mittel vorsieht. In diesean 
Zusammenhang darf ich mir auch die Fest- 
stellung erlauben, daß einzig und allein die 
Berufsschule Laa an der Thaya mit Landes- 
geldern ausgebaut wurde, während die übri- 
gen Internate durch eine bezirkseigene Kam- 
merumlage der Bezirksbauernkammern aus- 
gebaut wurden. Ich glaube, es wäre daher 
hoch an der Zeit, wenn sich das Hohe Haus 
seiner Verpflichtung bewußt würde, daß dem 
Ausbau der bäuerlichen Berufsschulen und 
der Internate mehr Mittel zur Verfügung ge- 
stellt werden sollen. Ich möchte daher bereits 
jetzt für das Jahr 1969 die Forderung er- 
heben, daß dieses in dem kommenden Jahr 
zu beschließende Budget entsprechende An- 
sätze in sich hat. Auch in diesem Schuljahr 
besuchen mehr als 1000 Schüler und Schü- 
lerinnen die landwirtschaftlichen Fach- 
schulen. Eine Ausbildung der künftigen Be- 
triebsführer ohne diese Schule wäre nicht 
denkbar. Wenn heute der bäuerliche Be- 
triebsführer moderne Produktionsmethoden 
anwendet, wenn er betriebswirtschaftliche 
Erwägungen in den Vordergrund seines 
Handelns stellt, so ist dies auch auf die Tätig- 
keit unserer Berufs- und Fachschulen zurück- 
zuführen. Auch hier muß an den Lehrplänen 
dieser Schulen ständig gearbeitet und ver- 
bessert werden. Dadurch, daß der Besuch der 
landwirtschaftlichen Fachschulen hauptsäch- 
lich erst nach Absolvierung der bäuerlichen 
Berufsschulen möglich ist, kann, auf diese 
aufgebaut, der Lehrplan nur entsprechend 
erweitert werden. Betriebswirtschaft und 
Maschinenkunde, das sind jene Hauptfächer, 
die sich immer stärker in den Vordergrund 
schieben. Auch bei den Mädchen macht sich 
eine Verlagerung der Fächer zur Betriebs- 
wirtschaft erkennbar. Müssen wir doch die 
Forderung erheben, daß auch die künftige 
Bäuerin gemeinsam mit dem Bauern das 
betriebswirtschaftliche Geschehen erfaßt und 
ihren Gatten bei der Erfüllung seiner Auf- 
gaben tatkräftig unterstützen kann. 
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schaftsgebäude in 1Gießhübl anführen, wo die 
Schüler bei Gott keinen Eindruck gewinnen 
können, der sie zur Nachahmung anfeuern 
könnte. Gerade diese landwirtschaftlichen 
Betriebe sind es aber, die neben der rein 
schulischen Aufgabe eine besondere Bedeu- 
tung für die gesamte Landwirtschaft haben. 
In unzähligen Versuchen werden hier in 
mühevoller Kleinarbeit Erkenntnisse gewon- 
nen, die dann dem bäuerlichen Betriebisfüh- 
rer übermittelt werden und diesen befähi- 
gen, seine Wirtschaft nach modernsten 
(Grundsätzen zu führen. Wenn wir hmeute zur daß eine Bad, 
Kenntnis nehmen, daß beispielsweise in Edel- Schüler ausreic 
hof eine Roggenneuzüchtung gelang, die auf Waschbecken vt 
dem besten Wege ist, den österreichischen kann nicht die 
Markt zu erobern, und wenn wir wissen, daß 
vielleicht in zwei oder drei Jahren mit dem 
Hafer eine neue Züchtung gelingt, so können 
wir uns dariiber nur freuen. Wenn wir wi- 
Sen, daß in den Weinbauschulen des Landes Schulreferenten 
100 Klonen im Vcersuch ausgepflanzt, geern- Der große östei 
tet und gekeltert werden und in anderen verewigter He 
Schulen umfangreiche Züchtungsarbeiten hin- mann, hat in s 
sichtlich der Rinderhaltung durchgerfiihrt 
werden, dann können wir, sehr vembrte 
Damen und Herren, dies mit Stolz zur $Kennt- 
nils nehmen, denn es sind Landeseinrichtun- 
gen, die sich hier so wertvoll für die gesamte 
Volkswirtschaft präsentieren. Ein wesent- 
licher Aufschwung des landwirtschaftlichen 
Schulwesens ist durch die Neufassung des 
landwirtschaftlichen Berufsausbildungsgeset- Präsident! Hohe 
zes geglelben. Wenn beispielsweise ihn Jahre Kern, der Woh 
1967 mehr als 1300 landwirtschaftliche Fach- matlandes Niedi 
aribeiter- und Meisterprüfungen abgehalten beginnen, wo n 
werden konnten, im Jahre 1965 waren es nur gehört hat. Ich I 
200, so sieht man daraus deutlich, wie das beziehen, nicht , 
Gesetz gut angekammen ist. Nicht nur die nur den Arbeitt 
Jugend, sondern auch die Betriebsfiihrer auch den Untc 
haben sich bereit erklärt, diese vorgeschrie- Wirtschaft, der 
benen Prüfungen abzuilegen. Ich bin daher 
der Oberzeugung, daß jeder Schilling, der für 
den Ausbau des land- und forstwirtschaft- lichen Schulwesens eingesetzt wird, eine müßte man sid 
gute Kapitalsanlage wird. Die Zinsen aus die- Geld hiefür genc 
sem Kapital ersehen wir im erhöhten Sozial- ich schon mehr 
Produkt, das dem gesamten Volke zugute fnage. Ich gJau& 

oder weniger au kommt. 
Schaft beinhaltet 

Bevor ich meine kurven Ausführungen Situation viel ZL 
schließe, möchte ich doch zu einer, ich glaube Gesamtbudget fi 
sagen zu können, unglücklichen Feststellung belung unserer 
oder Randbemerkung des Herrn Landesrates ZU wenig vorhan 
Kuntner in seiner Zusammenfassung mr weil wir aben kc 
Gruppe 2 einige Fesbtellungen machten. Sie len zu verzeichn 
haben da gemeint, daß Sie glücklich wären, sorge treffen kö 
wenn die übrigen Berufsschulen jene 'Mög- die an uns hera 
lichkeiten hätten, die die landwirtschaftlichen abschätzen müs: 
Berufs- und Fachschulen haben. Herr Landes- haben müssen, U 
rat (Zwischenruf Landesrat Kuntner) ich zubringen sind, n 

Lmdtnig von N 

sich aneignen k 

aber ist die Bei 

Einige Schulen und Internate befinden sich 
aber noch in einem Zustand, den man ge- 
sehen haben muß, um sich überhaupt ein 
richtiges Bild davon machen zu konnen. Ich 
würde die Damen und Herren des Hohen 
Hauses bitten, sich die Fachschule Göpfritz 
an der Wild anzusehen oder das Internat in 
Edelhof oder in Pyhra; aber auch die 
Betridbsstätten, die den Schulen angeschlos- 
sen sind, sind teilweise noch in einem 
Zustand, der eine 'dringende Sanierung errfor- 
dert. Hier muß ich in erster Linie die Wirt- 
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glaube, Ihr Parteifreund Abg. Niklas würde 
sich sehr freuen - ich sage das wirklich ohne 
jede Gehässigkeit -, wenn Sie ihn einmal 
besuchen würden, denn im Nachbargehöft, in 
Göpfritz an der Wild, steht eine Schule, die 
in ehern Zustand ist, wo man einfach nicht 
glauben kann, daß die Mädchen des Wald- 
Viertels überhaupt dort noch ihr Fachwissen 
sich aneignen können. Wir können feststellen, 
daß dort zwei Lehrerinnen in  einem Zimmer 
wohnen, daß die Sanitäranlagen in einem 
Zustand sind, der nicht mehr zeitgegeben ist, 
daß eine Badewanne für Lehrerinen und 
Schüler ausreichen muß und daß nur drei 
Waschbecken vorhanden sind. Ich glaube, da 
kann nicht die Rede davon sein, daß unsere 
bäuerlichen Fachschulen üiberdotiert werden. 
(Zwischenruf Abg. Dr )  Brezovszky). Herr 
Doktor, es wäre auch traurig, wenn diese 
Randbemerkung vom niederösterreichiischen 
Schulreferenten ernst gemeint gewesen wäre. 
Der große österreichische Staatsmann, unse; 
verewigter Herr Landeshauptmann Hart- 
mann, hat in seiner Ministerschaft das Wort 
geprägt: Agrarpolitik geht alle an, ein 
wesentlicher Bestandteil der Agrarpolitik 
aber ist die Beruisausbildung unserer bäuer- 
lichen Jugend. (Beifall bei der OVP.) 

DRITTER PRÄSIDENT REITER: Herr 
Abg. Blabolil gelangt nunmehr zum Wort. 

Abg. BLABOLIL: Sehr geehrter Herr 
Präsident! Hohes Haus! Die Wirtschaft ist der 
Kern, der Wohlstand unseres schönen Hei- 
matlandes Niederösterreich. Ich möchte dort 
beginnen, wo mein Kollege Vorredner auf- 
gehört hat. Ich möchte alle Gruppen mit eiii- 
beziehen, nicht nur die Landwirtschaft, nicht 
nur den Arbeiter und Angestellten, sondern 
auch den Unternehmer der gewerblichen 
Wirtschaft, der Industrie und des Handels. 
Wenn man alle Wünsche, die zu jedem ein- 
zelnen Kapitel, zu jeder Themenstellung 
geäußert wurden, erfüllen wollte, dann 
müßte man sich eigentlich fragen, wo das 
Geld hiefür genommen werden soll. Hier bin 
ich schon mehr oder weniger bei der Kern- 
frage. Ich glaube, daß im Kapitel 7, das mehi- 
oder weniger auch die Förderung der Wirt- 
schaft beinhaltet, auf Grund der gegebenen 
Situation viel zuwenig angesetzt ist, daß iin 
Gesamtbudget für die Belebung und Ankur- 
belung unserer Wirtschaft im allgemeinen 
zu wenig vorhanden ist, und zwar deswegen, 
weil wir eben keine größeren Einnahmsquel- 
len zu verzeichnen haben. Wir hätten Vor- 
sorge treffen können, indem man beizeiten 
die an uns herankommende Situation hätte 
abschätzen müssen. Man hätte den Mut 
haben müssen, wenn nicht mehr Mittel auf- 
zubringen sind, mindestens eine gewisse Um- 

schichtung vorzunehmen, um den notwendi- 
gen Erfordernissen einer rascheren Wirt- 
schaftsbelebung Rechnung tragen zu können. 
Ich möchte mich mit drei Punkten beschäfti- 
gen, die mir notwendig erscheinen, rasch 
gelöst zu werden. Das erste wäre die 
Reorganisation der verstaatlichten Betriebe 
des Stahlsektors, beim Buntmetall und 
ebenso das in der letzten Zeit schon bespro- 
chene Problem unserer Schiffswerften. Das 
zweite, glaube ich, ist diese Flaute, in der 
wir uns befinden, von der man sagt, daß sie 
noch lange nicht zu Ende ist, daß sie den Tief- 
punkt noch nicht erreicht hat, und darüber 
hinaus die nun schon altbekannte Winter- 
arbeitslosigkeit. Als drittes kämen die 
Gesamtschwierigkeiten bei unseren Energie- 
trägern Kohle, Erdöl und Erdgas. Die 
Reorganisierung in der Verstaatlichten hat 
natürlich in der Problemstellung und ihrer 
Lösung große Schwierigkeiten zu erwarten. 
Warum? Die Interessen sind vielfältig. Wir 
kennen auf der einen Seite die Finmen- 
interessen und auf der anderen Seite die 
Arbeitnehmerinteressen, wir kennen aber 
auch die Landesinteressen. Gerade bei der 
Stahlindustrie ist es leider Gottes so, daß die 
Mutterbetriebe dieser Konzerne in den ande- 
ren Bundesländern beheimatet sind, nur nicht 
in Niederösterreich. Wir haben in der Stahl- 
industrie große tfberkapazitäten, daher ist es 
unbedingt notwendig, daß es zu einer raschen 
Lösung in dieser Frage kommt. Die Firmen- 
interessen gehen dahin, bei jeder Lösung 
irgendwelcher Art die führende Rolle zu 
behaupten. Die VÖESt nimmt gerne alle 
anderen Konzerne unter ihre Führung, und 
umgekehrt sprechen Böhler, Schöller und die 
Alpine auch von Sanierung, wenn alles, was 
ihnen lukrativ erscheint, zu ihnen kommt und 
die anderen die Knochen bekommen. Die 
Belegschaft hat Sorge um die Erhaltung des 
Arbeitsplatzes, darüber hinaus auch deswegen 
Sorge, weil sie sagt, die verschiedensten 
Betriebe sind nicht in  Industriezentren, son- 
dern in Tälern, wo keine andere Arbeitsmög- 
lichkeit beste'ht, und wie kommen wir dann 
zu einem Arbeitsplatz, ohne nicht viel pen- 
deln zu müssen. Sie haben sich in den letzten 
Jahren ihr Wohnhaus dort gebaut, haben 
also ihren Wohnsitz dort aufgeschlagen. Und 
dann sagen sie, die Erhaltung des Arbeits- 
platzes um jeden Preis, weil ja mit dessen 
Verlust auch die sozialen Leistungen, die 
zusätzlich und außer den Verträgen gegeben 
werden, verlorengehen. Die Länder haben 
natürlich von der Steuerertragsseite her (das 
Interesse, die Betriebe nicht zu verlieren, 
ebenso auch aus wirtschaftlichem Interesse, 
weil doch nur mit blühenden Betrieben, blü- 
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henden Industriestätten und mit Vollbeschäf- 
tigung auch ein gewisser Wohlstand zu ver- 
zeichnen ist. Wie schaut aber das Ganze aus? 
Der Stahlsektor nicht gar zu rosig. SchöUer- 
Bleckmann - Sie haben 'heute in der Presse 
gelesen - hat nicht nur einen schlechten Auf- 
tragsstand, sondern schon seit Jahren eine 
Unterkapiitalisiierung. Dieses Unternehmen ist 
nun versucht, durch Zuführung von Kapital- 
mitteln aus der finanziell schwierigen Situa- 
tion herauszukommen. Ich bin überzeugt, daß 
das allein auch nioht die Hilfe ist, wenn es 
nicht zu einem für Schöller tragbaren Arran- 
gement kommt, um weiterhin die Beschäfti- 
gung aufrechterhalten zu können und von die- 
sem Produkt, das in Zukunft dort erzeugt 
werden kann, solche Zuteilungen zu haben, 
daß sie auch lukrativ arbeiten können. Die 
Erhaltung der Schöller-Bleckmann-Werke ist 
für die darin Beschäftigten und darüber hin- 
aus für den Bezirk Neunkirchen und Wiener 
Neustadt eine große Existenzfrage. Sie wis- 
sen, daß es bei Semperit in Wimpassing nicht 
zum besten steht, Sie wissen, daß Brevillier- 
Urban bis vorigen Monat kurzgearbeitet )hat; 
auf der Auftragsseite hat sich nicht viel 
gebessert. Sie wissen, daß die beiden Kohlen- 
bergwerke in Girünblach und Höflein geschlos- 
sen wurden, Sie wissen, daß man das Rax- 
werk geschlossen hat und daß praktisch keine 
neuen Betriebe in  Sicht sind. Man spricht 
sogar, daß die Textilfirma Wallig in den näch- 
sten Tagen zusperren wird. Wir haben also 
im Raum Neunkirchen mit dem verstaatlich- 
ten Betrieb ISchöller-Blleckmann und dariiber 
hinaus mit anderen Betrieben große Sorgen. 
Man könnte sagen: Warum haben wir die 
Sorgen erst heute? Warum haben wir sie 
nicht früher festgestellt? Bei Schöller-Bleck- 
mann kennt man die Sorgen schon seit eini- 
gen Jahren, es ist aber leider Gottes nie zu 
Lösungen gekommen. Die ganzen 22 oder 
23 Jahre der verstaatlichten Industrie hat 
man es verhindert, mehr Freizügigkeit in der 
Produktion zu geben, das heißt, man hat 
gesagt, sie darf nicht in die Fertigungs- 
industrie gehen. Daher sind diese Betriebe - 
natürlich auch auf Grund dieser Stahlflaute 
auf dem Weltmarkt - zum Opfer geworden 
und in einer sehr schwierigen Situation. So 
änhlich sieht es auch in der Alpine Traisen 
aus. In der Alpine Traisen ist es keine Kapi- 
talschwierigkeit; dort ist die Schwierigkeit 
echt, sie geht auf den Preisverfall bei den 
Fittings zurück. Die Firma, obwohl sie 
modernisiert und rationalisicert hat, ist nicht 
imstande, mit der Konkurrenz der Portugie- 
sen, der Jugoslawen und auch der Ungarn 
mitzukommen, die mit Dumpingpreisen in 
Österreich und auch in Deutschland ihre Fit- 

Gesetzigebun'gsperiode. 8. Sitzung am 14. Dez. 196'7 
~ 

tings abverkaufen. Der deutsche Handel hat 
gesagt, daß er in Zukunft unsere Preise nicht 
mehr bezahlt. Das hat bedeutet, daß von einer 
ausgelasteten Produktion von 500 Tonnen 
Fittings im Monat die Firma Alpine in Trai- 
sen auf 300 Tonnen zurückgehen mußte. Das 
heißt, daß nun eine Oberkapazität vorhanden 
ist. Eis sbeigen dadurch die Regien, un&natür- 
lich sind auch Arbeitsplätze gefährdet. Vom 
Stahlwerk Alpine in Traisen sagt man: 
So weit weg vom Zulieferanten, die Alpine 
ist so weit oben! Wir kennen das aus dem 
Betrieb in Wördern, der geschlossen wurde, 
weil die Zulieferungskosten zu hoch und das 
Ganze nicht mehr gewinnbringend war. So  
ahnlich spricht man jetzt vom Stahlwerk in 
Traisen. Eine Schließung des Stahlwerkes 
würde für das Traisental eine Katastrophe 
bedeuten, sind doch im Traisener Werk über 
1000 Beschäftigte. Der Raum St. Pölten, der 
früher noch für Arbeitskräfte aufnahme- 
fahig war, ist zur Zeit ebenfalls nicht auf- 
nahmefähig, weil in St. Pölten Schwierig- 
keiten bei den Voith-Betrieben sind, so daß 
keine Möglichkeit gegeben wäre, diese Leute, 
die Metallarbeiter sind, unterzubringen. Jetzt 
spricht man in diesem Zusammenhang von 
einer Europakupplung. Am europäischen 
Eisenbahnverkehr soll eine Kupplung einge- 
führt werden, die die Russen genauso ver- 
wenden können wie die Österreicher. 
Dadurch soll der Transitverkehr auf eine 
größere Basis gestellt werden, es sollen nicht 
nur bestimm'te Waggons ins Auslanjd rollen, 
sondern jeder Waggon, weil eine norimiarte 
europäische Kupplung geschaffen werden 
soll. Ich möchte hier die Landesregierung 
ersuchen, ihren Einfluß dahingehend geltend 
zu machen, daß bei der internationalen Ver- 
gabe - es sollen nach den Berichten der Fir- 
men die Länder vertreten sein, es soll auf 
vier Teile aufgeteilt werden - auch das Werk 
Traisen, das für diese Arbeiten spezialisiert 
ist, Berücksichtigung findet. Das würde bedeu- 
ten, daß die Stahlgießerei Traisen wieder auf 
Jahre Beschäftigung hätte. 

Etwas freundlicher sieht es aus, wenn man 
die VÖEiSt Linz mit der Hütte K r e m  
betrachtet. Sie wissen, daß die Arbeitskolle- 
gen in (der Hütte Krems zeitgerecht erfaßt 
haben, daß man sie als kleinen Betrieb, als 
Anhängsel der VÖESt aushungern wollte. 
Sie haben - meiner Auffassung nach zeit- 
gerecht - den Marsch auf Wien unternom- 
men. Ich möchte hier feststellen, daß dieser 
Marsch auf Wien in voller Ruhe und Disziplin 
durchgeführt wurde. Er sollte nur dazu die- 
nen, die Öffentlichkeit aufmerksam zu 
machen, daß hier eine Arbeitnehmerschaft 
echt um ihre Arbeitsplätze zittert, und sie 
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haben nicht mehr verlangt als ,,Helft uns!". 
Wir dürfen feststellen, es ist geholfen wor- 
den, die Hütte Krems hat praktisch ein neues 
Produktionsprogramm bekommen und gehört 
heute zu jenen Betrieben, die noch immer 
Arbeitskräfte suchen. 

Eei den Böhler-Werken in Waidholfen an 
der Ybbs ist die Frage sehr kritisch. Sie wis- 
sen, daß in Kapfenberg das Herz der Böhler- 
Werke schlägt. Dort gibt es im Mutterbetrieb 
nahezu 6000 Beschäftigte, die natürlich auf 
dem Standpunkt stehen: ,,Uns ist das Hemd 
näher als der Rock. Wir wollen euch nicht 
umbringen, aber wenn es schlechter geht, 
wird diese und jene Produktion bei uns 
durchgeführt, und es wird eben dann hin und 
her jongliert." Es ist verständlich, daß jeder 
versu,cht, das Bestte zu Gekomimen. Wenn im 
Zuge der Zusammenlegung und Ratiionalisie- 
rung Eingriffe gemacht werden, darf ich doch 
sagen, es müßten nicht nur der Bezirk und 
die Gewerkschaften, sondern auch das Land 
Interesse daran haben und bei der ÖIG ihren 
Einfluß geltend machen. Wir wissen, alles 
kann man nicht erreichen, aber wir würden 
doch ersuchen, daß die Opfer, die unter 
Umständen von den niederösterreichischen 
Betrieben abverlangt werden, nicht allzu 
hart sind, daß sie gerecht verteilt werden. 
über das Wort „gerecht" kann man verschie- 
dener Meinung sein, aber wir sind der Auf- 
fassung, daß die Opfer, die zu erbringen 
sind, nicht so einschneidend sein müssen, son- 
dern daß sie erträglich bleiben. Wir wissen, 
daß eine Zusammenlegung auch Arbeitsplätze 
kosten wird, wir sind von der Notwendigkeit 
überzeugt, nur wollen wir nicht, daß dies nur 
auf Kosten der niederösterreichischen Arbeit- 
nehmerschaft geht. 

Trauriger ist die Situation am Buntmetall- 
Sektor. Hier haben wir den Caro-Enzesfelder- 
Betrieb, den Berndorfer Betrieb und einen 
Berndorf-Ranshofen gehörenden Betrieb in 
Amstetten. Der Betrieb Zugmayer in Waldegg 
hat bereits seine Pforten seit langerer Zeit 
geschlossen. Die anderen Betriebe haben 
gedacht, wenn diese Firma zusperrt, geht es 
uns besser, aber das Gegenteil ist eingetreten, 
es ist schlechter geworden. Wir haben auch 
hier große tfberkapazitäten, und es muß zu 
einer Bereinigung kommen. Wie sieht nun 
die Situation am Buntmetallsektor wirklich 
aus? Die Firma Caro-Enzesfeld versucht 
natürlich, ihren Betrieb aufrechtzuerhal- 
ten, die Berndorfer, die danebenliegen, wul- 
len das gleiche erreichen, und die Amstettncr 
sagen, wir wollen auch leben. Die Bürgermei- 
ster marschieren, die Belegschaften marschie- 
ren, es muß aber meiner Meinung nach zu 
einer Einigung kommen. Das könnte in der 

Form geschehen, daß man zeitgerecht mit den 
Betroffenen spricht. Bevor man Caro-Enzes- 
feld schließt, soll man rechtzeitig Vorsorge 
treffen, daß dieser Betrieb mit einer anderen 
Fertigung weiter geführt wird. Das genannte 
Werk wurde sehr modernisiert, es wurden 
neue Hallen geschaffen, es handelt sich also 
um eine Betriebsstätte, die um jeden Preis 
erhalten werden müßte. Ich gebe zu, daß dies 
am Buntmetallsektor nicht möglich ist; daher 
geht auch meine Bitte dahin, jeglichen Ein- 
fluß dahin geltend zu machen, daß von einer 
Schließung des Betriebes Caro-Enzesfeld 
abgesehen wird und daß rechtzeitig Intercs- 
senten gefunden werden, die es ermöglichen, 
daß nach Einstellung der Produktion ,,Bunt- 
metall" zu einer anderen Fertigung über- 
gegangen wird. 

Wir haben in letzter Zeit auch über die 
Probleme der Schiffswerft gesprochen. Ich 
möchte in Erinnerung rufen - da in den 
nächsten Tagen die DDSG und auch die Werf- 
ten ihre Sitzungen abhalten werden -, daß 
die Zugehörigkeit der Schiffswerft zur DDSG 
bisher keine glückliche Lösung war. Es 
besteht daher die Notwendigkeit einer Tren- 
nung der Schiffswerft von der DDSG. Ich 
weiß, daß es der Schiffswerft durch ihre 
Zugehörigkeit zur DDSG nie gelungen ist, 
sich von Verwaltungskosten zu trennen, die 
sie gar nicht verursacht hat. Man ist noch 
heute der Meinung, daß die DDSG der Werft 
überhtihte Verwaltungskosten verrechnet hat. 
Daher war die Werft nie in der Lage, ein 
günstiges Bilanzbild zu geben. Wir sind auch 
hier der Meinung, daß wir mit einer Zusam- 
menlegung der Schiffswerften Korneuburg 
und Linz im Wege der Fusionierung nicht 
einverstanden sein können, sondern daß wir 
der Konzernierung mit einer Dachgesell- 
schaft oder einer Gesellschaft, in der beide 
Werften die gleichen Rechte haben, das Wort 
reden sollen. 

Nun zu einem anderen Problem. Wir haben 
es natürlich doppelt so schwer wie die west- 
lichen Bundesländer, ist doch Niederöster- 
reich sowohl durch den Krieg als auch die 
nachfolgende lange russische Besatzungszeit 
schwer heimgesucht worden. Auch in der 
weiteren Folge wurde das Land Niederöster- 
reich bei Zuteilung der ERP-Kreditmittel 
benachteiligt, sie kamen ziemlich spät zum 
Einsatz und daher, glaube ich, müßte beli den 
Reorganisationsgesprächen dieser Umstand 
Berücksichtigung finden. Die Endkonsequenz 
dieser ganzen wirtschaftlichen Maßnaihmen 
soll doch letztlich darin liegen, zur Sicherung 
der Arbeitsplätze beizutragen, damit die 
Familien nicht des bißchen Wohlstandes, den 
sie sich in den letzten zwei Jahrzehnten nach 
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dem Krieg eraribeitet haben, wieder verlustig um die Wirtschaft machen, ich kenne auch 
werden. Der wirtschaftliche Fortschritt bei Ihre Sorgen, den bündischen Ausgleich zu 
einer Reorganisation i'st nicht zu bezweifeln, finden. Sie h a k n  es sehr schwer und können 
wir glauben daher, daß die Arbeitnehmer- sich leider nicht durchsetzen. Ich würde 
Schaft für diese Dinge vollstes Verständnis Ihnen gerne mit meiner Fraktion helfen, 
hat und niichlt begreifen kann, daß man heute wenn Sie in der Lage wären, eine Umschich- 
so leicht Arbeitsplätze opfert. Ich habe hier tung des Budgets durchzusetzen. Wir würden 
eine Liste von Betrieben, in denen zirka gerne dafür stimmen, weil wir wissen, daß 
2500 Menschen vom Jahre 1966 bis 1. August mit der Ankurbelung der Wirtschaft die Sor- 
1967 ihre Arbeitsplätze verloren haben, und gen von den niederösterreichischen Beschäf- 
zwar handelt es sich um Arbeitsplätze, die tigten, auch von den Bauern, genommen 
man bisher als dauernde Beschäftigungen würden. Wir sind überzeugt, daß mit einer 
bezeichnet hat. Ich habe eine weitere Liste florierenden Wirtschaft d'er Wohlstand in 
vor mir litegen, die beweist, daß nahezu Niedmerösterreich sich wieder langsam auf- DRITTER I 
1500 Arbeitsplätze endgültig aufgegeben wur- wärtsentwickeln würde, Das Btild, das sich 
den, indem 26 Industriebetriebe gesperrt uns zur Zeit bietet, ist trist, es ist so trist, 
werden mußten. Eine dritte Liste besagt, daß daß wir jsede Hoffnung aufgegeben haben, 
wir bis 1. September 1947 Beschäftigte in daß sich in den nächsten Monaten hier e h a s  
Kurzarbeit hatten. zum Besseren wendet. Hoffnung hätten wir Herren! Bevoi 

Wenn man sich diese Ziffern vor Augen dann gehabt, wenn wir bessere Ansätze im Thema, nämlid 
führt, kann man wohl nicht mehr 'so sorglos Budget gesehen hätten. Alpenraum, eil 
sein und sagen, es herrscht keine Wirtschaft- Gestatten Sie mir noch einige Sätze zu kurz auf die I 

li&e Flaute, all das ist noch nicht besorgnis- unseren Energieträgern. Wir haben in Nie- ners zurückkor 
erregend. Es müßte meiner Meinung nach derösterreich das Pech, keine Kdhlenberg- hat in der GrL 
hier rasch gehandelt werden, und zwar in der werke mehr Zu haben, wir haben aber auch sprochen, insbl 
Richtung, daß das Land trachtet, wenn schon das Pech 'mit dem Erdgasl Un(d. es Wird auch 
die Bundesregienng es verabsäumt hat, in den nächsten Jahren kein Erdgas mehr 
durch eine Um'schichtung oder durch Auf- Igeben. ES Wäre nur wünschenswert, wenn es 
nahme einer Anleihe eine belebende Wirt- veitgerecht ZU einem Vertrag käme, damit die 
schaftliche Tätigkeit zu entfachen. Wie sieht Industrie, die in erster Linie darunter leidet, 
es nun wirklich aus? Tausende Bauapbeiter nicht SO benachteiligt ist. Ich glaube, Ihnen wertlos werde] 
fürchten sich davor, in den nächsten Tagen keine Neuigkeit ZU sagen, daß die grökren möglich ist. D 
arbeitslos ZU werden und erst sehr spät im Industriebetriebe ab März des kommenden den Umstand v 
Frühjahr wieder arbeiten ZU können. Im Jahres kein Gas mehr geliefert bekommen. Raum 25 Mi1 
Jahre 1962 - i& war ZU dieser Zeit noch Sie wissen aus der Presse, daß die Venhand- Windbruch zu1 
nicht im Hohen H a u s  - wurde der lungen sehr schwierig sind, die Hoffnungen, ich zur Ansat: 
Beschluß gefaßt, einen Terminplan zu erstel- demnächst mit den Russen einen Vertrag zu ganz kurz eh 
len, der über die öffentlichen Arbeiten, über bekommen, sind sehr trügerisch. Ich bin ande- bemerken, daß 
die zu planenden Arbeiten Auskunft gibt. rer Meinung, wenn man Sich Vor Augen hält, Vorwurf sein 
Damit sollte eine Regelung getroffen werden, daß die Russen für  Österreich nicht allein als im Vorjahr 
die Arbeiten so zu beginnen und zu beenden, eine Gasleitung um Millionen Schilb? in den nächster 
daß auch die saisonbedingte Arbeitslosigkeit bauen, sondern nur bereit sind, einem Ver- 
absinkt. Dieser Beschluß ist auf Grund des trag zumstimmen, wenn die Gasleitung durch 
Protokolles einstimmig gefaßt worden. I& Österreich, Italien 'bis Frankreich geht, weil wendig sein, ir 
habe im Jahre 1965 diesen Beschluß urgiert wir nach Ziffern, die ich gehört hab% nur sehen. Wenn ic 
und gebeten, die Landesregierung [möge einen 8 Prozefit der Gesamhenge, die durch diese Wegeerschließu 
Reiricht üb'er diesen Teminplan geben; der Rohre gehen Soll, abnehmen. Entschuldigung 
Antrag wurde damals mit den Stimmen der Ich glaube, wir werden erst dann einen Weg beschreite 
OVP abgelehnt. Ich glaube, es weiß hier im Vertrag bekommen, wenn die Franzosen und Gruppe 0 oder 
Hause niemand, ob ein solcher Terminplan Italiener abgeschlossen haben, und dann müs- sollen. I& möc 
existiert, ob er befolgt wird. Ich glaube, auch slen wiir gewärtig seiin, daß wir einen so gün- Herrn Präsizlev 
die Kollegen der OVP werden diesen Plan stigen Endgaspreis, wie wir ihn zur Zeit heute bereits ü 

die Landwirtsc 
sen, daß die In1 

wahrscheinlich noch nicht gesehen haben. Er h a k n ,  nicht mehr bekommen werden. 
wurde meiner Meinung nach deshalb abge- ~1~ nächstes gibt es das Erdölproblern. 
lehnt, weil eben keiner existiert hat. Man hat D~~~ brauche ich nicht zu sagen, es haben Raum für die 

sein wird, abe 
sie für  die E 
haben große Sc 

sind nicht dafür. Auch hier sieht es genauso traurig aus, wen 
ben aussehen man das Rad der Zeit um zehn Jahre vor 

ich mir Ihr sorgenvolles Gesicht ansehe, ver- wärts dneht. Wir glauben, daß auch hie 

gefaßt sind. I& stehe ich nur zu gut Ihre Nöten, die Sie sich eine katastrophale Lage eintritt, wenn e 

andere Industr 

sieben oder ach 
also schon hiei 
zu denken. Au 
nung nach bis1 
möchte Sie alk 
sich zu bemühe 

kurz ergänzen, 

es sich halt leichtgemacht und gesagt, Wlr sich schon einige Kollegen damit beschäftigt. 

Herr Landeshauptmannstellvertreter, wenn 
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nicht zeitgerecht gelingt, in diese Erdölgebiete 
andere Industriebetriebe hinzubringen. Zeit- 
gerecht dann, wenn man weiß, daß es noch 
sieben oder acht Jahre Erdöl gibt. Man müßte 
also schon hieute beginnen, an das Morgen 
zu denken. Auch darin ist man meiner Mei- 
nung nach bisher sehr sorglos gewesen. Ich 
möchte Sie alle hier im Hohen Hause bitten, 
sich zu bemühen, den Erdölarbeitern rechtzei- 
tig zu hmelfen, damit sie, wenn die Erdölgewin- 
nung eingestellt wird, neue Arbeitsplätze 
vorfinden. (Beifall links.) 

DRITTER PRÄSIDENT REITER: Zum 
Wort gelangt der Herr Abg. F a h r n b e r- 
g e r. 

Abg. FAHRNBERGER: Herr Präsident! 
Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Bevor ich auf mein eigentliches 
Thema, nämlich die Verkehrserschließung im 
Alpenraum, eingehe, möchte ich noch ganz 
kurz auf die Ausführungen meines Vorred- 
ners zurückkommen. Mein Freund Reischer 
hat in der Gruppe 0 zur Forstwirtschaft ge- 
sprochen, insbesondere über die Katastro- 
phenfälle, die im Vorjahr und im letzten 
Frühjahr paissiert sind. Ich möchte nur ganz 
kurz ergänzen, daß wir auf diesem Gebiet 
noch sehr schwere Sorgen haben. Es besteht 
die Gefahr, daß Tausende Festmeter Holz 
wertlos werden, weil der Abverkauf nicht 
möglich ist. Die Situation wird noch durch 
den Umstand verschärft, daß im europäischen 
Raum 25 Millionen Festmeter Holz dem 
Windbruch zum Opfer gefallen sind. Wenn 
ich zur Ansatzpost für die Forstwirtschaft 
ganz kurz etwas sagen darf, möchte ich 
bemerken, daß diese leider - es soll kein 
Vorwurf sein - etwas geringer dotiert ist 
als im Vorjahr. Weil wir jedoch wissen, daß 
in den nächsten Jahren zirka 1000 Hektar zur 
Aufforstung anfallen, wodurch hohe Auffor- 
stungskosten entstehen werden, wird es not- 
wendig sein, in Zukunft mehr Mittel vorzu- 
sehen. Wenn ich nun zur Ansatzpost 733-61, 
Wegeerschließung, komme, möchte ich um 
Entschuldigung bitten, weil ich hier einen 
Weg beschreite, der eigentlich schon in der 
Gruppe 0 oder 6 hätte eingeschlagen werden 
sollen. Ich möchte auf die Ausführungen des 
Herrn Präsir'enten Reiter zarückkommen, der 
heube bereits über die Raumplanung auch für 
die Landwirtschaft gesprochen hat. Wir wis- 
sen, daß die Integrationsreife im europäischen 
Raum für die Landwirtschaft sehr schwierig 
sein wird, aber noch viel schwieriger wird 
sie für die Bergbauernbetriebe sein. Wir 
haben große Sorgen, wie es in diesen Betrie- 
ben aussehen wird, wenn wir einmal im 
europäischen Wirtschaftsraum zusamxnen- 
gefaßt sind. Ich war vor einigen Monaten bei 
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einer internationalen Tagung in Süddeutsch- 
land. Dort wurden die Probleme der fünf 
Millionen Menschen, die in den Alpengebie- 
ten des mitteleuropäischen Raumes leben, 
aufgezeigt. Es sind hauptsächlich Bauern, die 
sehr schwer um ihre Existenz zu kämpfen 
haben. Es erhebt sich nun die Frage, ob man 
diesen Menschen ihre Lebensräume erhalten 
soll oder ob sie ihre Betriebe aufgeben sol- 
len, um in andere Berufssparten eingegliedert 
zu werden. Im letzteren Fall würden diese 
Räume etwa zu Naturparks umgewandelt 
werden wie in Amerika, wo viellreicht diese 
Menschen als Landschaftswächter angestellt 
werden. 

Meine Verehrten! Das würde dem Staat 
letzten Endes sehr viel Geld kosten. Die 
Erkenntnisse dieser Beratungen haben uns 
gezeigt, daß alles getan werden muß, um 
diese Menschen in ihrem Lebensraum zu 
erhalten. Die Aufgaben, die den Bewohnern 
des Berglandes gestellt sind, sind wohl Jahr- 
tausende alt. Wir alle wissen, daß die Men- 
schen im Alpenraum Hüter der Kultur und 
des Lebens in  diesen Gebieten sind. Gerade 
im heutigen Industriezeitalter ist es besonders 
wichtig, daß kranke Menschen in diese 
Gebiete kommen können, um ruhige Plätze 
zu finden. Daraus erkennen wir die große 
Bedeutung, die der Erhaltung dieser schönen 
Gebiete zukommt. Ich denke hiebei an unser 
Heimatland Niederösterreich, das Land um 
Wien. Es ist ja bekannt, daß unsere Groß- 
städter und die Bewohner der Industrie- 
gebiete nicht nur die Urlaubszeit draußen im 
Bergland verbringen, sondern daß sie auch 
zu den Wochenenden gerne diese herrlichen 
Erholungsgebiete, Ü b e r  die Niederösterreich 
verfügt, aufsuchen, sei es nun im Waldviertel 
oder im Alpenvorland. Natürlich setzt das 
voraus, daß die Leute, die auf Nahurlaub 
oder zum Wochenende unsere schönen 
Gebiete besuchen wollen, diese in kurzer Zeit 
erreichen können. Wenn heute schon über- 
regional, und zwar über die Autobahn, ge- 
sprochen wurde, so erlaube ich mir, von 
Bundes-, Landes- und Gemeincbestraßen 
sowie letzten Endes auch über die Güterwege 
zu sprechen, die der Erholungsuchende zur 
Erreichung seiner Ziele braucht. Im Güter- 
Wegebau wurden in der Nachkriegszeit schon 
sehr viele Leistungen erbracht. Natürlich 
waren sie anfangs dazu da, um die Bewohner 
an das Verkehrsnetz anzuschließen, damit sie 
ihre Produkte abführen beziehungsweise 
Konsumgüter ennholen konnten, und auc!i 
für  andere Zwecke, wie zum Beispiel die 
Herbeiholung von Arzt oder Tierarzt. 

Meine sehr Verehrten! In der neuesten Zeit 
ist es so, daß diese Verkehrswege zum größ- 
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Ich werde es dil ten Teil dem Fremdenverkehr dienen. Ich wenn wir gemeinsam diesen Weg beschreiten, Ansätze, dlie in I habe mir aus der Entwicklung des Wege- ist uns allen gedient, den Menschen, die Ruhe 
noch andere Pr baues einen kleinen Ausschnitt geben lassen und Erholung suchen, und den Menschen, die 

und mußte leider feststellen - das Wort Jei- in diesem Bergland leben müssen, damit sie gerade diese A 
weil ich im vorj der'' soll kein Vorwurf sein -, daß die hier einer besseren Zukunft entgegengehen. zur Verfügung stehenden Mittel immer ZU DRITTER PRÄSIDENT REITER: zum der steigende P 

gering sind, um der drängenden Entwicklung Worte kommt Herr Abg. Viktor derung der Lan 
zur Erschließung dieser Räume entsprechen über dem Steig 

für  die Einric 
Abg. Viktor SCHNEIDER: Hohes Haus! Land- und Fon 

zu können. Obwohl wir schöne Erfolgsmel- 
dungen haben, die besagen, daß seit dem 
Jahre 1946 schon mehr als 1100 Kilometer Gestatten Sie mir, daß ich einige kurze Sätze kann man festsi 

zur Gruppe selbst noch sage, Kollege Fichtin- 6 das Jahr  1967 solcher Wege gebaut worden sind, wird ES 
ger hat für Melk die Donaubrücke reklamiert. Gruppe 7, dii 

102,127.000 Schi 
wahrscheinlich noch zirka zehn Jahre dauern, Ich war der Meinung, daß da mein Bezirks- 

kollege Abg. Wüger sofort auf das Podium das nächste Ja 
bis dem Bedarf Genüge getan ist, selbstver- 
ständlich mit großem Kostenaufwand und 
tatkräftiger Unterstützung des Landes. Es laufen würde und zu Kollegen Fichtinger also um rund 1, 
sind noch zirka 2000 Höfe anzuschließen, die sagen würde: Mein lieber Freund, die nächste gegen bei den 
heute noch darauf warten, ihre Verkehrswege Donaubrücke gehört uns! (Abg. Kienberger: zur Förderung, 
zu bekommen, um letzten Endes auch in ihrer Ist in Ordnung!) Und warum? Weil Kollege 1 .  aufscheinen, ME 
Existenz gesichert zu sein. Wie ich schon Wüger im Fernsehinterview so tatkräftig für 

den Bau einer Donaubrücke bei Hainburg erwäihnt habe, dient die Verkehrs- 
blem der Schuk eingetreten ist. Ich aber als Nachbar, wir erschließung dieser Gebiete in zweiter Linie 

dazu., um dim fremden, erholungsuchenden grenzen nämlich zusammen, erlaube mir, das auch, ich n 
ich habe auch t diese Brücke jetzt auch für mich zu reklamie- 
Sen -, daß ma ren. Ich nehme nun an, weil wir die Donau- Menschen die Möglichkeit zu geben, überall 

hinzukommen. Natürlich gibt es diesbezüglich 
I den Einrichtung brücke reklamieren, daß nicht eventuell Kol- auch einige Schwierigkeiten, denn je mehr ' und Forstwirtsc lege Fichtinger jetzt sagt: Was wollt denn diese Wege und Straßen benützt werden, um 1 tion des gesam Ihr mit einer Brücke, Ihr habt doch gar kein so haher sind ihre Erhaltungskosten. Gerade 1 zuführen oder Wasser?! (Heiterkeit irn Saal.) Ich will hier im Alpenvorland, wo die Witterungsunbil- 

den stärker und auch die Wege steiler sind nicht einen Spaßvogel abgeben, der sagt: Na, gen, damit man 
erforderlichen I das werden wir schon bekommen. Wir haben als in anderen Gebieten, ist die Abnützung 
daß gerade bei schon ein Wasser. Und das ist natürlich, daß dieser Wege naturgemäß viel größer, und 
ausgaben eine 1 gerade dieses Wasser das Wirtschaftsgebiet im wenn sie noch dazu viel benützt werden, geht 

Marchfeld trennt. Ich bringe das deshalb hier das aber nicht 1 die Abnützung noch viel schneller vor sich. 
tion der gesam vor, weil gerade unser Zipfel im äußersten Ich bin der Meinung, daß hier nichts anderes 

Osten von Niederösterreich immer das zu nehmen? Un 
Aschenbrödel gewesen ist, nicht nur vom Bun- durch die Schi 

übrigbleibt, als daß die öffentliche Hand 
gemeinsam mit den dort Lebenden alles 

desland, sondern auch von unserem Heimat- Bauernsöhne un 
land. Genauso wie das Waldviertel. Wir neh- fü r  den Agrarse unternimmt, um diese Wege zu erhalten, 

men nicht an, daß, wenn dort eine Brücke essieren, jenes ' damit sie einerseits den Bewohnern dienen 

man heute von gebaut wird, das Wirtschaftsgebilde des und andererseits den Erhollungsuchenden die 

Marchfeldes mit dem Zipfel im Fernen Osten und technischen Möglichkeit geben, diese Gebiete aufsuchen 

Landwirtschafts1 
und genießen zu können. 

Man spricht sehi Zusammenfassend möchte ich also noch herangeführt werdmen an andere 'Gebiete, die 
einmal darauf hinweisen, daß die Erhaltung schon weit besser als wir daran sind. Ich habe fachung - auch 
dieser Gebiete nicht allein ein österreichisches einmal gehört, daß sich die Landeshauptleute, in diesem Hohe 
Problem ist, sondern in allen mitteleuropai- dort wo sie leben, immer ein Denkmal gesetzt handlung der C 

Antrag angenorr schen Staaten besteht. Diese Räume werden haben. Ich hoffe, daß sich unser Landeshaupt- 
Bundesebene aL in jedem Land ausgebaut. Sie sollen erhalten mann - ich weiß, er hat große Sorgen für 
gen zu erzielen. bleiiben, damit sie in dieser hektischen Zseit, in alle Gebiete Nied,erösterreichs, er ist auch 

den Einrichtung der wir heute leben, den Menschen echte dafür verantwortlich - diesbezüglich auch 

und Forstwirtsc Erholung bringen. Wir wollen den Bewoh- für unser Gebiet einsetzt. darmit auch diese 
den könnten. H4 nern dankbar sein, daß sie in diesen Gebie- Gebiete einmal einen wirtschaftlichen An- 

den Mut haben, ten ihre Existenzen fristen und den festen schluß finden. Ich danke, daß Sie mich nicht 

teifreunden die Willen haben, dort auch in Zukunft zu blei- gestört haben. 
wo man Million ben. Damit komme ich nun zu ,dem Kapitel, für 
dann zur FÖrder Und wenn wir gemeinsam diese Entwick- das mir das Wort erteilt wurde. Hahies Haus! 

lung für unseren Fremdenverkehr schaffen, Ich habe mich im vorigen Jahr bei den Bud- 
ehrte Damen un dann wird auch das zur Besitzfestigung unse- getberatungen zur Gruppe 7 mit der För- 
Stützung meiner rer Bauern beitragen, sei es nun im Wald- derung der Land- und Forstwirtschaft und 

viertel oder im Alpenvorland. Ich glaube, deren Einrichtungen zur Förderung befaßt. 

~ _ _ _  

c h n e i -  
r. 

~ zur Verfügung 

Sch2lling gegeni 1 len sind. Kolle~ 
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ich weride es diemal  wieder tun und auch die 
Ansätze, &ie in der Gruppe 7 aufscheinen, und 
noch andere Probleme besprechen. Ich nehme 
gerade cdiese Ansätze der Gruppe 7 heraus, 
weil ich im vorigen Jahr aufgezeigt habe, daß 
der steigende Prozentsatz der Mittel zur För- 
derung der Land- und Forstwirtschaft gegen- 
über dem steigenden Prozentsatz der Mittel 
für die Einrichtungen zur Förderung der 
Land- und Forstwirtschaft zu gering war. SO 
kann man feststellen, daß im Voranschlag für 
das Jahr  1967 bei den Ansätzen in der 
Gruppe 7, die die Förderung betpeffen, 
102,127.000 Schilling eingesetzt waren und für 
das nächste Jahr  nur 100,641.000 Schilling, 
also um rund 1,500.000 Schilling weniger, hin- 
gegen bei den Ausgaben der Einrichtungen 
zur Förderung, die mit 65,307.000 Schilling 
aufscheinen, Mehrausgaben aLso von 7,569.000 
Sch2lling gegenüber dem Jahr 1967 festzustel- 
len sind. Kollege Brunner hat Uber das Pro- 
blem der Schulen gesprochen, und ich bejahe 
das auch, ich muß aber schon sagen - und 
ich habe auch voriges Jahr darauf hingewie- 
sen -, daß man sich nicht bemüht hat, bei 
den Einrichtungen zur Förderung der Land- 
und Forstwirtschaft eine gewisse Konzentra- 
tion des gesamten Fragenkomplexes herbei- 
zuführen oder wenigstens Ansätze aufzuzei- 
gen, damit man die steigenden Ausgaben im 
erforderlichen Rahmen hält. Ich weiß schon, 
daß gerade bei dieser Frage die Personal- 
ausgaben eine große Rolle spielen. Soll uns 
das aber nicht veranlassen, eine Reorganisa- 
tion der gesamten Einrichtungen in Angriff 
zu nehmen? Und zwar so vorzunehmen, daß 
durch die Schulung und Aufklärung der 
Bauernsöhne und Atöchter und aller, die sich 
für den hgrarsektor in gleicher Weise inter- 
essieren, jenes Wissen übermittelt wird, das 
man heute von der betriebswirtschaftlichen 
und technischen Seite her zur Führung eines 
Landwirtschaftsbetriebes unbedingt braucht. 
Man spricht sehr viel von Verwaltungsverein- 
fachung - auch auf Bundesebene. Es wurde 
in diesem Hohen Hause auch schon bei Be- 
handlung der Gruppe 0 ein diesbezüglicher 
Antrag angenommen. Man versucht, auch auf 
Bundesebene auf diesem Sektor Einsparun- 
gen zu erzielen. Ich bin der Meinung, daß bei 
den Einrichtungen zur Förderung der Land- 
und Forstwirtschaft Mittel eingespart wer- 
den könnten. Herr Landesrat, man muß nur 
den Mut haben, auch gegenüber seinen Par- 
teifreunden die Notwendigkeit aufzuzeigen, 
wo man Millionen 'einsparen kann, die man 
dann zur Förderung in entsprechender Weise 
zur Verfügung hat. Gestatten Sie mir, ver- 
ehrte Damen und Herren, daß ich zur Unter- 
stützung meiner Aussage eine Zusammenstel- 

lung der Förderung und der Einrichtung der 
Land- und Forstwirtschaft von drei Jahren 
gebe. Ich nehme die Jahre 1966, 1967 und 
1968. Bei dier Föirderung wird oder wunde in 
diesen drei Jahren ein Betrag von insgesamt 
304,336.000 Schilling ausgegeben. Bei den 
Einrichtungen zur Forderung ist dies ein Be- 
trag von 173,862.000 Schilling. Das ergibt, daß 
bei der Förderung trotz des Ansteigens des 
Gesamtbudgets übenhaupt keine Erhöhung 
eingetreten ist. Bei den Einrichtungen isind es 
aber 14,496.000 Schilling mehr gegenüber 
dem Jahre 1966. Wenn ich noch die Mittel, 
die in den im außerordentlichen Voranschlag 
eingesetzten Ansätzen eingesetzt sind, dazu- 
rechne - und für die ich unbedingt eintpete, 
weil sie für den Internatsbau gehören -, 
dann kommen wir auf rund 21,000.000 Schil- 
ling. 

Ich glaube, daß die Förderung noch immer 
aufrecht bleiben muß. Es ist dies heute schon 
ausglcsprochen worden. Bedenken wir doch, 
wie schwer es die Klein- und Mittelbauern 
haben, die in ihrer Mehrheit mithelfen, den 
Tisch des Volkes zu decken. Wir sind gerade 
diesen zu Dank verpflichtet, weil sie unter 
sehr schwierigen Bedingungen arbeiten müs- 
sen, und gerade die Kleinen und Mittleren 
haben eine Förderung notwendig. Wir haben 
berechtigte Sorgen, idaß in den nächsten Jah- 
ren für die Förderung zu wenig iGld da sein 
wird. Alle anderen Ansätze, die die För- 
derung betreffen, sind im wesentlichen gleich- 
geblieben, es wurde heute schon so manches 
davon aufgezeigt. Gestatten Sie mir aber, daß 
ich noch über die landwirtschaftliche Wohn- 
bauförderung einige Worte sage. Herr Lan- 
desrat hat im Vorjahr in seiner Schlußrede 
zu diesem Kapitel erklärt, er werde sich be- 
mühen, wenigstens die 14,000.000 Schilling zu 
halten. Er meinte die Wohnbaufönderungs- 
mittel, die auch voriges Jahr eingesetzt 
waren. Aws ldem Volranschlag ist aber zu er- 
sehen, daß um weitere 2,000.000 Schilling 
wieder weniger eingesetzt sind. Das bedeutet, 
daß weniger Bauernhöfe umgebaut oder neu 
gebaut werden können. In den Erläuterun- 
gen ist wohl darauf hingewiesen, daß die 
Darlehensrü ckflüsse seit Schaffung des Foaids 
eine sinkende Tendenz haben. Die Be- 
Imühung, Herr Landesrat, ist aber aus- 
gelblieben. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Kollege 
Buchinger hat in seiner Rede zum Wohnbau- 
förderungsgesetz 1968 erwähnt, daß viertel- 
jährig über die Gebarung ein Bericht zu ge- 
ben ist. Dies ist aber keine Neuerung, denn 
iim Landesgesetz über die Errichtung eines 
landwirtschaftlichen Wohnbauförderungfi- 
fonds ist im Paragraph 14 festgehalten, daß 
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die Landesregierung über die Gebarung des 
Fonds dem Hahen Landtag jedes Jahr nach 
Ablauf des Regierungsjahres einen Bericht 
vorzulegen hat. Dies ist aber seit Inkraft- 
treten dieses Gesetzes bis heute nicht erfolgt. 
Ich erlaube mir daher, einen Resolutions- 
antrag zu stellen, und ersuche gleichzeitig uir, 
die Zustimmung des Hohen Hauses (Ziest): 

,,Die Landesregierung wird aufgefordert, 
den ihr durch Paragraph 14 des Gesetzes übler 
die Errichtung eines landwirtschalftlichen 
Wohnbauförderungsfonds für Niederöster- 
reich, Landesgesetzblatt Nr. 250164, erteilten 
Auftrag nachzukommen und dem Landtag 
ehestens einen Bericht über die Gebarung des 
Fonds in den Jahren 1965 und 1966 vor- 
zulegen." 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Es wird viel von Agrarpolitik gesprochen. 
Viele Abgeordnete der AgrarWirtschaft sind 
in diesem Hohen Hause - es ist heute schon 
erwähnt worden '- vertreten, und alle haben 
sie für einen Berufszweig gesprochen oder 
werden dies noch tun. Im Vorjahr, glaube ich, 
war es Kullege Mauß, der bei den Budget- 
beratungen Forderungen auhtellte, die ich so 
wie meine Partei alle unterstütze. Er sprach 
sich für eine bessere Bildungs$politik, für  eine 
gerechte Sozialpolitik für die Bauern, für eine 
gesunde Strukturpolitik und, was auch mir 
besonders am Herzen liegt, für eine vernünf- 
tige Investitionspolitik und eine gute Markt- 
und Preispolitik für die Agrarwirbschaft aus. 
Mein Kollege (meinte, vor alilem wäre dies für 
den Weinbau notwendig. Wir sagen, für die 
gesamte Agranvirtschaft wäre ein Agrarkon- 
zept mit all seinen Zweigverbindungen not- 
wendig. Wie sietht (es aber nun wirklich in der 
Agrarwirtschaft aus? Wenn ich mich dalhi 
auf den Weinbau beschränkme, so wie mein 
Kollege Mauß es getan hat, so müissen wir 
feststellen, daß nach der heurigen guten 
Ernte, nach der gefördertien guten Mlarkt- 
und Preispolitik der Wein im Pulkautal uni 
4 Schilling bis 5 Schilling pro Liter verkauft 
wird. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Kollege Diettrich hat davon gesprochen, daß 
3.000,000.000 Schilling für den Alkoholkon- 
sum ausgegeben werden. Da werden die 
Bauern aber keine Freude haben. Da wird 
e r  nächstes Mal wahrscheinlich zur Aufstok- 
kung seiiner Parteikiasse kein Schweinderl 
mehr kriegen, so wie wir es im Fernsehen 
beobachten konnten. (Zwischenruf.) Sicher- 
lich, so manche Weinbauern haben sichere 
Käufer, die ihnen mehr geben; aber das Gros 
der Weinbauern wird, wie Kollege Mauß auf- 
gezeigt hat, natürlich nicht das erhalten, was 
für  ihre Arbeit notwendig wäre. Ich möchte 

nur hinzufügen, es wäre für den Herrn Gene- 
ralsekretär der üsterreichischen Volkspartei 
jetzt die Zeit gekommen, in die Weinkeller 
zu gehen und dort seine Sprechstunden ab- 
zuhalten und mit den Weinbauern Gespräche 
zu führen, aber nicht im Oktober, wo der 
Wein noch nicht gelagert war. Das hat die 
Zeitung „Der Bauernbündler" vom 4. Novem- 
ber berichtet. Ich habe das natürlich gelesen. 
So sieht eigentlich die geförderte Markt- und 
Preispolitik aus, mit diesem Preis nimmt man 
den schwerarbeitenden Weinbauern den 
wohlverdienten Lohn au's der Tasche. Und so 
sieht es auch in den verschiedenen Sparten 
der Agranvirtschaft aus. 

Hohes Haus! Seit die Buidgetberatungen im 
Gange sind, wurde des öfteren die Bundes- 
Politik aufgezeigt. 

Auf der Bundesebene sind im Kapitel 
Landwirtschaft - es wird zur gleichen Zeit 
im Parlament Verhandelt oder ist vielleicht 
schon verhandelt worden - Ansätze vorhan- 
den, die in ihrer Dotierung - das kann man 
jetzt schon sagen - den Bauern im kommen- 
den Jahr wenig Einkommen bringen werden. 
Ich stehe genauso, wie Kollege Kienbeager, 
glaube ich, ausgeführt hat, auf dem Stand- 
punkt, daß der Bauer nur leben kann, wenn 
er eine gute Ernte hat. Wir wissen aber nicht, 
wie im nächsten Jahr die Ernte ausschauen 
wird. Durch die Erh&ung der Umsatzsteuer, 
der Ausgleichssteuer werden nabürlich die 
landwirtschaftlichen Maschinen teurer wer- 
den. Die Treibstoffverbilligung wird nach 
der Punkteberechnung nicht mehr 80 Schil- 
ling pro Punkt, sondern nur noch 75 Schil- 
ling, vielleicht soigar, weil ja der Zuwachs 
an motorisierten Maschinen nicht berechnet 
wunde, noch weniger betragen. In der 
Milchwirtschaft wird die verantwortungs- 
lose Pohtik weiter betrieben, die den 
Bauern nichts bringt als einen höheren Ab- 
zug des Krisengroschens. Wir wissen, daß wir 
um 2,5 Groschen wieder mehr abgezogen be- 
kommen und dadurch die Milchproduktion 
weiter steigen wird. Wir haben schon gehört, 
daß sie um 7 Prozent gegenüber dem Vorjahr 
gestiegen ist, während die Konsumation zu- 
rückging. Kollege Ungersböck hat heute dar- 
auf hingewiesen, daß zu Weihnachten an die 
Arbeitslosen und Rentner eine verbilligte 
Butter abgegeben wird. Wir glauben, daß an 
dem Butterberg die gesam6e Bevölkerung 
Anteil haben soll. Die Butter sollte verbilligt 
abgegeben werden und nicht mit 14 Schilling, 
16 Schilling und 18 Schilling ins Ausland ge- 
liefert werden, so daß der Staat Hunderte 
Millionen daraufzahlen muß. Ebenso wurde 
heute schon (darauf hingewiesen, daß man 
einen neuen Weg geht, und zwar den Weg 
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der Mehrfleischversorgunng. Ich weiß, was 
Kollege Kienberger damit gemeint hat, näm- 
lich die Kälbermästung. Daran können wir 
- vor allem ich als Arbeitsbauer - Freude 
haben, weil wir das schon lange gefordert 
haben. 

Verehrte Damen und Herren! Das Zauber- 
kunststück des Herrn Landwirtschaftsmini- 
sters bei der Getreidewirtschaft mit der Ver- 
änderung des Preisgefüges bringt keine 
Mehreinnahme, und die Verteuerunlg der 
Futtermittel wird nur die Fleischpreise in die 
Höhe treiben, ohne daß der Bauer einen Ge- 
winn abschöpfen kann. Wrenn der Herr Land- 
wirtschaftsminister von einer Konzentration 
auf dem inneren Markt sipricht, nun, da mluß 
man sagen, da ist man sehr spät darauf ge- 
kommen. Die Auswirkungen des Agrarbud- 
gets auf Bundesebene werden ja die Bauern 
wie das ganze österreichische Volk im näch- 
sten Jahr zu spüren bekommen. Es wird sich 
dann zeigen, wem die Österreichische Volks- 
partei die Schuld zuschreifben wird. In der 
Zeit der Koalition waren eis - so  wurde 
immer von der Österreicbischen Volkspartei 
gesagt - die Sozialisten. Wir Sozilalisten 
können aber mit ruhigem Gewissen deim 
österreichischen Volk sagen, daß die Lianld- 
Wirtschaft seit eh und je eine Doimäne des 
Bauernbundeis war. Er  hat daher auch die 
Verantwortung zu tragen. (Abg. Diplom- 
angenieur Robl: Haben Sie gehort, was 
Pittermann in der Budgetgeneraldebatte ge- 
sagt hat?) Herr Kollege (Abg. Dip1.-Ing. Robl: 
Sagen Sie das auch!), ich habe Sie nie unter- 
brochen, und nervös brauchen Sie nicht zu 
werden. Wir befinden uns in unseren Fragen 
auf einer Linie, denn wir wollen nur den 
Landwirten helfen. Wir glauben aber, ver- 
ehrte Damen und Herren, idaß die Agrarwirt- 
Schaft, so wie wir sie sehen, momentan in 
einer Sackgasse steckt, und zwar nicht durch 
die Marktorientierung. 

Zur Preisreigielung: Es ist heulte schon dar- 
auf hingewiesen worden, daß wir einen 
Uberschuß halben; ich nehme nur die 300.000 
Tonnen Wteizenüberschuß. Eine Gesundung 
des Preisgefüges in  der Getreidewirtschaft 
wird nur dann eintreten, wenn man eine 
Konzentration auf dem inneren Markt durch- 
führt. Das heißt also - die Herren werden 
es bestimmt wissen -, die Produktion dem 
Verbrauch anpassen. Wir Sozialisten waren 
und sind immer bereit, dieses schwierige 
Problem zu lösen. Wir haben es des öfteren 
unter Beweis gestellt, aber nur im Inteaesse 
der Landwirtschaftstreibenden. (Beifall bei 
SPO.) 

DRITTER PRÄSIDENT REITER: Zum 
Worte gelangt Herr Abig. Weißenböck. 

Abg. WEISSENBÖCK: Herr Präsident! 
Hoher Landtag! Bevor ich auf das, was ich 
mir als Programm gesteckt habe, eingehe, 
möchte ich doch auf einige Ausführungen 
meiner sehr verehrten Herren Vorredner von 
der Linken zu sprechen kommen. Wenn Kol- 
lege Viktor Schneider vorhin das Agrar- 
Programm der Sozialisten genannt hat, dann 
möchte ich vorerst einmal folgend@ richtig- 
stellen. Herr Abg. Kosler hat gemeint, daß 
man im Parlament, wenn dort die Agrar- 
debatte oder die Wirtschaftsdebatte aibgef~hrt 
wird, sagt, das ist der Bauerntag oder der 
Wirtschaftstag. Wir haben das auch in den 
Zeitungen gelesen. Herr Abg. Kosler hat auch 
unter anderem gesagt, daß nur zwei oder drei 
Bauern anwesend waren, weil Kollege Rabl 
betont hat, daß immerhin 15 Abgeordnete 
vom Niederosterreichischen Bauernbund in 
dieses Haus entsandt sind. Darf ich dazu eines 
sagen: Es mag stimmen, daß zu Beginn der 
Debatte zu Kapitel 7 nur einige Bauern- be- 
ziehungsweise Wirtschaftsbündler anwesend 
wawn, aber ich muß auch darauf hinweisen, 
daß ich seit drei Jahren, wo ich im Nieder- 
osterreichischen Landtag bin, immer nur 
einen Bauern auf der sozialistischen Seite ;it- 
Zen sehe. (Landesrat Rösch: Bei uns  immer 
hundertprozentig da!) Das möchte ich fesi- 
stellen. (Landesrat Rösch: Er ist auch einstim- 
mag v o m  Arbeztsbauernbund dazu gewählt!) 
Herr Abg. Schneider hat vorhin unter ande- 
rem gemeint, warum der Abg. Fichtinger nur 
von der Donaubrücke in Krems und nicht 
auch von der Donaubrücke in Hainburg ge- 
sprochen hat, da ja auch dort immer schon ein 
Wasser war; dann darf ich vielleicht erwah- 
nen, daß ab und zu für das Land Niederöster- 
reich schon zuviel Wasser dort war, das 
immer wieder bergab rinnt und dem Land 
Niederösterreich schon viel Schaden zugefügt 
hat. Kollege Landesrat Bierbaum und noch 
mehr sein Vorgänger, der derzeitige Landes- 
hauptmann Maurer, wurden durch die Hoch- 
wasserkatastiroplhen axg getroffen. 

Ich möchte, bevor ich auf andere Dinge ein- 
gehe, auf den Resolutionsantrag der Kollegin 
Anni Körner aus Gmünd zu sprechen kom- 
men. Ich komme selbst aus diesem Gmünd. 
Sie hat gestern schon in ihnen Ausführungen 
gesagt, daß gerade der Bezirk Gmünd ein 
Industriebezirk ist, der jene Lebensnerven 
benotigt, zu denen nicht nur die Straßen, 
sondern vor allem auch die Bahnen zählen. 
Wir sind leider Gottes - das möchte ich 
unterstreichen - in der unglücklichen Lage, 
daß unser Gebiet von den Seitenbahnen 
durchzogen wird. Die meisten sind in dem 
Paket enthalten, das der Herr Landeshaupt- 
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mann bei sich liegen hat, die also zur Still- 
legung vorgeschlagen waren. 

Ich persönlich kann mich voll und 
ganz hinter diesen Resolutionsantrag 
stellen, nur mit einer Einschränkung. Kol- 
lege Dr. Brezavszky hat awgeführt, daß in 
seinem Gebiet sehr viel arn Sektor des Per- 
sonenverkehrs mangelt. Ich möchte für 
Gmünd sagen, daß dies vor allem beim 
Güterzugsverkehr zutrifft. Wir haben bereits 
einige Male bei der Bezirkshauptmannschaft 
Gmünd und beim Herrn Landeshauptmann 
vorgesprochen und die einhellige Meinung 
vertreten, daß der Gütertransport in diesem 
Gebiet soweit als möglich aufnechterhalten 
wird. Ich bin selbst in wirtschaftlichen Orga- 
nisationen tätig, ab es sich nun um die Milch- 
wirtschaft oder das Lagephauswesen handelt, 
und wir müssen feststellen, daß Silos in 
unserem Gebiete gebaut wurden, die prak- 
tisch jetzt links liageng\elassen würden, weil 
die Bahnlinien zum Stillstand kommen. Darf 
ich dazu eines sagen: Vielleicht hat die 
Österreichische Bundesbahn - nicht erst seit 
der monokoloren Regierung, sondern schon 
in den früheren Jahren - sich selibst Kon- 
kurrenz gemacht, denn auf der Strecke 
Gmünd-Litschau fahren zwei Meter rechts 
von der Bahn Kraftfahrzeuge der Österrei- 
chischen Bundesbahn, die die gleichen Ab- 
fahrts- und Ankunftszeiten wie die Züge 
haben. Selbst als Lokalpatriot muß man fest- 
stellen, daß der Zug wohl als Personenzug 
angeführt ist, rückwärts aber fünf oder sechs 
Güterwaigen mitführt; in den Waggons sitzen 
aber höchstens zwei oder drei Personen. 

Wir werden dem Antrag nicht nur im 
Interesse des oberen Waldviertels, sondern 
wegen dcer gesamten Stillegungen die Zu- 
stimmung geben. Darf ich aber eines erwäh- 
nen: Da gerade in diesem Jahr das Problem 
aktuell geworden ist, ist man der Meinung, 
es würde so aussehen, als ob man seit der 
Zeit, da die ÖVP die Mehrheitsregierung 
stellt, der Bevölkerung eins auswischen will 
und man - bildlich gesprochen - von dem 
Baum zuerst die Äste nimmt und dann erst 
den Stamm. Das Problem liegt schon Jahre 
zurück. Es ist daher nicht ganz verständlich, 
daß man nicht schon vor Jahren in diesem 
Hause Resolutionsanträge gestellt hat, als das 
Gleis von Sigmundsherberg bis Gmünd ab- 
getragen wurde. Ich habe mit Leuten ge- 
sprochen, die aus der CSR herübergekom- 
men sind und erstaunt waren, auf einmal eine 
degradierte Bahnlinie benützen zu müssen. 
Sie werden daher verstehen, daß wir seiner- 
zeit dem Antrag nicht zugestimmt haben, daß 
von Sigmiunldsherberg bis Absdorf-Hippers- 
dorf das zweite Gleis stillgelegt hätte werden 
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sollen. Man möige nicht sagen, das sei die auch im Interesse 
Schuld der monokoloren Regierung. gelegen - der 

Darf ich hier noch auf die schon oft er- lege Schneider, 
wähnte 65-Kilometer-Zone verweisen, die für gesprochen -, d 
unser Gebiet praktisch eine Erleichterung ZU führen, daß c 
gebracht hat. Wir sind sehr froh darüber, sie Achtelkilogramm 
war vor allem für die Wirtschaft sehr dien- essen würde, 
lich. schuß zu verzeick 

Statistik zu ersel 
dahingehend wirr Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

reichischen Landv Ich möchte nun auf einige andere Dinge zu 

dient als mit Wort sprechen kommen. Wir haben im Vor- 
anschlagsansatz 7313 auch einen Betrag für 
das Veterinärwesen eingesetzt. Wenn ich Darf ich noch ai 
,.auch" sage, dann deshalb, weil ich bedaure, weisen: Wir müsst 
daß wir in diesem Jahr nicht die gleiche auch irgendwie 
Summe erhalten konnten wie im Vorjahr. lügt zwar ab und 
Ich weiß aber, daß der Betrag von 3,642.000 gewisses Bild. S 
Schilling für die Tbc- und Bangbekämpfung werden, daß im 
vorgesehen ist. Wir haben nun praktisch jetzt 174,7 Liter Milch 

eine ganz ansehnl wieder ein neues Problem vor uns, bei dem 
wir mit dem genannten Betrag im Veterinär- Statistik aus dem, 
Wesen kaum das Auslangen finden können. Sen wir einen RU 
Ich spreche hier für die Milchwirtschaft, und Liter im Jahr f 
es wird kaum möglich sein, daß wir mit die- andere wird nun 5 

Liter. Aber dem h sem Betrag den aus dem EWG-Raum gefor- 
derten Eutergesundheitsdienst aufrechterhal- schon bedenklich I 
ten können. Der eine odmer andere von Iihnen keine Uberproduk 

sum darauf eingc wird jetzt sagen, ja mit welchen Seuchen 
kommt die Landwirtschaft jetzt wieder. Ich wahrnehmen, 

ab und zu viel 11 kenne gerade diese Probleme aus dem oberen 
Waldviertel. Wir haben, Gott sei Dank, zu inländische Butter 

ES ist von Ihnen jenen gezählt, die in den vergangenen Jah- 
marktwerbung an& ren ihre Vieh- und Milchwirtschaft Tbc- und 

hiangfrei halten konnten. Uns bietet sich also zufällig sehr viel 
jetzt dieser Eutergesundheitsdienst an; dies Zu tun. Sie alle, d 
ist besonders im obeilen Waldviertel wichtig, Schaft zu tun habe 
wo sämtliche Milch aus dem Trocknungswerk Milchwirtschaftsfon 

bestellt ist, nämlid Gmünd dem Export zugeführt wird. Durch 
Kammer der gew diesen Export sind wir auf den EFTA-Staat 
der Landes-Land England angewiesen; durch die Pfundabwer- 
daß hier die gering tung ist daher für uns großer Schaden ent- 
marktwenbung ZUI standen. Der Exportausfall aus unserem 
wissen, daß wir al großen Trocknungswerk Grnünd - von hier 
treter oft allein ai geht das Spezialmilchpulver nur nach Eng- 
sind, wenn man fü land - beträgt mehr als 30,000.000 Schilling. 

Sie erkennen daraus unsere Bestrebungen, 
die Bang- und Tbc-Entseuchung durchzufüh- 
ren. Die- Engländer stellen nunmebhr an uns Die gestrige Fesi 
die Forderung, auch den Eutergesundheits- desrates Kuntner, d 
dienst aufzubauen. Mit anderen Worten heißt wie vor die S c h ~  
das, daß zusätzlich auch das Land Nieder- habe ich mit Freude 
osterreich soweit als möglich Mittel zur Ver- Gestatten Sie mir, 
fügung stellen muß, um diesen Export auf- sagen. Ich habe auc 
rechtzuerhalten, damit dien Bauern diesw tun, vor allem in U 
Gebietes der Absatz gesichert bleibt. man feststellen, da 

Wenn Kollege Schneider erwähnt hat, man ablehnen, in der Scl 
hätte schon früher darangehen sollen, die durchzuführen. Ich 
Agrarwirtschaft besser zu lenken oder mehr Lehrer ,,losgehen", 
auf den inländischen Markt auszurichten, Situation aufzeigen. 
darf ich dazu eines sagen: Vielleicht wäre es Bequemlichkeit (Zu 
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auch im Interesse der gesamt,en Staatsbürger 
gelegen - denn auch Sie, Herr Koi- 
kge  Schneider, haben vom Buttlerblerg 
gcsproch,en -, deim Ö#stertreicher vor Augen 
zu führen, daß dann, wenn er nur um ein 
Achtelkilogramm Butter im Mcnat mehr 
essen würde, Osterreich k'einen Butterüber- 
schuß zu verzeichnen hätte. Das ist aus der 
Statistik zu ersehen. Viel1,eicht 'könnte man 
dahingehend wirken; damit wäre der öster- 
reichischen Landwirtschaft weitaus mehr ge- 
dient als mit Worten. 

Darf ich noch auf ein anderes Problem hin- 
weisen: Wir müssen den Vsenbrauch der ,Milch 
auch irgendwie abreagieren. Die Statistik 
lügt zwar ab und zu, sie 'ergibt aber doch 'ein 
gewisses Billd. So konnte ihr entnommen 
werden, 'daß im Jahre 1931 pro Kopf 
174,7 Liter Milch getrunken wurd,en, also 
eine ganz ansehnliche Menge. Wenn wir diie 
Statistik aus dem Jahr.e 1966 betrachten, müs- 
sen wir einen Rückgang von ungefähr zehn 
Liter im Jahr feststellen. Der eine od'er 
and,ere wird nun sagen, was sind schon zehn 
Liter. Aber d'em halte ich entgegen, daß di,es 
schon bed,enklich ist, denn wir hätten sicher 
keine Überproduktion, wenn sich 'der Kons- 
sum darauf eingestellt hätte. Wir müssen 
wahrnebmeln, da8 man in den Kaufhäus'ern 
ab und zu vitel lieber Margarine kauft als 
inländische Butter; [das ist sehr bedauerlich. 
Es ist von Ihnen, Herr Kollege, die Mijlch- 
marktwerbung angedeutet worden. Ich habe 
zufällig .sehr viel im Milchwirtschaftsfonds 
zu tun. Sie alle, di'e Sie mit der Milchwirt- 
schaft zu tun haben, werden wissen, daß der 
Milchwirtschaftsfonds von drei Kammern 
best'ellt ist, nsmlich der Arbeiterkammer, d,er 
Kammer der gewerblichen Wirtschaft und 
der Landes-Landwirtschaftskammer, und 
daß hier dime geringsten Mittel für die Milch- 
marktwenbung zur V,erfügung stehen. Wir 
wissen, daß wir als landwirtschaftliche Ver- 
treter oft all'ein auf weiter Flur gestanden 
sind, wenn man für die Milchmarktwerbung 
spricht. 

Die gestrige Feststellung des Herrn Lan- 
dwrates Kuntner, daß er in den Schulen nach 
wie vor di'e Schulmilchaktion unterstützt, 
habe ich ,mit Freud,e zur Kenntnis genommen. 
Gestatten Si'e mir, auch dazu ein Wort zu 
sagen. Ich habe auch viel in den Schulen zu 
tun, vor allem in unserem Gebie,t. Nun muß 
man feststellen, daß ,es Lehrer gibt, die es 
ablehnen, in der Schule di,e Schulmilchaktion 
durchzuführen. Ich will hi,er nicht auf die 
Lehrer „losgeh,en", ich möchte aber doch die 
Situation aufzeigen. Entweder liegt 'es an der 

' Bequemlichkeit (Zwischenruf bei der SPö) 

oder es ist das eine Päckchen Milch in der 
Woche zu wenig. 

Ich möchte abser nicht nur diie Lehrer er- 
wähnen; das gleiche ist auch bei den Schul- 
dienern der Fall. Vi'elleicht könnt'e hier ent- 
sprechend eingewirkt werden, ganz gleich von 
welcher Partei. Die Schulb'ehörden ,möchte ich 
aber vor allem bitten, ihrem Lehrkörper dar- 
zulegen, daß himer der österreichischen Land- 
wirtschaft ein guter Dienst erwicsen werden 
könnte. 

Der Herr Kollage hat bcereits a'uf die Butter- 
aktion veirw,iesen. Ich glaiube schon, daß die 
österreichische 'Landwirtschaft gerade in 'die- 
sem Jahr ihre Opfer ,gebrac,ht hat und solche 
sicher auch im kommmenden Jahr zu lerbringen 
hat. Wmenn Sie bedenken, daß die öster- 
reichische Milchwirtschaft pro Liter Milch 
3 Groschen an Exportstützungsbeitrag gibt, 
glaube ich, daß hier 'ein ehrliches Wollen 
besteht und daß man auch in der öskrreichi- 
cchen Milchwirtschaft nicht nur an die Über- 
produktion denkt, 'sondern daß man hier auch 
auf eine vernünftige Marktordnung und 
Marktleistung bedacht ist. Gerade deshalb 
möchte ich unterstreichen, daß im Hohen 
Haus am Ring 'die Marktordnungsgesetz'e ver- 
längert werd'en konnten, di,e ebenfalls der 
Landwirtschaft disenen. Man darf nicht nur 
sa'gen, die Landwirtschaft produziert zuviel, 
aber um den Absatz kümmert si'e sich nicht. 
Ich habe s'elbst von Kollegen gehört, die 
sagen: Na ja, ihr macht es euch leicht, ihr 
produzimert, aber an den Absatz denkt ihr 
nicht. Vi'elbeicht wäre es besser, wenn in 
Zukunft dler Produzent mit dem Konsumen- 
ten gemeinsam vorgeht und nicht ,einer 'dem 
anderen meine Falle stellt. (Beifall bei der 
OVP.) Diese Probleme, das darf ich ehrlich 
aussprech'en, b'ewegen die österreichische 
Landwirtschaft. Gerade beim ßauerntag im 
Parlament vor drei Tagen wurde ,bewiesen, 
daß die Österreichische Volkspartei und vor 
allem der Bauernbund diese Agrarpolitik 
auch in schweren Zeeiten so führt, daß sie den 
österreichischen Bauern )dienlich ist. (Beifall 
bei der OVP.) 

FR-&SID,ENT WEISS: Zum Wor,te gelangt 
Herr Abg. G r a f. 

Abg. 'GRAF: Hohmes Hau's, sehr geehrte 
Damen und H,erren! Es ist bereits unbestrit- 
ten, daß das nordöstliche Niederösterreich zu 
den wirtschaftlichen Notstandsgebieten Nise- 
deröst'erreichs beziehungsweise .Österreichs 
gehört. Dieses Notstandsgebi,et ist gekenn- 
zeichnet durch 'eine tote Grenze im Osten und 
Norden und durch einen Bevölkerungs- 
abgang, der T8eil.e dieses Gebietes zu entvöl- 
kern dro'ht. Statistiken weisien bereits jetizt 
nach, daß in den Jahren 1961 bis 1971 im 
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Bezirk Gänserndorf die Bevölkerung in 
einem Ausmaß von zirka 12 Prozent sich ver- 
ringert, im Bezirk Mistelbach um 17 Prozent. 
Dieses nordöstliche Niederösterreich ist aber 
auch jenes Gebiet, das von einer Einstellung 
von Bahnstrecken besonders ibedroht ist. 
Wenn man wirklich daran denkt, die Bahn- 
linien IGänserndorf-Mistelbach, Stammers- 
dorf-Dokrmannsdorf und Drösing-Zisters- 
dorf stillzulegen, so würden damit diesem 
Gebiet die letzten Lebensadern genommen. 

In diesem Gebiet ist mit wenigen Ausnah- 
men - so in Mistelbach, Zistersdorf, Hohenau 
und Dürnkrut - die Österreichische Mineral- 
öl AG. der einzige Großbetrimeb, der zur Zeit 
insgesamt 7314 Personen beschäftigt. Von die- 
ser Za<hl stammen 4170 aus Niederösterreich, 
und davon wieder 3457 aus dem nordöst- 
lichen Niederösterreich, nämlich aus den 
Bezirken Gänserndorf und Mistelibach. Mit 
diesen Zahlen wollte ich feststellen, wile 
bedeutend die Österreichische Mineralöl AG. 
in diesem Gebiete für (die Sicherung und 
Erhaltung der Arbeitsplätze ist. Die 
'Tätigkeit der ÖMV erstreckt sich hier 
auf das Nordfeld, im jgroßen und 
ganzen von {der Heiunatgemeinde des 
Herrn Landesrates Bierbaum verwaltet, 
und auf das Südfeld, verwaltet vom Förder- 
betrieb Matzen und Auersthal mit dem Sitz 
in Gänserndorf. Im 'Südkld werden zur Zeit 
mehr als 90 Prozent der gesamten Ölproduk- 
tion Österreichs gefördert, der Rest wird im 
Nordfeld eingebracht. Im Nordfeld wird seit 
1930 Öl gefördert, im Südfeld seit dem 
Ja'hre 1949. Es ist daher nicht verwunderlich, 
daß die Erdtilsonden des Nordfeldes zur 
Erschöpfung neigen und nicht mehr die Ren- 
tabilität früherer Jahre aufzuweisen haben. 
Es ist bekannt, daß die ÖMV erwägt, den 
Betrieb im Nordfeld einzuschränken. Wir wis- 
sen aber genau, daß eine Einschränkung die- 
ses Betriebes einen Verlust von mehreren 
Hundert Arbeitsplätzen bedeuten würde. Uns 
alle beheirrtjcht nur ein Gedanke, der große 
Besorgnis hervorruft; der Verlust von 
Arbeitsplätzen würde die Lage dieses Not- 
standsgebietes noch schwieriger gestalten. 
Außerdem würden viele Gemeinden Steuer- 
erträgnisse vierlieren. Die Erschöpfung von 
Erdölsonden gibt es natürlich nicht nur in 
Österrieich, sondern auch in  anderen Ländern, 
nur wird dort dagegen etwas unternommen. 
In vielen Ländern, sogar in den Vereinigten 
Staaten, ist es üblich, für Förderungen aus 
Lagerstätten, die unter erhöhten Förderungs- 
kosten arbeiten, Erleichterungen zu gewäh- 
ren. Diese Erleichterungen bestehen in der 
Herabsetzung von Steuern und in der Verrin- 
gerung der Pacht- und Förderzinse. Ich 
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glaube, man könnte auch in Österreich einen 
ähnlichen Weg gehen. Das Naheliegendste in 
diesem Notstandsgebiet wäre für uns die 
Ermäßigung des Förderzinses. Das wäre für 
Österreich an und für sich nichts Neues, denn 
es existieren bereits jetzt verschiedene För- 
derzinse. Der Förderzins, berechnet auf einem 
Rohölpreis von 615 Schilling pro Tonne, 
beträgt für die OMV pro Tonne 92,215 Schil- erreichte eine 
ling, für die RAG, was nichts anderes bedeu- 6000 Meter. Es i 
tet als Vlereinigte ausländische Erdölgesell- die an  und für  
schaften, nur 36,90 Schilling. Das heißt, ldaß leilstung darstelli 
die ÖMV, das österreichische Unternehmen, wieder neue Per 
einen Förderzins von 15 Prozent pro Tonne ren Schichten Er 

ezahlt, die ausländischen Erdölgesellschaf- Wenn wir nun d, 
te aber nur 6 Prozent. Ich glaube, was für Staat die ÖMV 

ich, daß ein sold ausländische Erdölgesellschaften möglich ist, 
müßte auch für die OMV gelten können. Erstens würde d 
Hiezu ein praktisches Beispicel, rechnerisch Produktion verm 
gestaltet. Man kann annlehmen, daß pro Jahr die Arbeitsplät; 
ungefähr 160.000 Tonnen Rdhöl aus stützungs- ergäben beide ' 

Steuereinnahmen bedürftigen Vorkommen, das ist vor allem 
das Nordfeld, gefördert wierden. Der 15pro- Land und Bund 
zentige Fördenins für  diese 160.000 Tonnen auch auf G d  
beträgt 14,400.000 Sahilling. Ein Gprozentiger der Österreichiscl 
Fördernins, wie ihn die ausilän'dischen öl@- Bund, Land und ( 

sellschaften ibezahlmen, macht nur 5,900.000 
Jahnes 1965 ent Schilling aus, so daß sich aus der Emäßigung 
wie groß und an des Förderzinses von 15 Prozent auf 6 Pro- 
Die ÖMV hat bis Zent für die ÖMV allein ein Retrag von 
Schilling für In1 8,500.000 Schilling ergeben würde, mit dem 
537,000.000 Schill sich schon einiges anfangen 1ieGie. Denn d a  
mußte auch zur I würde die Sicherung von mindestens 

100 Arbeitsplätzen in  diesem Gebiet bedeu- schaftsfonds einsr 
ten. Ich kann auch die Rechnung erweitern. damals 300,000.00 
Die ÖMV zahlt für ldie Gesamtproduktion AuRerdem hat c 
einen Betrag von 200,000.000 Schilling, das Staatsvertrages L 
sind also 15 Prozent. Eine Herabsetzung von von 900,000.000 5 
15 auf 6 Prozent würde eine Ermäßigung von die laufende S t e ~  
200,000.000 auf 80,000.000 Schilling bringen, zirka 400,000.000 
so daß die ÖMV 120,000.0000 'Schilling einspa- macht. Es sind 2 

ren könnte, was die Durchführung von gemeinden, die p 
20 neuen Bohrungen ibedeuten würde. Eine 50,000.000 Schiliii 
Bohrung wird ungefähr mit 6,000.000 Schil- die pro Jahirzirka 
ling berechnet. Mit einer Einsparung von Smmiensteuer er1 
120,000.000 Schilling könnte man also 20 neue Land Niederöste 
Bohrungen durchführen oder zwei bis drei OMV zu seinen G 
sogenannte Tiefbohrungen, die in der letzten der Landesgeselk 
Zeit gelegentlich durchgeführt wurdlen und kassiert. Ich dapj 
eine Tiefe von mehr als 6000 Meter lerneichen. Leistungen an di 
Die Kosten reiner Tiefbohrung stellen sich auf lling )betragen hal 
50,000.000 bis 60,000.000 Schilling. Man soll rabatt für Erdg 
nun nicht behaupten, daß es nichts mehr zu 400,OUO.OOO Schilli 
bohren gibt, weder im Nord5eld noch im Süd- ten Tagen haben 1 
feld. Eine kleine Statistik aus dem Bohr- Es betrifft dies c 
betrileb Prottes zeigt uns, daß zum Fkispiel Straßen der ÖMV 
im Jahre 1965 44 Bohrungen durchgeführt des. Wenn ich m 
wurden, wovon 23 fündig waren. Im Jahre OMV in den k t z t  
1966 wurden 34 fündige Bohrungen festge- ling an das Lan 
stellt. In Prozentsätzen umgerechnet, ergib Straßien bezahlt. 7 
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die Fündigkeit der Bohrungen 52 Prozent 
beziehungsweise 66 Prozent im Jahre 1966. 
Die Fündigkeit in  Österreich liegt also noch 
weit über dem Durchschnitt der Erdölländer 
Europas und der Welt. Weil ich von Tidboh- 
rungen gesprochen habe, möchte ich darauf 
hinweisen, daß in den letzten Wochen eine 
Tiefbohrung zu Ende geführt wurde. Sie 
erreichte eine Tiefe von etwas über 
6000 Meter. Es ist dile T 32 in Schon rahen, 
die an und für sich eine technische Me klLs tier- 
leistung darstellt. Gerade diese Bohrung hat 
wieder neue Perspektiven eröffnet, aus tiefe- 
ren Schichten Erdöl und Erdgas zu gewinnen. 
Wenn wir nun ,das Verlangen stellfen, daß der 
Staat die ÖMV unterstützen soll, so glauibe 
ich, daß ein solches Verlangen berechtigt ist. 
Erstens würde dadurch die heimische Erdöl- 
Produktion vermehrt werden, zweitens wären 
die Arbeitsplätze gesichert und drittens 
ergäben beide Tätigkeiten und Ergebnisse 
Gteuereinnahmen sowohl für Gemeinden, 
Land und Bund. Dieses Verlangen ist aber 
auch auf G m d  der bisherigen Leistwgien 
der Österreichischen Mineralölverwaltung für 
Bund, Land und Gemeinden berechtigt. 

~~ ~ 

und wir sind aus diesem Geilniet -, wird fest- 
stellen müssen, daß tatsächlich Straßen 
asphaltiert und ausgebaut wurden und ein 
schönes Stück StraRennetz staubfrei gemacht 
wurde. Auf Grund dieser Feststellungen 
glaube ich daher vollkommen berechtigt 
gemeinsam mit Herrn Präsidfent Reiter fol- 
genden Resolutionsantrag stellen zu können 
(liest): 

„Die Landesregierung wird aufgefordert, 
bei der Bund'esregierung im erwirken, daß 
durch eine allfällige Änderung des Bundes- 
gesetzes vom 12. Juli 1960, BGB1. Nr. 151/1960, 
betreffend diie Regelung der Fördergaben von 
Ritumen, für die im Bereich der Osterreichi- 
schen Mineralölverwaltung ausgebrachte 
Rohölförderung aus bereits länger produzie- 
renden Erdölfeldern, die zur Erschöpfung 
neigen (insbesondere i~m Gebiet des Förider- 
betriebes NeusiedUZaya), zur Erhaltung der 
Arbeitsplätze d'er derzeitige Förderzins her- 
abgesetzt wird." 

Ich darf Sie bitten, diesem Resolutions- 
antrag zuzustimmen. (Beifall bei der SPC).) 

PRÄSIDENT WEISS: Als nächster Redner - 
kommt Herr Abg. Mauß zuim Wort. 

Abg. MAUSS: Herr Präsident! Hohes Haus! 
Sehr verehrte Damen und Herren! Gestatten 
Sie mir, daß ich bei der Gruppe auch das 
Wort ergneife und beim Kapitel für das Was- 

vom Wein zu sprechen* Ich 
möchte einige Erklärungen abgeben. Mein 
Kollege Weißenböck trat dafür ein, daß man 
der Schulmilchaktion mehr Bedeutung bei- 
messen solle. Ich möchte dazu sagen, daß ich 
als Bürgermeister einer weinbaubetreiben- 

Einige Zahlen, die ich aus der Bilanz des 
Jahres 1965 entnommen habe, zeigen uns, 
wie groß und ansehnlich die Zahlungen sind. 
Die ÖMV hat bis zum Jahre 1965 7.700,OOO.OOO 
Schilling für Investitionen ausgegeben und 
537,000.000 Schilling Dividenden bezahlt. Sie 
mußte auch zur Unterstützung des Milchwirt- 
schaftsfonds einspringen. Wir wissen alle, daß 
damals 300,000.000 Schilling bezahlt wunden. 
Außerdem hat die aMV in Erfüllung des 
Staatsvertrages Lieferungen für einen Betrag 
von 900,000~000 Schilling durchgeführt. Dazu den Gemeinde eine Haupkchule die 
die laufende shuer der ÖMV, die pro jahr  420 Kinder besuchen, und daß dieSe Schule .- 
zirka 4oo,000~000 Schilling und m,ehr aus- seit drei Jahren an der Spitze der Schulmilch- 
macht. sind zirka 70 sogenannte Erdöl- aktion steht. Also auch wir Weinbauern 

die pro Jahr rund 48,000~000 bis bemühen uns, zumindestens für unsere Kin- 
50,000~000 Shilljng Gewiepbbesteuer erhalteri, der, daß für  die Landwirtschaft hinsichtlich 
die pro Jahr zirka 5,500.000 Schilling an Lohn- der 
summiensteuer erhalten. Ich glaube, selbst das ZU den Ausführungen meines lieben Kolk- 
Land Niederkterreich hat schon aus der gen Ekhneider möchte ich ad Personam 
ÖMV ZU s ehen  Gumten und auch zugunsteen erstens sagen, daß ich zu seinen Ausführun- 
der Landesgesellschaften ansehnlichte Beträge gen hundertprozentig stehe. Nur, mein lieber 
kassiert. Ich darf daran erinnern, daß die Kollege Schneider, genauso wie du dort hin- 
Leistungen an die Niogas ~ O O , O O O . O O O  Schil- ten allein sitzt, genauso allein bist du in dei- 
lling (betragen haben und daß der Sonder- ner Fraktion mit deinen Ansichten von der 
rabatt für  Edgas  an die Niogas zi&a Landwirtschaft. Ich werde mich kmü~hen,  
400,000.000 Schilling ausmachte. In den letz- diese AnschuldiSWZ, die ich jetzt gemacht 
ten 'ragen haben wir eine Vorlage bekommen. habe, ZU bekräftigen. 
Es betrifft dies die Obernahme von Werk- Ich möchte folgendes sagen. Ich bin am 
Straßen der ÖMV in  das Eigentum des Lan- 20. Jänner 1966 in dielses Hohle Haus eingezo- 
des. Wenn ich mich recht erinnere, hat die gen und habe mir erlaubt, nachdem ich voll- 
ÖMV in den letzten Jahren 39,000.000 Schil- kommen unerfahren war, mit meinem eige- 
ling an das Land zur Asphaltierung von nen Wagen, einem VW-Bus, in den Hof her- 
Straßen bezahlt. Wer dieses Gebiet kennt - einzufahren. Da hat man mich so über die 

etwas getan 
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Schulter angesehen, weil ich es mir gestattet 
habe, mit so einem schundigen Fahrzeug in 
dieses Hohe Haus zu fahren. Neben miPis t  
mein Kollege, Arbeitsbauernbündler Land- 
tagsabgeordneter Niklas, mit dem ich etliche 
Jahre auch in der Kammer beisammen war, 
mit einem neuen Mercedes 200 stehengeblie- 
ben. Ich kenne keinen Neid, aber ich frage 
nur, wo ist da der Unterschied zwischen dem 
Arbeitsbauernbündler und den Großagra- 
riern? (Zwischenruf.) Das sind Meinungen, die 
in die heutige Zeit nicht mehr hineinpassen. 
(Landesrat Rosch: Er ist nicht mehr da, er 
kann sich nicht wehren.) Herr Landesrat, wir 
kommen beide aus einem Bezirk. Wenn ich in 
das Mauterner Gebiet hinuberkomme, nach 
Krustetten, kann ich da und dort hören, wie 
sich die Meinungen übler die Landwirtschaft 
geändert haben. Es ist selbstverständlich, auf 
den Bauern sieht man leider Gottes ein wenig 
herunter. Eines muß man aber bedenken, die 
Bauern sind diejenigen, auch in der Zukunft, 
die die meisten Risken tragen. Man muß 
dabei drei Fakten berücksichtigen. Das eine 
ist der Mensch, das andere sind Grund und 
Boden und das dritte die Witterung. Der 
Mensch allein bestimmt wieider, wieweit bei 
diesen Faktoren etwas zu machen ist, nicht 
für seine Person, sondern für die Allgemein- 
heit, um den Tisch des Volkes decken zu kön- 
nen. Da gibt es natürlich gewisse Schwierig- 
keiten, und die Arbeit wird leider Goittes 
nicht immer entsprechend anerkannt. 

Dem Kollegen Schneider möchte ich hin- 
sichtlich der Getränkesteuer folgendes ant- 
worten. Er sagt, daß man den Hauerstand - 
also den Kleinen - bei der Getränkesteuer - 
so wie das im vergangenen Jahr zur Debatte 
gestanden ist - unterstützen soll. Ich möchte 
ihn da fragen, warum meinem Resolutions- 
antrag nicht zugestimmt wurde. Die 
Getrankesteuer hat sich in erster Linie gegen 
den kleinen Landwirt gerichtet. Mein Kollege 
Schneider hat ausgeführt, daß der Preis pro 
Liter Wein im Pulkautal 4 bis 5 Schilling und 
der Preis für 1 Kilogramm Trauben 2,80 Schil- 
ling bis 4 Schilling betragen habe. Ich möchte 
ihm dazu sagen, wir haben Genossenschaften, 
Gott sei Dank haben wir diese und wir brau- 
chen sie auch in der Zukunft mehr denn je. 
Wir glauben, sie sind nicht nur ein Markt-, 
sondern auch ein Machtfaktor, denn gerade 
der kleine Landwirt hat in dieser Genossen- 
schaft die Möglichkeit, sein Produkt an den 
Mann zu bringen, so daß er nicht der Kon- 
junktur ausgeliefert ist, sondern für sein 
Produkt das erhält, was ihm zusteht und was 
er sich verdient hat. Hier hat die Gemeinde- 
steuer eine gewisse Rolle gespielt, weil 
gerade der kleine Landwirt den Weg von der 
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Produktion diilekt zum Konsumenten gesucht 
hat, um ein wenig mehr für seine Familie 
zu erlangen. Das wollte man ihm in Form der 
Getränkesteuer praktisch wieder aus der 
Tasche nehmen. Es ist erledigt. 
(Zwischenruf.) Jawohl, in meiner Gemeinde 
hätte das genau 6000 Schilling ausgemacht. 
Sie konnen nachfragen. Ich frage mich jetzt 
nur, kann man denn einen ganzen Berufs- 
stand so schwer schadigen? Und gerade die, 
die von Ihrer Seite kommen, die in die 
Schmiedhütte arbeiten gehen, die ein Viertel 
oder zwei Viertel Weingarten haben und Iden 
Wein dort verkaufen, wären die Geschädig- 
ten gewesen. Ich bin nicht einer, der in der 
Gemeinde Parteipolitik macht, sondern einer, 
der Gemeindepoliitik macht und der sich 
dafür einsetzt, daß auch lder kleine Landwirt 
zu seinem Rechit kommt. (Zwischenruf.) Das 
habe ich )gar nicht betont. 

Man sagt heute gern, daß die Lanidwirt- 
schaft sehr stark gestützt wird. Ich möchte 
hier auf eines hinweisen. In der Gruppe 7 
sind unter dem Voranschlagsansatz 7319-68 
di'e Förderungsbeträge für die Landwirtschaft 
angeführt. Ich darf feststellen, daß dies die 
beste Versicherung ist, die das Land Nieder- 
Österreich abgeschlossen hat, weil die Land- 
wirtschaft dafür garantiert, den Tisch des 
Volkes zu decken. Den besten Rat, den man 
heute einem Menschen geben kann, ist der 
Vorrat. Man muß aber zur Kenntnis nehmen, 
daß zu einer Vorratshaltung auch Mittel gehe- 
ren; wer anders aber sollte dafür aufkommen 
als das Land oder eine htihere gesetzliche 
Körplerschaft. Der Marktanteil des Pflanzen- 
baues beträgt 4.200,000.000 Schilling, wobei 
der Weinblau mit 2.400,000.000 Schilling be- 
teiligt ist. Durch den Weinbau werden jähr- 
lich 230,000.000 Schilling an Getränkesteuer 
und 170,000.000 Schilling an Weinsteiuer auf- 
gebracht. Wenn in der Buidgetpst ,,Lanides- 
beiträge für Kultivierungen" auch Zuschüsse 
LU agrarischen Operationen enthalten sinld, so 
hat das sicher seine Berechtigung. Gerade in 
der Landes-Lianldwirtschaftskammer sind alle 
Berufssparten der Landwirtschaft vertreten, 
ohne Unterschied der Partei; dort geschieht 
wirklich viel Positives fiir die Landwirtschaft. 
Auch der Kleine hat die Möglichkeit, diese 
Mittel für sich in Anspruch zu nehmen. Ich 
verweise hier ganz besonders auf die Grund- 
crwerbsgenoissenschaft. Früher war es einem 
kleinen Landwirt, speziell einem Weinhauer, 
nur sehr schwer möglich, ein größeres Grund- 
stück anzukaufen, weil er finanziell hiezu 
nicht in der Lage war. Es wurde schon von 
einigen Kollegen ausgeführt, daß auch der 
Güterwegbau in der Landwirtschaft große 
Bedeutung hat, nicht nur für  die Landwirt- 
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Schaft, sondern auch für den Fremdenver- 
kehr. Das gleiche gilt für die agnarischen 
Operationen. Wlenn wir heute in der Wachau 
unsere herrliche Terrmsenlage nicht ab- 
schinmen könnten, damit sie der Landwirt- 
schaft btesser dienlich ist, würde dieses Ge- 
biet lange nicht mehr die schöne Wachau 
sein, weil die Rebstöcke nicht bis auf den 
Berg hinauf stehen würden. 

Nun gestatten Sie mir, Hohes Haus, noch 
einige Bemerkungen über die Budgetpost 
,,Hagelversicherung". Vorerst möchte ich dem 
Herrn Finanzreferenten herzlich dafür dan- 
ken, daß er im Nachtrag 100.000 Schilling für  
die Hagelabwehr bereitgestellt hat. Ich darf 
dazu betonen, daß sie nicht nur den Besitz 
des einzelnen, sondern den Gesarntbesitz, der 
in dieses Gebiet hineinfällt, schützt, ob 
Weinhauer oder nicht, ob Großbesitzer oder 
kleine Bauern. Für uns ist besonders interes- 
sant, daß sie den indirekten Schaden zu ver- 
hüten versucht. Ich habe eine sehr aufschluß- 
reiche Statistik mitgebracht, aus der zu erse- 
hen ist, daß 61 Prozent dieses Gebietes eine 
Betriebsstruktur bis zu einem Hektar Wein- 
gärten aufweisen, die restlichen Prozent ver- 
teilen sich von ein bis zwei und von zwei bis 
fünf Hektar. Das besagt also, daß es sich in 
der Mehrzahl um Klein- und Kleinstbetriebe 
handelt. Dabei möchte ich aber noch betonen, 
daß dies keineswegs nur haupbberufliche 
Landwirte und Weinhauer sind, sondern sehr 
viele nebenberufliche Bauern beziehungs- 
weise Weinhauer, denen wir von vornherein 
das Recht einräumen, mit uns in der Land- 
wirtschaft tätig sein zu können. Es soll ihnen 
auch die Möglichkeit geboten werden, ihre 
Verhältnisse durch Beistellung eigener 
Lebensmittel etwas zu verbessern. 

Das Weinbauregelungsgesetz, das am 
20. Jänner 1966 beschlossen wurde, hat sich 
wirklich gut bewährt. Besonders im heurigen 
Jahr, wo wir eine sehr schöne Ernte mit guter 
Qualität zu verzeichnen hatten, war einle 
gewisse Produktionslenkung wichtig. Wenn 
da oder dort über einen landwirtschaftlichen 
Erwerbszweig frühzeitig der Stab gebrochen 
wird, darf ich dazu eines sagen. Beim Wein- 
bau wurde schon vor Jahren erkannt - nach- 
dem viel manuelle Arbeit damit verbunden 
ist und eine Monokultur besteht, die nicht 
von Jahr zu Jahr gewechselt werden kann -, 
daß die Einführung einer gewissen Produk- 
tionslenkung wichtig ist, um jedem die Mog- 
lichkeit zu geben, auch in Zukunft Weinhauer 
bleiben zu können. Ich möchte hier nur um 
eines bitten. Wenn der Artikel I11 dieses 
Gesetzes am 12. Dezember 1968 ausläuft, dann 
möge wieder gemeinsam ein Weg gefunden 

werden, um dem Weinhauer auch in Zukunft 
zu helfen. 

Abschließend darf ich die Mitglieder des 
Hohen Hauses bitten, auch weiterhin unserem 
Berufsstand die Treue zu halten, nicht nur 
im Trinken. Gerade im Weinbau finden wir 
die meisten Betriebe, die auf kleinster Struk- 
tur unter außerst schlechten Bedingungen 
und größten Risken versuchen, das Beste zu 
leisten. Wir wollen den Boden verbessern; 
wir können ihn nicht ewig behalten, aber wir 
wollen das tun, was die Generation vor uns 
auch getan hat, nämlich an den Nächsten wei- 
tergeben. Wir wünschen damit, daß dieser 
Grund und Roden auch weiterhin der Bevöl- 
kerung unseres schönen Heimatlandes nütz- 
lich ist. (Beifall bei der OVP.) 

PRASIDENT WEISS: Zum Worte gelangt 
Herr Abg. S t a n  g 1. 

Abg. STANGL: Herr Prasident, meine 
Damen und Herren! Ich bekomme eben vom 
Herrn Dritten Präsidenten d i s e s  Hauses das 
Zeichen, mich kurz zu halten, er <billigt mir 
gnadenweise zehn Minuten zu. Ich werde ver- 
suchen, diese Zeit zu halten, aber nicht des- 
wegen, weil die Gnade des Herrn Dritten 
Präsidenten miah dazu zwingt. 

Meine Damen und Herren! Ich finde, mein 
Vorredner hat sich die Sache mit dem Ver- 
gleich einer parteipolitischen Berufsorgani- 
sation, wie dies auf der einen Seite der 
Bauernbund und auf der anderen Seite der 
Arbeitsaufwand ist, sehr leichtigemacht. 
Ich will mlicb nicht auf diese billige Art ein- 
lassen. Die Jahre nach 1945 haben gezeigt, 
wie die verschiedenen Ansichten des Bauern- 
bundes sind, haben gezeigt, wer sich wirklich 
um den kleinen Bauern kümmert. Meine 
Damen und Herren! Ich weiß, die Herren von 
der Rechten lachen dazu, aber ich könnte 
Ihnen über Anträge aus dem Hohen Haus am 
Ring berichten, die Ihre Vertreter dort abge- 
lehnt haben, die aber für die kleinen Bauern 
oder für jene, die um ihre Existenz zu kämp- 
fen haben, sehr nützlich gewesen wären. Ich 
glaube, daß sich hier doch ein Unterschied 
zwischen Bauernbund und Arbeitsbauern- 
bund in ideeller Hinsicht, aber auch in organi- 
satorischer Hinsicht und bezüglich der Zusam- 
mensetzung ergibt. Ich denke hier nicht an 
die Masse, sondern an die Art des Einflusses. 

Ich darf mich nun auf jenes Gebiet bege- 
ben, das ich mir vorgenommen habe, einer 
kleinen Betrachtung zu unterziehen. Es gibt 
keinen denkenden Menschen unseres Staates, 
der nicht sehr glücklich war, als in der letzten 
Zeit die Nachricht durch die Lande gegangen 
ist, daß unsere Landwirtschaft im Jahre 1967 
in der Lage war, 84 Proizent unserer Grund- 
nahrungsmittel zu produzieren. Jeder Öster- 
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reicher, der auf sein Heimatland etwas hält, 
nimmt dies mit Befriedigung, &er auch mit 
Anerkennung gegenüber der Bauernschaft 
zur Kenntnis. Ich weiß, daß die Gründe dafür 
nicht allein im Fleiß, in der Ausdauer der 
Bauernschaft liegen, sondern daß auch tech- 
nische und chemische Errungenschaften das 
Ihre dazugetan haben. So  wurde zwischen 
Wissenschaft und bäuerlicher Bevölkerung 
ein Weg gefunden, der diese Produktionsstei- 
gerung an und für sich ermöglicht hat. Ich 
glaube aber auch, daß ein sehr wesentliches 
Element dieses Fortschrittes die Berufsausbil- 
dung, die Fortbildung unserer land- und 
forstwirtschaftlichen Berufstätigen ist. 

Meine !Damen und Herren, ich bin der Mei- 
nung, daß auch eine Zeit, in der man Positives 
berichten kann, keine Zeit sein soll, sich in 
die Sonne zu legen - das ist ein rein bild- 
liches Beispiel -, um sich auszuruhen. Ich 
glaube vielmehr, daß das gerade eine Zeit 
ist, Erkenntnisse zu beurteilen und Notwen- 
digkeiten für die Zukunft zu schaffen. Wenn 
ich mir eine Gegenüberstellung über das 
Berufsschulwesen in der Landwirtschaft aus 
den letzten Jahren hernehme, dann spiegelt 
diese doch eine Erscheinung, die zu denken 
gibt. Hatten wir im land- und forstwirtschaft- 
lichen Berufsschulwesen im Schuljahr 1965166 
noch eine Gesamtschülerzahl von 5717, so 
sind wir bis zum Schuljahr 1967168 auf 
2445 Schüler gesunken. Davon sind im ver- 
gangenen Jahr, als dile Schülerzahl noch 3660 
betrug, 34 Prozent dieser Schülerinnen und 
Schüler in Internaten untergebracht gewesen. 
Heuer ist ein geringes Absinken zu verzeich- 
nejn, dem ich keine besondere Bedeutung bei- 
messe. Eis sind 32 Prozent der Gesamtschiü- 
lerzafhl, das sind 817 Schülerinnen und Schü- 
ler, soweit ich Berichte zur K'enntnis nehmen 
konnte, die in lnternatsschulen unterrichtet 
werden. Meine sehr geehrten Damen und 
Herren, ich weiß, daß hier Grünide maß- 
gabend sind, die diesle Entwicklung mit beein- 
flußt hab'en, so das 9. Schuljahr, der Polyteuh- 
nische Lehrgang. Ein gewisses Zeichen ist 
auch darin erkennbar, daß der Fluß der Alb- 
Wanderung aus den ländlichen 'Gebieten noch 
nicht abgestoppt ist. Ein Suchen nach Exi- 
stenzsicherheil und auch dCLs Erikennea inner- 
halb der bäuerlichen Bevölkerung haben ein- 
gesetzt, daß wirklich nur für jenes Kinid, das 
einmal die Nachfolge am elterlichen Hof an- 
treten wird - bei den Mädchen oft durch 
Heirat -, die landwirtschaftliche oder forst- 
wirtschaftliche Ekrufsausbildung für den 
späteren Lebensweg Bedeutung hat. Ich 
glaube aber - ich bitte, das so zu nehmen, 
wie ich es sage, und es mir nicht mit irgend- 
welchen polemischen Bemerkungen Ü1belzu- 

n e b e n  -, daß auch im landwirtschaftlichen 
Berufsschulwesen - die gesetzlichen G m d -  
lagen für diese Berufsausbildung haben wir 
erst in diesem Jahr verabschiedet - Unter- 
suchungen angestellt werden müßten, ob 
beide Schulen - auf Dauer gesehen - das 
geben, was die land- und fonstwirtschaftliche 
Bevölkerung braucht. Ich könnte mir vorstel- 
len, daß die eine oder andere Schultype zu 
einem Großteil überflüssig wenden würde 
und alle finanziellen, fachlichen, päidagogi- 
schien und ideellen Mittel in diese Sparte ein- 
zugliedern sind. Meine sehr verehrten Damen 
und Herren, ich möchte auch sagen, daß man 
auf Grund dieses Rückganges begrüßlenswer- 
terweise vom zuständigen Referat sofort 'ent- 
sprechende Maßnahmen getroffen hat. Man 
hat das Gesamtstundenausmaß dileser zwei- 
jährigen Berufschule von 540 Stunden 
zusammengezogen. Man hat versucht, die 
schulische Berufsaulsbildung in einem Jahr- 
gang, und zwar vom Oktober bis April, zu 
konzentrieren. Man hat das auch in Inter- 
natsschulen gemacht, hat die 13 'Stunden auf 
15 Stunden erweitert, um den vorgesehenen 
Lehrstoff durchzubringen. Das hat natürlich 
auch für die Betroffenen einen Vorteil, weil 
die Schüler nach Abschluß des Polytechni- 
schen Lehrganges - ungefähr mit 15 Jah- 
ren - nur noch ein Jahr diese Berufsschule 
besuchen und dann sofort ein übertreten in 
die Fachschnulen möglich ist. 

Nun zu den Fachschulen. Wir haben in Nie- 
derösterreich 11 Fachschulen für Burschen 
und 6 Fachschulen für Mädchen. Wir haben 
noch im Schuljahr 1966/67 35 Lehrgänge mit 
987 Schülern durchgeführt. Auch hier ist ein 
geringes Absinken von etwa 50 Schülern 
bemerkbar. Ich weiß nicht, ob es im 'land- 
wirtschaftlichen Berufsschulwesen unbedingt 
nötig ist, für diese Schül~eranzahl 17 Fach- 
schulen zu unterhalten. Ich glaube, daß man 
auch hier einen andmeren Weg gehen könnte. 
Er muß nicht unbedingt so sein wie beim 
gewerblichen Berufsschulwlesen, weil ja die 
[Divergenzen zwischen der Ausbildung an und 
für sich sehr groß sind und weil auch die 
praktische Auabilidung ganz andersartig ist 
Alle diese Bmedenken sind mir bewußt. Aber 
ich weiß nicht, ob man nicht die finanziellen 
Mittel, die zur Verfügung stehlen, zielstrebiger 
und besser anlegen könnte. Ich möchte jetzt 
nicht auf die unrentablen, manchmal auch 
irrealen Dinge hinweisen, die ja in diesem 
Hause, soweit iah miah aus den Stenographi- 
schen Protokollen aus dem Jahre 1963 ver- 
gewissern konnte, besprochen wutden und 
die auch einmal durch den 'Finanzkontrollaus- 
schuß aufgezeigt wurd,en. Ich glaube, man 
könnte doch die Erkenntnisse von anderen 
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Ausbildungen hernehmen. Das hat mit einer 
Kürzung der Mittel und der Förderung tiber- 
haupt nichts zu tun. Gerade heute haben 
einige Redner der Landwirtschaft diariauf 
hingewiesen, daß der Umbruch und die Um- 
schichtung in der Landwirtschaft noch lange 
nicht abgeschlossen sind und auch andere 
Aufgabenbereiche durch die europäische Inte- 
gration in irgendeiner Form in den Mittel- 
punkt rücken. Meiner Meinung nach müßten 
zu einer fachlichen und vor allem v'ertieften 
Ausbildung verschiedene Wege gefunden 
werden. 

IMeine sehr verehrten Damen und Herren, 
ich bitte Sie noch einmal, das nicht als 
Bauernfeindlichkeit, wie man es im 
Jahre 1963 getan hat, od'er als irgendwelche 
polemische Erklärungen hinzunehmen, son- 
dern diese, ich möchte nicht sagen, Anregun- 
gen, einer tfberlegung zuzuführen. Denn wir 
alle, die wir in diesem H a w  sitzen, haben 
ein Gelöbnis geleistet - leider ist der Herr 
Abg. Rabl nicht da -, daß wir das Beste für 
unser Heimatland NiederÖsterreich zu leisten 
haben. Wir wissen, daß in diesem Heimatland 
Niederösterreich nicht nur der geographische 
Teil zu sehen ist, sondern vor allsem die Nie- 
derösterreicher; dazu gehören auch unsere 
Bauern und unsere Menschen in der Forst- 
wirtschaft, gleichgültig ob sie selbständig oder 
unselbständig sind. Daher müssen wir j'ene 
Gelder, die das Land als Förderungsmittel 
zur Verfügung stellt, bestens einsetzen, so 
daß sie auch für die Zukunft Früchte tragen. 
(Beifall bei der SPÖ.) 

PRÄSIDENT WEISS: Als nächster Redner 
kommt Herr Abg. Janzsa zum Wort. 

Abg. JANZSA: Sehr verehrter Herr Präsi- 
dent! Hoher Landtag! In seiner Einbeglei- 
tungsrede hat der Herr Landesfinanzreferent 
von einem mehr oder weniger spürbaren 
Konjunkturrückgang in der westlichen Welt, 
!besonders in Deutschland, gesprochen, der 
bestimmt auch auf die Fremdenverkehrswirt- 
schaft seine Auswirkungen haben wird. 
Einige Probleme dieser Fremdenverkehrs- 
Wirtschaft erlauben Sie mir ganz (kurz zu um- 
reikn.  

Kollege Kosler hat bereits die Vergleichs- 
Ziffern im Fremdenverkehr von Gesantöster- 
reich vom Jänner bis Oktober erläutert. Sie 
ergeben gegenüber dem vergangenen Jahr 
eine leichte Steigerung. Allerdings hat er 
nicht erwähnt, da13 die Ausgabenseite, das 
heißt dh Devkenausgänge Österreichs, auch 
eine Steigerung erreicht hat. Wir wissen, 
daß früher das Erträgnis aus der Fremden- 
verkehrswirtschaft das Auknhandelsdefizit 
decken konnte. Ob dies auch irn heurigen Jahr 
der Fall sein wird - siofern es eine Besse- 

rung gegenüber den vergangenen beidlen Jah- 
ren gibt -, ist fraglicih, weil die Ziffern noch 
nicht aufliegen. Mit anderen Worten heißt 
das, daß das Nationalbewußtsein der Oster- 
reicher noch nicht die erwünschte Einstellung 
erreicht hat und sie den Urlaub vielfach 
nicht in Österreich vepbringen. Sie erwarten 
von den Werbungen der ausländischen Frem- 
denverkehrslander mehr als von den einhei- 
mischen Fremdenverkehrsorten; damit aber 
wserden die Devisenausgänge erhöht und das 
Gesamterträgnis vermindert. 

Die leichte Steigerung der Fremdennächti- 
gungen in Niederösterreich gegenüber dem 
Vorjahr haben die beiden Herren General- 
debattenredner zum Anlaß genommcen, ihrer 
Freudie darüber Ausdruck zu verleihen. Ich 
frage Sie aber, dürfen wir uns damit zufrie- 
demgeben, wenn wir in Niederöisterreich 
wohl eine leicht steigende Tendenz ilm Frem- 
denverkehr beobachten können, wenn es aber 
möglich wäre, eine Aufwärtsentwicklung mit 
einer stark steigenden Tendenz herbeizuf üh- 
ren? Dazu wären eilnige Maßnahmen erfor- 
derlich, die nicht etwa finanzielle Einbußen 
mit sich bringen, wenn sie im Vorstadium 
auch den Eindruck erwecken könnten. Durch 
richtige Gestaltung der Reform aber müßten 
sie in der Endphase positive Auswirkungen 
zeitigen. So wäre eine Maßnahme auf gesetz- 
geberischer Ebene erforderlich. Kollege Kos- 
ler hat dankenswerterweise jene Maßnahmen 
erwshnt, die sowohl dem Konsumenten, altso 
dem Gast, dem Privatzimervlermieter selbst, 
aber auch der Gemeinde dienen, also für alle 
Beteiligten von Vortefl wären. Das Privat- 
zimmervermietungsgesetz - ich darf es auch 
hier namens meiner Fraktion ungieren -, 
dassen Entwurf alufdiegt und schon seit meh- 
reren Jahren auf (die Beschlußfassung wartei, 
wäre n u m e h r  einex Verabschiedung wert, 
damit die bisherigen ungenügenden und un- 
zeitgQmäßen Verordnungen des Landeshaupt- 
mannes von Niederiistw-reich aus dem Jahre 
1937 in Fortfall kommen können, an die sich 
niemand mehr hält, weil sie für die heutige 
Entwicklung auf dem Sektor der Privatzim- 
mervepmietung als hammend angesehen wer- 
den müssen. 

Eine weitere Begründung liegt darin, daß 
die Privatzimmervermietung in einer gesun- 
den Frerndenverkehrswirtschaft aber immer 
nur in den Spitzenzeiten, also in der Hoch- 
saison, eine Ergänzung und eine Notlösung 
sein 'kann. Niemals kann sie einen konuessio- 
nierten Fremdenverkehrsbetrieb ersetzen. 
Trotzdsem müssen sie in dieser Form auch im 
öff entlichen Interesse, zum Beispiel wegen 
Verhinderung einer Seuchengefahr, über- 
wacht und kontrolliert werden. Die sanitären 
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Verhaltnisse sind in manchen Privatquartie- 
ren unter jeder Kritik. Durch die völlig 
wilde, unkontrollierte Privatzimervermie- 
tung - es gibt beispielsweise in Niederöster- 
reich Privatzimmervermietungen bis ZU 
18 Betten - kann einmal eine Seuche aus- 
brechen, die die Katastrophe von Zermatt in 
den Schatten stellt. Wer wünde dann dafür 
die Verantwortung übernehmen? 

Ein weiteres Problem hat im vorigen Jahr 
anlaßlich der Budgetdebatte Kollege Rigl 
kritisiert, namlich das groteske Kofikanzlei- 
prasidialdekret aus dem Jahre 1836, nach 
welchem die Produktionslizenzen für  öffent- 
liche Veranstaltungen behandelt und bewil- 
ligt werden. Es beinhaltet unnötige Belastun- 
gen fur die Fremdenverkehrswirtschaft, aber 
auch Unsicherheiten in der Rechkprechung. 
Es gibt noch mehr solche D'ekrete, nach wel- 
chen „geamtsbandelt" wird. Ich nenne nur 
die Dekrete aus dem Jahre 1795, aus dem 
Jahre 1824, 1821 und 1827, die Verordnung 
des Ministeriums für Inneres vom 25. Novfem- 
ber 1850 und schließlich auch das Gesetz vom 
27. Juli 1945, welches die Öffentlichen Veran- 
staltungen regelt. Nun wurde auch seitens 
der Kammer der gewerblichen Wirtschaft ein 
Entwurf für ein Gesetz über die öffentlichen 
Veranstaltungen, ein sogenanntes niederöster- 
reichisches Veranstaltungsgesetz, ausgearbei- 
tet, welches im Interesse der Fremdenver- 
kehrswirtschaft gefoildert wird, da es unbüro- 
kratisch ist und den modernen Erfordernis- 
sen nicht entspricht. Es ist zu hoffen, daß 
dieses Gesetz, aber auch das Privatzimmer- 
vermietungsgesetz im nächsten Jahr bei der 
Budgetberatung nicht neuerlich gefordert 
werlden muß. 

Zu den weitewn gesetzgeberischen Maß- 
nahmen zur Förderung des Fremdenverkehrs 
gehört auch die bereits mehrmals urgierte 
Novellierung des niederösterreichischen 
Getränkeabgabegesetzes, welche in diesem 
Zusammenhang in Erinnerung gebracht wer- 
den soll, da die Novellierung den Gemeinden 
kaum Einbußen bringen würde, dafür aber 
viele Differenzen und Argernisse zwischen 
Bürgermeister, Gemeinden und Gastwirten 
aus der Welt geschafft werden konnten. Den 
Gemeinden möge aber auch auf das Finanz- 
aucgleichsgesetz in bezug auf die Bestim- 
mung der Herabsetzung der Lustbarkeits- 
abgabe - der sogenannten Vergnugungs- 
steuer - bei den Lichtspieltheatern ein Hin- 
weis gegeben werden. Diese Bestimmung ist 
von Niederösterreich bis'her noch nicht eff ek- 
turiert. Die Situation bei den Lichtspielthea- 
tern ist schon lange besorgniserregend; das 
Kinosterben in Niederösterreich halt weiter 
an, worunter nicht nur der Fremdenverkehr 
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Auch iim Hinblick auf die Opferfürsorge- geringen Mittel 
abgabe als Bestandteil der Lustbarkeits- tun zu können. 
abgabe wäre einiges zu sagen, da diese den denverkiehrsleinr 
heutigen Anforderungen nicht mehr geilecht günstigen Gebie 
wird. Gesetzgeberische Maßnahmen sind die oder die Winter 
Grundlage für die Tatigkeit innerhalb einer 
Fremdenverkehrswirtschaft, die j e  nach 
Inhalt der Gesetze eine Art gezwungene oder 
aber eine freiwillige, private und initiative 
Leistung vollbringen kann. Das letztere ist 
zu bevorzuIgen, weil ja die Erträgnisse aus 
dieser Leistung am größten sind. Es berüh- 
ren aber auch Gesetze, die ansonsten von 
anderen Ressorts bberwacht werden, den 
Sektor Fremdenverkehr, so etwa das Jugend- Gebiet, das aus1 
schutzgesetz in einigen seiner Bestimmungen, das Hochkar, da 
die Herr Landesrat Rösch in seinem Schluß- Niederösterreich 
expose über die von ihm verwaltete Gruppe 4 Dies wäre ein 
mit einigen Dislkrepanzen aufgezeigt hat, die die in der jetzig 
auch für den Fremdenverkehr gelten können. füllbiar wären. 
So greifen gesetzgeberische Maßnahmen in Donaubrücken, T 

alle Bereiche des täglichen Lebens. Eine sprochen wurde, 
gründliche Durchforstung des bestehenden kehr von größte 
Geietzesdickichts wäre daher unumgänglich Erachtens der 1 
notwendig, um alle Erschwernisse, die durch gegeben werden 
diesen Gesetzeswust die Fremdenverbehrs- mäßig voridringi 
Wirtschaft belasten, zu entwirren. (Beifall bei der 0 
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Wir hatten im Hohen Hause Gelegenheit, 
bei Beratung der vorhergegangenen Budget- 
gruppen 2, 3, 4, 5 und 6 von fast allen Sprie- 
chern die Forderung nach Beileitstellung 
größerer Mittel für diese Ressorts zu hören. 
So berechtigt dieser Wunsch nach verstärk- 
ten Mitteln ist, weil sie einerseits die Vor- 
aussetzung für den Lebensfortschritt sind, 
anderseits die Voraussetzungen dles wirt- 
schaftlichen Kreislaufes in sich tragen, darf 
aber in erster Linie nicht darauf vergessen 
werden, daß jene Sektoren, die die Möglich- 
keit halben, die Basis - sprich Geld - für 
jene geplanten sozialen und geistigen Investi- 
tionen zu schaffen, nicht leer ausgehen dür- 
fen. Ich meine hier die Wirtschaft, die auch 
Kollege Blabolil dankenswerterweise erwähnt 
hat und deren bedeutender Teil die Frem- 
denverkehrswirtschaft ist. Wenn von den 
Mitteln aus der Fremdenverkehrsforderung 
im Jahre 1967 bisher 59,6 Prozent nur allein 
für die reine Werbung, wie Prospekte, Pla- 
kate usw., verwendet wurden, so ist dieser 
Betrag von rund 4,500.000 Schilling im Ver- 
hältnis zu den Einnahmen, die in die Mil- 
liarden gehen, als geringfügig zu bezeichnen. 
Trotzdem hat diese Werbung beigetragen, 
daß Niederösterreich gegenüber den andenen 
Bundesländern in der Nächtigungsziffer eine 
leichte Steigerung erfahnen hat. Eine ver- 
starkte und intensive Werbung, die publi- 
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kumswirksatn ist und dem Fremdenverkehr 
entspricht, muß gefordert werden. Die derzeit 
geringen Mittel sind nicht dazu angetan, dies 
tun zu können. Es müssen verstärkte Frem- 
denverkiehrseiinrichtungen in allen hierfür 
günstigen Gebieten - sei es für die Sommer-. 
oder die Wintersiaison - geschaffen werden. 
Der Forderung nach Schaffung von zwei wei- 
teren Naturparkanlagen in Nielderösterreich 
- nämlich im Ötscherland und der Hohen 
Wanld - muß primäre Bedeutung zukommen; 
desgleichen auch der Erweiterung des Natur- 
parks in Sparbach über die Föhrenberge bei 
Mödling. Auch der Skisport, für den Niedcer- 
Österreich ein prädestiniertes Land ist, soll 
hier richtig ausgebaut werden; wir haben ein 
Gebiet, das ausbaufähig ist, ich meine hier 
das Hochkar, das man als den Arlberg von 
Niederösterreich bezeichnet. 

Dies wäre ein kleiner Teil der Wünsche, 
die in der jetzigen Situation des Landes er- 
füllbar wären. Abgesehen davon sind die 
Donaubrücken, von denen heute schon ge- 
sprochen wurde, auch für den Fremdenver- 
kehr von größter Eedeutung, wobei meines 
Erachtens der Vorrang jener Donaubrücke 
gegeben werden soll, die fremdenverkehrs- 
mäßig vordringlich gebaut werden müßte. 
(Beifall bei der OVP.) 

Ich dai-E aber auf einen besonderen Um- 
stand, der ein Problem der Fremdenver- 
kehrswirtschaft darstellt, nämlich die öffent- 
liche Meinung, hinweisen. Die Presse, die 
diese öffentliche Meinung in starkem Maße 
beeinflußt, ist eher bereit, eine negative Kri- 
tik zu veröffentlichen als eine positivie Be- 
richterstattung zu geben. Leserbriefispal- 
ten der österreichischen Zeitschriften lebten 
während des Sommers förmlich von der Hetze 
gegen das österreichische Hotel- und Gast- 
Gewerbe. Die psychologische Einwirkung 
negativer Kritiken in der Öffentlichkeit und 
damit auch auf den Gast eines Erholungs- 
ortes ist derart, dlaß auch er in seinem Ur- 
laubsort etwas zu kritisieren findet, auch 
wenn er vorher mit der Behan,dlung und Be- 
wirtung von seiten des Gastgebers immer zu- 
frieden war. Eine Klage seitens der Presse, 
die meist ohne Begründung ausgesprochen 
wird, ist der Vorwurf, der inländisclhe Gast 
würde schlechter 'behandelt werden. Wenn in 
einzelnen Fällen Unzuiktirnnilichkeiten vor- 
kommen, so darf kein Pauschalurteil gegen 
alle Wirte und HoiteLiers abgegeb'en wenden. 
Von zehn werbenden Urlaubs- und Reise- 
artikeln in der österreichischen Presse befaßt 
sich nur ein einziger mit Österreich, wäihrend 
neun andere mit ins Auge springenden über- 
Schriften wie ,,Fwienfreude in der Tacho- 
choslowakei", ,,Prag ist das Bilderbuch Euro- 

[ 
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pas" oider „Beim nördlichen Nachbarn ist der 
Gast König" für das Ausland werben. Inwie- 
weit dies für die Presse eine finanzielle An- 
gelegenheit ist, wäre sekundär zu beleuchten. 
Auch die österreichische Presse könnte viel 
Positives zur Verstärkung des österreichi- 
schen und niederösberreichischen Fremden- 
verkehrs tun. 

Zum Abschluß möchte ich die Aufstockung 
in einer stärkeren Form des zinsenbegünstig- 
ten Kredites für !die Fremdenverkehrswirt- 
schaft für weiterhin beantragen, die eine 
positive Auswirkung zur Modernisierung 
unserer Fremdenverkehrsbetriebe bisher ge- 
zeitigt hat und mit 'einem Volumen von 
430,000.000 Schilling abschließen kann. Die 
Wiederaufnahme der Aktion zur Verbesse- 
iung der sanitären Anlagen in den gast- 
gewerblichen Betrieben, die die Hälfte der 
Kosten, höchstens jedoch 10.000 Schillling im 
Einzelfall vorsieht, und auch auf Küchenein- 
richtungen ausgedehnt werdsen könnte, wäre 
wünschenswert. Dile slanitären Einrichtungen 
und die Küche sind die Visitenkarte eines 
Betriebes. Es wird aber auch notwendig sein, 
zur Bewältiigiung der engeren Fremdenver- 
kehrsaufgaben in Zusammenarbeit mi't den 
jeweils örtlichen Verkehrsvereinen die ge- 
bietlichen Fremdenverkehrsverbände unter 
der Ägide des Dachverbandes Niedmeröster- 
reich zu bilden und zu aktivieren. 

Nur einige Probleme und Anregungen sind 
hier angeführt worden, die die Fremdenver- 
kehrswirtschaft berühren und keinen An- 
spruch auf Vollständigkeit erheben. Die Be- 
herzigung dieser Wünsche und Anregungen 
würde eine Aufwärtsentwicklung bringen, die 
eine giewisse Stagnation überwinden könnte. 
Eine Aufwärtsentwicklung in der Fremden- 
verkerhrcwirtschaft soll aber alle interwsie- 
ren, wleil sie allen dient. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

PRÄSIDENT WEISS: Zum Worte gelangt 
Herr Abg. T h o m s c h i t z. 

Abg. THOMSCHITZ: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich werde ver- 
suchen, die imir zugebilligten zehn Minuten 
einzuhalten, und wende trachten, auch in der 
zweiten Strophe des Liedes über die Feuer- 
wehren, das der Herr Kollege Fraise1 an- 
gestimmt hat, dieselbe Melodie zu singen. Im 
Feuerwehnvesen haben wir zwei Probleme 
zu lösen: ein legistisches und ein technisches. 
1Das legistische Problem befaßt sich mit der 
Anpassung der Feuerpolizeiordnung an die 
durch die Gemeindeverbandsnovelle bedingte 
Verfassungslage. Diese muß ja bekanntlich 
bis zum 31. Dezember 1968 durchgeführt 
werden. 

Das zweite Problem ist ein technisches un'd 
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hat die Ölalannf ahrzeuge zum Gegenstand. 
Mehr als 60.000 Feuerwehrleute stehen Tag 
und Nacht bereit, um ihren Mitmenschen in 
Feuergefahr und Katastrophenfällen bei- 
zustehen. Mehr als 60.000 freiwillige Helfer 
h'aben eis sich zur Aufgabe gestellt, überall 
dort helfentd einzugreifen, wo Not am Mann 
ist. Das ist erst eine Seite des Buches, das von 
den rühmlichen Taten dieser braven Männer 
berichtet. Ich bin überzeugt, daß wohl nie- 
mand an (der Notwendigk'eit diesei Einrich- 
tung zweifelt, die es mit sich bringt, daß in 
jeder Gemeinde mindestens eine Freiwi~llige 
Feuerwehr stets einsatzbereit ist. Wenn ich 
das Stichwort [Gemeinde sage, fällt mir un- 
willkürlich meine Gemeinde und ihr Vor- 
anschlag ein. Jedes Jahr wird sehr hart und 
ausführlich um die finanziellen Belange der 
Feuerwehr verhandelt, und jedes Jahr stei- 
gen die Forderungen der Fleuerwehren an die 
{Gemeinden. Dabei gibt es viele Gemeinden, 
die mehr als einte Feuerwehr haben. In mei- 
ner unmittelbaren Nähe zum Beispiel unter- 
halten fünf Gemeinden zehn Feuerwehren. 
Ich glaube kaum, daß es bei den heutigen 
Verkehrsverhältnissen und dem guten Aus- 
rüstungszustand der Feuerwehren mit Motor- 
fahrzeugen und sonstigen Geräten, vor allem 
aber auch bei dem hervorragenden Ausbil- 
dungsstand der Wehrmänner notwendig ist, 
daß in einer Gemeinde zwei oder mehrere 
Feuerwehren bestehen, die von dfer Gemeinde 
unterhalten wertden müssen. Ich blin Über- 
haupt der Ansicht, daß eine Gemeinde mit 
(einer Feuerwehr das Auslangen finden kann. 
'Bedenken wir doch, daß durch gut durch- 
dachte definitive Einsatzpläne der Einsatz der 
Freiwilligen Feuerwehren in Niederöstierreich 
so gut organisiert ist, daß in kürzester Zeit 
Hilfe gelleistet werden kann. Durch die Viel- 
zahl der Freiwilligen Feuerwehren besteht 
eine echte tfberforderung der Gemeinden. 
Die Gemeinden machen ehrliche Anstrengun- 
gen und bemühen sich, die berechtigten 
Wünsche der Feuerwehren zu erfüllen bezie- 
hungsweise ihnen bei der Beschaffung von 
finanziellen Mitteln behilflich zu sein. Doch 
irgendwo hat auch das größte und tiefste Faß 
einen Boden. Sind doch die Anforderungen 
an die Gemeinden in den letzten Jahren um 
ein Vielfaches gestiegen. Es mußten Aggre- 
gate und Fahrzeuge gekauft sowie Geräte- 
häuser gebaut werden. So könnte man in die- 
ser Weise weitere Beispiele anführen. Die 
Feuerwehren schöpfen selbstverständlich 
ihre Finanzierungsquellen bis zur Neige aus 
und laufen sich die Füße wund, um die nöti- 
gen GeEdmittel zu beschaffen. Dalbei ist es 
eigentlich gar nicht der Brandeinsatz, der die 
ausschließliche Tätigkeit der Feuerwehren 

beinhaltet, sondern sie werden in der heuti- 
gen Zeit in weitaus größerem Ausuniaß i? 
Katacitrophenfällen eingesetzt und zuun teah- 
nischen Einsatz herangezogen. Sie haben sich 
zu jeiner richtigen Katastrophenweihr ent- 
wickelt. Ich verfüge hier über einige Zahlen, 
die das bleweken. Im Jahre 1955 hatten 
59.000 Feuerwehrmänner 1342 Einsätm zu 
verzeichnen. Davon waren 542 technische Ein- 
sätze und 800 Brandeinsätze. Die Brandein- 
sätze überwogen damals noch. Schon zehn 
Jahre später, i,m Jahre 1965, führten 55.000 
Feuerwehrmänner 8288 Einsätze durch, das 
ist sechseinhalbmal soviel als zehn Jahre vor- 
her. Die technischen Einsätze beliefen sich auf 
7092, und die Brandeinsätze machkn 1196 
aus. Das waren 13mal soviel technische Eh- 
sätae und nur eineinhalbmal soviel Brand- 
einsätze als zehn Jahre vorher. Aus den ge- 
nannten Zahlen ist sehr klar rn ersehen, daß 
üiberwiegend viele technische Einsätze ge- 
tätigt wurden und Iman ohne weiteres von 
einer Katastrophenwehr sprechen könnte. 
Der technische Einsatz lag insbesondere auf 
dem Gebiete des Wasserdienstes. Mehr als 
100 Rettungszillen, S t w b o o t e ,  fünf Mater- 
boote und ein Motorschlauchboot sind jeder- 
zeit einsatzbereit. Auf Grund des Katastro-. 
phenhil£sdi,enstgesetzes und des Rescheides 

ember 1961 stehen eine ganze 
Reihe von überörtlichen Einheiten für den 
F.- und B.+Dienst ständig zur Vlerfüigung. 
Auch das Nachrichtennetz des Niederösterrei- 
chischen Feuerwehrkommandos wurde im 
Rahmen des F.- und B.-Dienstes neu auf- 
gebaut und eingerichtet. Eine Anzahl von 
Funkstationen ist iiilser Niedierösterreich ver- 
teilt und größtenteils für Notstrombetrileb 
eingerichtet. Außenkm stehen d e m  F.- und 
8.-Dienst Spezialeinheiten zur Verfügung, 
wi'e Sprengdienst, Tauchdienst und Strahlen- 
schutzdienst. 

Am 21. März 1952 brachte die sozialistische 
Fraktion im Niederösterreichischen Landtag 
einen Antrag ein, der die Erlassung einer 
niewen Feuerpolizeiordnung für Niedieroster- 
reich fordlert. Dieser wurde vom Hohen Haus 
auch angenommen, doch ist es bis heute zu 
k'einer Neuregelung gekommen. Im Jahre 
1961 halt der Landtag 'ein Gesetz beschlossen, 
das einen Katastrophenhilfsdienst zur Ab- 
wehr dler durch Elementarereignisse oder 
durch Unglücksfälle außergewöhnlichen Um- 
fanges drohendien Personen- und Sachschäden 
vorsah und die Gemeiniden verpflihtete, 
innerhalb ihres örtlichen Wirkungsbereiches 
und entsprechend ihrer finanziellen Lei- 
stungsfähigkeit Katastrophenhilfsdienst ZU 
leisten. Die Landesnegilerung wurde ihrer- 
seits verpflichtet, feinerseibs den Gemeinden 
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Ich habe bereits vorhin darauf hingewie- 
sen, daß das zweite Problem der niederäster- 
reichischen Feuerwehren die Ölalarmfahr- 
zeuge bilden. Ukrschriften in den Zeitungen 
lassen uns immer wieder aufmerksam wer- 
den. Sie lauten zum Reispiel: ,,Die tödliche 
Fracht", ,,Rollende Bomben in Niiederöster- 
reich" odier ,,Ölalarmfahrueuge Fehlen im 

I Kampf gegen Tankwagenunfälle". Besondere 
i Sorgen macht uns zur Zieit die Bekämpfung 

von Oltankerbranden. Es vergeiht keine 
Woche, in der nicht mlehrmals folgenschwere 
Tankerunfälle vorkommen. Leben, Gesund- 
heit unid Besitz der Bevölkerung schwebien in 
ständiger Gefahr. Aber auch die Feuerwehr- 
männer arbeiten in  ständiger Lebensgefahr, 
weil sie bei der Bekämpfung der Folge- 
schi4den bei Tankunifällen zumeist mit unzu- 
reichenden Geräten apbeiten müssen. Die 
Feuerwehr möchte helfen, sie hat es in un- 
zähligen Einsätzen bewiiesein und dabei so 
manchen Blutzoll geleistet. In vielen Fällen 
ist es ihr aber beinahe unmöglich, weil sie 
nicht mit den entsprechenden Hilfsgeräten 
ausgerüstet ist. In dieser Situation dürfen 
Koimpetenzfragen bei der wirkungsvollen 
Bekämpfung der Folgeschäden biei Tanker- 
unfä'llen nicht den Ausschlag geben oder diese 
in Frage stellen. Nur durch die Anschaffung 
von Öilalarmfa'hrzeugen ist w möglich, ver- 
heerende Folgen von Ölunfällen zu verhin- 
dern. Der Aktionsradius eines solchen Öl- 
alarmfahrzeuges beträgt ungefähr 25 Kilo- 
meter im Umkreis. Dieser Aktionsradius ist 
deshalb so gering, weil es ja nur einige Minu- 
ten dauern aollte, bis das Einsatzfahrzeug am 
Unfallort anlangt. Auf Grund dieses Aktions- 
radius von 25 Kilamletern im Umkreis müßte 
Niieiderösterraich ungefähr 25 bis 30 Ölalarm- 
fahrzeuge besitzen. Die Gemeinden des Ver- 
waMungsbezirkes Wr. Neustadt haben auf 
ihre Kosten ein solches Alannfahrzeug zum 
Preise von 180.000 Schilling angekauft. Dieses 
Fahrzeug ist in  Wr. Neustaldt stationiert und 
in den vergangenen Wochen und Monaten 
mehrmalis zum Einsatz gekommen. Dais Öl- 
alarmfahrzeug wurde erst vor kurzem ent- 
wickelt, es ermöglicht mit seinen Einrichtun- 
gen und Geräten eine erfolgreiche Bekämp- 
fung bei Folgeschäden nach Tankerunfällen. 
Immer wileder llenken die Nachrichten von 
den Tanikerunfällen die 'Öffentlichikeit auf 
eines der wichtigsten Probleme der Wasser- 
wirtischaft, nämlich auf den Schutz des 
Grundwassers gegen Verunreinigung durch 
Mineralöle oder Minerailölprodukte. Hält man 
sich vor hugen, daß diese Substanzen noch in 
sehr kleinen Mengen, nämlich in einem Ver- 

wird deutlich, daß nicht nur das Auislaufen 
großer Ölmengen, sondiern daß bereits 
wesentlich kleinere Vorkommnisse eine 
eminente Gefahr für  das Trinkwasser bedeu- 
ten können. Helfen Sie also mit, meine 
Damen und Herren dieses Hohen Hauses, und 
geben Sie den Mannenn der Freiwilligen 
Feuerwehren die Mittel in  die Hand, die sie 
restlos in die Lage versetzen, allen Menschen 
ohne Unterschied gemaß ihres Leitsprucbes 
,,Einer für  alle, alle für  einen" beistehen zu 
können. (Beifall bei der SPO.) 

PRÄSIDDNT WELSS: Als nächster Redner 
kommt Herr Abg. Karl 'Schqeider zum Wort. 

Abg. Karl SCHNEIDER: Herr Präsident! 
Hohes Haus! Kollege Kaiser ist im Moment 
nicht da.< ( Z u  Landesrat Rösch.) Es ist nicht 
notwendig, Herr Landfesrat, ich kann mit Kol- 
legen Schneider beginnen, der ein Brücken- 
bauproblem auf sehr angenehme Art erörtert 
hat. Ich möchte mich sehr gerne dieser seiner 
Auffassung anschlieRen. Herr Landeshaupt- 
imann seltbst hat oftmals die Bedeutung dieser 
Brücken hervorgehoben, weil ja die Donau 
unser Land in  der Mitte durchschneide1t, und 
weil wir wissen, wie wichtig die Verbindung 
über diesen Fluß ist, um idas Land in eine 
bexsene Vierlkehrsfi.equeriz zu bringen. Auch 
bei der Anregung der Denkmalsetzung bin 
ich mit ihm #einer Mceinung. Ich glaube, daß 
ibei aller Bedeutung der anlderen Brücken 
über die Donau in den bekannten anderen 
Zonen unseres Landes sicheilich auch im 
Osten dieser Brücke wirklich groRe Bedeu- 
tung zukomimt. Es steht sogar im EWG-Ver- 
trag m Rom, daß man die Randgebiete d i e s  
integrienten Raumes mit besonderer Kraft 
und Stärke ausstatten müsse. Das gehört also 
mit dazu, daß die östliche Haut durch eine 
solche Brücke entsprechend verstärkt wird. 

Ich kann mich noch daran erinnern, als 6ie 
vor drei Jahren Ihre erste Budgetredte hiel- 
ten, zu Lebzeiten des inzwischen verewigben 
Herrn Landeshauptmannes Figl, (da haben Sie 
für  Carnuntum geworben und haben beim 
Kapitel Kulbur darzustiellien versucht und 
auah darzustellen verfitanden, daß man dieser 
kultur- und kunsthistorischen Stätte ein stär- 
keres Augenmerk zuwenden müsse. Ich 
glaube, Sie erlauben mir da den Viersuch, so 
wie Sie auch ein wenig humorvoll zu sein. 
Sie sagten damals, man möge sich doch be- 
sinnlen, welch bedeutende Manner der Ver- 
gangenheit - es waren Kaiser und Feldher- 
ren - ihre Füße schon auf diesen Boden ge- 
setzt hätten. Sie nannten 'die Kaiser Marc 
Aurel und Diokletian. Als Sie das Wort Dio- 
kletian kaum ausgesprochen hatten, hat mich 
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einer der Herren, der in unmittelbarer Nähe 
gesessen ist und mit einer anderen Sache ibe- 
ischäftigt war, gefragt, wer denn dieser Dio- 
kletian sei. Da habe ich damals spaßhalber 
nachgedacht und gesagt: Na, das war der Er- 
finder vom Kletmnibrot. (Heiterkeit i m  
Saale.) Herr Landeshauptmann Figl aber hat 
mich gerügt und hat mir erklärt, das sei eine 
Ungehörigkeit ohnegleichen, solche Ulke ZU 
treilben, weil nämlich der Sprecher - in die- 
sem Fa'lle waren es 'Sie, Herr Kollege Schnei- 
der - durchaus glauben könne, daß dieses 
Gelächter, das sich durch meinen Spaß er- 
geben hatte, Iihnen gelten könne, und das 
wäre eine Beleidigung. Ich muß Si'e also heute 
noch um Entschuldigung dafür bitten. (Er- 
neute Heiterkeit i m  Saale.) 

Frau Abg. Körner hat die Bedeutung der 
Nebenbahnlinien in Niederösterreich siehr gut 
dargelegt; wir schließen uns Ihrer Auffas- 
sung, Frau Kollegin, an. Ich habe vor weni- 
gen Tagen ein wirtschaftlich-wilssenschaft- 
liches Buch über den Begriff der uberwin- 
dung #des Raumies und deren Bedeutuing in 
der heutigen modernen Wirtschaft zur Hand 
bekommen. Weil im Verkehnsproblem riesige 
Kosten lasten, würde ich sagen, daß niemand 
meiner Fraktion eine andere Einstellung hat 
als Sie und alle Herren, die sich mit diesem 
Problem ibefaßt haben, und daß wir 'dieser 
Ihrer Anregung sehr gerne die Zustimmung 
geben werden. Wir erhoffen uns, daß dieser 
Belastungsfakitor hintangestellt werden 
wird können, weil es  wirklich darum geht, 
der Wirtschaft alles abzunehmen, was noch 
zusätzlich an Schwierigkeiten kommen 
könnte; um unseve Situation, die vilelleicht 
nicht zu Tode betrübt, aber auch nicht him- 
melhochjauchzend ist, nicht noch m'ehr zu 
verschlechtern. 

Kollege Kaiser - er ist noch nicht da, aber 
er wird schon kommen - hat sich mit einer 
Angelegenheit befaßt, die mir auch ein wenig 
Mißbehagen bereitet hat, nämlich mit der 
Angelegenheit einer Kreditgarantiegemein- 
Schaft, die e r  vor zwei Jahren und ich im ver- 
gangenen Jahre hier deponiert habe. Ich 
wollte ihm dazu nur sagen, daß das kein 
Geschwätz in den luftleeren Raum ist, son- 
dern daß diese Kreditgarantiegemeinschaft 
in wenigen Wochen Tatsache werden wird, 
weil alle Vorarbeiten - und sie waren nicht 
unkompliziert - nunmehr abgeschlossen er- 
scheinen und weil mir bekannt ist, daß dem 
Hohen Hause eine Landtagsvorlage zugemit- 
telt wird, wonach zunächst neben den 
2,000.000 Schilling, die die Handelskammer 
dem Fundus zuführen wird und dazu bereits 
einen Iteschluß hat, von den Banken 4,000.000 
Schilling kommen unld auch das Land Nieder- 

Österreich 2,000.000 Schilling diesem Zweck 
widmen wird, nicht alis Gesellschafter, son- 
dern nur mit dieser Kapitaleinlage, so daß 
also 8,000.000 Schilling verfügbar sind, die 
man vervehnfacht einsetzen kann fiir die 
Bürgschaft der betroffenen Kreiditwerkr- 
kreise. Wir meinen, dadurch einen Stant zu 
haben. Wenn mir und dem Kollegen Kaiser 
die Zeit zur Realisierung dieses PlanSes ein 
wenig zu lang geworden ist, so beruht die 
Verzögerung darauf, daß die Meinungen in 
bezug auf die Höhe der Höchstsumme aus- 
einandergingen; nämlich 1,000.000 Schilling 
oder 2,000.000 Schilling. Aber auch beziiglich 
des Begriffes der Rückbürgschaft - ob näm- 
lich das Land diese Rückbürgschaft über- 
nehmen könne oder nicht - gab es Differen- 
zen. Ich glaube, zur !Zeit ist es so, daß zuierst 
ohne Rückbürgschaft mit einer oberen 
Grenze von 1,000.000 Schilling die ernte Vor- 
lage kommen wird, die wir aber in der wei- 
teren Folge noch ausbauen werden können. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, 
es ist natürlich sehr schwer und nicht zumut- 
bar, Dinge, die noch nicht besprochen wur- 
den, hier heute schon zu diskutieren. Wir 
haben über die verschiedenen Fonds noch 
nicht gegprochen. Ich tue es nicht, ich möchte 
nur sagen, warum wir so sehr bemüht sind, 
Krcditmöglichkeiten für die Wirtschaft zu 
schaffen. Ich war vor ein paar Wochen in der 
Schweiz in einem Betrieib und habe dort 
nicht den Chief 'des Unternehmens, sondern 
einen leitenden Reaunten gefragt, wieviel 
Fremdkapital dieser sehr große und inter- 
essante %trieb habe, mit wieviel fremden 
Geldmitteln man arbeite. Darauf hat mich der 
ausgelacht und hat 'erklärt, na selbstverständ- 
lich mit überhaupt keinem fremden (Geld. 
Wir wissen, daß wir ein aufierord~entlich 
kapitalarmes Land sind, daß bei uns die 
Wirtschaft neben anderen Sorgen immer wie- 
der die Sorge hat, das nötige Fremdkapital 
zu erträglichen Beidingungen zu bekommen, 
und daß das eine Folgerung zweier Kriege 
ist. Das ist natürlich ein Grund, wenn wir 
vielfach auch nicht richtig verstanden werden 
- nicht hier, aber anderswo -, warum wir 
so sehr versuchen müssen, zur Förderunlg der 
wirtschaftlichen Notwendigkeiten gerade in 
unserem Lande alle möglichen Aktionen zu- 
stande zu bringen. Gerade in diesen Belangen 
soll den Betrieben, die bekanntlich auf 
Kapital warten und diiese Wünsche immer 
wieder an uns herantragen, geholfen werden, 
damit wir für die verschiedenen Bereiche 
und Zwecke die Instrumente in Händen 
haben, die benötigt werden, um hier in Nie- 
derösterreich (eine etwas befruchtende Wir- 
kung zu erzielen. 
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Kollege Blabolil hat sich auch sehr inten- 
siv den wirtschaftlichen Notwendigkeiten ge- 
widmet und hat seine Einleitungssätze sehr 
gut formuliert. Er hat erklärt, daß es ohne 
eine gute Wirtischaftslage und ohne eine ge- 
sunde Hauswirtschaft nicht mtiglich ist, wei- 
teae Dinge zu tun, das sei von fundamentaler 
Bedeutung. Er hat sich dann den niederöster- 
reichischen Sorgen gewidmet und auch üiber 
einzelne Unternehmungen einiges gesagt. Das 
alles ist nur zu sehr bekannt. Ich glaube aber, 
ohne hiier eine Schönfärberei zu versuchen, 
daß wir trotz des Wellentales, in dem wir uns 
zur Zeit bedauerlicherweise befinden - 
allerdings nicht nur in Niederösterreich, 
sondern im ganzen Bundesgebiet und dar- 
iiber hinaus auch in ganz Europa -, dennoch 
hoffen dürfen, daß durch verschiedene Um- 
stände über diese Schwächen hinweggefun- 
den werden kann. Natürlich hälngen wir sehr 
innig mit dem westdeutschen Wirtschafts- 
raum zusammen, unld die Prognosen von dort 
sind nicht allzu positiv, aber immtenhin nicht 
mehr negativ, so daß wir glauben, in &$er- 
reich über diese Schwierigkeiten vielleicht 
doch hinwegzukommen, wenn wir uns alle 
bemühen, wo immer es möglich ist, etwas zu 
tun. Fur uns als kleines Land ist es natürlich 
sehr viel schwerer als für die großen Län- 
der, diese Probkeme zu meiistern. 

Sie haben, Herr Kollege Blabolil, die 
Eisenindustrie erwähnt. Wenn wir die ge- 
samte österreichische eisenerzeugende Indu- 
strie, von der Alpine über die VÖESt. und 
alle von Ihnen genannten Betriebe, auf- 
faitieren und beispielsweise mit der US Steel 
in Amerika vergleichen, steht ein Zwerg 
neben dem Riesen. Das gleiche gilt, wenn Sie 
die Stickstoffwerke mit Dupont in Paris usw. 
verglteichen. Immer wieder steht der Gigant 
neben dem Kleinen. Unsex Chance wird 
wahrscheinlich darin liegen, daß wir mehr 
zur SpezialiBierung gelangen, daß unsere 
Eisenerzleugung das tut, was für die anderen 
uninteressant ist, wo die Serien für die 
anderen zu klein sind unld wir in der Spezial- 
fertigung unsere Chance halben. Wir wlerden 
also vielleicht doch auf diesem Gebiete in der 
ümstrukturierung mit manch schmerzlichen 
Proziessen zurechtzukommen haben, um 
diese Integration mitzuexerzieren und auch 
bei Fallen der Zollmauern eines Tages nicht 
allzu große Schwierigkeiten zu halben. Wir 
können uns doch nicht vorstellen, wenn ich 
auch dem Fremdenverkehr noch so positiv 
gegenüblerstehe und wienn Kollege Janzsa in 
einer sehr dynamischen Art die Notwendig- 
keiten und die Hoffnungsziffern des Frem- 
denverkehrs dargestellt hat, daß wir etwa in 
einer Generation nur noch kraft der Natur- 

und der Kunstschätze dieses Landes ein Volk 
von Stubenmädchen und Ski- und Schwimm- 
lehrern sein werden. Natürlich gehört das 
auch mit dazu, aber nicht ausschließlich. Wir 
müssen versuchen, di'e gesamte Industrie und 
Wirtschaft tatsächlich zu unterstützen, aber 
auch ein wenig Optimismus aufzubringen. 

Ich habe heute Vormittag den Aufsatz eines 
Schülers gelesen, der den Bundespxis erzielt 
hat unid der sich miit diesen Fragen beschäf- 
tigte. Dieser junge Mann - übrigens ein blitz- 
gescheiter Bursche - hat den Aufsatz ver- 
lesen und hat vor allem zum Auedruck ge- 
bracht, daß man im Auisland, bei Kontakten 
mit jungen Menschen, dort viel mehr von der 
österreichischen Kraft, von der Dynamik die- 
ses Landes, der Qualität der Waren, die dieses 
Land hierstellt, überzeugt ist als wir selbst 
und daß man vielfach meint, daß wir zu 
ängstlich sind, wenn wir von diesen Sorgen 
sprechen. Er hat uns, den Älteren, zugerufen, 
mehr dafür zu werben, daß man hier im In- 
land mehr Öskrpeichische Waren kauft und in 
Anspruch nimmt; er hat auch Wege auf- 
gezeigt, wie er sich vorstellt, mit diesen zeit- 
bedingten Schwierigkeiten fertig zu werden. 

Meine Damen und Herren! Die Zeit, 'die 
mir für meine Rede noch zur Verfügung 
steht, ist bald zu Ende, ich möchte aber nur 
eines feststellten: Die Wirtschaft ist sehr wich- 
tig, die Wirtschaftsföaderung noch m'ehr. Man 
müßte sich nicht nur in diesem Zusammen- 
hang der Budgetdebatte, sondern auch bei 
anderen Gelegenheiten der Mühe unterzie- 
hen, über diese Probleme zu sprechen, hängt 
'doch das Schicksal des Landes, das Wohl- 
ergehen unserer Menschen, die Vollbeschäf- 
tigung, die Erhaltung der Arbeitsplätze, das 
Glück vieler Familien so sehr davon aib, ob 
es gelingt, daß wir alle - unter gegenwiti- 
gem Respekt, wenn wir auch politisch ande- 
rer Meinung sind - den gemeinsamen Weg 
immer wieder finden, um u n s  diesen Auf- 
gaben gegenüber in irgendeiner Weise durch- 
zusetzen. Für meine Person, und ich glaube, 
ich darf es namens aliler Kollegen meiner 
Fraktion tun, darf ich feststellen, daß wir 
jederzeit dazu (bereit sind. Ich darf I h e n  auf- 
richtig sagen, wir sind au'ch zu einer Sozial- 
Partnerschaft bereit, die innig, gut und dem 
Lande dicenlich ist. Wir khnnen, müssen und 
wevden irgendwie zusammenfinden; war 
doch dieser Raum und dieses Hohe Haus die 
Herzkammer jener Ausstrahlung vor vielen 
Jahren, als ein großes Reich mit insgesamt 
elf Nationen schon integrierter Raum war. 
Tch bin kein Monarchist, ich sehne mich nicht 
nach den politischien Konstruktionen zurüdk, 
aber wir haben doch das zerschlagen bekom- 
men, was die Gronen dieser Welt heute 
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scheinbar nicht mehr zulstande bringen. In 
diesem Saal, in diesem Haus und vielleicht 
auf diesem Rednerpult sind (entscheidende 
Worte dieser damaligen großen wirtschaft- 
lichen Dynamik gesprochen worden. Wollen 
wir hoffen, daß wir - im besonderen Maße 
gerade wir Niederösterreicher - der Wüvde 
die3es Raumes entsprechen, wenn wir den 
richtigen Weg in eine gute Zukunft finlden. 
(Beifall im ganzen Hause.) 

PRÄSIDENT WEISS: Zum Worte kommt 
Herr Landesrat B i e r b a U m. 

Landesrat BIERBAUM: Herr Präsident! 
Holhes Haus! Der heutige Tag hat gezeigt, daß 
die Landwirbchaft sehr viele Frieunde hat, 
man könnte sagen, nur Freunde. Ich muß 
aber dazu sagen, 'daß manche Freund8chaft 
leider Gottes auch nur der Bahn wegen ge- 
zeigt wurde, denn so oft hat man gehört, sdaß 
man diese und jene Bahnlinie nicht einstellen 
kann, weil die Landwirtschaft Schaden er- 
leiden könnte. Ich würde nur wünschen, daß 
diese Sorge in  der Landwirtschaft überall 
Platz greifen könnte. 

Gestatten Sie, daß ich die Probleimie, die 
heute hier angeschnitten wuriden und die 
mein Ressort betreffen, näher beleuchte. Die 
Herren Abgeordneten Fraissl und Thom- 
sahitz haben über die Feuerwehr gesprochien. 
Grundsätzlich ist zum Gedaniken 'der Feuer- 
wehr - außer daß man dlen Männern Lob 
und Dank sagen muß - nicht viel zu sagen. 
Aber die Herren haben Probleme angeschnit- 
ten. Sie wollten wissen, wie es mit dem Ge- 
setzentwurf über die Feuerpolizei, das 
Feuerwehrwesen und d5e Katastrophenhilfe 
aussieht. Nun, Ses ist Zhnen bekannt, daß 
schon vor langer Zeit begonnen wurde, übler 
diese Probleme nachzudenken, um ein neues 
Geseitz zu schaffen; ich glaube, im Jahre 1954 
waren die ersten Besprechungen, im Jahre 
1966 lag der erste Entwurf vor, der ausgesen- 
dfet wurde und den ein Abgeordneter im ver- 
gangenen Jahr heftig kritisiert hat, weil die 
Freiwilligkeit etwas stark in Mitleidenschaft 
gezogen wurde. Nun wurde noch einmal vom 
Referat ein Entwurf ausgearbeitet und aus- 
gesendet, der bei der Feuerwe'hr Zustimmung 
gefunden hat. Dazu muß ich aber sagen, diaß 
die Stellungniahnen, die kamen, sehr wersent- 
lich waren, vor allem in verfassungsrecht- 
licher Hinsticht. Daher muß noch viel geklärt 
werden. Dies betrifft aber nicht nur Nieder- 
Österreich allein. Es wunde bei einer Refenen- 
tentagung, die am 24. Oktober stattgefunden 
hat, das Problem allgemein behandelt. Es sol- 
llen bis Febmar 1968 einheitliche Richtlinien 
eranbeitet werden. Von der zuständigen Ab- 
teilung ist auch der Auftrag ergangen, vor- 
erst mit der weiteren Bearbeitung auszuset- 

zen, bis die Stellungnahme gesamtösterrei- 
chisch abgeklärt ist, weil es hier gerade bei 
der Freiwilligkeit Schwierigkeiten gibt. 
Man sagt, daß diie Freiwilligkeit mit 
dem neiuen Gesetz - die Feuerwehr 
wünde dann eine Körperschaft öffent- 
lichen Rechtes werden, jetzt ist siie ein 
Verein - in Widerspruch steht und daher 
noch viel aufgeklärt werden muß. Ich wollte 
das nur sagen, damit Sie nicht glauben, daß 
hier nichts getan wurde. 

Abg. Thomschitz hat auch gesagt, in fünf 
Gem'einden gibt es zehn Wehren; er wäre der 
Ansicht, ldaß Iman das einschränken sollte; 
jede Gemeinde soll nur eine Wehr haben. 
Herr Abgeordneter, das war auch ein wesent- 
licher Punkt - es wurde sogar abgestimmt 
-, ob man bei dem neuen Gesetz diesen Weg 
beschreiten soll oider ob man es nicht bei 
mehr Wehren belassen sollte. Ich darf Ihnen 
sagen, daß im Feuerwehrwesen mit einer 
Stimme Mehrheit 'dafür gestimmt wurde, daß 
i n  Zukunft nur eine Wehr sein soll. (Die aber 
dagegen waren, haben sich auch etwas dabei 
gedacht. Durch die Zusammenlegung der Ge- 
meinden im großen Stil, wo manchmal Ge- 
meinden vereinigt werden, die miteinander 
keinen Zusammenhang haben, hat man sich 
echte Songen gemacht, wie man dort die 
Peuerwehr auflöst und ihr  den selbständigen 
Charakter nimmt. Ich weiß schon, Sie sagen, 
'man kann sie als Feuerwache bezeichnen. Es 
habien sich alle dagegen gewehrt, den 
Namen Peuerwache anzunehmen, sie wollen 
unbedingt eine Feuerwehr vom Ort X oder 
Y bleiben. Man hat sich also wesentlliche Ge- 
danken gemacht, wb man es so belassen soll 
oder ob man, wie Sile glauben, nur eine Wehr 
haben sollte. 

Es wurde auch heute der Wohnbau an- 
geschnitten. Einige Herren haben mit Recht 
gesagt, daß die Mittel zu gering sind, die für 
den bäuerlichen Wahrabau zur Verfügung ste- 
hen. Ich ikann Ihnen das nur bestätigen. Wir 
haben doch gerade in der Landwirtschaft 
einen gewaltigen Nachhang. Nach dem Krieg 
wurde lange Zfeit daran gearbeitet, vor allem 
die landwirtschaftlichen Betriebe wieder 
Aottauunauhen. Dann kam die rasantre Um- 
stellung in der Landwirtschaft; Leute sind 
abgewandert, die Technisierung ist eingetre- 
ten. Diesle Umstellung erfonderte viel Geld. 
Der Bauer hat, wenn er ausgebaut hat, in 
erster Linie an die Produktionsstätten, an 
den Stall gedacht; der Wohnraum ist zurück- 
geblieben. Nun ballt sich der Bedarf so zu- 
sammen, daß wir wirklich mit den Mitteln 
nicht auskommen. Wir haben aber die Mög- 
lichkeit, Kredite aufzunlehmen. Wir machen 
davon Gebrauch, und zwar schon in aller- 
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nächster Zeit. Wenn aber der Herr Albgeord- 
nete Schneider ausführt, daß ich vergangenes 
Jahr gesagt habe, die Mittel sollen nicht ab- 
sinken, so muß ich darauf sagen: Es können 
nur die Mittel gemeint sein, die im Budget 
eingesetzt werden. Die 9,000.000 Schilling sind 
vom verigangenen zum heurigen Jahr gleich- 
geblieben. Warum werden nun die hinein- 
kommenden Mittel geringer? Weil ein Teil 
der Mittel, die auf der Bundesbasis aus- 
gegeben wurden, sofort zum Fonds zurück- 
laufen und daher dort vereinnahmt wepden 
und bei uns nicht zum Ausdruck kommen. 
Nun hat er einen Antrag gestellt, man möge, 
90 wie (es im Fondsgesetz steht, über die 
Fondsmittel Bericht geben. Ich darf Ihnen 
dazu sagen: Ich glaube, es wird nachher dar- 
iiber abgestimmt werden, daß das selbstver- 
ständlich (nachgeholt wird. 

Eine wesentliche Diskussion hat heute auch 
das Schulwesen ausgelöst. Die Albgeodnetea 
Rabl, B'runner und Ungersbeck haben die 
Schulen Niederästerreich angeführt, des- 
gleichen die Berufsaulsbildung. Abg. Stangl 
hat auch einiges ldazu gesagt, nur muß ich da 
Herrn Abg. Stangl etwas 'berichtigen. Wir 
wissen schon, daß die Schülerzahlen fallend 
sind, aber Sie haben zwei Jahre verglichen, 
die man schwer vergleichen kann, weil wir 
ja von seinem zweijährigen auf leinen einjäh- 
rigen Turnus übergegangen sind und sich 
daher die Schderzahl zwangsläufig halbieren 
muß. 19165 waren es 5600 Schüler und 1966 
2800 Schüler. Nun darf ich Ihnen sagen, daß 
die Schülerzahl weiter fallend ist. Dieser ge- 
waltige Sprung war aber durch die Tatsache 
bedingt, daß eben auf ein Jahr zusammen- 
gezogen wurde. Es wurde auch kritisiert, daß 
scheinbar zu viele Schulen bestehen, daß man 
vielleicht die eine oder andere reduzieren 
könnte. Bei den Fachschulen darf ich sagen, 
daß man gerade, weil Nlederösterreich ein so 
verschieiden geiartetes Land insbesondere in 
der Landwirtschaft ist, an der Zahl nicht 
allzu stark rütteln wird können, wenn man 
jeder Berufssparte der Landwirtschaft eini- 
germaßen Rechnung tragen will. Eie haben 
auch die Frage angeschnitten, o1b zwei Schul- 
typen notwendig sind. Ich muß Ihnen eines 
sagen, Herr Abg. Stangl: Ich möchte Ihre 
Ausfühmngen nicht zu sehr unter Kritik 
stellen, weil sie wirklich manches Gute in sich 
haben, nur diese Frage, Herr Abg. Stangl, 
glaube ich, kann man nicht aufwerfen, denn 
es handelt sich um zwei ganz verschiedene 
Typen. Das eine ist die Berufisschube, das 
andere ist die Fachschule; die Rerufsschule, 
die das Elementarste sein soll, und die Fach- 
schule, die den Betriebsführer heralnzubilden 
hat. Ich glaube, diese Frage kann man nicht 

zur Ddbatte istellen. (Abg.  Stangl: Um die 
Internate und die Externen ist es gegangen!) 
Wenn Sie Internate und Externe gemeint 
haben, kann ich sagen: Selbstvemtändlich 
wird es so komlmen, daß man einem Typ ent- 
gegenarbeiten muß, aber iSie sehen ja die 
Mittel, die im Budget angesetzt sind. Ich will 
nicht sagen, daß mich der Finanzreferent be- 
sonders schlecht gehalten hat, ich will ihn 
auch nicht loben, daß er )mich besonders gut 
gehalten hat, ldas könnte vielleicht auf un- 
fruchbbaren Boden fallen. Er könnk dann 
sagen, wenn du sowieso zufrieden bist, dann 
kann man das nächstemal weniger geben. Ich 
darf aber eines sagen. Die Umstellung auf 
Internatsschullen kostet verdammt viel Geld. 
Nun können Sie kritisieren. Man hat gerade 
bei der Berufsschule, mit der man so früh - 
noch ohne gesetzliche Grundlage - begonnen 
hat, den Weg noch nicht so wie heute ge- 
kannt. Man glaubte, in jedem Dorf eine 
Berufsschule oder FgrDbildungsschule haben 
zu müssen. Wer konnte damals sagen, daß es 
mit der Landwirtschaft - personell gesehen 
- derart schnell albwärts geht. In vielen Fäl- 
len war doch diese Fortbilduingachule nach 
der Pflichtschule die einzige Bildungsmöglich- 
keit für die jungen M~e~wchen. So mancher 
Arbeiter, 'der heute in der Industrie steht, hat 
auf diese Art seine nachschulische Ausbildung 
und Weiterbibdung genossen. Ich war (damals 
selbst Gemeindlerat und (habe gemeint, wir 
müßten in  meiner Gemeinde, weil wir dort 
(einte neue Hauptschulie gebaut haben, un- 
ilredingt auch eine Berufsschule bauen. Der 
Wunsch wurde mir nicht erfülilt; ich muß 
sagen, daß ich heute \darüber sehr glücklich 
bin. Es konnte niemand den Weg abschätzen. 
Es stehSen jetzt sehr viel'e Schulen. Die Ten- 
denz ist bei den Schüliern dauernd fallend, 
wenn auch nicht so rasant, wie Sie es hier 
dargestellt haben. Man muß vorsichtig sein. 
Wie viiele soilcher Internatscchulen braucht 
man, und wo sollen sie stehen? Ich habe mir 
vorgenommen, einen Plan darüber zu er- 
ankiten, im Rohen liegt (er auch schon vor, 
wo in Zukunft idiese Schulien stehen müssen. 
Das Zukünftige ist selbstverständlich das 
Internat. 

Und nun zur Forstwirtschaft. Abg. Fahrn- 
berger hat hier Zalhlen genannt. Ich muß 
Ihnen sagen, ich bin selbst entsetzt, daß die 
Forstwirtschaft nicht besser dotiert ist, als es 
im Voranschlag steht, nur der Vergleich der 
Zahlen hinkt doch etwas. Im Jahre 1967 
waren es 2,700.000 Schilling. Ich darf Ihnen 
sagen, daß davon 2,000.000 Schilling an- 
gesetzt waren, um der Harzwirtschaft zu 
helfen, um ihr einen Start zu einer Umstel- 
llung zu geben, weil die althergebrachte Ver- 
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arbeitung nicht mehr richtig funktioniert 
hatte. Dazu waren also im Jahre 1967 noch 
2,000.000 Schilling notwendig. über Aus- 
sprache mit den Menschen, die damit zu tun 
haben, hat man festgestellt, daß im kommen- 
den Jahr, ich hoffe, das letztemlal, eine 
Summe von zirka 750.000 Schilling notwendig 
sein wird. Wenn also 1967 - 2,700.000 Schil- 
ling abzüglich 2,000.000 Schilling - nur 
700.000 Schilling für die Forstwirtschaft 
ubrig waren und 1968 bei einer Ansatepost 
von 1,800.000 Schilling mit 750.000 Schilling 
das Auslangen gefunden wird, so verbleilben 
nicht ganz 1,100.000 Schililing für die Forst- 
wirtschaft. Es ist etwas miehr, wenn ich auch 
sagen muß, daß es wahrscheinlich zu wenig 
sein wird. 

Herr Abg. Schneider hat sich dann mit der 
Agrarpolitik schlechthin befaßt. Darüber 
lieRe sich noch sehr lange diskutieren, Herr 
Abgeordneter, ich will nur eines herausgrei- 
fen. Sie halben gesagt, die Produktion auf den 
Verbrauch einstellen! Ich darf dazu sagen: 
Grundsätzlich sind wir dafür, wir werden in 
dier Landwirtschaft nicht ins Blaue produzie- 
ren und dann meinen, irgend jemand wird es 
schon abnehmen. Aber nur das zu produzie- 
ren, was wir brauchen, das kann die Land- 
wirtschaft nicht tun. Wir sind, was die Vieh- 
Wirtschaft betrifft, ein ausgesprochenes Ex- 
portland. Wenn wir hier aiuf das, was wir 
im Inland (brauchen, zurückschrauben wür- 
den, dann würden die Berufskollegen, die 
Ihnen nahestehen, dazu vieles zu sagen wis- 
sen; sie wiirdlen uns das nicht abnehmen. Wir 
stehen aber in der Landwirtschaft nicht allein 
da. Schauen Sie sich die Industrie an, sie 
macht das nicht anders. Betrachten Sie die 
Stickstoffwerke - ich führe sie deshalb an, 
weil die Bauernschaft mit dieser Firma mehr 
Verbindung hat -, sie produzieren weit mehr 
a b  slie brauchen, und verkaufen aiuch billiger 
ins Ausland, als wir österreichischen Bauern 
bezahlen müssen. Es ist nicht nur für die 
Landwirtschaft notwendig, etwas zu produ- 
zieren, damit sie \existieren kann, auch 
wenn die Erneugnisse ins Ausland exportiert 
werden. 

Einige Herren haben bereits angefiührt, wir 
decken dmen Tisch des Volkes zu 84 Prozent. 
Wenn wir morgen davon leben müßten, 
würden uns 16 Prozent fehlen. Wenn wir in 
einigen Sparten einen tfiberschuß haben, so 
ist dies nur ein scheinbarer tfberschuß. Be- 
trachten Sie nur unsere Butterprolduktion. 
Wenn wir plötzlich darauf angewiesen wären, 
von dem Fett zu leben, das wir im Inland 
produzieren, ich weiß nicht, ich glaube, in 
einigen Wochen würden wir wahrscheinlich 
mit Fettkarten einkaufen gehen. Wir geste- 
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hen es dem Konsumenten zu, daß die Butter 
teuer ist und der Verkauf schwach ist. Herr 
Landesrat Rösch hat gesagt, weil die Mar- 
garine billiger ist. Das stimmt, wir gönnen 
es dem Konsumenten, daß er sich das billi- 
gere pflanzliche Fett kauft. Wir müssen ihn 
aber darauf aufmerksam machen, daß 'es 
morgen odier übermorgen anlders sein kann 
und daß OS daiher kleine Vergeudung bedleutet, 
wenn er billig lebt, weil e r  aus dem Ausland, 
aus Ländern Waren bezieht, die keine sol- 
chen sozialen Errungenschaften aufweisen 
können wie Österreich und wo - grob aus- 
gedrückt - „Barfüßige" das produzieren, an 
dem wir uns billig schaldlos halten. Wir gön- 
nen es dem Konsumenten, aber er muß auch 
verstehen, daß wir nicht nur unseretwegen 
produzieren, sondern seinetwegen, damit wir, 
wenn es anders kammen sollte, auch das 
haben, was von uns verlangt wird. 

Das wollte ich zu den agrarpolitischen 
Fragen, die hier aufgeworfen wurden, sagen. 
Es ließe sich darüber allerfdings noch vieles 
ausfüihren. Sie haben auch erwähnt, daß die 
Treibstoff Verbilligung niedriger sein wird. 
Ich kann Ihnen dazu eines sagen: In Summa 
wird sie im Jahre 1968 nicht niedriger sein, 
sie wird gleich sein. Sie haben auch aus- 
geführt - zumindest habe ich es so verstan- 
den -, daß noch nicht berücksichtigt ist, daß 
die Maschinen mehr werden. Gerade weil das 
berucksichtigt ist, wird im nächsten Jahr (der 
Ansatz nicht 80 Schilling, sondern 77 Sahil- 
ling, 75 Schilling oder 74 Schilling betragen. 
Ich glaube aber, das haben Sie bestimmt auch 
so gemeint. 

Wenn ich eingangs festgestellt habe, daß 
wir heute vermerken konnten, daß wir so  
viele Freunde in der Landwirtschaft haiben 
- ich habe spaßhalber noch dazu gesagt, 
wenn sie auch manchmal mit der Eisenbahn 
hengiefahren wurden -, so darf ich Sie nur 
eines bitten: Bleiben Sie Frieunde der Land- 
wirtschaft, helfen Sie mit, daß wir mit den 
wenigen Mitteln so viel heisten können, daß 
di'e gesamte Bevölkerung auch in Zukunft 
\beruhigt auf die Landwirtschaft sehen kann. 
(Bei fal l  im ganzen  Hause.) 
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widmet haben. Es wurden so manche Vor- 
schläge unterbreitet, die geeignet sind, in die 
Tat umgesetzt zu werden, nicht nur auf dem 
Gebiete der allgemeinen Wirtschaft, sondlern 
vor allem auch auf dem Gebiete des Frem- 
denverkehrs. Ich darf Sie alle, die Sie zu den 
Kapiteln 0 bis 7 Ihre Meinung dargelegt 
haben, nur dazu beglückwünschen, daß Sie 
vensucht haben, im Eilnklang mit den wirt- 
schaftlichen Gegebenheiten des Landes auch 
in den anderen Bereichen Ihre Auffassungen 
darzulegen. Im Eereiche der Wirtschaft kann 
man nicht zwischen Produktionsbetrieb und 
den Lebensadern der Wirtschaft, den Stra- 
ßen, Brücken, Wasser- und Luftwegen Tren- 
nungslinien ziehen, das gehört dazu. Man 
darf auch nicht - das wissen wir allle, und ich 
miißte es eigentlich nicht erwähnen - etwa 
dem Schulwesen das nötige Interesse ver- 
sagen. Die Jugend wird dort, besonders durch 
die Möglichkeit, die jetzt durch das neunte 
SchuljaIhr geboten wird, in dile Wirtschaft 
eingeführt und sammelt dadurch die not- 
wendigen Erfahrungen für ihr berufliches 
Wirken. 

Jedenfalls habe ich an der Rednerzahl zu 
Kapitel 7 ersehen, daß ein sehr großes Inter- 
esse für die wirtschaftlichen Eelange besteht, 
weil - wie ein Rednler ausgeführt hat - es 
sich dabei ja um das Um und Auf d w  Exi- 
stenz aller handelt. Grundsätzlich möchte ich 
dazu eines sagen: Die Wirtschaft ist ein ganz 
bedeutendes Werk, es muß ein Rad ins andere 
greiFen; Angeh t  und Nachfrage sind ein 
ehernes Gesetz. Das gilt nicht nur im Inland; 
wir müssen produzieren, um diese Produkte 
auch absetzen zu können. Es wäre schlecht, 
wenn man nur die Produktion, aber keinen 
Markt dazu hätte. Es ist daher alles, was 
produziert wird, auch dazu da, an den Mann 
zu kommen. Dazu gehört die Versorgung des 
Inlandes, dazu gehören Export und Import, 
damit die arbeitenden Menschen in unserem 
Lande zu jenen günstigen Preisen einkaufen 
können, wie sie es wünschen. Ich darf fest- 
stellen, daß es nicht allein Aufgabe der Wirt- 
schaft sein kann, das alles zu bewerkstelligen. 
Eine Reihe von Rednern hat erfreulicher- 
weise darauf hingewiesen, daß Förderungs- 
maßnahmen notwendig sind, die aber nicht 
nur das Laind zu setzen hat, sondern die auch 
von seiten des Bundes sowohl auf dem Ge- 
biete der Landwirtschaft als auch der Wirt- 
schaft vorgesehen werden müssen. Hier darf 
ich dem Hohen Hause für die seinerzeit be- 
schlossenen Anträge noch einmal herzlich 
danken, weil wir jetzt deren Auswirkungen 
bereits spüren. Neben der Einführung der 
Übernahme der Landeshaftung, des Betriebs- 
investitionsfonds und allen anderen Kredit- 

aktionen sind selbstverständlich auch auf 
Bundesebene solche finanziellen Möglichkei- 
ten für die Wirtschaft gegeben. Ich darf hier 
nur die ERP-Kredite, die Bürgschaftskredite 
usw. anführen. Wenn wir das heurige Budget 
des Landes kritisch betrachten, so finden wir, 
obwohl die Ansätze da unld dort dem einen 
oder anderen zu gering erscheinen mögen, 
eines bemerkenswert, daß es nämlich - im 
Gegensatz zu früher - eine höhere Summe 
ausweist. Diese hähere Summe bringt zwar 
nicht gerade für das Kapitel der Wirtschaft, 
das ich zu verwalten habe, viel mehr - es 
ist ungefähr dasisellbie wie im Vorjahr. Doch 
hängt, was ich schon gesagt habe, ja alles, was 
geschieht, angefangen vom Straßenbau bis 
zur Errichtung von Schulen, mit der Wirt- 
schaft zusammen. Es dient der Wirtschaft und 
muß ihr dienen, wenn es sinnvoll sein soll. 

Es wäre sicher wünlschenswert, den 
Betriebsinvestitionsfonds größer zu gestalten. 
Ich danke dem Redner, der sich dafür einge- 
setzt hat; vor alliem aber auch dem Redner, 
der gesagt hat, er würde mich gerne unter- 
stützen, um mehr Mittel zu bekommen. Diese 
Mittel, meine sehr verehrten Damen und Her- 
ren des Hohen Hauses, die Sie seinerzeit 
durch La~n~dtagskschlüswe gesichert halben, 
mehren sich ja, da es in der Wirtschaft Gesetz 
ist, daß das, was produziert wird, auch einen 
Ertrag liefern muß. Es bringen diese Mittel 
wieder Erträge, wohl in  einem geringen Maß, 
aber sie wenden doch ein wenig mehr. Man 
wird in einigen Jahren, mieine sehr verehr- 
ten Damen und Herren des Hohen Hauses, 
wenn wir oder andere wieder einmal Über 
diese Dinge reden, finden, daß gerade die 
Einrichtung dieses Fon& seine Bestätigung 
dadurch gefulnden hat, daß er tatsächlich stark 
geworden ist und den Möglichkeiten und 
Gegebenheiten, die an ihn gestellt wurden, 
gerecht werden konnte. Freilich zahlt in der 
Wirtschaft nicht das tote Gebäude. Wenn 
nicht in jeder htriebshalle Maschinen lau- 
fien, nicht das Gedröhne der Motoren zu hören 
ist, sich keine fleißigen Hände regen, der 
menschliche Geist nicht mitschafft, dann wird 
es wahrscheinlich zu nichts kommen. Um die- 
ses Leben waren Sie aihe heute auch besorgt, 
und zwar im Zusammenhang mit verschie- 
denen Erscheinungen auf dem Sektor der ver- 
staatlichten und der privaten Industnie. Ich 
glaube, wir alle sind bereit, unser Bestes zu 
tun, um diesen Dingen beizukommen. Wir 
haben es vielleicht noch nie so gespürt wie 
gerade in dieser Zeit, wo alle an den Landes- 
hauptmann, an die Landesregierung heran- 
treten, die Abgeordneten bemühen, wenn es 
da oder dort Schwierigkeiten gibt, die über- 
wunden werden müssen. Wir leben in einer 
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besonderen Zeit, und ich glaube, wir müssen 
daraus auch erkennen, daß unsere Pflicht zum 
Zusammenstehen bei der Bewältigung dieser 
Aufgabe noch größer ist als früher. 

Dies im allgmeinen und in aller Kürze zu 
den wirtschaftlichen Bereichen der Industrie, 
des Geweribes und des Han'dels. Wenn auch in 
diesem Jahr nicht so viele Betriebsgründun- 
gen in Niederösterreich erfolgen konnten - 
das wurde schon in  verschiedenen Publikatio- 
nen erlautert und (erörtert -, dann, glaiube 
ich, müssen wir sagen, daß wir uns diese 
Aktion, wie wir sie begoanen haben, wohl 
Überlegten. Sie selbst, meine Damen und 
Herren dles Hohen Hauses, haben vor weni- 
gen Tagen einen Antrag beschlossen, der vor- 
sieht, einte Beratungsstelle für Betriebsneu- 
gründungen einzurrichten. Diese Aufgabe 
wurde ldem Referat der Wirtschaft zugeteilt. 
Ich darf Ihnen jetzt schon die Versicherung 
geben, daß wir diese Aufgabe sehr ernst 
nehmen und - dem Rat dies Hauses folgend - 
womöglich ohne Vermehrung des Personals 
bewältigen werden. 

Ich darf auch sagen, daß ich mich sehr 
freue, daß über den Fremdenverkehr soviel 
ausgesagt wurde. Wenn wir auch in diesem 
Jahr - im Vergleich zu den anderen Buntdes- 
ländern - die wirtschaftlichen Erscheinun- 
gen nicht so sehr zu spüren bekommen und 
aus dieser Situation gut herausgefunden 
haben, dann, glaube ich, ist das darauf 
zurückzuführen, daß wir in den letzten Jah- 
ren alle zusammen immer wieder ;bemüht 
waren, der Frerndenverkeihrswirtschaft neue 
Impulse zu geben. Wir haben einen Stand von 
Sommerbädern, wie e r  nie dagewesen ist; wir 
haben einen Stand von Sesselliften und Ski- 
liften, wie wir ihn nie besessen haben; wir 
sind beim Ausbau des Hochkars daibei, dort 
das Wintersportgebiet schlechthin zu schaf- 
fen, das Niederösterreich braucht, um viele, 
viele Menschen durch längere Zeit binden zu 
können. Wie wir in den letzten Tagen gehört 
haben, ist der Bund an den Herrn Lanldes- 
hauptmann, an die Landesregierung herange- 
treten, um ein Bundesskischulheim auf dem 
Hochkar errichten zu können, zu dem auch 
das Land einen Beitrag leisten sdl .  Wenn es 
dazu kommt, werden wir dieses Gebiet wie- 
der bereichern, denn dieser Einrichtung wer- 
den zwangsläufig aindere folgen. Die Privat- 
initiative wird dieser Initiative sicherlich fol- 
gen. Dann wenden wir vielleicht auch wie- 
der ein Stück dessen erreichen können, was 
von dieser Stelle aus schon gesagt wurde, daß 
Niederösterreich eigentlich das Ursprungs- 
land des Skisportes ist. Es wurden bedeu- 
tende Männer, die den Skisport bei uns be- 
gonnen, ihn eingeführt und gefördert haben, 
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genannt; ich brauche das nicht mehr z u  wie- 
derholen. Ich glaube aber, daß wir auch wei- 
terhin gerade den wirtschaftlichen Erschei- 
nungen und Ereignissen 'eine sehr große Be- 
'deutung beimessen müssen. Wir alle müssen b) außerordentlic 
versuchen, Hindernisse und Schwierigkeiten Berichterstatte 
aus dem Weg zu räumen und vielleicht da Hahes Haus! I 
oder dort auch Erleichterungen gesetzlicher Gruppe 7, Uff( 
Natur zu schaffen, um die Wirtschaft in Wirtschaf tsf ördei 
Schwunq m bringen und in Gang zu halten. ordentlichen v 
Denn so wie in einer Werkshalle nichts pro- 
duziert werden kann, wenn die Räder nicht Schilling w i e  
laufen, so muß die Wirtschaft in einem stän- liahen Voramhj 
'digen Albrollungsprozeß immer weiter rollen, zu genehmigen. 
um das zu erreichen, was wir alle mitein- Präsidenten, die 

über Gruppe 7, C Arbeitsplätze, die Sicherung der Vollbeschäf- 
Wirtschaftsförder tigung un'd damit im Zusammenhang auch die 

Sicherung der Erträge für Land und Gemein- auji'erordentlichel 
den, die aus einer Vollbeschäftigung stam- nis und Bedeckun 

Ich bitte den men. Wenn die Produktion da und dort 
besser gestaltet werden kann, wird es wahr- mehr um die Vq 
scheinlich in vielen Gemeindeshuben mehr träge. (Geschieht. 
Erträgnisse geben. 

Landhg von Nie 

ander wünschen, nämlich die Sicherung der PR ACIDENT 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Ich hatte in der Vorwoche Gelegenheit, einen 
neuen Betrrieb in einer Gemeinde, in der frü- 
(her einmal überhaupt kein Betrieb industriel- 
ler Art igewesen ist, zu eröffnen. Es war das 
die Firma Bö& in Wolkersdorf, der wir auch 
Mittel aus dem Betriebsinvestitionsfonds 
gegeben haben. Die Firma kommt aus 
Lustenau, sie führt Iden Namen LUWA, das 
heißt Lustenauer Wertarbeit. Ich habe dort 
gesagt, man könnte jetzt noch ein W einfiigen: 
Lustienauer-Wolhersdorfer Wertarbeit. Dort 
sind sozusagen Ü b e r  Nacht 120 Arbeitsplätze 
geschaffen worden, allerdings nur für Frauen. 
Ich möchte albeer noch ein weiteres Beispiel 
anführen. Wir haben vor wenigen Wochen 
einen Betrieb in Gänserndorf besichtigt, der 
in diesen Tagen durch das Hohe Haus Unter- 
stützung durch eine Landeshaftung finden 
wird. Ehemals war dort ein Betrieb mit einer 
gerilngeren Anzahl von Arbeitskräften als 
heute. Er wurde nicht gut geführt. Heute ist 
dieser Betrieb derart gut, daß dort an die 
120 Beschäftigte sind, und zwar aulsschließlich 
Männer. Neben diesem Betrieb gibt es eine 
Reihe anderer %triebe, die in unser Land 
gekommen sind. Ich glaube, wenn wir auf 
diesem Weg weitergehen, wird es zum Wohle 
der Menschen in unserem Lande und zum 
Wohlle unseres schönen Heimatlandes sein. 
(Beifall im ganzen Hause.) 

PRÄSIDENT WEISS: Die Rednerliste ist 
erschöpft, der Herr Berichterstatter hat das 
Schlußwort. 

Berichterstatter ANZENBERGER: Ich ver- 
zichte. 
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PRASIDENT WEISS: Ich ersuche den Herrn 
Berichterstatter, nunmehr seinen Antrag zur 
Gruppe 7, Offentliche Einrichtungen und 
Wirtschaftsförderung, a) ordentlicher. 
b) außerordentlicher Voranschlag, zu stellen. 

Berichterstatter Abg. ANZENBERGER: 
Hohes Haus! Ich stelle den Antrag, die 
Gruppe 7, Offentliche Einrichtungen und 
Wirtschaftsförderung, mit Einnahmen im 
ordentlichen Voranschlag von 73,723.000 
Schilling und Awgaben von 261,352.000 
Schilling Isoiwie Ausgaben im außerondent- 
licihen Vor&liag von 12,550.000 Schilling 
zu genehmigen. Ich ersuche dien Herrn 
Präsidenten, die Abstimmung v o r z u n e h n .  

PRmIDENT WEISS (nach Abstimmung 
über Gruppe 7 ,  Ufentliche Einrichtungen und 
Wirtschaftsf örderung, ordentlicher und 
auperordentlicher Voranschlag, in  Erforder- 
nis und Bedeckung): A n g e n o m m e n. 

Ich bitte den Herrn Berichterstatter nun- 

- - _-_.- i 
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(Nach Abstimmung Über den Resolutions. 
antrug der Frau Abg. Körner, betrefend die 
Entscheidung über die Einstellung von 
Nebenbahnen:) A n  g e n o m m e n. 

(Nach Abstimmung über den Resolutions- 
antrug des Abg. Viktor Schneider, betreflend 
die Vorlage eines Berichtes über die Geba- 
rung des Landwirtschaftlichen Wo hnbauför- 
derungsfonds in den Jahren 1965 und 1966 a@ 
den N U .  Landtag:) A n g e n o m m e n. 

(Nach Abstimmung über den Resolutions- 
antrug der Abg. Graf und Reiter, betreffend 
die Herabsetzung des Förderzinses für die i m  
Bereiche der OMV ausgebrachte Rohölförde- 
rung aus bereits länger produzierenden Erd- 
Ölfeldern, die zur Erschöpfung neigen:) A n- 
g e  n o  m m e  n. 

Ich unteribreche die Beratungen üllrer den 
Voranschlag des Landes. Die nächste Sitzung 
decs Landtages findet morgen, dien 15. Dezem- 
ber 1967. um 9 Uhr statt. 

, 
' träge. (Geschieht.) (Schlup der Sitzung u m  22.33 Uhr.) 

mehr um die Verllesung der Resolutionsan- Die Sitzung ist geschlossen. 

YBERGER: Ich ver- 


